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Dieser Prospekt ersetzt den Prospekt vom 18. Dezember 2023.
Dieser Prospekt datiert vom 28. Mai 2024.

(Eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung, in Irland nach irischem Recht als
offene Investmentgesellschaft mit variablem Kapital und getrennter Haftung
zwischen ihren Teilfonds gegriindet und registriert unter der Nummer
463397)

Die in diesem Dokument enthaltenen Angaben entsprechen nach bestem
Wissen und Gewissen des Verwaltungsrats (der alle gebotene Sorgfalt
darauf verwandt hat, dies sicherzustellen) den Tatsachen, ohne dass etwas
ausgelassen wurde, das fiir diese Angaben wahrscheinlich von Bedeutung
sein kénnte.
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1. Wichtige Informationen

DIESES DOKUMENT IST WICHTIG. VOR EINEM ANTEILSKAUF
SOLLTEN SIE SICHER SEIN, DASS SIE DIE ART DER ANLAGE, DIE
DAMIT ~ VERBUNDENEN  RISIKEN UND IHRE  EIGENEN
PERSONLICHEN UMSTANDE GENAU VERSTEHEN. WENN SIE
ZWEIFEL UBER DEN INHALT DIESES PROSPEKTS HABEN, SOLLTEN
SIE EINEN IN GEEIGNETER WEISE QUALIFIZIERTEN BERATER
KONSULTIEREN.

Der Wert von Anlagen und die aus ihnen vereinnahmten Ertrage
und damit auch der Wert der Anteile jeder Anteilsklasse eines
jeden Fonds und ihrer Ertrage kéonnen sowohl fallen als auch
steigen, und Anleger konnen moéglicherweise den von ihnen
angelegten Betrag nicht zuriickerhalten.

Anleger sollten diesen Prospekt, den Prospektnachtrag und das
die wesentlichen Anlegerinformationen (KIID) der relevanten
Anteilsklassen vollstindig durchlesen, bevor sie einen Antrag
stellen.

Potenzielle Anleger sollten beachten, dass die Anlagen in einem
Fonds normalen Marktschwankungen und anderen Risiken
unterliegen, die eine Anlage in Aktien oder anderen Wertpapieren
mit sich bringt. Darliber hinaus ist die Anlage in bestimmten Fonds
mit weiteren Risiken verbunden, die in den Abschnitten
JAnlageziele und Anlagepolitik” und ,Risikofaktoren” des
Prospekts und in den Prospektnachtragen zu den jeweiligen Fonds
beschrieben sind.

Der Wert von Anlagen und die aus ihnen vereinnahmten Ertrage
und damit auch der Wert der Anteile jeder Anteilsklasse eines
jeden Fonds und ihrer Ertrdge kénnen sowohl fallen als auch
steigen, und Anleger kénnen moglicherweise den von ihnen
angelegten Betrag nicht zurlckerhalten. Auch Veranderungen der
Wechselkursverhaltnisse zwischen Wahrungen kénnen den Wert
der Anlage mindern oder erhéhen.

Zeichnungs- und Riicknahmeverfahren

Die Anleger werden auf die im Prospekt und in den jeweiligen
Prospektnachtragen angegebenen Zeichnungs- und
Ricknahmeverfahren, insbesondere in Bezug auf die fiir die
jeweiligen Fonds geltenden Fristen hingewiesen. Personen, die
Informationen in Bezug auf die Preise der Anteile wiinschen und
Anteilsinhaber, die einen Rickkauf von Anteilen veranlassen
mochten, koénnen dies an der nachstehenden Adresse tun.
Zeichnungs- und Ricknahmeantrédge sind an den Administrator in
Irland zu richten. Angaben dazu sind im Antragsformular
enthalten.

ZULASSUNG DURCH DIE ZENTRALBANK ALS OGAW

Die Gesellschaft ist in Irland als Organismus fir gemeinsame
Anlagen in Wertpapieren gemaB den Vorschriften der
Europdischen Gemeinschaften (betreffend Organismen fir
gemeinsame Anlagen in Wertpapieren) von 20M
(Ausfihrungsverordnung Nr. 352 aus dem Jahr 2011), in ihrer
jeweils gultigen Fassung, zugelassen. Diese Zulassung bedeutet
weder, dass die Zentralbank die Gesellschaft oder einen der
Fonds unterstiitzt oder fiir sie blirgt, noch ist sie fiir den Inhalt
dieses Prospekts verantwortlich. Die Zulassung der Invesco
Markets plc (die ,Gesellschaft“) durch die Zentralbank (die
~Zentralbank*) stellt keine Gewihrleistung fiir die Leistungen
der Gesellschaft dar und die Zentralbank haftet nicht fiir
Leistungen oder Leistungsstérungen seitens der Gesellschaft.

DIESER PROSPEKT

Die allgemeinen die Gesellschaft betreffenden Informationen sind
in diesem Prospekt enthalten. Die Anteile, aus denen sich die
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einzelnen von der Gesellschaft angebotenen Fonds
zusammensetzen, sind in den Nachtrdgen zu diesem Prospekt
beschrieben.

Die Gesellschaft ist eine Umbrella-Investmentgesellschaft mit
variablem Kapital und getrennter Haftung zwischen ihren Fonds,
die am 16. Oktober 2008 gegriindet wurde. Die Gesellschaft hat
die Struktur einer Umbrella-Investmentgesellschaft, insofern, als
der Verwaltungsrat mit Genehmigung der Zentralbank zu
gegebener Zeit verschiedene Fonds auflegen kann.

Die Einzelheiten zu den jeweiligen Fonds werden in einem
separaten Prospektnachtrag beschrieben. In jedem dieser
Prospektnachtrage werden alle bestehenden Fonds aufgefiihrt.
Fur einen Fonds kéonnen mehrere Anteilsklassen ausgegeben
werden. Die in den Prospektnachtragen enthaltenen
Informationen sind selektiv und sollten in Verbindung mit diesem
Prospekt gelesen werden. Die Auflegung neuer Anteilsklassen
muss der Zentralbank mitgeteilt und von dieser vorab genehmigt
werden. Bei der Einflihrung einer neuen Anteilsklasse erstellt die
Gesellschaft Dokumente mit den relevanten Angaben zu jeder
Anteilsklasse. Diese Dokumente werden vom Verwaltungsrat
herausgegeben. Fir jeden Fonds wird ein gesondertes Portfolio
von Vermdgenswerten unterhalten, die in Ubereinstimmung mit
dem Anlageziel des Fonds angelegt werden.

Anteile eines Fonds kdnnen gegen Barzahlung oder Sachwerte (in
specie) gezeichnet und zurickgenommen werden. Anteile konnen
auch auf dem Sekundarmarkt gekauft und verkauft werden (wie
weiter unten beschrieben).

Die Gesellschaft kann Anteilszeichnungen ohne Angabe von
Grinden ganz oder teilweise ablehnen und nimmt keine
Erstzeichnungen fir Anteile entgegen, die den im
Prospektnachtrag fiir den jeweiligen Fonds festgelegten
Mindestbetrag fiir Erstzeichnungen unterschreiten, es sei denn,
der Verwaltungsrat verzichtet auf den Mindestbetrag fir
Erstzeichnungen.

Nach der Erstausgabe werden die Anteile zum Nettoinventarwert
je  Anteil zuzlglich bzw. abziglich der im jeweiligen
Prospektnachtrag festgelegten Abgaben und Geblhren,
einschlieBlich einer etwaigen Zeichnungs- oder
Ricknahmegebiihr, ausgegeben und zurlickgenommen. Der
Nettoinventarwert der Anteile der einzelnen Anteilsklassen sowie
die Ausgabe- und Ricknahmepreise werden gemaB den im
Abschnitt ,Ausgabe und Rlcknahmepreise/Berechnung des
Nettoinventarwerts/Bewertung von Vermoégenswerten” in diesem
Prospekt zusammengefassten Bestimmungen berechnet.

Die Anteile jedes Fonds kénnen an einer oder mehreren relevanten
Borsen notiert sein und von den Anteilsinhabern uneingeschrankt
Ubertragen werden. Es ist vorgesehen, dass die Anteile durch private
und professionelle Anleger sowie professionelle Anleger wie
Stammaktien eines borsennotierten Unternehmens auf dem
Sekundarmarkt gekauft und verkauft werden. Die Gesellschaft kann
jedoch nicht gewahrleisten, dass sich fir die Anteile eines
bestimmten Fonds ein liquider Sekundarmarkt entwickelt.

Einzelheiten zu Handelstagen beziiglich eines Fonds sind im
jeweiligen Prospektnachtrag aufgefiihrt.

Die Gesellschaft kann fiir jede Anteilsklasse eines Fonds eine
Ricknahmegebiihr von bis zu 3 % auf den Ricknahmepreis
erheben. Die Hohe einer etwaigen Ricknahmegebihr ist im
jeweiligen Prospektnachtrag festgelegt.

Wagen Sie die Risiken einer solchen Anlage ab, bevor Sie in die
Gesellschaft investieren. Bitte lesen Sie den Abschnitt
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.Risikofaktoren” weiter unten und gegebenenfalls im jeweiligen
Prospektnachtrag zu den einzelnen Fonds.

Anteile werden ausschlieBlich auf der Grundlage der im aktuellen

Prospekt und im letzten Jahresbericht und gepriiften
Jahresabschluss sowie einem eventuellen nachfolgenden
Halbjahresbericht  und  ungepriften  Halbjahresabschluss

angeboten. Diese Berichte und der vorliegende Prospekt bilden
gemeinsam den Prospekt fir die Ausgabe von Anteilen der
Gesellschaft.

Die Bestimmungen der Satzung, die als den Anteilsinhabern zur
Kenntnis gebracht gelten, kommen allen Anteilsinhabern zugute,
und alle Anteilsinhaber sind daran gebunden. Kopien der Satzung
sind auf Anfrage erhaltlich.

PRODUKTUBERWACHUNGSREGELUNGEN GEMASS MIFID II -
OGAW ALS NICHT KOMPLEXE FINANZINSTRUMENTE

Artikel 25 von MiFID Il legt Anforderungen im Zusammenhang mit
der Beurteilung der Eignung und ZweckmaBigkeit von
Finanzinstrumenten fir Kunden fest. Artikel 25 Absatz 4 enthalt
Regelungen fiir den Vertrieb von Finanzinstrumenten an Kunden
durch eine MiFID-zugelassene Firma, der lediglich in der
Ausfihrung von Kundenauftragen besteht. Sofern die
Finanzinstrumente unter Artikel 25 Absatz 4 Buchstabe a
aufgefihrt sind (die in diesem Sinne weit gefasst als nicht
komplexe Finanzinstrumente bezeichnet werden), muss eine
MiFID-zugelassene Firma, die die Instrumente vertreibt, ihre
Kunden nicht auch einer sogenannten Angemessenheitspriifung
unterziehen. Eine Angemessenheitsprifung wiirde das Einholen
von Angaben Uber die Kenntnisse und Erfahrungen des Kunden
lber den bzw. mit dem angebotenen Anlagetyp und auf dieser
Grundlage eine Beurteilung der Angemessenheit der Anlagen fir
den Kunden beinhalten. Sind die Finanzinstrumente nicht unter
Artikel 25 Absatz 4 Buchstabe a aufgefiihrt (und sind demnach als
komplexe Finanzinstrumente klassifiziert), muss eine MiFID-
zugelassene Firma, die die Instrumente vertreibt, ihre Kunden
auch einer Angemessenheitspriifung unterziehen.

OGAW (mit Ausnahme strukturierter OGAW) werden unter Artikel
25 Absatz 4 Buchstabe a eigens aufgefiihrt. Dementsprechend
gelten in diesem Sinne alle Fonds als nicht komplexe
Finanzinstrumente.

VERTRIEBS- UND VERKAUFSBESCHRANKUNGEN

Die Verteilung dieses Prospekts und das Angebot der Anteile
kénnen in  bestimmten Hoheitsgebieten Einschrankungen
unterliegen. Die Gesellschaft fordert alle Personen, in deren Besitz
dieser Prospekt gelangt, auf, sich zu informieren und diese
etwaigen Einschrankungen zu beachten. Dieser Prospekt ist kein
Angebot bzw. keine Aufforderung durch irgendjemanden in einem
Hoheitsgebiet, in welchem ein solches Angebot bzw. eine solche
Aufforderung nicht genehmigt ist, oder an eine Person, gegenuber
der die Abgabe eines solchen Angebots oder einer solchen
Aufforderung rechtswidrig ist.

Die Satzung der Gesellschaft erméachtigt den Verwaltungsrat, den
Anteilsbesitz durch folgende Personen zu beschranken: Personen,
die vermutlich gegen Gesetze oder Bestimmungen eines Landes
oder einer Regierungsbehorde verstoBen, sowie Personen unter
Umstanden, die (ungeachtet dessen, ob diese Umstdnde
unmittelbar oder mittelbar Einfluss auf eine solche Person oder
solche Personen haben und ob diese allein oder in Verbindung mit
einer anderen Person oder anderen Personen betrachtet werden,
ob sie in Verbindung stehen oder nicht, und auch unter jedweden
anderen Umstdnden, die dem Verwaltungsrat als relevant
erscheinen mogen) nach Auffassung des Verwaltungsrats dazu
fihren kénnten, dass sich fir die Gesellschaft oder den jeweilige
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Fonds eine Verpflichtung zur Zahlung von Steuern ergeben konnte
oder dass diese einen finanziellen Verlust oder regulatorische,
rechtliche oder wesentliche verwaltungstechnische Nachteile
erleiden kénnten, denen die Gesellschaft oder der jeweilige Fonds
ansonsten nicht ausgesetzt gewesen waren bzw. die sie ansonsten
nicht erlitten hatten. Laut Satzung ist der Verwaltungsrat auch
befugt, notigenfalls Anteile (auch Bruchteilsanteile)
zuriickzunehmen und zu stornieren, die von einer irischen
steuerpflichtigen Person gehalten werden, wenn nach irischem
Steuerrecht wie unter ,Besteuerung” weiter unten beschrieben
ein Steuertatbestand eintritt (zusammen die ,unzulédssigen
Personen”).

Potenzielle Zeichner und Kaufer von Anteilen sollten sich bei
einem Borsenmakler, Bankberater, Anwalt, Steuerberater oder
anderen Finanzberater Uber folgende Punkte informieren: (a)
mogliche  steuerliche  Auswirkungen, (b) rechtliche
Anforderungen, (c) etwaige Devisenbeschrankungen oder
Devisenkontrollbestimmungen und (d) sonstige erforderliche
behordliche oder andere Genehmigungen oder Formalitaten, die
nach den Gesetzen des Landes, dessen Staatsangehoérigkeit sie
besitzen oder in dem sie ihren Firmensitz, Aufenthalt oder
Wohnsitz haben, erforderlich und fiir die Zeichnung, den Kauf,
den Besitz oder den Verkauf von Anteilen relevant sein konnten.

Der vorliegende Prospekt kann in andere Sprachen Ubersetzt
werden. Eine solche Ubersetzung darf nur dieselben Informationen
und dieselbe Bedeutung enthalten wie der englischsprachige
Prospekt. Im Falle einer Inkongruenz zwischen dem
englischsprachigen Dokument und dem Dokument in einer anderen
Sprache ist das englischsprachige Dokument maBgebend, soweit
nicht die Gesetze eines Hoheitsgebiets, in dem die Anteile verkauft
werden, verlangen, dass bei einer auf einer Erklarung in einem nicht
englischsprachigen Prospekt basierenden Handlung die Sprache
des Dokuments maBgebend ist, auf dem das Geschéft basiert. In
diesem Falle gilt die Ausnahme nur fir die betreffende Handlung
und im erforderlichen Umfang.

Samtliche durch einen Handler, Verkaufer oder eine andere Person
erteilten Informationen, oder abgegebenen Erklarungen, die nicht
in diesem Prospekt oder in den Berichten und Abschlissen der
Gesellschaft, die Bestandteil desselben sind, enthalten sind, gelten
als nicht genehmigt, und folglich sollte nicht darauf vertraut
werden. Die Aushdndigung dieses Prospekts bzw. das Angebot,
die Ausgabe oder der Verkauf von Anteilen stellt unter keinen
Umstanden eine Erklarung dar, dass die in diesem Prospekt
enthaltenen Informationen zu einem nach dem Datum dieses
Prospekts liegenden Zeitpunkt zutreffend sind. Dieser Prospekt
kann von Zeit zu Zeit aktualisiert werden, um wesentliche
Anderungen aufzunehmen, und potenzielle Zeichner sollten sich
beim Administrator oder der Verwaltungsgesellschaft erkundigen,
ob ein Prospekt spateren Datums oder Berichte und Abschliisse
der Gesellschaft herausgegeben wurden.

Anlagen in der Gesellschaft sollten als langfristige Anlagen
betrachtet werden. Es kann nicht gewahrleistet werden, dass das
Ziel der Gesellschaft oder von Fonds der Gesellschaft erreicht
wird. Potenzielle Anleger missen den Abschnitt ,Risikofaktoren”
in diesem Prospekt lesen.

INFORMATIONEN FUR ANLEGER IM VEREINIGTEN KONIGREICH

Die Gesellschaft ist fiir die Zwecke der Verkaufsforderung im
Vereinigten Konigreich gemal Section 264 des Gesetzes liber
Finanzdienstleistungen und Finanzmarkte von 2000 (Financial
Services and Markets Act 2000, ,FSMA“) als Organismus fur
gemeinsame Anlagen (,,OGA") zugelassen. Der Prospekt wird im
Vereinigten Konigreich von oder im Namen der Gesellschaft
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verbreitet und ist von der Invesco Asset Management Limited
genehmigt, die von der Finanzaufsichtsbehorde reguliert wird.

Dieser Prospekt wird im Vereinigten Koénigreich durch die Invesco
Asset Management Limited herausgegeben, einem Unternehmen,
das von der Finanzaufsichtsbehorde (Financial Conduct Authority,
.FCA”) genehmigt ist und dessen Investmentgeschaft von dieser
beaufsichtigt wird. Potenzielle Anleger im Vereinigten Konigreich
werden darauf hingewiesen, dass alle oder die meisten
Schutzmechanismen, die das britische Aufsichtssystem vorsieht,
auf Anlagen in der Gesellschaft keine Anwendung finden und dass
kein Anspruch auf Entschadigung im Rahmen des britischen
Anlegerentschadigungssystems besteht.

Invesco Asset Management Limited agiert in Bezug auf den
Prospekt und alle Angelegenheiten in diesem Zusammenhang fur
die Gesellschaft, und Invesco Asset Management Limited oder
jeder ihrer Partner kann eine Beteiligung oder eine Position in
Anteilen der Gesellschaft halten. In Bezug auf Anlagen in der
Gesellschaft handelt sie fir keine andere Person, berat keine
andere Person oder behandelt keine andere Person als ihre
Kunden (sofern zwischen Invesco Asset Management Limited und
einer solchen Person keine anderen Vereinbarungen gelten).

Wichtiger Hinweis

Ein Anleger aus dem Vereinigten Konigreich, der mit der Gesellschaft
auf der Grundlage des Prospekts eine Anlagevereinbarung liber den
Erwerb von Anteilen trifft, hat nicht das Recht, diese Vereinbarung
nach den Kiindigungsregelungen der britischen Finanzaufsicht im
Vereinigten Konigreich zu kindigen, weil dieser Anleger keine
Beratung in Bezug auf eine Anlage in einen Fonds der Gesellschaft
erhalten hat. Die Vereinbarung ist mit Annahme der Order durch die
Gesellschaft bindend.

Die Gesellschaft fiihrt im Vereinigten Kénigreich keine geregelten
Aktivitdaten von einer festen Betriebsstétte aus durch und Anleger
aus dem Vereinigten Koénigreich werden darauf hingewiesen, dass
die meisten der vom Regulierungssystem im Vereinigten
Konigreich vorgesehenen Schutzmechanismen fiir eine Anlage in
einem Fonds der Gesellschaft nicht gelten. Inhaber von Anteilen
der Gesellschaft unterliegen moglicherweise nicht dem Schutz

durch den im Vereinigten Konigreich  eingerichteten
Einlagensicherungsfonds (Financial Services Compensation
Scheme).

Anleger, die in Bezug auf irgendeinen Aspekt der Gesellschaft oder
ihrer operativen Tatigkeit eine Beschwerde &uBern mochten,
konnen sich damit direkt an die Gesellschaft, die
Verwaltungsgesellschaft oder an Invesco Asset Management
Limited wenden.

Abs. 3ter KAG, haben die in diesem Dokument erwahnten
Teilfonds eine Schweizer Vertretung und Zahlstelle bestellt:

1. Vertretung und Zahlstelle

Die Vertretung und Zahlstelle in der Schweiz ist BNP PARIBAS,
Paris, Niederlassung Zirich, Selnaustrasse 16, CH-8002 Zrich.

2. Ort, an dem die relevanten Dokumente erhaltlich sind

Der Prospekt, die Basisinformationsblatter (KIDs), die Satzung der
Gesellschaft sowie die Jahres- und Halbjahresberichte sind
kostenlos bei der Schweizer Vertretung erhaltlich.

3. Erflllungsort und Gerichtsstand

Erfallungsort und Gerichtsstand in Bezug auf die in der Schweiz
angebotenen Anteile sind der eingetragene Geschaftssitz der
Schweizer Vertretung oder der eingetragene
Geschéftssitz/Wohnsitz des Anlegers.

VEREINIGTE STAATEN

Das Angebot und der Verkauf der Anteile an Personen, die keine US-
Personen sind, sind von der Registrierung nach der unter dem
United States Securities Act of 1933 Act, in der geltenden Fassung
(der , 1933 Act”) erlassenen Regulation S ausgenommen.

Die Anteile wurden und werden nicht gemaB dem 1933 Act
registriert, noch wurden sie zum Verkauf gemal3 dem Recht eines
Staats der Vereinigten Staaten registriert und deshalb dirfen die
Anteile nicht an US-Personen verkauft, diesen angeboten oder
anderweitig an US-Personen (ibertragen werden. Die hier
angebotenen Anteile wurden weder von der US-Bérsenaufsicht
(,SEC”) noch von der Wertpapieraufsichtsbehorde irgendeines US-
Bundesstaates oder einer dhnlichen Behorde eines anderen Landes
oder eines anderen Hoheitsgebiets genehmigt oder abgelehnt, und
weder die SEC noch eine solche andere Behorde wird dies tun. Die
Fonds wurden und werden nicht gemal dem United States Securities
Act von 1940, in der geltenden Fassung (der , 1940 Act”) registriert.

KANADA

Die Anteile der Fonds wurden und werden nicht fir einen Vertrieb
in Kanada registriert und dirfen in Kanada weder direkt noch
indirekt fiir Rechnung oder zu Gunsten einer in Kanada ansassigen
Person angeboten oder verkauft werden, es sei denn, dies
geschieht im Rahmen einer Ausnahmeregelung der
Zulassungsvorschriften Kanadas und/oder seiner Provinzen oder
im Rahmen einer Transaktion, die diesen Vorschriften nicht
unterliegt, und sofern die in Kanada anséassige Person in der Lage
ist, zu belegen und nachzuweisen, dass sie den betreffenden
Fonds kaufen darf und ein ,akkreditierter Anleger” ist.

SCHWEIZ

Der Inhalt dieses Dokuments wird in der Schweiz ausschlieBlich
qualifizierten Anlegern (die ,qualifizierten Anleger”), wie in Art. 10
Abs. 3 und Art. 10 Abs. 3ter des Schweizer
Kollektivanlagengesetzes (,KAG”) definiert, zum Angebot und
Vertrieb zur Verfligung gestellt. Nicht alle in diesem Dokument
erwdhnten Teilfonds wurden oder werden bei der
Eidgendssischen Finanzmarktaufsicht (,FINMA”) registriert.

Im Hinblick auf das Angebot und/oder die Vermarktung von
Teilfonds in der Schweiz an qualifizierte Anleger nach Opting-out
gemal Art. 5 Abs. 1 des Schweizer Finanzdienstleistungsgesetzes
(,FIDLEG") und ohne Portfoliomanagement- oder
Beratungsverhaltnis mit einem Finanzintermediar gemal Art. 10
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SINGAPUR

Das Angebot oder die Aufforderung zur Zeichnung von Anteilen der
Gesellschaft, die Gegenstand dieses Prospekts ist, bezieht sich nicht
auf einen OGA, der gemaB Section 286 des Securities and Futures
Act, Chapter 289 von Singapur (der ,,SFA”) zugelassen oder gemal
Section 287 des SFA anerkannt ist. Die Gesellschaft wurde von der
Monetary Authority of Singapore (die ,MAS") nicht zugelassen und
wird von ihr nicht anerkannt, und ihre Anteile dirften nicht
Gegenstands eines 6ffentlichen Angebots an Privatanleger sein.
Dieser Prospekt und andere Dokumente oder Unterlagen, die in
Zusammenhang mit dem Angebot oder Verkauf herausgegeben
wurden, ist kein Prospekt im Sinne des SFA. Daher findet die
gesetzliche Haftung gemaB SFA in Bezug auf den Inhalt von
Prospekten keine Anwendung, und Sie sollten sorgfaltig abwagen,
ob eine Anlage fiir Sie geeignet ist.

Dieser Prospekt wurde nicht bei der MAS als Prospekt registriert.
Dementsprechend dlrfen weder dieser Prospekt und andere
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Dokumente oder Unterlagen, die in Zusammenhang mit dem
Angebot oder Verkauf oder einer Aufforderung zur Zeichnung
oder zum Kauf von Anteilen herausgegeben wurden, verbreitet
oder vertrieben werden, noch dirfen Anteile - ob direkt oder
indirekt - an Personen in Singapur angeboten oder verkauft oder
Gegenstand einer Aufforderung zur Zeichnung oder zum Kauf
werden, es sei denn, dies erfolgt an (i) institutionelle Anleger
gemal Section 304 des SFA, (ii) maBgebliche Personen gemal
Section 305(1) oder Personen gemal Section 305(2) sowie in
Ubereinstimmung mit den in Section 305 des SFA aufgefiihrten
Bedingungen, oder (iii) auf sonstige Weise, die geméaB und in
Ubereinstimmung mit den Bedingungen anderer anwendbarer
Bestimmungen des SFA zulassig ist.

Werden Anteile gemall Section 305 des SFA von einer
mafBgeblichen Person gezeichnet oder erworben, und handelt es
sich dabei um:

(a) eine Kapitalgesellschaft (die nicht als akkreditierter
Anleger (im Sinne von Section 4 A des SFA) gilt), deren
einziger Geschéftszweck darin besteht,
Vermogenswerte zu halten, und deren gesamtes
Anteilskapital sich im Besitz von einer oder mehreren

natlrlichen Personen befindet, die jeweils als
akkreditierte Anleger gelten; oder
(b) bei einem Trust (dessen Treuhander kein akkreditierter

Anleger ist), dessen einziger Zweck im Halten von Anlagen
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(®)

besteht und bei dem alle Beginstigten des Trusts
natlrliche Personen sind, die akkreditierte Anleger sind,
werden Wertpapiere (wie in Section 239(1) des SFA
definiert) dieser Korperschaft oder die Rechte und
Beteiligungen der Beglinstigten (wie auch immer
beschrieben) an diesem Trust nicht innerhalb von sechs
Monaten Ubertragen, nachdem die Korperschaft oder der
Trust die Anteile auf der Grundlage eines Angebots geman
Section 305 des SFA erworben hat, es sei denn:

es handelt sich um einen institutionellen Anleger oder
eine maBgebliche Person im Sinne von Section 305(5)
des SFA oder eine sonstige Person im Rahmen eines
Angebots wie in Section 275(1A) oder Section
305(3)(i)(B) des SFA beschrieben;

das Erbringen einer Gegenleistung fiir die Ubertragung
ist zum jetzigen Zeitpunkt und kinftig nicht vorgesehen;

die Ubertragung erfolgt kraft Gesetzes;

es gelten die Angaben von Section 305A(5) des SFA;
oder

es gelten die Angaben in Regulation 36 der Securities
and Futures (Offers of Investments) (Collective
Investment Schemes) Regulations 2005 von Singapur.



2. Adressverzeichnis

GESELLSCHAFT

Invesco Markets plc

Ground Floor

2 Cumberland Place

Fenian Street

Dublin 2

Irland

VERWALTUNGSGESELLSCHAFT UND PROMOTER
Invesco Investment Management Limited
Ground Floor

2 Cumberland Place

Fenian Street

Dublin 2

Irland

ANLAGEVERWALTER

Assenagon Asset Management S.A.
Aerogolf Center

1B, Heienhaff

1736 Senningerberg

Luxemburg

ADMINISTRATOR

Northern Trust International Fund Administration Services

(Ireland) Limited
George'’s Court

54-62 Townsend Street
Dublin 2

Irland
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ABSCHLUSS- UND BERICHTSPRUFER
KPMG

1 Harbourmaster Place

IFSC

Dublin1

Irland

IRISCHE RECHTSBERATER DER GESELLSCHAFT
Arthur Cox LLP

10 Earlsfort Terrace

Dublin 2

Irland

Invesco Capital Management LLC
3500 Lacey Road

Suite 700 Downers Grove lllinois 60515
USA

Northern Trust Fiduciary Services (Ireland) Limited
George'’s Court

54-62 Townsend Street

Dublin 2

Irland

VERWAHRSTELLE

Northern Trust Fiduciary Services (Ireland) Limited
George'’s Court

54-62 Townsend Street

Dublin 2

Irland

SEKRETAR

MFD Secretaries Limited
32 Molesworth Street
Dublin 2

Irland



3. Definitionen

Definierte Begriffe, die in diesem Prospekt verwendet
werden, haben die Bedeutung, die ihnen in diesem
Abschnitt zugeschrieben wird.

Abgaben und Gebiihren

bezeichnet die als solche im Abschnitt ,Gebihren und
Kosten” definierten Gebuhren.

Abwicklungstag

bezeichnet in Bezug auf den Erhalt von Geldern als Zahlung
von Zeichnungsgeldern oder die Uberweisung von Geldern
fir die Riicknahme von Anteilen die im Prospektnachtrag fir
jeden Fonds angegebenen Tage.

Administrator

bezeichnet die Northern Trust International Fund
Administration Services (Ireland) Limited oder ihre gemafl
den Vorschriften der Zentralbank ordnungsgemaB ernannten
Rechtsnachfolger.

Anerkanntes Clearing- und Abwicklungssystem

bezeichnet jedes Clearing-System fir die Abwicklung von
Transaktionen in Bezug auf Wertpapiere, das von den irischen
Revenue Commissioners als anerkanntes Clearing-System im
Sinne von Kapitel 1(a) von Teil 27 des irischen Taxes
Consolidation Act von 1997 bezeichnet wird, wozu zum
Datum dieses Prospekts die Clearstream Banking SA,
Clearstream Banking AG, Euroclear, Crest UK, National
Securities Clearing System, Sicovam SA, SIS Sega Intersettle
AG und NECIGEF (Nederlands Centraal Instituut voor Giraal
Effectenverkeer B.V. - das niederléandische Zentralinstitut fiir
im Giroverkehr Ubertragene Wertpapiere), BNY Mellon,
Central Securities Depository SA/NV, Central Moneymarkets
Office, Depository Trust Company of New York, Deutsche
Bank AG, Depository and Clearing System, Japan Securities
Depository Centre, Monti Titoli SPA, National Securities
Clearing System, The Canadian Depository for Securities Ltd.
und VPC AB gehoren.

Anlageverwalter

Assenagon Asset Management S.A. oder Invesco Capital
Management LLC, wie im entsprechenden Fondsnachtrag
angegeben, oder jede andere Person oder Personen, die
jeweils ordnungsgeman als Anlageverwalter der Gesellschaft
zuséatzlich oder als Nachfolger von Assenagon Asset
Management S.A. und/oder Invesco Capital Management LLC
bestellt wird/werden. Wenn der Anlageverwalter die
Verantwortung far die Anlageverwaltung der
Vermogenswerte eines Fonds (ibertragen hat, bezieht sich
der Begriff Anlageverwalter auch auf den
Unteranlageverwalter dieses bestimmten Fonds.

Anlageverwaltungsvertrag

bezeichnet den Anlageverwaltungsvertrag vom 22. Dezember
2008 zwischen der Verwaltungsgesellschaft und dem
Anlageverwalter.

Anteile

bezeichnet gewinnberechtigte Anteile der Gesellschaft und
umfasst, wenn der Zusammenhang dies gestattet oder
erfordert, die Anteile eines Fonds, die in verschiedene Klassen
unterteilt werden  kéonnen, wobei diese Anteile
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stimmberechtigte oder nicht stimmberechtigte Anteile sein
kénnen.

Anteilsinhaber

bezeichnet die Inhaber von Anteilen und jeweils einen
LAnteilsinhaber”.

Antragsformular

bezeichnet das Originalformular, das zusammen mit dem
Zeichnungsformular bei einer Erstzeichnung oder einem
Umtausch von Anteilen eingereicht werden muss. Es muss bei
Folgezeichnungen nur dann eingereicht werden, wenn sich
die Angaben oder Umstinde des Anlegers seit der
Einreichung des urspriinglichen Formulars geéndert haben.

Auflegungsdatum

bezeichnet das Datum, an dem die Gesellschaft Anteile in
Bezug auf einen Fonds gegen Zeichnungserlose gemaB
Ausfiihrung im Prospektnachtrag der einzelnen Fonds
ausgibt.

Ausgabepreis

bezeichnet den Preis, zu dem die Anteile ausgegeben
werden, wie im jeweiligen Prospektnachtrag festgelegt
werden kann.

AuBergewdhnliche Aufwendungen

bezeichnet die auBerordentlichen Aufwendungen, die im
Abschnitt ,Geblhren und Kosten” als solche beschrieben
werden.

Autorisierte Teilnehmer

bezeichnet eine juristische Person oder natirliche Person, die
von der Gesellschaft autorisiert ist, Anteile eines Fonds (auf
dem Primarmarkt) in bar oder auf Basis von Sachwerten direkt
zu zeichnen und zuriickzugeben. Die Gesellschaft kann von
Zeit zu Zeit ohne vorherige Mitteilung an die Anteilsinhaber
autorisierte Teilnehmer hinzufligen oder ersetzen. Eine
aktuelle Liste der autorisierten Teilnehmer ist auf Anfrage von
der Gesellschaft erhéltlich.

Basiswahrung

bezeichnet in Bezug auf einen Fonds die im Prospektnachtrag
fir den jeweiligen Fonds festgelegte Wahrung.

Benchmark-Verordnung

bezeichnet die Verordnung (EU) 2016/1011 des Europdaischen
Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 (ber Indizes, die
bei  Finanzinstrumenten und  Finanzkontrakten als
Referenzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines
Investmentfonds verwendet werden, in der jeweils glltigen,
gednderten, erganzten, konsolidierten oder anderweitig
modifizierten Fassung.

Benefit-Plan-Anleger

istin Section 3 (42) ERISA beschrieben als (a) ein betrieblicher
Altersvorsorgeplan, der Part 4 von Title 1 ERISA unterliegt, (b)
ein Plan, auf den Section 4975 des Code Anwendung findet,
und (c) jede Einheit, deren zugrunde liegenden
Vermogenswerte aufgrund von Anlagen eines Plans in einer
solchen Einheit Planvermogen enthalt.



3. Definitionen
Fortsetzung

Berechnungsstelle

bezeichnet den jeweiligen genehmigten Kontrahenten,
sofern nicht anderweitig im betreffenden Prospektnachtrag
angegeben.

Bewertungszeitpunkt

bezeichnet den Zeitpunkt, unter Bezugnahme auf den der
Nettoinventarwert eines Fonds wie in den
Prospektnachtragen fiir den jeweiligen Fonds angegeben
berechnet wird.

CBDF-Richtlinie

bezeichnet die Richtlinie (EU) 2019/160 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Anderung
der Richtlinien 2009/65/EG und 2011/61/EU im Hinblick auf
den grenziiberschreitenden Vertrieb von Organismen fir
gemeinsame Anlagen in der jeweils glltigen, erganzten,
konsolidierten, in jedweder Form ersetzten oder anderweitig
modifizierten Fassung.

CBDF-Vorschriften

bezeichnet die Verordnung (EU) 2019/1156 in der jeweils
gliltigen, erganzten, konsolidierten, in jedweder Form
ersetzten oder anderweitig modifizierten Fassung.

Clearing-Stelle

bezeichnet ein mit einer oder mehreren relevanten Borsen
verbundenes Unternehmen, das die Bewertung, Lieferung
und Abwicklung von Transaktionen mit den Anteilen der
Gesellschaft unterstiitzt.

Clearstream, Luxemburg
bezeichnet Clearstream Banking, société anonyme.
Code

bezeichnet den United States Internal Revenue Code von
1986 in der jeweils gliltigen Fassung.

Companies Act

bezeichnet den Companies Act von 2014 einschlieBlich
samtlicher  diesbezliglich ausgegebener Vorschriften,
insoweit sie fiir Investmentgesellschaften des offenen Typs
mit variablem Kapital gelten.

CRS

bezeichnet den vom OECD-Rat am 15. Juli 2014 genehmigten
Standard fiir den automatischen Informationsaustausch zu
Finanzkonten (Standard for Automatic Exchange of Financial
Account Information), auch als gemeinsamer Meldestandard
(Common Reporting Standard) bekannt, sowie samtliche
bilateralen oder multilateralen Vereinbarungen zwischen
zustéandigen Behdrden, zwischenstaatlichen Vereinbarungen
und Abkommen, Gesetze, Bestimmungen, offiziellen
Richtlinien und sonstigen Instrumente, die dessen Umsetzung
fordern, und alle Gesetze zur Implementierung des
gemeinsamen Meldestandards.
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Datenschutzgesetz
bezeichnet ab dem 25. Mai 2018 die durch die Datenschutz-
Grundverordnung (Verordnung 2016/679) eingefiihrten
Datenschutzregelungen der EU.

DFI
bezeichnet ein durch die Vorschriften zugelassenes
derivatives Finanzinstrument (einschlieBlich eines OTC-
Derivats).

Einschlagige Erklarung

bezeichnet die flir den Anteilsinhaber maBgebliche Erklarung
gemaB Schedule 2B des TCA;

Eng verbundene Person

bezeichnet in Verbindung mit einem
Verwaltungsratsmitglied:
(a) eine Ehegattin/einen Ehegatten oder eine

Partnerin/einen Partner der nach nationalem Recht
einer Ehegattin/einem Ehegatten gleichzusetzen
ist;

(b) ein nach nationalem Recht unterhaltsberechtigtes
Kind;

(c) eine verwandte Person, die am Datum der
Transaktion seit mindestens einem Jahr im selben
Haushalt lebt;

(d) eine juristische Person, ein Treuhandfonds oder
eine Personengesellschaft, deren
Geschéftsfihrungsaufgaben von einer Person mit
Geschéftsfihrungsaufgaben oder von einer unter
den Buchstaben a, b oder ¢ genannten Person
wahrgenommen werden, die direkt oder indirekt
von einer solchen Person kontrolliert wird, die
zugunsten einer solchen Person gegriindet wurde

oder deren wirtschaftliche Interessen im
Wesentlichen denen einer solchen Person
entsprechen.

Ereignis hoherer Gewalt

bezeichnet ein Ereignis oder einen Umstand (insbesondere
einen Systemausfall, eine Naturkatastrophe oder eine von
Menschen verursachte Katastrophe, ein Naturereignis, eine
bewaffnete Auseinandersetzung, ein Terrorakt, Unruhen oder
Arbeitsunterbrechungen  oder  &hnliche eingreifende
Umstande), das bzw. der auBerhalb der angemessenen
Kontrolle des Anlageverwalters ist und laut Entscheidung des
Anlageverwalters das Fondsvermogen beeintrachtigt.

ERISA

bezeichnet den Employee Retirement Income Security Act
der Vereinigten Staaten von 1974, in seiner jeweils gliltigen
Fassung.

Erstausgabepreis

bezeichnet den Preis je Anteil (eine Zeichnungsgebulhr
ausgenommen), zu dem Anteile eines Fonds erstmalig flr
einen bestimmten Zeitraum gemé&B Ausfihrung im
Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds angeboten werden.



3.

Definitionen

Fortsetzung

ESG

bezeichnet Umwelt, Soziales und Governance.

ESMA

bezeichnet die Europaische Wertpapier- und
Marktaufsichtsbehorde (European Securities and Markets
Authority) oder deren Nachfolger.

ESMA-Verzeichnis

bezeichnet das von der ESMA im Rahmen der Benchmark-
Verordnung gefiihrte Verzeichnis der Administratoren und
Benchmarks.

ETF
bezeichnet bérsengehandelte Indexfonds.

EU
bezeichnet die Europaische Union.

Euroclear
bezeichnet Euroclear Bank S.A. und alle eventuellen
Nachfolgeunternehmen als Betreiber des Euroclear-
Clearingsystems, eines anerkannten Clearing- und
Abwicklungssystems, das Wertpapierdienstleistungen fiir die
Gesellschaft erbringt.

EWR

bezeichnet den Europaischen Wirtschaftsraum
(Mitgliedstaaten, Island, Norwegen und Liechtenstein).

EWR-Mitgliedstaat

bezeichnet einen Mitgliedstaat des EWR zum Datum dieses
Prospekts und jeden im Anschluss aufgenommenen
Mitgliedstaat.

FATCA

bezeichnet:

a) sections 1471 bis 1474 des Code oder damit
zusammenhangende Vorschriften oder sonstige
amtliche Vorgaben;

b) jedes Abkommen, Gesetz, jede Vorschrift oder
sonstige amtliche Vorgabe, das/die in anderen
Hoheitsgebieten erlassen wurde oder sich auf ein
zwischenstaatliches Abkommen zwischen den USA
und einem anderen Hoheitsgebiet bezieht, das (in
jedem Fall) die Umsetzung des vorstehenden
Absatzes (a) erleichtert; oder

c) jede Vereinbarung gemaB der Umsetzung des
vorstehenden Absatzes (a) oder (b) mit dem US
Internal Revenue Service, der US-Regierung oder
einer anderen Regierungs- oder Steuerbehdérde in
einem anderen Hoheitsgebiet.

Fonds

9

bezeichnet ein separates Portfolio von Vermodgenswerten,
das dem im jeweiligen Prospektnachtrag beschriebenen
Anlageziel und den Anlagestrategien entsprechend angelegt
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wird, und dem alle Verbindlichkeiten, Ertrdge und
Aufwendungen, die diesem Portfolio zuzuschreiben oder
zuzuordnen sind, zugerechnet und belastet werden. Fonds
bedeutet je nach Kontext alle oder einige der Fonds oder
sonstige Portfolios, die von der Gesellschaft jeweils mit der
vorherigen Genehmigung der Zentralbank eingerichtet
werden kénnen.

Fondsvermoégen

bezeichnet die Wertpapiere und/oder die derivativen
Finanzinstrumente und/oder die sonstigen
Finanzinstrumente, in die ein Fonds investiert sowie vom
jeweiligen Fonds gehaltene Barmittel gemaB den Vorschriften
und wie im jeweiligen Prospektnachtrag ausfihrlicher
beschrieben.

Geldmarktinstrumente

bezeichnet Geldmarktinstrumente, die durch die Vorschriften
zugelassen und in den Zentralbankvorschriften definiert sind.

Gemeinsame Verwahrstelle

bezeichnet eine zur Verwahrstelle fir die ICSD bestellte und
von der ICSD zum Halten der Globalurkunde nominierte
Stelle. Derzeit ist dies Citibank Europe plc mit der Anschrift 1
North Wall Quay, Dublin 1, Irland. Zur Klarstellung: Die
gemeinsame Verwahrstelle ~wurde nicht von der
Verwahrstelle bestellt, sie ist nicht deren Beauftragte und kein
mit ihr verbundenes Unternehmen.

Genehmigter Kontrahent

bezeichnet Morgan Stanley and Co. International plc, Morgan
Stanley Capital Services LLC, Goldman Sachs International,
Barclays Bank plc, Deutsche Bank AG, Citigroup Inc, J.P.
Morgan Securities Limited und Société Générale (das ein
Unternehmensbereich oder ein Partner von der Morgan
Stanley and Co. International plc, Morgan Stanley Capital
Services LLC, Goldman Sachs International, Barclays Bank
plc, Deutsche Bank AG, Citigroup Inc, J.P. Morgan Securities
Limited bzw. Société Générale sein kann) oder ein anderes
von der Verwaltungsgesellschaft ausgewahltes
Unternehmen, wie  gegebenenfalls im  jeweiligen
Prospektnachtrag ausgefiihrt, jedoch stets vorausgesetzt,
dass das jeweilige Unternehmen in Bezug auf OTC-Derivate
unter eine durch die Zentralbankvorschriften genehmigte
Kategorie fallt.

Geschiftstag

bezeichnet einen Tag, an dem die Banken in denjenigen im
Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds angegebenen
Hoheitsgebieten (Ldndern) und/oder Stadten flr das
Geschéft geoffnet sind oder denjenigen anderen Tag bzw.
diejenigen anderen Tage, der/die vom Verwaltungsrat mit der
Genehmigung der Verwahrstelle festgelegt werden kann
bzw. kdnnen.

Gesellschaft

Bezeichnet Invesco Markets plc.

Globales Anteilszertifikat

bezeichnet das im Namen der Gesellschaft (gemaB
ausfuhrlicher Beschreibung im Abs. ,Form der Anteile und
Anteilsregister”) ausgegebene Zertifikat.



3.

Definitionen

Fortsetzung

Griindungskosten

bezeichnet die als solche im Abschnitt ,Geblihren und
Kosten” definierten Kosten.

Handelstag

bezeichnet in Bezug auf jeden Fonds den Tag oder die Tage,
die im jeweiligen Prospektnachtrag angegeben sind, oder
denjenigen anderen Tag bzw. diejenigen anderen Tage, den
bzw. die der Verwaltungsrat mit der Genehmigung der
Verwahrstelle festlegen kann und den Anteilsinhabern im
Voraus mitteilt; jedoch stets vorausgesetzt, dass es in jedem
Kalendermonat mindestens zwei Handelstage geben muss.

ICSD

steht flr International Central Securities Depositaries und
bedeutet internationale Zentralverwahrer.

Indexanbieter

bezeichnet in Bezug auf einen passiv verwalteten Fonds das
Unternehmen oder die Person, die bzw. das selbst oder tber
einen festgelegten Vertreter handelt, die bzw. das die
Informationen Uber den Referenzindex, den ein passiv
verwalteter Fonds nachbildet, zusammenstellt, berechnet
und veroffentlicht, und die bzw. das den Referenzindex an die
Gesellschaft gemaB Ausfiihrung im jeweiligen
Prospektnachtrag lizenziert hat.

Indexstérung und Indexanpassungsereignisse

bezeichnet in Bezug auf einen Referenzindex oder einen
Referenzwert ein Ereignis, das sich auf die Fahigkeit des
Kontrahenten zur Erflllung seiner Pflichten unter einem oder
mehreren Derivatekontrakten auswirkt.

Irische steuerpflichtige Person

10

bezeichnet jede Person mit Ausnahme von:-
(a) einer Auslandischen Person ;

(b) einem Vermittler, einschlieBlich eines Nominee, fir
eine auslandische Person;

(c) einer qualifizierten Verwaltungsgesellschaft im
Sinne von Section 734 des TCA;

(d) einem Anlageorganismus im Sinne von Section
739B des TCA;

(e) einer Investment Limited Partnership im Sinne von
Section 739) des TCA;

(f) einem steuerbefreiten, genehmigten Plan oder
einem Rentenversicherungsvertrag oder einem
Treuhandplan im Sinne der Sections 774, 784 oder

785 des TCA;

(g) einem Unternehmen im
Lebensversicherungsbereich im Sinne von Section
706 des TCA;

(h) einem speziellen Organismus fir Anlagen im Sinne
von Section 737 des TCA;

(i) einem Investmentfonds (Unit Trust), auf den Section
731(5)(a) des TCA anwendbar ist;
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ISIN

Kl

(i) einer gemeinnitzigen Organisation, die nach
Section 207(1)(b) des TCA von der Einkommen- bzw.
Korperschaftsteuer befreit ist;

(k) einer Person, die geméaB Section 784A(2) des TCA
oder Section 787I des TCA Anspruch auf Befreiung

von der Einkommensteuer und der
Kapitalertragteuer hat, wobei die gehaltenen
Anteile Vermogenswerte eines genehmigten
Pensionsfonds, eines genehmigten

Mindestpensionsfonds oder eines personlichen
Altersvorsorgekontos (gemaB der Definition in
Section 787A des TCA) darstellen;

() dem Courts Service;

einer Genossenschaftsbank;

(m)
(n) der National Asset Management Agency;

(o) einem Unternehmen, das der Koérperschaftsteuer
gemaB Section 739G(2) des TCA unterliegt, aber
nur, wenn es sich bei dem Fonds um einen
Geldmarktfonds handelt;

(p) einem Unternehmen, das der Korperschaftsteuer
gemanB Section 110(2) des TCA unterliegt;

(q) der National Pension Reserve Fund Commission;
und

(r) einer anderen von den Verwaltungsratsmitgliedern
jeweils gebilligten Person, soweit der Umstand,
dass eine solche Person Anteile halt, nicht dazu
fihrt, dass die Gesellschaft potenziell einer
Steuerpflicht gemaB 739C TCA in Bezug auf diesen
Anteilsinhaber unterliegt;

wobei der Gesellschaft, sofern erforderlich, in Bezug auf diese
jeweils zum oder vor dem entsprechenden Datum die
angegebene relevante Erklarung und entsprechende andere
Angaben vorliegen missen, aus denen dieser Status
hervorgeht.

steht fur International Securities Identification Number und
bezeichnet die internationale Wertpapierkennnummer.

oderKI 1

bezeichnet die Anteilsklasse oder Anteilsklassen, die sich auf
einen Fonds beziehen, fir den besondere Merkmale in Bezug
auf eine Zeichnungs-, Umtausch-, Ricknahme- oder eine
bedingt aufgeschobene Verkaufsgebiihr, den
Mindestzeichnungsbetrag, die Ausschuttungspolitik, die
Kriterien fir die Auswahl der Anleger, die Stimmrechte oder
sonstige besondere Merkmale gelten koénnen. Die fir jede
Klasse geltenden Einzelheiten werden im Prospektnachtrag
des jeweiligen Fonds beschrieben.

Konzerngesellschaften

Gesellschaften in ein und demselben Konzern flr die Zwecke
eines Konzernabschlusses, = gemaB  Definition in
Ubereinstimmung mit der Richtlinie 83/349/EWG oder geméR
internationalen Bilanzierungsregeln.



3. Definitionen
Fortsetzung

Managementvertrag

Market Maker

bezeichnet den Managementvertrag vom 22. Dezember 2008
zwischen der Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft.

bezeichnet Finanzinstitute, die Mitglieder der relevanten
Borsen sind und einen Market Making-Vertrag mit der
Verwaltungsgesellschaft oder der Gesellschaft unterzeichnet
haben oder die als solche bei den relevanten Borsen
registriert sind.

Markt

Marktstérung

n

bezeichnet eine Wertpapierborse oder einen geregelten
Markt, die bzw. der in der Satzung vorgesehen und im
Anhang | aufgeflihrt sind.

bezeichnet das Eintreten oder Bestehen von einem oder
mehreren der folgenden Ereignisse, das bzw. die in Bezug auf
das Fondsvermdgen oder eines Teils davon eintritt bzw.

eintreten:

0]

(if)

(iii)

(iv)

es ist nicht moglich, einen Preis oder Wert (oder ein
Element dieses Preises oder Werts) von einem
Vermogenswert des Fonds gemal den Regeln oder
allgemein anerkannten Verfahren fir die Ermittlung
dieses Preises oder Werts (ob aufgrund der
Nichtveroffentlichung dieses Preises oder Werts
oder anderweitig) zu erhalten;

die Berechnung des Preises oder Werts von einem
Vermogenswert des Fonds ist zum relevanten
Zeitpunkt nach Meinung der
Verwaltungsgesellschaft und/oder des
Anlageverwalters undurchfihrbar oder unmaéglich;

die Liquiditat eines Vermdgenswerts des Fonds ist
nach Entscheidung der Verwaltungsgesellschaft
und/oder des Anlageverwalters reduziert;

eine Aussetzung oder Einschrankung wird fiir den
Handel an einer Borse, einem Notierungssystem
oder einem OTC-Markt verhangt, an der bzw. dem
ein Vermdgenswert des Fonds gehandelt wird; oder
eine Aussetzung oder Einschrankung wird fiir den
Handel an einer Borse, einem Notierungssystem
oder einem OTC-Markt verhdngt, an dem
Wertpapiere gehandelt werden, die 20 % oder mehr
vom Stand des Referenzindex ausmachen;
und/oder es liegt ein Ereignis oder Umstand vor, das
bzw. der Transaktionen in einem Vermdgenswert
des Fonds oder in Wertpapieren, die 20 % oder
mehr vom Stand des Referenzindex ausmachen,
verhindert oder wesentlich einschrankt. Im Sinne
dieser Definition stellt eine Einschrankung in Bezug
auf die Stunden/Zeiten und die Anzahl der
Handelstage keine Marktstérung dar, wenn diese
auf eine angekiindigte Anderung der reguldren
Geschaftszeiten der relevanten Borse
zurlckzufihren ist, jedoch vorausgesetzt, dass
wenn eine Einschréankung fur den Handel im Verlauf
des Tages aufgrund von Preis-/Kursbewegungen
gemacht wird, die die ansonsten von der relevanten

Borse zugelassenen  Grenzen (iberschreiten
wiirden, dies, falls SO von der
Verwaltungsgesellschaft und/oder dem
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MIFID I

(v)

(vi)

(vii)

(viii) das Eintreten eines Ereignisses,

(ix)

(x)

Anlageverwalter entschieden, eine Marktstérung
darstellen kann;

wenn Vermogenswerte des Fonds nicht an einer

Borse, einem Notierungssystem oder einem
ahnlichen System gehandelt werden, die
Verwaltungsgesellschaft und/oder der
Anlageverwalter (a) von Handlern der
Vermogenswerte des Fonds keine festen
Notierungen in Bezug auf diese erhalten kann bzw.
kénnen oder (b) keinen Zeichnungs- oder

Ricknahmepreis von einem Vermogenswert des
Fonds gemaB den Regeln oder allgemein
anerkannten Verfahren flr diesen Vermogenswert
des Fonds erhalten kann bzw. kénnen;

das Eintreten eines Ereignisses, das es generell
unmoglich  oder undurchfiihrbar macht eine
Wahrung zu konvertieren, bei der es sich
unmittelbar vor dem Eintreten dieses Ereignisses
um eine Fremdwahrung im Sinne der Definition der
Verwaltungsgesellschaft und/oder des
Anlageverwalters gehandelt hat;

das Eintreten eines Ereignisses, das es gemal
Entscheidung der Verwaltungsgesellschaft
und/oder des Anlageverwalters generell unmaoglich
oder undurchfihrbar macht, die Wahrung des
Emissionslandes und/oder des Zahlungslandes
eines Vermogenswertes des Fonds auf den (iblichen
rechtmaBigen Wegen in die Basiswdhrung zu
konvertieren;

das es nach
Einstufung der Verwaltungsgesellschaft und/oder
des Anlageverwalters allgemein unmdglich oder
undurchfihrbar macht, (a) die Wahrung von Konten
innerhalb des Emissionslandes und/oder des
Landes der Zahlung von Vermdgenswerten des
Fonds auf Konten auBerhalb des Emissionslandes
und/oder des Zahlungslandes zu Ubertragen oder
(b) die Wahrung des Emissionslandes und/oder des
Zahlungslandes eines Vermogenswerts des Fonds
zwischen Konten innerhalb des Emissionslandes
und/oder des Zahlungslandes oder an eine Partei zu
Ubertragen, die nicht im Emissionsland und/oder
Zahlungsland ansassig ist;

flir Bankgeschafte in London, Dublin, New York oder
Uber TARGET wird ein allgemeines Moratorium
erklart; und/oder

ein anderes unvorhergesehenes wirtschaftliches
oder anderes Ereignis (das kein Ereignis hoherer
Gewalt darstellt), das sich erheblich auf den Wert
eines Fondsvermogens auswirkt, einschlieBlich,
aber nicht beschrankt auf eine Abschreibung dieses
Wertes auf null.

bezeichnet die delegierte Richtlinie (EU) 2017/593 der
Kommission vom 7. April 2016 zur Ergédnzung der Richtlinie
2014/65/EU des Europaischen Parlaments und des Rates im
Hinblick auf den Schutz der Finanzinstrumente und Gelder

von

Kunden, Produktiiberwachungspflichten und

Vorschriften fir die Entrichtung beziehungsweise Gewahrung

oder

Entgegennahme von Gebluhren,

Provisionen oder

anderen monetaren oder nicht-monetaren Vorteilen.



3. Definitionen
Fortsetzung

Mindestanlage

bezeichnet gegebenenfalls die Anzahl von Anteilen oder
Anteile, die einen bestimmten wie im Prospektnachtrag zum
jeweiligen Fonds angegebenen Wert haben.

Mindestbetrag fiir Erstzeichnungen
bezeichnet den Betrag (Zeichnungsgebiihren nicht
inbegriffen) in der jeweiligen Basiswahrung, der anfanglich
von jedem Anteilsinhaber fiir Anteile einer Klasse eines Fonds
gezeichnet werden muss, wie im Prospektnachtrag fiir den
jeweiligen Fonds angegeben.

Mindesteigenkapitalquote

ist der Anteil des Nettoinventarwerts eines Fonds, der der
Wertentwicklung der Aktien ausgesetzt ist.

Mindestfondsvolumen
bezeichnet den Betrag, den der Verwaltungsrat
gegebenenfalls fiir jeden Fonds in Betracht zieht und wie im
Prospektnachtrag zum jeweiligen Fonds angegeben.

Mindestzeichnungsbetrag
bezeichnet den Betrag (Zeichnungsgebihren nicht
inbegriffen) in der jeweiligen Basiswahrung, der von jedem
Anteilsinhaber flr Anteile einer beliebigen Klasse des Fonds
nach seiner Erstzeichnung, wie im Prospektnachtrag zum
jeweiligen Fonds festgelegt, gezeichnet werden muss.

Mitgliedstaat
bezeichnet einen Mitgliedstaat der EU.

Monat
bezeichnet einen Kalendermonat.

Nachhaltigkeitsrisiko
bezeichnet ein Umwelt-, Sozial- oder Governance-Ereignis
oder eine Umwelt-, Sozial- oder Governance-Bedingung, das
bzw. die nach Ansicht der Gesellschaft erhebliche negative
Auswirkungen auf den finanziellen Wert einer oder mehrerer
Anlagen im Fonds haben konnte.

Nahe stehende Person

Bezeichnet die im Abschnitt ,Potenzielle

Interessenkonflikte” definierten Personen.
Nettoinventarwert oder Nettoinventarwert je Anteil

bezeichnet in Bezug auf die Vermdgenswerte eines Fonds
oder in Bezug auf einen Anteil einer Klasse den gemal den in

diesem  Prospekt im  Abschnitt  ,Ausgabe- und
Ricknahmepreis/Berechnung des
Nettoinventarwerts/Bewertung der Vermdgenswerte”

beschriebenen Grundsatzen als den Nettoinventarwert eines
Fonds oder den Nettoinventarwert je Anteil ermittelten
Betrag.

Nicht stimmberechtigte Anteile
bezeichnet eine bestimmte Anteilsklasse, die nicht mit dem

Anspruch auf Erhalt einer Einladung zu Hauptversammlungen
der Gesellschaft oder des jeweiligen Fonds ausgestattet ist,
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noch zur Teilnahme an oder Stimmabgabe auf selbigen
berechtigt.

Nominee der gemeinsamen Verwahrstelle

bezeichnet die zum Nominee fir die gemeinsame
Verwahrstelle ernannte Stelle, bei der es sich um den
eingetragenen Inhaber der Anteile der Fonds handelt.

OECD

bezeichnet die Organisation flr wirtschaftliche

Zusammenarbeit und Entwicklung.
OGA

bezeichnet einen OGAW oder einen anderen alternativen
Anlagefonds im Sinne von Vorschrift 68 (1)(e) der
Vorschriften, der nicht mehr als 10 % seines Vermogens in
einen anderen Organismus flir gemeinsame Anlagen
investieren darf.

OGAW

bezeichnet einen Organismus flir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren, der in Einklang mit den Vorschriften oder von
einer zustandigen Behorde in einem anderen Mitgliedstaat
der Européischen Union gemaB der Richtlinie 2009/65/EG
des Europaischen Parlaments und des Rates, in der jeweils
gednderten, erganzten, konsolidierten oder anderweitig
modifizierten Fassung, zugelassen ist.

OGAW IV

bezeichnet die Richtlinie 2009/65/EG des Europaischen

Parlaments und des Rates vom 13.Juli2009 zur
Koordinierung der  Gesetze, Bestimmungen und
Verwaltungsvorschriften  betreffend  Organismen  fir

gemeinsame Anlagen in Wertpapieren, einschlieBlich
erganzender, von der Europaischen Kommission bestimmter
und jeweils in Kraft befindlicher Vorschriften.

OGAWYV

bezeichnet die Richtlinie 2014/91/EU des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Anderung der
Richtlinie 2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmter Organismen
flir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren im Hinblick auf die
Aufgaben der Verwahrstelle, die Vergltungspolitik und
Sanktionen, in der jeweils aktuellen Fassung und
einschlieBlich etwaiger erganzender delegierter Vorschriften
der Europaischen Kommission, die jeweils in Kraft sind.

OGAW-Anforderungen

bezeichnet den rechtlichen und aufsichtsrechtlichen Rahmen
flr die Zulassung und Beaufsichtigung von OGAW gemal den
Vorschriften, der jeweils nach den Bedingungen von
OGAW IV, OGAW V oder anderweitig in Irland gilt.

Orderannahmeschluss

bezeichnet in Bezug auf Zeichnungs-, Umtausch- oder
Ricknahmeantrage fir Anteile eines Fonds die im
Prospektnachtrag fiir den jeweiligen Fonds angegebenen
Termine und Uhrzeiten.



3. Definitionen
Fortsetzung

oTC
bedeutet auBBerborslich (,over the counter”).
OTC-Derivat

bezeichnet ein DFIl, das an einem ,OTC"-Markt (d.h.
auBerborslich) gehandelt wird.

Partner

bezeichnet eine Person, die in Bezug auf die betreffende
Person (i) eine Holdinggesellschaft, (i) eine
Tochtergesellschaft einer solchen Holdinggesellschaft; (iii)
eine Tochtergesellschaft oder (iv) ein unmittelbar oder
mittelbar durch die betreffende Person beherrschtes
Unternehmen ist, und ,Beherrschung” eines Unternehmens
bedeutet in diesem Sinne den direkten oder indirekten Besitz
der Macht, die Geschaftsleitung und Politik eines derartigen
Unternehmens zu lenken oder zu veranlassen, ob durch
Vertrag oder anderweitig, und in jedem Fall - ohne
Einschrankung des Vorherstehenden - gilt ein Unternehmen,
das 50 % oder mehr der stimmberechtigten Wertpapiere
eines zweiten Unternehmens halt, als dieses zweite
Unternehmen beherrschend.

Primarmarkt
bezeichnet den Freiverkehrsmarkt (auBerborslichen Handel),
auf dem Anteile der Fonds direkt von der Gesellschaft
ausgegeben und direkt an sie zurlickgegeben werden.
Promoter
bezeichnet Invesco Investment Management Limited.
Prospekt
bezeichnet diesen jeweils von der Gesellschaft
herausgegebenen Prospekt, in der jeweils geanderten,
ergédnzten, konsolidierten oder anderweitig modifizierten
Fassung.
Prospektnachtrag
bezeichnet die Nachtrdge zu diesem Prospekt (jeweils ein
.Prospektnachtrag”) sowie jeden von der Gesellschaft in
Bezug auf die Auflegung neuer Fonds und/oder
Anteilsklassen herausgegebenen Prospektnachtrag.
Referenzindex
bezeichnet den Wertpapierindex, dessen Performance ein
Fonds gemafB seinem Anlageziel und in Einklang mit seiner
Anlagepolitik, ~wie im jeweiligen Prospektnachtrag
ausgeflhrt, nachzubilden beabsichtigt.
Referenzwert
bezeichnet den Wertpapierkorb, dessen Performance ein
Fonds gemaB seinem Anlageziel und in Einklang mit seiner
Anlagepolitik, wie im jeweiligen Prospektnachtrag
ausgeflhrt, nachzubilden beabsichtigt.

Register

bezeichnet das Register der Anteilsinhaber der Gesellschaft.
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Registrierte Anteile

bezeichnet Anteile, die in registrierter Form ausgegeben
wurden und deren Inhaberverhaltnis im Register der
Gesellschaft eingetragen und dokumentiert ist.

Relevante Borsen

bezeichnet Markte, an denen die Anteile der Fonds notiert
werden und/oder zum Handel zugelassen sind, wie z.B.
Euronext Dublin, die Deutsche Borse, die Londoner Borse
(LSE) und/oder diejenigen anderen Borsen, die der
Verwaltungsrat von Zeit zu Zeit bestimmen kann.

Revenue Commissioners
bezeichnet die irische Steuerbehorde.
Ricknahmeformular

bezeichnet das Formular, das eingereicht werden muss, um
einen Antrag auf die Ricknahme von Anteilen zu stellen.

Riicknahmegebiihr

bezeichnet die Gebuhr, die gegebenenfalls aus dem
Ricknahmepreis zu zahlen ist, der Anteile gemaB Ausfiihrung
im jeweiligen Prospektnachtrag unterliegen kénnen.

Riicknahmepreis

bezeichnet den Preis zu dem die Anteile zurlickgekauft
werden, wie gegebenenfalls im jeweiligen Prospektnachtrag
angegeben.

Sekundarmarkt

bezeichnet einen Markt, auf dem Anteile der Fonds zwischen
Anlegern gehandelt werden, nicht mit der Gesellschaft selbst.
Der Handel kann dabei entweder an einer anerkannten Borse
oder auBerbdrslich stattfinden.

SFDR oder Offenlegungsverordnung

bezeichnet die Verordnung (EU) 2019/2088 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 (ber
nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im
Finanzdienstleistungssektor in der jeweiligen in jeglicher Form
geanderten, erganzten, konsolidierten, ersetzten oder
anderweitig modifizierten Fassung.

SFTR

bezeichnet die Verordnung (EU) 2015/2365 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 Uber die
Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschaften und der
Weiterverwendung sowie zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 in der jeweils giltigen in jedweder Form

erganzten, konsolidierten, ersetzten oder anderweitig
modifizierten Fassung.

Sicherheiten
bezeichnet Vermogenswerte, die wie im jeweiligen

Besicherungsanhang fiir einen Fonds beschrieben geliefert
werden und gemaB den Zentralbankvorschriften zuldssige
Sicherheiten sind.



3. Definitionen
Fortsetzung

Sonstige Verwaltungskosten

bezeichnet die Verwaltungskosten, die im Abschnitt
.Gebihren und Kosten” als solche beschrieben werden.

Steuerauslander

bezeichnet eine Person, die flr Steuerzwecke weder in Irland
ansassig noch ihren gewohnlichen Aufenthaltsort in Irland
hat, die der Gesellschaft die entsprechende Erklarung geman
Schedule 2B des irischen Taxes Consolidation Act
(Steuerkonsolidierungsgesetz) eingereicht hat und in Bezug
auf die die Gesellschaft nicht im Besitz von Informationen ist,
die angemessenerweise darauf hindeuten wirden, dass die
Erklarung falsch ist oder zu irgendeiner Zeit falsch gewesen
ist.

Steuerbefreiter irischer Anleger

e eine Versorgungseinrichtung, die eine genehmigte
steuerbefreite Einrichtung im Sinne von Section 774 TCA
ist, oder ein Rentenversicherungsvertrag oder ein
Treuhandplan, auf den Section 784 oder 785 TCA
anwendbar ist;

e ein Unternehmen im Lebensversicherungsbereich im
Sinne von Section 706 TCA;

. ein Anlageorganismus im Sinne von Section 739B(1)
TCA;

e ein spezieller Organismus fir Anlagen im Sinne von
Section 737 TCA;

e eine karitative Organisation, die eine in Section
739D(6)(f)(i) TCA angegebene Person ist;

. ein Investmentfonds (Unit Trust), auf den Section

731(5)(a) TCA anwendbar ist;

. ein qualifizierter Fondsmanager im Sinne von Section
784A(1)(a) TCA, dessen gehaltene Anteile
Vermogenswerte eines genehmigten Pensionsfonds
oder eines genehmigten Mindestpensionsfonds sind;

e eine qualifizierte Verwaltungsgesellschaft im Sinne von
Section 739B TCA;

. eine Investment Limited Partnership im Sinne von
Section 739J TCA;

e ein Verwalter eines personlichen Altersvorsorgekontos
(Personal Retirement savings account, ,PRSA”) im
Auftrag einer Person mit Anspruch auf Befreiung von
Einkommen- und Kapitalertragsteuer kraft Section 787I
TCA, wobei die Anteile Vermdgenswerte eines PRSA
darstellen;

. den Courts Service;

. eine Genossenschaftsbank im Sinne von Section 2 des
Credit Union Act, 1997;

e die National Asset Management Agency;

e die National Treasury Management Agency oder ein
Fondsanlageinstrument (im Sinne von Section 37 des
National Treasury Management Agency (Amendment)
Act 2014), dessen alleiniger wirtschaftlicher Eigentiimer
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der Finanzminister oder der Staat ist, der Uber die
National Treasury Management Agency handelt;

. ein Unternehmen, das gemaf Section 110(2) TCA fiir von
der Gesellschaft an sie geleistete Zahlungen
korperschaftsteuerpflichtig ist; oder

e eine andere in Irland ansassige Person oder gewohnlich
in Irland anséssige Personen, die aus steuerrechtlicher
Sicht, aufgrund gangiger schriftlicher Praxis oder eines
Zugestandnisses der irischen Steuerbehérden
moglicherweise Anteile besitzen diirfen, ohne dass
daraus fir die Gesellschaft Steuerverbindlichkeiten
entstehen oder im Zusammenhang mit der Gesellschaft
geltende Steuerbefreiungen gefdhrdet werden, woraus
der Gesellschaft Steuerverbindlichkeiten entstehen;

vorausgesetzt sie haben, sofern erforderlich, die einschlagige
Erklarung ordnungsgemanB ausgefullt.

Stimmberechtigte Anteile

bezeichnet die Anteile einer bestimmten Klasse, die mit dem
Recht auf eine Stimmabgabe auf Hauptversammlungen der
Gesellschaft und des jeweiligen Fonds ausgestattet sind.

Storungsereignisse

bezeichnet eine Marktstorung oder ein Ereignis hoherer
Gewalt.

Stlickelose Form

bedeutet in Bezug auf Anteile, deren Anspruch in
unverbriefter Form eingetragen ist, und die gemaB dem
Companies Act von 2014 mittels eines EDV-
Abwicklungssystems Uibertragen werden kénnen.

Swaps

bezeichnet eine Vereinbarung zwischen dem Fonds und dem
genehmigten Kontrahenten zum Tausch von einem Strom an
Kapitalflissen gegen einen anderen Zahlungsstrom gemaB
einer Rahmenvereinbarung in Ubereinstimmung mit den
Auflagen der International Swaps and Derivatives
Association, Inc., und diese Swaps konnen ihrer Art nach
Lunfunded”, Total Return oder Outperformance sein. Sofern
nicht ausdriicklich im jeweiligen Prospektnachtrag
vorgesehen, dirfen Fonds und/oder Klassen keine ,funded”
Swaps eingehen.

TARGET

bezeichnet das Trans-European Automated Real-Time Gross
Settlement Express Transfer System.

Taxonomieverordnung

bezeichnet die Verordnung (EU) 2020/852 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 Uber die
Einrichtung eines Rahmens zur Foérderung nachhaltiger
Anlagen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/2088 in
ihrer jeweils glltigen Fassung.

TCA
bezeichnet den irischen Taxes Consolidation Act von 1997

(Gesetz zur steuerlichen Konsolidierung), in der jeweils
glltigen Fassung.



3. Definitionen
Fortsetzung

Teilnehmer

bezeichnet einen Kontoinhaber bei der ICSD, wobei es sich
um autorisierte Teilnehmer, ihre Nominees oder Beauftragten
handeln kann, die ihre Beteiligungen an Anteilen der Fonds
lber den malBgeblichen internationalen Zentralverwahrer
abgewickelt bzw. gecleart halten.

Total Return Swaps

bezeichnet ein Derivat (und ein Geschéft, das in den
Anwendungsbereich der SFTR fallt), bei dem eine
Gegenpartei einer anderen den Gesamtertrag einer

Referenzverbindlichkeit Gbertragt.
Transaktionsgebiihr fiir Sachiibertragungen

bezeichnet den von einem autorisierten Teilnehmer in der im
jeweiligen Prospektnachtrag festgelegten Wahrung zu
zahlenden Geblhrenbetrag, zuséatzlich zum Wert der
gezeichneten Anteile oder als Abzug vom Wert der
zurickgenommenen Anteile.

Transaktionsgebiihren

transaktionsgebihren bezeichnet die als solche im Abschnitt
.Geblihren und Aufwendungen” definierten Geblihren.

Ubertragungssteuern

bezeichnet alle Stempel-, Ubertragungs- und sonstigen
Abgaben und Steuern, zu deren Zahlung die Gesellschaft in
Bezug auf einen Fonds fiir den Erhalt der erforderlichen
Wertpapiere bei einer Zeichnung von Anteilen oder fir die
Lieferung der erforderlichen Wertpapiere bei der Riicknahme
von einem oder mehreren Anteilen verpflichtet sein kann.

Umbrella-Kassakonto

fir einen Fonds vor der Emission von Anteilen erhaltene
Zeichnungsgelder werden in einem Umbrella-Kassakonto im
Namen der Gesellschaft gehalten und als Teil des Vermdgens
des jeweiligen Fonds behandelt. Anhangige Ricknahmen und
Ausschuttungen einschlieBlich von gesperrten Riicknahmen
oder Ausschiittungen werden bis zur Auszahlung an den
jeweiligen Anleger im Umbrella-Kassakonto im Namen der
Gesellschaft gehalten.

Umtauschgebiihr

bezeichnet die etwaige beim Umtausch von Anteilen zu
zahlende Geblhr, gemaB Angabe im Prospektnachtrag fir
den jeweiligen Fonds.

US-Person

bezeichnet eine Person, die: (a) eine US-Person (wie in der
gemaB United States Securities Act von 1933 erlassenen
Regulation S in der geltenden Fassung definiert); und (b) eine
Nicht-US-Person (wie in der Commodity Futures Trading
Commission Rule 4.7(a)(1)(iv) definiert).

Verbundene Parteien

bezeichnet die Gesellschaft, die Verwaltungsgesellschaft,
den Anlageverwalter, Unter-Anlageverwalter, die
Verwahrstelle, den Administrator, Invesco UK Services
Limited, [Invesco Asset Management Limited] und/oder mit
ihnen verbundene Unternehmen.
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Verbundene Unternehmen

hat die in Section 599 des Companies Act zugewiesene
Bedeutung. Im Allgemeinen besagt diese Bestimmung, dass
Unternehmen verbunden sind, wenn 50 % des eingezahlten
Aktienkapitals oder 50% der Stimmrechte eines
Unternehmens mittelbar oder unmittelbar im Besitz eines
anderen Unternehmens sind.

Vereinigte Staaten oder USA

bezeichnet die Vereinigten Staaten von Amerika, ihre
Territorien oder Besitztimer oder jegliches Gebiet, das ihrem
Hoheitsgebiet untersteht (einschlieBlich des Commonwealth
of Puerto Rico).

Vereinigtes Kénigreich oder GroBbritannien

bezeichnet das Vereinigte Koénigreich von GroBbritannien
und Nordirland.

Verfassung
bezeichnet die Satzung der Gesellschaft.
Verwahrstelle

bezeichnet die Northern Trust Fiduciary Services (Ireland)
Limited oder jede andere Person bzw. alle anderen Personen,
die jeweils ordnungsgemaR als Verwahrstelle als Nachfolger
der zuvor genannten Northern Trust Fiduciary Services
(Ireland) Limited gemaB den Vorschriften der Zentralbank
ernannt ist bzw. sind.

Verwahrstellenvertrag
bezeichnet den Verwahrstellenvertrag vom 10. Oktober 2016
zwischen der Gesellschaft und der Verwahrstelle in der
jeweils geméaB den Vorschriften der Zentralbank geanderten,
erganzten oder anderweitig modifizierten Fassung.

Verwaltungsgesellschaft

bezeichnet Invesco Investment Management Limited oder
jede andere Person bzw. alle anderen Personen, die jeweils

ordnungsgemah als Verwaltungsgesellschaft der

Gesellschaft neben oder als Nachfolger von Invesco

Investment Management Limited ernannt ist bzw. sind.
Verwaltungsratsmitglieder

bezeichnet die Mitglieder des Verwaltungsrats der

Gesellschaft oder kontextabhangig die Mitglieder des

Verwaltungsrats der Verwaltungsgesellschaft.
Verwaltungsvertrag

bezeichnet den Verwahrstellenvertrag vom 10. Oktober 2016
zwischen der Gesellschaft und der Verwahrstelle in der
jeweils gemal den Vorschriften der Zentralbank geanderten,
erganzten oder anderweitig modifizierten Fassung.

Vorgaben der Zentralbank

bezeichnet von der Zentralbank in Bezug auf die

Zentralbankvorschriften herausgegebene Vorgaben.



3. Definitionen
Fortsetzung

Vorschriften

bezeichnet die Vorschriften der Europaischen
Gemeinschaften (betreffend Organismen fiir gemeinsame
Anlagen in Wertpapieren) von 201
(Durchfiihrungsverordnung Nr. 352 von 2011) in ihrer jeweils
gednderten, erganzten, konsolidierten oder anderweitig
modifizierten Fassung und schlieBt alle die Gesellschaft
beriihrenden Bedingungen ein, die darunter von Zeit zu Zeit
von der Zentralbank auferlegt werden kénnen, ob durch
Mitteilung oder anderweitig.

Webseite

bezeichnet die Website flir jeden Fonds, wie im jeweiligen
Nachtrag dargelegt, auf der der Nettoinventarwert je Anteil
und die Kapitalisierung des jeweiligen Fonds in seiner
Basiswahrung veroffentlicht werden und auf der dieser
Prospekt, die Nachtrdge, das Basisinformationsblatt, es
kénnen unter anderem relevante Ubersetzungen davon, die
Verfassung, die letzten Finanzberichte und sonstige
Informationen in Bezug auf die Gesellschaft oder einen der
Fonds, einschlieBlich verschiedener Mitteilungen an die
Anteilinhaber, veroffentlicht werden.

Wertpapiere

bezeichnet (bertragbare Wertpapiere, die durch die
Vorschriften zugelassen und in den Zentralbankvorschriften
definiert sind.

Wertpapierfinanzierungsgeschifte

bezeichnet Pensionsgeschiafte und umgekehrte
Pensionsgeschéfte, Wertpapierleihgeschafte und andere in
den Anwendungsbereich der SFTR fallende Geschéfte, die ein
Fonds tatigen darf.

Zahlstelle
bezeichnet eine Stelle, die damit betraut wurde, als Zahlstelle

fir einen Fonds zu fungieren, wie im jeweiligen
Prospektnachtrag angegeben.

Zeichnungsformular

bezeichnet das Zeichnungsformular, das in Bezug auf jeden
Kauf von Anteilen auszufillen ist.

Zeichnungsgebiihr

bezeichnet die gegebenenfalls an die
Verwaltungsgesellschaft bei der Zeichnung von Anteilen zu

zahlende Geblhr, wie im jeweiligen Prospektnachtrag
angegeben.

Zentralbank
bezeichnet die Central Bank of Ireland oder jede

Nachfolgeinstitution.
Zentralbankregelungen

bezeichnet die Zentralbankvorschriften und sonstige jeweils
herausgegebene und geméaB den Vorschriften auf die
Gesellschaft anwendbare Rechtsverordnungen, Vorschriften,
Regelungen, Bedingungen, Mitteilungen, Anforderungen
oder Vorgaben der Zentralbank.

Zentralbankvorschriften

bezeichnet die Central Bank (Supervision and Enforcement)
Act 2013 (Section 48(1)) (Undertakings For Collective
Investment in Transferable Securities) Regulations 2015, in
der jeweils giltigen, erganzten, konsolidierten, in jedweder
Form ersetzten oder anderweitig modifizierten Fassung.

Zentralverwahrer

bezeichnet ein anerkanntes Clearingsystem, wobei es sich
um ein nationales Abwicklungssystem fiir einzelne nationale
Mérkte handelt. Bei Fonds, die Anteile Uber eine ICSD
ausgeben, sind die Zentralverwahrer Teilnehmer an einer
ICSD.

Zielperformance
bezeichnet den Referenzindex oder den Referenzwert, deren

Performance ein Fonds wie im jeweiligen Prospektnachtrag
beschrieben nachzubilden beabsichtigt.

Bezugnahmen in diesem Prospekt auf ,Euro” und ,,€“ sind Bezugnahmen auf die gesetzliche Wahrung von Irland, Bezugnahmen auf
.Pfund Sterling” oder ,.£“ sind Bezugnahmen auf die gesetzliche Wahrung des Vereinigten Kénigreichs, Bezugnahmen auf ,,US$* oder
»US-Dollar” sind Bezugnahmen auf die Wahrung in den Vereinigten Staaten von Amerika. Sdmtliche Verweise auf die vorgenannten

Wahrungen schlieBen auch etwaige Nachfolgewahrungen ein.
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4. Anlageziel und Anlagepolitik

Die Satzung sieht vor, dass die Anlageziele und Anlagepolitik der
einzelnen Fonds vom Verwaltungsrat bei Auflegung des Fonds
formuliert werden.

Anlageziel jedes Fonds ist es, fiir die Anteilsinhaber eine an die
Performance eines Referenzindex oder Referenzwerts gekniipfte
Zielperformance zu erzielen. Zu diesem Zweck wird direkt oder
indirekt ein Portfolio aus libertragbaren Wertpapieren erworben,
das alle Wertpapiere oder eine reprasentative Auswahl der
Wertpapiere des betreffenden Referenzindex oder Referenzwerts
enthalten kann (aber nicht muss). Die Auswahl dieser
Ubertragbaren Wertpapiere basiert auf der Eignung der
Wertpapiere, wie etwa die geografische Lage dieser Wertpapiere
(d.h. Schwellen- oder Industrielanderwertpapiere), der
Kapitalisierung oder der Liquiditdt der Komponenten, um die
spezielle Zielperformance eines Fonds gemaB Angabe im
jeweiligen Prospektnachtrag zu erzielen. Alle Fonds koénnen
auBBerdem derivative Finanzinstrumente (,DFIs”) und
Transaktionen und/oder OTC-Derivate einsetzen, um die
Zielperformance zu erreichen.

Die Rendite, welche die Anteilsinhaber solcher Fonds erzielen, ist
abhangig von der Performance der Ubertragbaren Wertpapiere,
der DFls einschlieBlich OTC-Derivate sowie von der Performance
von Techniken, die eingesetzt werden, um die DFls, Gibertragbaren
Wertpapiere und OTC-Derivate mit dem Referenzindex oder
Referenzwerte zu verknipfen. Dies bedeutet, dass die Rendite, die
die Anteilsinhaber erhalten, je nach der im jeweiligen
Prospektnachtrag fir den jeweiligen Fonds angegebenen Struktur
moglicherweise nicht exakt mit der Performance des
Referenzindex oder Referenzwertes lbereinstimmt. Es kann nicht
gewabhrleistet werden, dass das Anlageziel eines Fonds, dessen
Performance an den Referenzindex oder Referenzwert gebunden
ist, tatsachlich erreicht wird.

Der Verwaltungsrat kann beschlieBen, den bestehenden
Referenzindex oder Referenzwert eines Fonds durch einen
anderen Referenzindex oder Referenzwert zu ersetzen, wenn dies
nach seinem Ermessen in Einklang mit den
Anlagebeschréankungen und den Vorschriften steht und den
Interessen der Gesellschaft oder eines betroffenen Fonds dient.

Der Verwaltungsrat kann beispielsweise beschlieBen, unter den

folgenden  Umstdnden  gegebenenfalls  einen  solchen
Referenzindex oder Referenzwert zu ersetzen:
(a) die Genauigkeit und Verfligbarkeit von Daten eines

bestimmten Referenzindex oder Referenzwerts haben
sich verschlechtert;

(b) die Komponenten des Referenzindex oder
Referenzwerts wirden den Fonds (wenn er den
Referenzindex oder Referenzwert genau abbilden
wirde) zwingen, gegen die im  Abschnitt
.Anlagebeschrankungen” festgelegten
Beschrankungen  zu  verstoBen und/oder die
Besteuerung oder steuerliche Behandlung der

Gesellschaft oder von Anteilsinhabern der Gesellschaft
wesentlich beeinflussen;

der betreffende Referenzindex oder Referenzwert
existiert nicht mehr oder es hat nach Ermessen des
Verwaltungsrats eine wesentliche Anderung der Formel
oder Methode zur Berechnung einer Komponente des
Referenzindex oder  Referenzwerts oder eine
wesentliche Verdnderung einer Komponente des
Referenzindex oder Referenzwerts stattgefunden;

(c)

(d) der Swap und andere im Abschnitt
~Anlagebeschrankungen” beschriebene Techniken

oder Instrumente, die fiir die Umsetzung des Anlageziels
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des jeweiligen Fonds benétigt werden, sind nicht mehr

in einer vom Verwaltungsrat als akzeptabel betrachteten

Weise verfligbar;
(e) der Kontrahent von Swap-Vereinbarungen oder anderen
derivativen Instrumenten teilt der Gesellschaft mit, dass
fir einen Teil der Wertpapiere eines Referenzindex oder
Referenzwerts die Liquiditat eingeschrankt ist oder eine
Anlage in den Komponenten des Referenzindex oder
Referenzwerts nicht praktikabel ist;

) der Indexanbieter erhéht seine Lizenzgebihren auf ein
Niveau, das der Verwaltungsrat als zu hoch betrachtet;

(9) ein  Nachfolger des Indexanbieters wird vom
Verwaltungsrat als nicht akzeptabel befunden.

(h) eine  Anderung der Eigentumsverhiltnisse des
maBgeblichen Indexanbieters und/oder eine
Namensédnderung des maBgeblichen Index; oder

(i) ein neuer Index bereitgestellt wird, der den bisherigen
Referenzindex ablost;

0] ein neuer Index verflgbar ist, der als Marktstandard fiir

die Anleger in dem betreffenden Markt angesehen wird
und/oder als fiir die Anteilsinhaber gewinnbringender als

der bestehende Referenzindex angesehen werden
wurde.
(k) ein liquider Futures-Markt, auf dem ein bestimmter

Fonds investiert, nicht mehr zur Verfligung steht; oder

0] ein Indexanbieter oder Referenzindex nicht mehr den
geltenden Bestimmungen der Benchmark-Verordnung
entspricht.

Die vorstehende Aufzdhlung dient lediglich als Anhaltspunkt und
ist nicht als erschopfend zu verstehen oder schrankt die Fahigkeit
des Verwaltungsrats ein, den Referenzindex oder den
Referenzwert unter anderen Umstanden zu dndern, wenn er dies
flir angemessen halt. Jeder Vorschlag des Verwaltungsrats, einen
Referenzindex oder einen Referenzwert zu andern, bedarf der
vorherigen Zustimmung der Anteilinhaber des jeweiligen Fonds
durch ordentlichen Beschluss, wenn diese Anderung eine
wesentliche Anderung der Anlagepolitik des Fonds darstellt.
Andernfalls werden die Anteilinhaber {iber die Anderung
informiert, wenn die Anderung keine wesentliche Anderung der
Anlagepolitik des Fonds darstellt. Der Prospekt wird im Falle einer
Ersetzung oder Anderung des bestehenden Referenzindex oder
Referenzwerts eines Fonds durch einen anderen Referenzindex
oder Referenzwert gemal3 den Anforderungen der Zentralbank
aktualisiert.

Der Anlageverwalter verlasst sich im Hinblick auf Informationen
Uber die Zusammensetzung und/oder Gewichtung der
Wertpapiere, die die einzelnen Referenzindizes bilden, allein auf
den Indexanbieter. Ist es dem Anlageverwalter nicht moglich, an
einem Geschéaftstag diese Informationen bezlglich eines
Referenzindex einzuholen oder zu verarbeiten, wird zum Zwecke
aller Anpassungen die zuletzt veroffentlichte Zusammensetzung
und/oder Gewichtung dieses Referenzindex herangezogen.

Jede Anderung des Anlageziels und jede wesentliche Anderung
der Anlagepolitik eines Fonds erfordert die Zustimmung der
Anteilsinhaber des Fonds durch einfachen Mehrheitsbeschluss.
Vorbehaltlich und unbeschadet des vorangegangenen Satzes in
diesem Absatz muss die Gesellschaft im Falle einer Anderung des
Anlageziels und/oder der Anlagepolitik eines Fonds diese den
Anteilsinhabern des Fonds mit einer angemessenen Frist
ankiindigen, damit diese vor der Einfithrung der Anderung die
Ricknahme ihrer Anteile in die Wege leiten konnen.



4. Anlageziel und Anlagepolitik
Fortsetzung

Weitere Einzelheiten zum Anlageziel und der Anlagepolitik der
einzelnen Fonds sind im jeweiligen Prospektnachtrag aufgefiihrt.

BEZUGNAHME AUF REFERENZINDIZES

Die von den Fonds verwendeten Referenzindizes werden jeweils
von einem Administrator (wie in der Benchmark-Verordnung
definiert) bereitgestellt, der entweder in dem geman Artikel 36 der
Benchmark-Verordnung gefiihrten ESMA-Verzeichnis eingetragen
ist oder der derzeit seine Aufnahme in das ESMA-Verzeichnis
veranlasst.

Zum Datum dieses Prospekts sind die folgenden Benchmark-
Administratoren der Referenzindizes der Fonds im ESMA-
Verzeichnis eingetragen:

e  FTSE International Ltd. (der Administrator der FTSE- und
Russell-Benchmarks)

¢ NASDAQ OMX (Anbieter der NASDAQ-Indizes)
. MSCI Limited (der Administrator der MSCI-Benchmarks)
*  Solactive AG (Anbieter der Solactive-Indizes)

e STOXX Ltd (Anbieter der EURO STOXX-, STOXX Europe- und
STOXX Japan-Indizes)

Zum Datum dieses Prospekts sind die folgenden Benchmark-
Administratoren der Referenzindizes der Fonds von einer
zustandigen Behorde eines Mitgliedstaats durch eine Bestatigung
oder Anerkennung zugelassen worden:

e Bloomberg Finance L.P. / UBS Securities LLC (Anbieter der
Bloomberg Commodity-Indizes)

e Morningstar UK Limited (Anbieter der Morningstar MLP-
Indizes)

. NASDAQ Inc. (Anbieter des KBW NASDAQ-Index)

. Nikkei Inc / Tokyo Stock Exchange (Anbieter der JPX-Nikkei-
Indizes)

e Standard & Poor’s Financial Services LLC (Anbieter der S&P-
Indizes)

Die Benchmark-Verordnung enthélt Regeln zur Verwendung von in
einem Drittland verwalteten Benchmarks, die ab 2024 in Kraft
treten sollten. Die Europdische Kommission hat eine delegierte
Verordnung verabschiedet, die den Ubergangszeitraum der
Benchmark-Verordnung bis zum 31. Dezember 2025 verlangert.
Wahrend dieses Zeitraums koénnen von der EU beaufsichtigte
Unternehmen Benchmarks aus Drittldindern verwenden, die nicht
im ESMA-Register enthalten sind.

Das ESMA-Verzeichnis wird fortlaufend von der Gesellschaft
beobachtet. Samtliche Anderungen, die sich auf die Benchmark-
Administratoren der Referenzindizes der Fonds auswirken, werden
bei der ndchsten Gelegenheit in den Prospekt einbezogen.
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5. Anlagebeschrankungen und zuldssige Anlagen

Die Anlagebeschrankungen der einzelnen Fonds werden vom
Verwaltungsrat bei Auflegung des jeweiligen Fonds formuliert. Der
Verwaltungsrat kann von Zeit Zu Zeit weitere
Anlagebeschriankungen auferlegen, die mit den Anteilsinhabern
oder deren Interessen vereinbar sind, um die Gesetze und
Vorschriften der Lander, in denen die Anteile des Fonds platziert
werden, einzuhalten, und derlei zusatzliche
Anlagebeschrankungen werden im Prospektnachtrag der
einzelnen Fonds aufgefihrt. Sofern der  jeweilige
Prospektnachtrag keine abweichenden Angaben enthélt, darf ein
Fonds nicht mehr als 10 % seines Nettovermogens in andere
OGAW oder andere offene oder geschlossene OGA investieren.

ANHANG Il ZU DIESEM PROSPEKT FUHRT DIE ZULASSIGEN
ANLAGEN UND ALLGEMEINEN ANLAGEBESCHRANKUNGEN
AUF, DIE AUF JEDEN FONDS ANWENDUNG FINDEN.

GENAUERE ANGABEN ZU DEN FONDSSPEZIFISCHEN
ANLAGEBESCHRANKUNGEN SIND DEM BETREFFENDEN
PROSPEKTNACHTRAG FUR JEDEN FONDS ZU ENTNEHMEN.

ZUR VERMEIDUNG VON ZWEIFELN SEI ANGEFUHRT, DASS DIE

VORSTEHENDEN BESCHRANKUNGEN UND ALLE
ZUSATZLICHEN FONDSSPEZIFISCHEN
ANLAGEBESCHRANKUNGEN, WIE SIE IM JEWEILIGEN

PROSPEKTNACHTRAG DES FONDS AUFGEFUHRT SIND,
RESTRIKTIVER SEIN KONNEN ALS DIE
ANLAGEBESCHRANKUGEN IM ANHANG Il ZU DIESEM
PROSPEKT.

Die zuldssigen Anlagen und allgemeinen Anlagebeschrankungen,
wie sie auf jeden Fonds Anwendung finden und in Anhang Il im
Abschnitt ,Anlagebeschréankungen” aufgefiihrt sind, entsprechen
den Vorschriften und den Zentralbankvorschriften.

Samtliche Anlagen der Fonds sind auf die in den Vorschriften
genehmigten Anlagen beschrankt. Die Anlagebeschrankungen
gelten zum Zeitpunkt des Kaufs der Anlagen. Werden die im
Prospektnachtrag oder in Anhangll (sofern zutreffend)
aufgefiihrten Grenzen aus Grinden Uberschritten, die auBerhalb
der Kontrolle der Gesellschaft liegen oder aus der Ausiibung von
Zeichnungsrechten  resultieren, muss die  Gesellschaft
sicherstellen, dass der Fonds unter angemessener
Berlicksichtigung der Interessen seiner Anteilsinhaber seine
Verkaufstatigkeit vorrangig auf die Behebung dieser Situation
abstellt.

Finanzinstrumenten und anderen Techniken, auf die in
Vorschrift 48A verwiesen wird.

TRACKING ERROR

Der erwartete/voraussichtliche ,Tracking Error” der einzelnen
Fonds (also die Standardabweichung des Renditeunterschieds
zwischen dem Fonds und dem Referenzindex) ist im
Prospektnachtrag flir den jeweiligen Fonds dargelegt.

In den Jahres- und Halbjahresberichten wird die Hohe des Tracking
Error am Ende des Berichtszeitraums angegeben. Der
Jahresbericht  enthdlt auch eine Erlduterung etwaiger
Abweichungen zwischen dem erwarteten und dem realisierten
Tracking Error im mafBgeblichen Zeitraum.

Das Engagement im Referenzindex kann beeintrachtigt werden
durch die Kosten eines Rebalancing, insbesondere wenn der
Referenzindex einem groBeren Rebalancing unterzogen wird oder
wenn Komponenten nicht sehr liquide sind oder Einschrankungen
der Zugéanglichkeit bestehen. Rebalancing-Kosten sind abhangig
von der Haufigkeit des Rebalancing des zugrunde liegenden
Referenzindex, den Anpassungen der Gewichtung von
Komponenten und/oder der Anzahl von Komponenten, die bei
jedem Rebalancing ersetzt werden, und den fiir die Umsetzung
solcher Anderungen anfallenden Transaktionskosten. Hohe
Rebalancing-Kosten mindern generell die Wertentwicklung des
Fonds im Verhaltnis zum Referenzindex. Naheres zur Haufigkeit
des Rebalancing und zu eventuellen Rebalancing-Kosten ist fiir die
einzelnen Fonds den maBgeblichen Prospektnachtragen zu
entnehmen.

INDEXABBILDENDE FONDS
(a) Unbeschadet der Bestimmungen in Absatz2.3 von
Anhang Il kann ein Fonds in Einklang mit der Satzung bis
zu 20 % seines Nettovermogens in Anteilspapiere
und/oder Schuldtitel investieren, die von ein und
demselben Emittenten ausgegeben werden, wenn der
Fonds laut Anlagepolitik einen Index nachbildet oder an
einen Index gekoppelt ist. Der Index muss von der
Zentralbank geméaB den  Zentralbankvorschriften
anerkannt sein.

(b) Die in Absatz (a) genannte Grenze kann auf 35 %
angehoben und auf einen einzelnen Emittenten
angewendet werden, wenn dies aufgrund einer
auBergewodhnlichen Marktsituation gerechtfertigt ist, wie
im maBgeblichen Prospektnachtrag angegeben.

(c) Der Verweis auf eine Nachbildung der
Zusammensetzung eines Aktien- oder Schuldtitelindex in
Absatz (a) bezieht sich auf die Nachbildung der
Zusammensetzung der Basiswerte des Index,
einschlieBlich  des  Einsatzes von  derivativen
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EFFIZIENTES PORTFOLIOMANAGEMENT

Die Gesellschaft kann fiir die einzelnen Fonds und vorbehaltlich
der von der Zentralbank festgelegten Auflagen und Grenzen im
Zusammenhang mit Ubertragbaren Wertpapieren Methoden und
Instrumente zum effizienten Portfoliomanagement einsetzen.
Transaktionen zum Zwecke des effizienten Portfoliomanagements
kénnen vorgenommen werden im Hinblick auf eine Minderung der
Risiken, eine Senkung der Kosten oder die Erwirtschaftung
zuséatzlichen Kapitals oder Ertrags fiir den Fonds bei einem
angemessenen Risikoniveau. Dabei werden das Risikoprofil des
jeweiligen Fonds sowie die allgemeinen Bestimmungen von
OGAW V beriicksichtigt. Diese Methoden und Instrumente kénnen
Anlagen in Swaps beinhalten (die zum Management von
Wahrungs- und Zinsrisiken eingesetzt werden koénnen). Weitere
Informationen  zum  Einsatz von DFI und effizientem
Portfoliomanagement sind Anhang lll zu entnehmen. Es kénnen
neue Methoden und Instrumente entwickelt werden, die fir die
Verwendung durch die Gesellschaft geeignet sein kénnen. Die
Gesellschaft kann (vorbehaltlich der Bestimmungen der
Zentralbank) solche Methoden und Instrumente einsetzen.

Ein Fonds kann zum Zwecke des effizienten Portfoliomanagements
nur geméaB den Bestimmungen und vorbehaltlich maBgeblicher
Vorschriften der Zentralbank Wertpapierleihgeschéfte, Pensions-
und/oder umgekehrte Pensionsgeschafte abschlieBen.

ABGESICHERTE ANTEILSKLASSEN

Die Gesellschaft kann (ist aber nicht dazu verpflichtet) bestimmte
wahrungsbezogene  Transaktionen  eingehen, um  das
Wahrungsrisiko der Vermdogenswerte eines Fonds, die einer
bestimmten Klasse zuzurechnen sind, fir Zwecke des effizienten
Portfoliomanagements in der Basiswdhrung der betreffenden
Klasse abzusichern.

Soll eine Anteilsklasse abgesichert werden, wird dies im
Prospektnachtrag zu dem Fonds angegeben, fir den eine solche



5. Anlagebeschrankungen und zulassige Anlagen

Fortsetzung

Anteilsklasse ausgegeben wird. Wahrungsengagements einer
Anteilsklasse kénnen nicht mit denen einer anderen Anteilsklasse
eines Fonds kombiniert oder gegen sie aufgerechnet werden. Das
Wa&hrungsengagement der einer Anteilsklasse zuzurechnenden
Vermogenswerte kann nicht anderen Klassen zugeordnet werden.
Wo der Anlageverwalter sich um eine Absicherung gegen
Wechselkursschwankungen bemuht, kann dies dazu flihren, dass
aufgrund externer Faktoren, die die Gesellschaft nicht steuern
kann, unbeabsichtigt zu hoch (over-hedged) oder zu niedrig
(under-hedged) abgesicherte Positionen eingegangen werden. Zu
stark abgesicherte Positionen werden jedoch 105 % des
Nettoinventarwerts nicht (berschreiten und abgesicherte
Positionen werden laufend Gberprift, um sicherzustellen, dass zu
stark abgesicherte Positionen das zulassige Niveau von 105 % des
Nettoinventarwerts nicht Uberschreiten und dass zu schwach
abgesicherte Positionen nicht unter das zulassige Niveau von 95 %
des Nettoinventarwerts der Klasse fallen, die abgesichert werden
soll. Diese Uberpriifung beinhaltet auch ein Verfahren, um
sicherzustellen, dass Positionen, die 100 % des Nettoinventarwerts
Uibersteigen, nicht von Monat zu Monat libertragen werden. Soweit
diese Absicherung fiir eine bestimmte Klasse erfolgreich ist, wird
sich die Performance der Klasse wahrscheinlich entsprechend der
Performance der Basiswerte entwickeln, so dass den Anlegern
dieser Klasse kein Gewinn/Verlust entsteht, wenn die Wahrung der
Klasse gegenlber der Basiswahrung fallt/steigt.

Ferner gilt: Eine Anteilsklasse, die auf eine andere Wahrung als die
Basiswdhrung  lautet, kann gegen das Risiko von
Wechselkursschwankungen zwischen der Wahrung, auf die die
Anteilsklasse lautet, und der Basiswahrung abgesichert werden.
Samtliche Finanzinstrumente, die eingesetzt werden, um solche
Strategien fiir eine oder mehrere Klassen zu implementieren, sind
Vermdgenswerte/Verbindlichkeiten des Fonds als Ganzes, werden
aber den jeweiligen Klassen zugeordnet, und die
Gewinne/Verluste aus den betreffenden Finanzinstrumenten
sowie die mit diesen verbundenen Kosten werden ausschlieBlich
der jeweiligen Klasse zugerechnet. Anleger sollten jedoch
beachten, dass zwischen den Anteilsklassen  keine
Haftungstrennung besteht.

Die Gesellschaft kann auch (ist dazu aber nicht verpflichtet)
bestimmte wahrungsbezogene Transaktionen eingehen, um das
Wahrungsengagement des Fonds abzusichern, sofern der Fonds
in auf andere Wahrungen als die Basiswdhrung lautende
Vermogenswerte investiert.

ABWICKLUNG VON ZEICHNUNGEN UND RUCKNAHMEN

Der Verwaltungsrat hat beschlossen, dass die Anteile der Fonds in
stlickeloser (d. h. unverbriefter) Form ausgegeben werden kénnen
und dass die Fonds die Zulassung zum Clearing und zur
Abwicklung Uber  ein anerkanntes Clearing- und
Abwicklungssystem beantragen kénnen. Um dies zu ermaoglichen,
fahrt die Verwahrstelle (oder ihr Bevollmachtigter) ein Umbrella-
Kassakonto bei dem maBgeblichen anerkannten Clearing- und
Abwicklungssystem. Die Abwicklung von Anteilszeichnungen
durch einen autorisierten Teilnehmer erfolgt auf Basis der
Lieferung gegen Zahlung im mafBgeblichen anerkannten Clearing-
und Abwicklungssystem. Ein autorisierter Teilnehmer veranlasst
die Zahlung der Zeichnungsgelder auf das von der Verwahrstelle
(oder ihrem Bevollmachtigten) gefiihrte Umbrella-Kassakonto, die
(bzw. der) wiederum die zeitgleiche Lieferung der gezeichneten
Anteile an den autorisierten Teilnehmer veranlasst.

Bei einer Ricknahme von Anteilen durch einen autorisierten
Teilnehmer erfolgt diese Transaktion ebenfalls auf Basis der
Lieferung gegen Zahlung im mafBgeblichen anerkannten Clearing-
und Abwicklungssystem. Der autorisierte Teilnehmer veranlasst
die Lieferung der Anteile auf das Umbrella-Kassakonto der
Verwahrstelle (oder ihres Bevollmachtigten), die (bzw. der)
wiederum die zeitgleiche Gutschrift der Ricknahmeerlose auf
dem Umbrella-Kassakonto veranlasst.

LEVERAGE

Die Gesellschaft beabsichtigt nicht, einen Fonds zu hebeln. Wird
ein Fonds jedoch gehebelt, so wird dies gegebenenfalls im
maBgeblichen Prospektnachtrag fir den jeweiligen Fonds
angegeben.

BEFUGNIS ZUR KREDITAUFNAHME UND KREDITVERGABE

Die Gesellschaft kann jederzeit Kredite in Hohe von bis zu 10 % des
Nettovermdgens eines Fonds auf Rechnung eines Fonds
aufnehmen, und die Verwahrstelle kann die Vermégenswerte des
betreffenden Fonds als Sicherheit fir solche Kreditaufnahmen
belasten, vorausgesetzt, dass die Kreditaufnahme nur fir
voribergehende  Zwecke  erfolgt. Etwaige besondere
Kreditaufnahmebeschrankungen fir einen Fonds sind im
Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds  beschrieben.
Unbeschadet der Befugnis des Fonds, in Ubertragbaren
Wertpapieren zu investieren, darf die Gesellschaft kein Bargeld an
Dritte verleihen oder im Namen Dritter als Biirge agieren. Ein Fonds
kann Schuldtitel und noch nicht vollstdndig bezahlte Wertpapiere
erwerben.
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ZAHLUNGSZEITPUNKT

Zahlungen im Zusammenhang mit einer Zeichnung missen als frei
verfigbare Gelder bis zum Abrechnungsdatum gemaB den
Angaben im Prospektnachtrag fiir den jeweiligen Fonds auf dem
Umbrella-Kassakonto eingehen.



6. Risikofaktoren

ALLGEMEINES

Die nachfolgende Erorterung ist allgemeiner Natur und dient der
Beschreibung der verschiedenen Risikofaktoren, die mit einer
Anlage in den Anteilen eines Fonds verbunden sein kénnen und
auf die die Anleger hingewiesen werden. Etwaige zusatzliche
Risiken sind in den Prospektnachtrdgen zu den einzelnen Fonds
erlautert. Diese Erdrterung erhebt jedoch keinen Anspruch auf
Vollstandigkeit und moéglicherweise sollten weitere Erwagungen in
Bezug auf eine Anlage getroffen werden. Anleger sollten ihre
eigenen Berater konsultieren, bevor sie eine Anlage in den Anteilen
eines bestimmten Fonds in Erwdgung ziehen. Welche Faktoren fiir
die Anteile eines bestimmten Fonds relevant sind, hangt von einer
Reihe von ineinander Ubergreifenden Erwagungen ab,
insbesondere von der Art der Anteile, dem Referenzindex oder
ggf. dem Referenzwert, den Anlagen und Vermogenswerten des
Fonds und den Techniken, die angewandt werden, um die Anlagen
und Vermogenswerte des Fonds an den Referenzindex oder ggf.
den Referenzwert zu koppeln.

Die Entscheidung fiir eine Anlage in den Anteilen eines
bestimmten Fonds sollte erst nach sorgféltiger Abwagung aller
dieser Faktoren getroffen werden.

Die Anlagen der Gesellschaft in Wertpapieren unterliegen den
normalen Marktschwankungen und anderen mit Anlagen in
Wertpapieren verbundenen Risiken. Der Wert von Anlagen und der
aus ihnen vereinnahmten Ertrdge und damit auch der Wert der
Anteile jedes Fonds und ihrer Ertrdge kénnen sowohl fallen als
auch steigen und Anleger kénnen moglicherweise den von ihnen
angelegten Betrag nicht zurlickerhalten.
Wechselkursveranderungen zwischen verschiedenen Wahrungen
oder die Umrechnung von einer Wahrung in eine andere kénnen
ebenfalls zu einer Wertminderung oder Wertsteigerung der
Anlagen fihren. Aufgrund der Zeichnungsgebiihr und/oder
Riicknahmegebiihr, die auf die Anteile zahlbar sein kann (wo
derartige Gebiihren erhoben werden) sollte eine Anlage in den
Anteilen als mittel- bis langfristig angesehen werden. Eine
Anlage in einem Fonds sollte keinen wesentlichen Anteil eines
Anlageportfolios bilden und eignet sich moglicherweise nicht fiir
alle  Anleger. Unter bestimmten Umstdnden koénnen
Rickgaberechte der Anteilsinhaber in Bezug auf Anteile
aufgeschoben oder ausgesetzt werden.

Die Anleger sollten beachten, dass unter bestimmten
Marktbedingungen von den Fonds gehaltene Wertpapiere
moglicherweise nicht so liquide wie unter normalen Umstéanden
sind. Kann ein Wertpapier nicht kurzfristig verkauft werden, so
kann es schwieriger werden, einen angemessenen Preis zu
erzielen, und es besteht das Risiko, dass der Preis, zu dem das
Wertpapier bewertet wird, im Verkaufsfall nicht realisierbar ist.
Daher ist es moglich, dass die Fonds solche Wertpapiere nicht
leicht verkaufen kénnen.

Risikofaktoren konnen gleichzeitig auftreten und/oder sich
gegenseitig verstarken, was unvorhersehbare Auswirkungen auf
den Wert der Anteile haben kann. Zu den Auswirkungen, die eine
Kombination von Risikofaktoren auf den Wert der Anteile haben
kann, kénnen keine sicheren Angaben gemacht werden.

Erreichen des Anlageziels: Es gibt keine Gewéhrleistung, dass ein
Fonds sein Anlageziel erreichen wird. Im Folgenden sind einige,
aber nicht unbedingt alle Faktoren aufgeflhrt, die dazu fihren
koénnen, dass der Wert der Anteile vom Wert des Referenzindex
oder Referenzwerts abweicht: Anlagen in Vermogenswerten, die
nicht im Referenzindex oder Referenzwert vertreten sind, konnen
im Vergleich zu Anlagen in Komponenten des Referenzindex oder
Referenzwertes Verzdgerungen oder zusétzlichen Kosten und
Steuern oder Renditeabweichungen unterliegen; Anlage- oder
regulatorische Beschrankungen wirken sich moglicherweise auf
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die Gesellschaft, nicht aber auf die Komponenten des
Referenzindex oder Referenzwerts aus; die Wertschwankungen
der Vermogenswerte des Fonds und das Vorhandensein einer
Barposition in einem der Fonds.

Keine aktive Verwaltung: Die Auswahl der Indexwerte und die den
Indexwerten zugeordneten Gewichtungen werden durch
Anwendung der Berechnungsmethode  bestimmt. Der
Referenzindex wird nicht aktiv verwaltet, um die Renditen Gber die
in den Regeln des Referenzindex eingebetteten hinaus zu steigern.
Marktteilnehmer sind haufig in der Lage, ihre Anlagen angesichts
der Marktlage, politischer, finanzieller oder sonstiger Faktoren
umgehend anzupassen, und ein aktiv verwaltetes Produkt konnte
moglicherweise direkter und angemessener auf unmittelbare
Markt-, politische, finanzielle oder andere Faktoren reagieren als
ein nicht aktiv verwalteter Index. Im Gegensatz dazu wird der
Referenzindex = gemaB  der  Berechnungsmethode  des
Referenzindex die Gewichtungen der Indexwerte an jedem
Neugewichtungstag neu gewichten.

Getrennte Haftung: GemaB den Bestimmungen des Companies
Act muss der Verwaltungsrat fiir jeden Fonds ein separates
Vermdgensportfolio unterhalten. Im Verhaltnis zwischen den
Anteilsinhabern wird jedes Vermogensportfolio ausschlieBlich
zugunsten des jeweiligen Fonds angelegt. Die Anteilsinhaber
haben nur Anspruch auf die Vermodgenswerte und Gewinne des
Fonds, an dem sie beteiligt sind. Die Gesellschaft wird als ein
einziges Rechtssubjekt betrachtet. Gegenliber  Dritten,
insbesondere gegeniliber den Glaubigern der Gesellschaft, haftet
die Gesellschaft fir alle Verbindlichkeiten eines Fonds
ausschlieBlich mit dem Vermogen des jeweiligen Fonds. Im
Verhaltnis  zwischen den Anteilsinhabern werden die
Verbindlichkeiten eines Fonds nur dem jeweiligen Fonds
zugerechnet. Wenngleich die Bestimmungen des Companies Act
die getrennte Haftung zwischen Fonds vorsehen, miissen sich
diese Bestimmungen noch vor auslédndischen Gerichten
bewahren, insbesondere im Hinblick auf die Befriedigung der
Anspriiche lokaler Glaubiger. Daher ist nicht zweifelsfrei
gewiébhrleistet, dass die Vermdgenswerte eines Fonds der
Gesellschaft nicht gegebenenfalls doch der Haftung anderer
Fonds der Gesellschaft unterliegen. Zum Erscheinungstag dieses
Prospekts ist dem Verwaltungsrat keine solche Verbindlichkeit
oder Eventualverbindlichkeit eines Fonds der Gesellschaft
bekannt.

Wechselkurse: Anlagen in den Anteilen kénnen mittelbar oder
unmittelbar einem Wechselkursrisiko unterliegen. Da der
Nettoinventarwert des Fonds in seiner Basiswahrung ermittelt
wird, hangt die Performance von Anlagen im Fonds, die auf eine
andere Wahrung lauten als die Basiswahrung, auch von der Starke
dieser Wahrung gegeniiber der Basiswahrung ab. Gleichermalien
bergen Vermogenswerte in einem Fonds, die auf eine andere
Wahrung als die Basiswdhrung lauten, fir den Fonds ein
Wechselkursrisiko. Anleger sind ferner einem Wechselkursrisiko
ausgesetzt, wenn sie in einem Fonds anlegen, dessen
Basiswahrung sich von der taglichen Funktionalwdhrung der
Anleger unterscheidet.

Rechtliche und aufsichtsrechtliche Auflagen: Die Gesellschaft
muss sich an aufsichtsrechtliche Vorgaben oder sie selbst, ihre
Anteile  oder die  Anlagebeschrankungen betreffende
Gesetzesanderungen halten, was eine Anderung der Anlagepolitik
und der Anlageziele eines Fonds erforderlich machen kann. Die
Vermoégenswerte eines Fonds kdénnen auch von Anderungen an
Gesetzen oder Bestimmungen und/oder regulatorischen
MaBnahmen betroffen sein, die sich auf ihren Wert auswirken. Die
Gesellschaft und der Anlageverwalter konnen Vorschriften
ausgesetzt sein oder werden, die unverhaltnismaBig hohe
Belastungen zur Folge haben oder sehr restriktiv sein konnten. Das
gilt insbesondere fir staatliche Interventionen und bestimmte
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regulatorische MaBnahmen, die in bestimmten Hoheitsgebieten
als Reaktion auf die bedeutenden jlingsten Ereignisse auf den
internationalen Finanzmarkten durchgefiihrt wurden oder werden
kénnten. Zwei Beispiele hierfir sind (1) die irische Verordnung The
European Union (Short Selling) Regulations 2012 (SI No. 340/2012)
zur Umsetzung der EU-Verordnung Nr. 236/2012 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 14. Méarz 2012 Uber Leerverkaufe
und bestimmte Aspekte von Credit Default Swaps (die
.Leerverkaufsverordnung”) und (2) der vor kurzem in den USA
eingefiihrte Dodd-Frank Wall Street Reform and Consumer
Protection Act (der .Dodd-Frank Act”). Die
Leerverkaufsverordnung  befasst sich mit  bestimmten
systemischen Risikofaktoren in Zusammenhang mit nackten oder
ungedeckten Leerverkaufen und soll u. a. die Transparenz in Bezug
auf  signifikante  Netto-Short-Positionen  bei  spezifischen
Finanzinstrumenten verbessern. Weitere Informationen
entnehmen Sie bitte dem Abschnitt ,Risiken in Zusammenhang
mit Leerverkaufen” in diesem Prospekt. Der Dodd-Frank Act
umfasst eine Reihe von MaBnahmen, die auf systemische Risiken
im  Finanzdienstleistungssektor abzielen, und wird bei
Investmentfonds und Fondsmanagern in den USA zu einem
erhohten regulatorischen Aufwand flihren. Diese und andere
wesentliche Anderungen an der globalen Finanzregulierung
kénnen die Gesellschaft vor erhebliche Herausforderungen stellen
und konnten der Gesellschaft Verluste bringen.

Risiken im Zusammenhang mit liquiden Mitteln: Ein Fonds kann
nach dem Ermessen des Anlageverwalters einen wesentlichen
Anteil seiner Vermdgenswerte in  Zahlungsmitteln und
Zahlungsmitteldquivalenten halten. Hat ein Fonds Uber einen
langeren Zeitraum wesentliche Kassenbestdnde, kann dies die
Anlagerenditen beeintrachtigen.

Konzentrationsrisiko: Ein Teilfonds kann einen relativ hohen Anteil
seines Vermogens in Emittenten investieren, die in einem
einzelnen Land, einer kleinen Anzahl von Landern oder in einer
bestimmten geographischen Region ansassig sind. In solchen
Fallen ist die Wertentwicklung des Teilfonds mit den Markt-,
Wahrungs-, wirtschaftlichen, politischen oder aufsichtsrechtlichen
Bedingungen und Entwicklungen in diesem Land, bzw. diesen
Landern oder dieser Region verkniipft und kann volatiler sein als
die Wertentwicklung von geographisch starker diversifizierten
Teilfonds.

Darlber hinaus kann ein Fonds seine Anlagen auf Unternehmen in
einer bestimmten Branche, einem bestimmten Markt oder einem
bestimmten Wirtschaftssektor konzentrieren. Konzentriert ein
Fonds seine Anlagen in einer bestimmten Branche, einem
bestimmten Markt oder einem bestimmten Wirtschaftssektor,
haben finanzielle, wirtschaftliche, geschaftliche und sonstige
Entwicklungen, die Emittenten in dieser Branche, diesem Markt
oder diesem Sektor betreffen, groBere Auswirkungen fiir den
Fonds als dies der Fall ware, wenn seine Vermogenswerte nicht in
dieser Branche, diesem Markt oder diesem Sektor konzentriert
waéren.

Zudem konnen Anleger als Reaktion auf Faktoren, die ein
bestimmtes Land, eine Branche, einen Markt oder Sektor
beeinflussen, in denen der Fonds seine Anlagen konzentriert,
groBe Mengen von Anteilen eines Fonds kaufen oder verkaufen,
was zu ungewohnlich hohen Zuflissen oder Abflissen von
Liquiditdat in bzw. aus dem Fonds flhren kann. Diese
auBergewohnlichen Zuflisse oder Abflisse kénnen dazu fihren,
dass die Liquiditat des Fonds bzw. der Liquiditatsbedarf Gber das
normale Niveau hinausgeht, und dementsprechend die
Verwaltung des Fonds und die Wertentwicklung des Fonds negativ
beeinflussen.

Eigene Anlagen/Startkapital: Das verwaltete Vermogen kann
jederzeit wahrend der Laufzeit eines Fonds Eigenkapital (oder
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LStartkapital”) beinhalten, das von einer oder mehreren
interessierten  Parteien (zum Beispiel den autorisierten
Teilnehmern und genehmigten Kontrahenten) investiert werden
kann, und eine solche Anlage kann einen erheblichen Teil des
verwalteten Vermogens ausmachen. Anleger sollten sich bewusst
sein, dass eine interessierte Partei (i) ihre Anlagen ganz oder
teilweise absichern kann und dadurch ihr Engagement an der
Performance des Fonds reduziert oder entzieht; und (ii) ihre Anlage
im Fonds jederzeit ohne Benachrichtigung der Anteilsinhaber
zurlickgeben kann. Diese interessierte Partei ist keinesfalls
verpflichtet, die Interessen anderer Anteilsinhaber beim Treffen
ihrer Anlageentscheidungen zu berlicksichtigen. Es wird keine
Zusicherung dahingehend gegeben, dass solche Gelder einer
interessierten Partei Uber einen bestimmten Zeitraum weiterhin im
Fonds investiert bleiben. Da viele Kosten des Fonds fix sind kann
ein hoheres Volumen an verwaltetem Vermogen die Kosten eines
Fonds je Anteil reduzieren und ein niedrigeres Volumen an
verwaltetem Vermogen kann die Kosten eines Fonds je Anteil
ansteigen lassen. Wie bei jeder Rlcknahme, die einen
wesentlichen Anteil des verwalteten Vermogens eines Fonds
darstellt, kann sich eine betrachtliche Riicknahme bei einer dieser
eigenen Anlagen auf die Verwaltung und/oder die Performance
eines Fonds auswirken und kann in bestimmten Fallen (i) dazu
fihren, dass die Bestande der verbleibenden Anleger einen
héheren Prozentsatz am Nettoinventarwert eines Fonds darstellen,
(ii) dass andere Anleger in einem Fonds ihre Anlage zurlickgeben
und/oder (iii) den Verwaltungsrat nach Absprache mit dem
Anlageverwalter zur Entscheidung, dass ein Fonds nicht mehr
verwaltbar geworden ist, und zur Erwdgung auBergewodhnlicher
MaBnahmen veranlassen, wie die Auflésung eines Fonds gemaRB
dem Abschnitt ,Auflésung eines Fonds”. In diesem Fall wiirden
samtliche Anlagen der Anteilsinhaber zurickgenommen.

Waihrungsrisiko: Ein Fonds kann in Wertpapiere investieren, die
auf andere Wahrungen lauten als die Basiswahrung.
Wertveranderungen  dieser Wahrungen gegeniber der
Basiswahrung kéonnen positive oder negative Auswirkungen auf
den Wert der Anlagen des Fonds, die auf diese Wahrungen lauten,
haben. Ein Fonds kann, muss aber nicht in Devisentermingeschéfte
investieren, um das Risiko in Bezug auf unterschiedliche
Wahrungen zu reduzieren. Es kann jedoch nicht gewahrleistet
werden, dass diese Geschafte ihren Zweck erfillen. Auch kénnen
diese Geschifte die Vorteile, die einem Fonds aus glnstigen
Wechselkursschwankungen entstehen, ganz oder teilweise
eliminieren.

Untétigkeit der gemeinsamen Verwahrstelle und/oder eines
internationalen Zentralverwahrers: Anleger, fir die die
Abrechnung oder das Clearing lber eine ICSD erfolgt, werden
keine eingetragenen Anteilsinhaber der Gesellschaft, sie haben ein
indirektes wirtschaftliches Eigentum an diesen Anteilen, und die
Rechte dieser Anleger unterliegen, wenn diese Personen
Teilnehmer der ICSD sind, den flr die Vereinbarung zwischen
diesen Teilnehmern und ihrer ICSD maBgeblichen Konditionen,
und wenn die Inhaber des indirekten wirtschaftlichen Eigentums
an den Anteilen keine Teilnehmer sind, unterliegen diese ihrer
Vereinbarung mit ihrem jeweiligen Nominee, Makler bzw.
Zentralverwahrer, bei dem es sich um einen Teilnehmer handeln
kann oder der eventuell eine Vereinbarung mit einem Teilnehmer
hat. Die Gesellschaft (bermittelt alle Mitteilungen und damit
verbundenen Unterlagen an den eingetragenen Inhaber der
Anteile, d. h. den Nominee der gemeinsamen Verwahrstelle, mit
der  Frist, mit der die Gesellschaft Ublicherweise
Hauptversammlungen einberuft. Der Nominee der gemeinsamen
Verwahrstelle ist vertraglich verpflichtet, alle entsprechenden bei
ihm eingehenden Mitteilungen an die gemeinsame Verwahrstelle
weiterzuleiten. Diese ist wiederum gemaB den Bedingungen ihrer
Bestellung durch die maBgebliche ICSD vertraglich verpflichtet,
die Mitteilungen an die maBgebliche ICSD weiterzuleiten. Die
jeweilige ICSD leitet von der gemeinsamen Verwahrstelle
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erhaltene Einladungen wiederum im Einklang mit ihren Regeln und
Verfahren an ihre Teilnehmer weiter. Die gemeinsame
Verwahrstelle ist vertraglich dazu verpflichtet, alle von den
mafBgeblichen ICSD erhaltenen Stimmen zu sammeln (die den
Stimmen entsprechen, die die maBgeblichen ICSD von den
Teilnehmern erhalten haben), und der Nominee der gemeinsamen
Verwahrstelle muss gemaB den entsprechenden Anweisungen
abstimmen. Die Gesellschaft hat keine Moglichkeit sicherzustellen,
dass die maBgebliche ICSD oder die gemeinsame Verwahrstelle
Mitteilungen im Hinblick auf die Stimmabgabe weisungsgemanB
weiterleitet. Die Gesellschaft kann keine Anweisungen im Hinblick
auf die Stimmabgabe von anderen Personen als dem Nominee der
gemeinsamen Verwahrstelle annehmen.

Zahlungen: Mit Zustimmung und auf Anweisung des Nominees
der gemeinsamen Verwahrstelle werden festgesetzte Dividenden
und Erlése aus Liquidationen und Zwangsriicknahmen von der
Gesellschaft oder ihrem ermachtigten Vertreter (z.B. der
Zahlstelle) an die maB3gebliche ICSD gezahlt. Anleger, bei denen
es sich um Teilnehmer handelt, missen sich im Hinblick auf ihren
Anteil an einer Dividendenzahlung oder der Zahlung von Erlésen
aus Liquidationen und Zwangsriicknahmen durch die Gesellschaft
ausschlieBlich an die maBgebliche ICSD wenden. Anleger, die
keine Teilnehmer sind, miissen sich an ihren jeweiligen Nominee,
Makler oder Zentralverwahrer wenden (der ein Teilnehmer sein
oder eine Vereinbarung mit einem Teilnehmer der betreffenden
ICSD haben kann), um den auf ihre Anlage entfallenden Anteil an
den Dividendenzahlungen oder den von der Gesellschaft
gezahlten Erlésen aus Liquidationen und Zwangsricknahmen
geltend zu machen.

Anleger haben keine unmittelbaren Anspriiche gegenlber der
Gesellschaft im Hinblick auf Dividendenzahlungen und Erlése aus
Liquidationen und Zwangsricknahmen, die auf durch die
Globalurkunde verbriefte Anteile fallig sind. Die Gesellschaft wird
durch die Zahlung an die maBgebliche ICSD mit der Zustimmung
des Nominees der gemeinsamen Verwahrstelle von ihren
entsprechenden Verpflichtungen befreit.

Abhangigkeit von externen Datenanbietern: Um das festgelegte
Anlageziel und die Anlagepolitik jedes Fonds zu erreichen, kénnen
sich die Gesellschaft, die Verwaltungsgesellschaft und/oder der
Anlageverwalter (zusammen ,die Parteien”) auf Finanz-,
Wirtschafts-, Umwelt- und andere Daten stiitzen, die von
Unternehmen, Indexanbietern, Regierungsbehorden,
Ratingagenturen, Borsen, professionellen
Dienstleistungsunternehmen, Zentralbanken oder anderen
Drittanbietern (die ,externen Datenanbieter”) bereitgestellt
werden.

Bei Fonds, deren Anlageziel in der passiven Nachbildung eines
Referenzindex besteht, ist die Zusammensetzung des
Referenzindex, wie vom Indexanbieter verdffentlicht, die
Hauptquelle fir Drittdaten.

Die Parteien fiihren bei jedem externen Datenanbieter eine Due-
Diligence-Priifung durch. Darliber hinaus stellen die Parteien
sicher, dass jeder Indexanbieter in dem gemal Artikel 36 der
Benchmark-Verordnung geflihrten ESMA-Register eingetragen ist,
gerade die Aufnahme in das ESMA-Verzeichnis beantragt oder
durch die Billigung oder Anerkennung durch eine zustindige
Behorde eines Mitgliedstaates zugelassen wurde.

Die Parteien sind grundsatzlich nicht in der Lage, Daten von
externen Datenanbietern unabhangig zu verifizieren und sind
daher von der Integritdt sowohl der externen Datenanbieter als
auch der Prozesse abhangig, durch die solche Daten generiert
werden. Durch die Abhangigkeit von externen Datenanbietern
koénnen bestimmte Risiken entstehen, darunter insbesondere:
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- Fehler des Indexanbieters bei der

Methodik des Referenzindex;

Anwendung der

- Fehler von externen Datenanbietern bei der Ubertragung
der Daten Uber die Zusammensetzung des Referenzindex;

- Fehler in Daten Dritter, die von Indexanbietern bei der
Zusammenstellung und Berechnung der von den Fonds
nachgebildeten Indizes verwendet werden, und

- Fehler in den vom Anlageverwalter verwendeten Daten
Dritter.

Solche Fehler koénnen vom Anlageverwalter oder vom
Indexanbieter moglicherweise nicht erkannt werden und zu
Positionen/Gewichtungen fiihren, die nicht mit der angegebenen
Methodik des Referenzindex und/oder dem Anlageziel und/oder
der Anlagepolitik des Fonds Ubereinstimmen. Den Fonds kénnten
infolge solcher Fehler unerwartete Kosten entstehen und fiir diese
Verluste kénnen die Parteien und externen Datenanbieter, die in
gutem Glauben handeln, nicht haftbar gemacht werden.

Bei passiv verwalteten Fonds, bei denen Fehler in Daten Dritter
festgestellt werden, kann der Fonds, da das Anlageziel in der
Nachbildung des Index besteht, weiterhin Anlagen halten, die
nicht mit der festgelegten Anlagepolitik oder 0Okologischen
und/oder sozialen Merkmalen oder nachhaltigen Anlagen des
Fonds vereinbar sind, bis die Daten korrigiert werden, oder, wenn
der Fehler die Zusammensetzung des Referenzindex beeinflusst
hat, bis der Indexanbieter eine Neugewichtung des Referenzindex
vorgenommen hat. Dies gilt fiir ESG-Daten, die sich nicht nur auf
die Bestdnde des Fonds auswirken, sondern auch auf die vom
Anlageverwalter gemaB SFDR geforderte Berichterstattung Uber
die ESG-Merkmale des Fonds.

MIT DERIVATEN UND
WERTPAPIERFINANZIERUNGSGESCHAFTEN
VERBUNDENE RISIKEN

Allgemein: Der Einsatz von Derivaten und
Wertpapierfinanzierungsgeschaften kann zu hoheren Ertragen
fihren, aber auch groBere Risiken fiir lhre Anlage mit sich bringen.
Derivate konnen eingesetzt werden, um ein indirektes
Engagement in einem bestimmten Vermdogenswert, einem
Zinssatz oder einem Index einzugehen, und/oder im Rahmen einer
Strategie zur Reduzierung anderer Risiken, wie des Zins- oder
Wahrungsrisikos. Der Einsatz von Derivaten birgt Risiken, die sich
von den Risiken einer direkten Anlage in Wertpapieren und
anderen Anlagen unterscheiden und moglicherweise hoher als
diese sind. Sie beinhalten ferner das Risiko von Fehlbewertungen
oder falschen Bewertungen sowie das Risiko, dass Veranderungen
im Wert des Derivats nicht exakt mit dem diesem Derivat zugrunde
liegenden Vermogenswert, Zinssatz oder Index korrelieren.

Bei Anlagen in einem derivativen Instrument koénnte der
betreffende Fonds mehr als den Kapitalbetrag der Anlage
verlieren. Auch sind mdglicherweise nicht unter allen Umstanden
geeignete Derivatetransaktionen verfligbar, und es kann nicht
garantiert werden, dass dieser Fonds diese Transaktionen
durchfihrt, um andere Risiken zu reduzieren, wenn dies von
Vorteil ware.

Die Kurse derivativer Instrumente konnen stark schwanken.
Preisbewegungen im Zusammenhang mit Derivatkontrakten
werden unter anderem beeinflusst durch Zinssétze, sich dndernde
Angebots- und Nachfrageverhaltnisse, staatliche Handels-,
Steuer-, Geldmengen- und Devisenkontrollprogramme und -
richtlinien, nationale und internationale politische und
wirtschaftliche Ereignisse und Anderungen lokaler Gesetze und
Richtlinien. Ferner greifen Regierungen von Zeit zu Zeit direkt oder
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Uber Vorschriften in bestimmte Markte ein, insbesondere in
Devisenmarkte und Markte flr auf Zinsen bezogene Futures- und
Optionskontrakte. Ein solcher Eingriff hat haufig eine direkte
Beeinflussung der Kurse zum Ziel und kann zusammen mit anderen
Faktoren zur Folge haben, dass sich alle diese Méarkte schnell in
dieselbe Richtung bewegen, unter anderem aufgrund von
Zinsschwankungen. Der Einsatz von Derivaten birgt auBerdem
bestimmte besondere Risiken, unter anderem: (1) die Abhangigkeit
von der Fahigkeit, die Kursentwicklung von Wertpapieren, die
abgesichert werden, und die Zinsentwicklung vorherzusagen; (2)
unvollstéandige Korrelation zwischen den
Absicherungsinstrumenten und den Wertpapieren oder
Marktsektoren, die abgesichert werden; (3) die Tatsache, dass fiir
den Einsatz solcher Instrumente andere Fahigkeiten erforderlich
sind als flr die Auswahl der Wertpapiere eines Fonds; und (4) das
mogliche Nichtvorhandensein eines liquiden Marktes fiir ein
bestimmtes Instrument zu einem bestimmten Zeitpunkt.

Wertpapierfinanzierungsgeschéfte sind fir die Gesellschaft und
ihre Anleger mit verschiedenen Risiken verbunden, darunter das
Gegenparteirisiko, wenn die Gegenpartei eines
Wertpapierfinanzierungsgeschéfts ihre Verpflichtung nicht erfullt,
den ihr ~ vom betreffenden Fonds bereitgestellten
Vermdgenswerten gleichwertige Vermdgenswerte
zurlickzugeben, und das Liquiditatsrisiko, wenn der Fonds nicht in
der Lage ist, die ihm zur Deckung des Ausfalls einer Gegenpartei
gestellten Sicherheiten zu verauBern.

Risiko der Wertpapierleihe: Wie bei jedem Kredit bestehen die
Risiken von Verzug und Beitreibung. Falls der Entleiher der
Wertpapiere seinen finanziellen oder sonstigen Verpflichtungen
im Rahmen eines Wertpapierleihgeschéfts nicht nachkommt, wird
die Sicherheit, die in Verbindung mit dem Geschaft gestellt wurde,
abgerufen. Ein Wertpapierleihgeschaft ist mit der Entgegennahme
einer Sicherheit verbunden. Es besteht jedoch das Risiko, dass der
Wert der Sicherheit féllt und dem betreffenden Fonds
infolgedessen Verluste entstehen.

Pensionsgeschiéfte: Ein Fonds kann Pensionsgeschafte eingehen.
Dementsprechend tragt der Fonds ein Verlustrisiko, falls die
andere Partei der Transaktion ihren Verpflichtungen nicht
nachkommt und der Fonds seine Rechte zum Verkauf der
zugrunde liegenden Wertpapiere nur verzogert oder gar nicht
ausutben kann. Der Fonds unterliegt insbesondere dem Risiko eines
moglichen Wertverlusts der zugrunde liegenden Wertpapiere in
dem Zeitraum, in dem der Fonds versucht, seine diesbezliglichen
Rechte geltend zu machen, sowie dem Risiko, dass ihm durch die
Geltendmachung dieser Rechte Kosten entstehen, und dem
Risiko, den gesamten oder einen Teil des Ertrags aus dem Geschaft
zu verlieren.

Sicherheitenrisiko: Es konnen durch einen Fonds Sicherheiten
oder Margeneinschiisse an eine Gegenpartei oder einen Makler in
Bezug auf OTC-Derivat- oder Wertpapierfinanzierungsgeschafte
geleistet werden. Vermogenswerte, die als Sicherheiten oder
Margeneinschisse bei Maklern hinterlegt werden, werden von den
Maklern moglicherweise nicht auf gesonderten Konten bzw.
Depots verwahrt, was zur Folge haben kann, dass Glaubiger
solcher Makler im Fall von deren Insolvenz oder Konkurs darauf
Zugriff haben. Werden einer Gegenpartei oder einem Makler
Sicherheiten in Form der Vollrechtslibertragung gestellt, kénnen
die Sicherheiten von der Gegenpartei oder dem Makler zu eigenen
Zwecken weiterverwendet werden, wodurch der betreffende
Fonds zusatzlichen Risiken ausgesetzt wird.

Die mit dem Recht einer Gegenpartei auf Weiterverwendung von
Sicherheiten verbundenen Risiken beinhalten unter anderem, dass
die Vermogenswerte bei Wahrnehmung eines solchen
Weiterverwendungsrechts nicht langer im Eigentum des
betreffenden Fonds stehen und dass der Fonds nur einen
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vertraglichen  Anspruch  auf  Rickgabe gleichwertiger
Vermogenswerte hat. Im Falle der Zahlungsunfahigkeit einer
Gegenpartei gilt der betreffende Fonds als unbesicherter
Glaubiger und kann seine Vermdgenswerte von der Gegenpartei
unter Umstdnden nicht wiedererlangen. Generell koénnen
Vermogenswerte, die einem Weiterverwendungsrecht durch eine
Gegenpartei unterliegen, Teil einer komplexen Transaktionskette
sein, die fur den betreffenden Fonds oder seine Bevollméachtigten
nicht sicht- oder kontrollierbar sind.

Portfolioumschlagsrisiko: Der Portfolioumschlag ist in der Regel
mit einer Reihe von direkten und indirekten Kosten und
Aufwendungen fir den betreffenden Teilfonds verbunden, unter
anderem mit Maklerprovisionen, Handleraufschlagen und
Geld/Brief-Spannen sowie mit Transaktionskosten beim Verkauf
von Wertpapieren und der Wiederanlage in anderen Wertpapieren.
Dennoch kann ein Fonds zur Férderung seines Anlageziels mit
seinen Anlagen haufige Transaktionen tatigen. Die Kosten eines
erhohten Portfolioumschlags reduzieren die Anlagerendite eines
Fonds, und der Verkauf von Wertpapieren durch einen Fonds kann
zur  Realisierung  steuerpflichtiger  VerauBerungsgewinne,
einschlieBlich kurzfristiger Kapitalertrage, fihren.

Boérsennotierung: Es gibt keine Gewahr dafiir, dass eine von der
Gesellschaft beantragte Notierung an einer Borse tatsachlich
erfolgt und/oder aufrechterhalten wird oder sich die Bedingungen
der Notierung nicht @ndern. Auch kann der Handel mit Anteilen an
einer relevanten Borse geméaB den Bestimmungen der relevanten
Borse aufgrund der Marktbedingungen eingestellt werden und die
Anleger koénnen ihre Anteile modglicherweise erst bei
Wiederaufnahme des Handels verkaufen.

Nominee-Vereinbarungen: Halt ein Anteilsinhaber Anteile Uber
einen autorisierten Teilnehmer oder einen anderen Nominee oder
Vermittler, so erscheint dieser Anleger in der Regel nicht im
Anteilsregister der Gesellschaft und kann daher auch keine
Stimmrechte oder sonstigen Rechte ausliben, die im Register
eingetragenen Personen zustehen.

Politische Faktoren, Vermégenswerte in Schwellenlandern
(Emerging Markets) und Nichtmitgliedern der OECD: Die
Wertentwicklung der Anteile und/oder die Mdglichkeit des Kaufs,
Verkaufs oder Rickkaufs der Anteile kann durch Veranderungen
der  allgemeinen  Wirtschaftsbedingungen  und  durch
Unsicherheiten wie politische Entwicklungen, Anderungen der
Regierungspolitik, die Auferlegung von Beschrankungen
hinsichtlich des Kapitaltransfers sowie  Veranderungen
regulatorischer Bestimmungen beeintrdchtigt werden. Bei
Anlagen in oder im Zusammenhang mit Schwellenlandern oder
Nichtmitgliedstaaten der OECD kénnen diese Risiken erhoht sein.
Dariber hinaus sind die lokalen Verwahrstellendienste in vielen
Nichtmitgliedstaaten der OEDC und Schwellenldandern noch
unterentwickelt, und es besteht bei Transaktionen auf diesen
Mérkten ein Transaktions- und Verwahrstellenrisiko. Unter
bestimmten Umsténden ist es moglich, dass ein Fonds einen Teil
seiner Vermogenswerte nicht oder nur mit Verzégerung
wiedererlangen kann. Ferner bieten die rechtliche Infrastruktur
und die Buchfiihrungs-, Rechnungsprifungs- und
Berichtsstandards in Schwellenlandern oder Nichtmitgliedstaaten
der OECD moglicherweise nicht dasselbe Mal3 an Informationen
oder Schutz fur Anleger, das normalerweise auf groBen Markten
gegeben ware.

Fondsaufwendungen: Die Renditen der Anteile werden nach
Abzug aller bei der Auflegung und dem laufenden Betrieb des
jeweiligen Fonds entstanden Geblhren und Kosten ausgewiesen
und sind moglicherweise nicht direkt vergleichbar mit den
Renditen, die erzielt werden kénnten, wenn stattdessen direkt in
die Vermogenswerte des jeweiligen Fonds oder die Komponenten
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des Referenzindex oder direkt in den Referenzwert investiert
werden wirde.

Nichterfiillung: Auf manchen Wertpapiermaérkten erfolgen daher
die Lieferungen von Wertpapieren und anderen Vermogenswerten
eines Fonds und die Zahlungen nicht zeitgleich. Zudem erfolgen
moglicherweise aufgrund der Charakteristika der Anlagepolitik
und der Strukturierung von Transaktionen mit den
Vermogenswerten eines Fonds die Lieferung und die Bezahlung
von Wertpapieren nicht zeitgleich. Die Verwahrstelle oder eine
Unterverwahrstelle kann in derartiger Form und auf diese Weise
Zahlungen flr Fondsvermogenswerte bzw. Lieferungen von
Fondsvermdgenswerten tatigen oder annehmen und muss dabei

die auf den Dbetreffenden Markten oder bei den
Wertpapierhdndlern  Gblichen Handelsbrduche sowie die
Konditionen des  Verwahrstellenvertrags  befolgen. Die

Gesellschaft tragt das Risiko, dass: -(i) der Empfanger von
Vermogenswerten eines Fonds, die von der Verwahrstelle oder
einer Unterverwahrstelle geliefert werden, diese Vermogenswerte
nicht bezahlt oder die Vermdgenswerte oder den Erl6s aus einem
treuhdnderischen Verkauf flar die Verwahrstelle oder die
Gesellschaft nicht zurlickgibt; und (i) der Empféanger von
Zahlungen fiir Vermdgenswerte eines Fonds, die von der
Verwahrstelle oder einer Unterverwahrstelle geleistet werden,
insbesondere Pramien- oder Margenzahlungen fiir derivative
Kontrakte, die Vermogenswerte nicht liefert (oder auch
beispielsweise gefalschte oder gestohlene Vermdogenswerte
liefert) oder die Zahlung nicht zuriickerstattet bzw. eine solche
Zahlung fur die Verwahrstelle oder die Gesellschaft nicht
treuhénderisch verwahrt; in diesen Fallen kann es sich um eine
vollstandige oder teilweise Nichterflllung oder lediglich um eine
verspatete Erfillung handeln. Weder die Verwahrstelle noch eine
Unterverwahrstelle haften gegentiber der Gesellschaft fiir Verluste
aus den oben genannten Ereignissen oder aus der Liquidierung,
Zahlungsunfahigkeit oder dem Konkurs eines solchen
Empfangers.

Wertpapierleihvertrage und Pensionsgeschifte: Die Gesellschaft
kann zeitweilig mit einem oder mehreren Kontrahenten
Wertpapierleihvertrage und Pensions-/umgekehrte
Pensionsgeschéfte abschlieBen (wie vorstehend im Abschnitt
.Pensions-/umgekehrte Pensionsgeschéfte und
Wertpapierleihvertrage” naher  beschrieben). Von den
mafBgeblichen Kontrahenten werden Sicherheiten gestellt, die den
Bestimmungen der Sicherheitenpolitik entsprechen. Ein Ausfall
des Kontrahenten eines solchen Wertpapierleihvertrags oder
solcher Pensions-/umgekehrter Pensionsgeschifte oder eine
Wertminderung der im Zusammenhang mit solchen Transaktionen
gestellten Sicherheiten unter den Wert der verliehenen
Wertpapiere oder der Kassamarktposition des Pensions-
/umgekehrten Pensionsgeschéfts konnen zu einer Verringerung
des Werts des jeweiligen Fonds fiihren und der Fonds kann
infolgedessen einen Verlust erleiden. Die Gesellschaft unternimmt
zumutbare Anstrengungen, um sicherzustellen, dass im
Zusammenhang mit solchen Transaktionen auf sie Ubertragene
Sicherheiten von der Konkursmasse des Kontrahenten getrennt
werden und den Glaubigern des Kontrahenten nicht zur Verfliigung
stehen. Die Anteilsinhaber werden jedoch darauf hingewiesen,
dass Dritte eine solche Trennung anfechten konnen, was im
Erfolgsfall zu einem Totalverlust sowohl der Sicherheiten als auch
der Vermdgenswerte des Fonds fihren kann, die verliehen oder
anderweitig Ubertragen wurden. Im Fall von Barsicherheiten
kénnten unter anwendbarem Recht solche Barsicherheiten
zugunsten der Gesellschaft nicht getrennt gehalten werden, was
zu einem Totalverlust der Barsicherheiten bei Insolvenz des
maBgeblichen Kontrahenten flihren konnte.

Risiko durch die Wiederanlage von Barsicherheiten: Ein Fonds
kann erhaltene Barsicherheiten vorbehaltlich der Bedingungen
und innerhalb der von der Zentralbank festgelegten Grenzen
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reinvestieren. Ein Fonds, der Barsicherheiten reinvestiert, ist dem
mit diesen Anlagen verbundenen Risiko ausgesetzt, wie etwa dem
Risiko des Ausfalls oder Verzugs des Emittenten des jeweiligen
Wertpapiers.

Risiken in Zusammenhang mit Leerverkdufen: OGAW diirfen
durch den Einsatz von DFls synthetische Short-Positionen
herstellen. Ein Leerverkauf ist der Verkauf eines Wertpapiers, das
der Verkaufer an dem Zeitpunkt, an dem die Vereinbarung Uber
den Verkauf geschlossen wird, nicht besitzt, einschlieBlich
Verkaufstransaktionen, bei denen der Verkaufer an dem Zeitpunkt,
an dem die Vereinbarung Uber den Verkauf geschlossen wird, eine
Wertpapierleihe durchgefiihrt oder vereinbart hat, um die
Wertpapiere bei Abwicklung zu liefern. Der Verkaufer verkauft die
geliehenen Wertpapiere bzw. die Wertpapiere, bei denen eine
Leihe vereinbart wurde, in der Hoffnung auf einen Preisriickgang
des betreffenden Wertpapiers. Der Gewinn des Verkaufers bei
einem Preisriickgang des Wertpapiers entspricht dem
Differenzbetrag zwischen dem Preis, zu dem das Wertpapier
verkauft wird, und den Kosten fur den Ruckkauf des geliehenen
Wertpapiers, um dieses an die Person zurlickzugeben, von der es
entliehen wurde. Eine fiktive Short-Position ermdglicht einem
Fonds, ein vergleichbares wirtschaftliches Ergebnis zu erzielen,
ohne einen Leerverkauf der physischen Wertpapiere
durchzuflihren. Fiktive Leerverkdufe konnen durch den Einsatz
einer Reihe von derivativen Finanzinstrumenten realisiert werden,
darunter Differenzkontrakte, Futures und Optionen. Weitere
Informationen zu den Risiken, die mit dem Handel dieser
derivativen Finanzinstrumente verbunden sind, entnehmen Sie
bitte Anhang lll.

Verordnungen zu Leerverkaufen

Gemal der irischen Verordnung European Union (Short Selling)
Regulations 2012 (SI No. 340/2012) zur Umsetzung der
Verordnung (EU) Nr. 236/2012 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 14. Marz 2012, Uber Leerverkdufe und bestimmte
Aspekte von Credit Default Swaps (die
.Leerverkaufsverordnung”) sind Informationen zu Netto-Short-
Positionen, Aktien, die zum Handel an einem Handelsplatz in der
EU zugelassen sind (auBer wenn der Haupthandelsplatz dieses
Instruments auBerhalb der EU liegt), oder von einem EU-
Mitgliedstaat oder der EU emittierten Staatsanleihen geméafB den
Vorschriften in der Leerverkaufsverordnung und den von der
Europaischen Kommission  verabschiedeten  delegierten
Verordnungen zur Erganzung der Leerverkaufsverordnung den
zustandigen Behorden anzugeben. GemaB der
Leerverkaufsverordnung kann eine Short-Position grundsatzlich
eingegangen werden durch einen Leerverkauf der physischen
Aktien oder Staatsanleihen oder durch eine Transaktion in
Zusammenhang mit einem Finanzinstrument (auBer Aktien oder
Staatsanleihen), mit denen bei einem Rickgang des
Kurses/Preises oder des Wertes der relevanten Aktie oder
Staatsanleihe ein finanzieller Vorteil auf die Person Ubertragen
werden soll, die die Transaktion eingeht. Der Begriff
,Finanzinstrument” ist definiert durch den Verweis auf Abschnitt C
von Anhang | der Richtlinie 2004/39/EG (,MiFID“) und umfasst
Ubertragbare Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, Anteile an
Organismen flir gemeinsame Anlagen und eine breite Palette an
Derivaten, die sich auf verschiedene Basisinstrumente beziehen.
Dementsprechend betreffen die
Benachrichtigungsverpflichtungen gemaBl der
Leerverkaufsverordnung Netto-Short-Positionen, die durch die
Nutzung von derivativen Finanzinstrumenten wie Optionen,
Futures, indexgebundenen Instrumenten, Differenzkontrakten und
Spread-Kontrakten in Bezug auf Aktien oder Staatsanleihen
geschaffen werden.

Die Leerverkaufsverordnung und die delegierten Verordnungen
legen fest, innerhalb welcher Fristen Netto-Short-Positionen den
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zustandigen Behorden gemeldet werden miissen und ab welchen
Schwellenwerten diese Meldepflicht ausgelést wird. Die
Meldeschwellen werden im Falle von Aktien unter Bezugnahme auf
den Wert der Short-Position im Verhaltnis zum gezeichneten
Grundkapital des Emittenten und im Falle von Staatsanleihen unter
Bezugnahme auf den Gesamtbetrag der im Umlauf befindlichen,
emittierten Staatsanleihen festgesetzt. Je nach Wert der Short-
Position kénnen diese Meldungen an die zustandige Behoérde
durch private Akteure erfolgen oder durch Offenlegung
gegeniiber der Offentlichkeit, sofern Informationen {ber die
gemeldeten Netto-Short-Positionen 6ffentlich verfligbar sind.

Wenn ein Fonds fiktive Short-Positionen fir Aktien oder
Staatsanleihen eingeht, muss die Gesellschaft die Melde- und
Offenlegungspflichten geméaB der Leerverkaufsverordnung
einhalten. Eine mangelnde Beachtung der Melde- und
Offenlegungspflichten der Leerverkaufsverordnung konnte
Verluste flr die Gesellschaft zur Folge haben.

Die Einhaltung der Leerverkaufsverordnung und der delegierten
Verordnungen kénnte bei Fonds, die von der
Leerverkaufsverordnung betroffen sind, einen erheblichen
administrativen Mehraufwand fiir die Gesellschaft bedeuten, was
sich nachteilig auf die Kosten auswirken kénnte.

Cybersicherheitsrisiko: Im Rahmen ihres Geschéfts verarbeiten,
speichern und Ubermitteln die Beauftragten der Gesellschaft
elektronische Informationen, unter anderem Informationen zu den
Transaktionen der Gesellschaft und ihrer Fonds sowie
personenbezogene Informationen Uber die Anteilsinhaber. Die
Beauftragten der Gesellschaft haben Verfahren und Systeme
eingerichtet, um solche Informationen zu schitzen und
Datenverluste und Sicherheitsliicken zu verhindern. Derartige
MaBnahmen koénnen aber keine absolute Sicherheit bieten. Die
zum unautorisierten Zugriff auf Daten, zur Deaktivierung oder
Qualitdtsminderung von Diensten oder zur Sabotage von
Systemen eingesetzten Methoden dndern sich haufig und kénnen
Uber langere Zeitraume schwer feststellbar sein. Von Dritten
erworbene Hardware oder Software kann Entwicklungs- oder
Produktionsfehler enthalten oder andere Probleme verursachen,
die die Informationssicherheit unerwartet gefdhrden kénnten. Den
Beauftragten der Gesellschaft von Dritten bereitgestellte
Netzwerkdienste konnen anféllig fur Sicherheitsrisiken sein, was zu
Sicherheitslliicken in den Netzwerken von Beauftragten der
Gesellschaft fihren kann. Die Systeme oder Anlagen der
Beauftragten der Gesellschaft konnen anféllig sein fur Fehler oder
Vergehen von Mitarbeitern, staatliche Uberwachung oder andere
Sicherheitsrisiken. Von den Beauftragten der Gesellschaft
angebotene Online-Dienste fir Anteilsinhaber konnen ebenfalls
verwundbar sein. Sicherheitsliicken in den Informationssystemen
von Beauftragten der Gesellschaft kénnen bewirken, dass
Informationen Uber Transaktionen der Gesellschaft und ihrer
Fonds und personenbezogene Informationen Uber die
Anteilsinhaber oder andere Personen verloren gehen, oder
unbefugt abgerufen, verwendet oder weitergegeben werden. Die
Dienstleister der Beauftragten der Gesellschaft konnen denselben
Sicherheitsrisiken in Bezug auf elektronische Informationen
ausgesetzt sein wie die Beauftragten der Gesellschaft. Hat ein
Dienstleister keine angemessenen Datensicherheitsrichtlinien
oder richtet sich nicht danach oder kommt es zu Sicherheitsllicken
bei seinen Netzwerken, koénnen Informationen Uber die
Transaktionen der Gesellschaft und ihrer Fonds und
personenbezogene Informationen lber die Anteilsinhaber oder
andere Personen verloren gehen oder unbefugt abgerufen,
verwendet oder weitergegeben werden. Der Verlust oder der
unbefugte Abruf, die unbefugte Verwendung oder Weitergabe
geschitzter Informationen der Beauftragten der Gesellschaft
konnen fir die Beauftragten der Gesellschaft und die Gesellschaft
und ihre Fonds unter anderem finanzielle Verluste,
Betriebsstérungen, Haftung gegenliber Dritten, behordliche
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Eingriffe oder Reputationsschdden nach sich ziehen. Alle
vorstehend genannten Ereignisse kénnen erhebliche negative
Auswirkungen auf die Gesellschaft, ihre Fonds und die Anlagen der
Anteilsinhaber darin haben. Es wird darauf hingewiesen, dass den
Anlegern der Gesellschaft alle angemessenen Garantien und
Rechte gemaRB den Datenschutzgesetzen gewahrt werden.

Veranderungen im politischen Umfeld des Vereinigten
Konigreichs: Nachdem die Regierung des Vereinigten Konigreichs
der EU ihre Absicht mitgeteilt hatte, die EU zu verlassen,
verabschiedete sie den European Union (Withdrawal Agreement)
Act 2020, um das Austrittsabkommen in britisches Recht
umzusetzen (das ,Austrittsabkommen”). Im Rahmen des
Austrittsabkommens haben das Vereinigte Kénigreich und die EU
einen Ubergangszeitraum vereinbart (den ,Ubergangszeitraum®).

Nach dem Ende des Ubergangszeitraums am 31. Dezember 2020
verloren alle grenziiberschreitenden Passporting-Rechte fiir EU-
Fonds im Vereinigten Konigreich ihre Giltigkeit. Durch die
Einflhrung eines Temporary Permissions Regime im Vereinigten
Konigreich koénnen jedoch alle im Rahmen des Regimes
registrierten Fonds weiterhin im Vereinigten Konigreich vertrieben
und von Anlegern mit Sitz im Vereinigten Konigreich gekauft
werden. Die britische Regierung hat nationale Gesetze zur
Optimierung des Prozesses vorgelegt, um den Verkauf von
auslandischen Investmentfonds (einschlieBlich der EU) im
Vereinigten Kénigreich nach dem Brexit zu ermdglichen.

Es konnte letztendlich zu gréBeren Abweichungen zwischen den
Verordnungen im Vereinigten Kénigreich und der EU kommen,
was die Moglichkeiten fir grenziiberschreitende Aktivitaten
einschranken kéonnte. Zum Datum dieses Prospekts sind die Fonds
weiterhin von der Financial Conduct Authority anerkannt und
kénnen an Anleger im Vereinigten Konigreich vermarktet werden.
Das Vereinigte Konigreich zieht weiterhin aufsichtsrechtliche
Anderungen nach dem Brexit in Erwagung. Die Art und das
AusmaB solcher Anderungen sind nach wie vor ungewiss, kénnen
jedoch erheblich sein.

Pandemie: Ein Ausbruch einer Infektionskrankheit, einer Pandemie
oder einer anderen ernsthaften Bedrohung der o6ffentlichen
Gesundheit kénnen in jeder Rechtsordnung auftreten, in der ein
Fonds investieren kann, die potenziell zu Anderungen der
regionalen und globalen Wirtschaftsbedingungen und -zyklen
flihren, was negative Auswirkungen auf die Anlagen eines Fonds
und folglich seinen Nettoinventarwert haben kann. Ein solcher
Ausbruch kann sich auch nachteilig auf die Weltwirtschaft
und/oder die Markte auswirken, mit allgemein negativen Folgen
fir die Anlagen eines Fonds. Darlber hinaus kann ein
schwerwiegender Ausbruch einer Infektionskrankheit auch ein
Ereignis hoherer Gewalt im Rahmen von Vertragen der
Gesellschaft mit Kontrahenten darstellen, durch das ein
Kontrahent von der rechtzeitigen Erbringung der vertraglich mit
diesen Kontrahenten flr die Fonds vereinbarten Leistungen
entbunden wird. (Die Art der Leistungen hangt von der jeweiligen
Vereinbarung ab.) Im schlimmsten Fall kann dies dazu fiihren, dass
sich die Berechnung ihres Nettoinventarwerts, die Abwicklung des
Handels mit Anteilen, die Durchfiihrung unabhangiger
Bewertungen der Fonds oder die Abwicklung von Transaktionen in
Bezug auf die Fonds verzogern.

Nachhaltigkeitsrisiko: Die Einbeziehung von
Nachhaltigkeitsrisiken kann wesentliche Auswirkungen auf den
Wert und die Renditen eines Fonds haben. Ein Fonds, der
Positionen in Wertpapieren von Unternehmen aufgrund ihrer ESG-
Eigenschaften halt, verzichtet mdglicherweise auf bestimmte
Anlagegelegenheiten und kann infolgedessen eine andere
Wertentwicklung aufweisen als andere Fonds, deren Ziel nicht die
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Férderung von ESG-Eigenschaften oder nachhaltigkeitsbezogene
Anlagen sind. Damit kann eine Underperformance gegenulber
diesen Fonds einhergehen. Darilber hinaus kann sich die
Anlegerstimmung in Bezug auf Fonds, die Nachhaltigkeitsrisiken
integrieren, oder Fonds, die ESG-Merkmale fordern oder
nachhaltige Anlageziele verfolgen, im Laufe der Zeit &ndern, was
sich potenziell auf die Nachfrage nach derartigen Fonds und deren
Wertentwicklung auswirken kann.

Die Beriicksichtigung von ESG-Faktoren umfasst die Einbeziehung
langerfristiger Risikofaktoren, darunter die Beziehung eines
Unternehmens zu seinen Stakeholdern sowie seine Auswirkungen
auf die Umwelt und die Gesellschaft sowohl durch seine
Geschaftstatigkeit als auch durch die angebotenen Produkte und
Dienstleistungen. Unzureichende Nachhaltigkeitspraktiken und -
richtlinien ~ kénnen  unter anderem zu Ineffizienzen,
Betriebsunterbrechungen, Rechtsstreitigkeiten und
Reputationsschaden fiihren. Die Preise von Wertpapieren, in die
ein Fonds investiert, kébnnen durch ESG-Bedingungen und -
Ereignisse beeintrachtigt werden, was den Wert und die
Wertentwicklung eines Fonds weiter beeintrachtigen kann. Dies
gilt zwar fur alle Fonds, allerdings sind Fonds, die bei der
Wertpapierauswahl kein Nachhaltigkeitsrisiko berlcksichtigen,
keine ESG-Eigenschaften fordern mochten oder keine
nachhaltigen Anlagen zum Ziel haben, diesem Risiko
moglicherweise starker ausgesetzt.

Sidule 2 - GloBE-Vorschriften: Am 20. Dezember 2021
veroffentlichte die OECD den Entwurf der ,Global Anti-Base
Erosion Model Rules” (bestehend aus Income Inclusion Rules
(,IIR"), Undertaxed Payments Rules (,UTPR“) und optionalen
Regeln flr eine zuséatzliche Besteuerung im Inland). Diese sollen
sicherstellen, dass bestimmte multinationale Konzerne (,MNEs”)
ab 2023 einem globalen Steuersatz von mindestens 15 %
unterliegen (,GloBE-Vorschriften”). Die GloBE-Vorschriften sind
Bestandteil der BEPS-Initiative der OECD/G20, die derzeit 141
Teilnehmerlander umfasst. Der EU-Rat hat am 22. Dezember 2022
die Richtlinie 2022/25234 des Rates (die ,GloBE-Richtlinie”) zur
Umsetzung der GloBE-Vorschriften in der EU mit einigen
Anderungen, die zur Gewahrleistung der Konformitét mit EU-Recht
notwendig waren, verabschiedet. Die GloBE-Richtlinie sieht die
Einfihrung von Regeln vor, mit denen eine effektive
Mindestbesteuerung fir MNE-Konzerne und groBe inlédndische
Unternehmensgruppen mit einem Umsatz von mindestens 750
Mio. €, die im Binnenmarkt der EU und dartber hinaus téatig sind,
erreicht werden soll. Sie liefert einen gemeinsamen Rahmen fir
die Umsetzung der GloBE-Vorschriften in das nationale Recht der
EU-Mitgliedstaaten bis zum 31. Dezember 2023.

Irland hat die GloBE-Richtlinie umgesetzt und dafiir entschieden,
die Regeln flr eine zusatzliche Besteuerung im Inland zu
Ubernehmen. Die GloBE-Vorschriften (mit Ausnahme der UTPR, die
flir Geschéftsjahre in Kraft treten, die am oder nach dem 31.
Dezember 2024 beginnen) sind fir irische Unternehmen im
Geltungsbereich fir Geschaftsjahre, die am oder nach dem 31.
Dezember 2023 beginnen, anzuwenden. Damit ein Unternehmen
in den Geltungsbereich der GloBE-Vorschriften fallt, muss es (a)
Teil einer MNE-Gruppe oder einer groBen inldndischen
Unternehmensgruppe sein, die Ertrdge von mehr als 750 Mio. EUR
pro Jahr erwirtschaftet; oder (b) ein Unternehmen sein, das
eigenstandige Ertrage von mehr als 750 Mio. EUR pro Jahr
erwirtschaftet. Allgemein wird die Gesellschaft zu diesen Zwecken
Teil einer MNE-Gruppe oder einer groBen inlandischen
Unternehmensgruppe sein, wenn sie mit anderen Unternehmen in
Ubereinstimmung mit bestimmten Rechnungslegungsstandards
konsolidiert wird (oder ohne fir bestimmte Ausnahmen
konsolidiert wiirde).
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In diesem Hinblick kann die Gesellschaft nicht Teil einer MNE-
Gruppe oder einer groBen inldndischen Unternehmensgruppe
sein, sollte sie durch die Aktionare oder eine andere juristische
Person konsolidiert werden. Soweit dies der Fall ist, unterliegt die
Gesellschaft moglicherweise nicht den GloBE-Vorschriften, unter
der Voraussetzung, dass sie keine eigenstandigen Ertrdge von
mehr als 750 Mio. EUR pro Jahr erzielt.

Soweit die Gesellschaft Teil einer MNE-Gruppe oder einer gro3en
inlandischen Unternehmensgruppe ist, gibt es eine gesetzliche
Ausschlussregelung fir Investmentfonds, die als lbergeordnete
Muttergesellschaften (ultimate parent entities, ,UPEs”) fungieren
(d. h. nicht in mit einer anderen Gesellschaft konsolidiert werden,
unabhangig davon, ob ein konsolidierter Abschluss erstellt werden
muss) und die bestimmte Kriterien bei der Anwendung der GloBE-
Vorschriften erflllen. Damit ein Investmentfonds, der eine UPE ist,
diese Ausnahme in Anspruch nehmen kann, muss es sich bei ihm
um eine juristische Person handeln, die alle nachfolgend
aufgeflhrten Bedingungen erflllt: (a) Sie wurde errichtet, um
finanzielle oder nicht-finanzielle Vermodgenswerte von einer
Gruppe von Anlegern zu biindeln, von denen einige nicht
miteinander verbundene Parteien sind, (b) sie tatigt Anlagen in
Ubereinstimmung mit einer festgelegten Anlagepolitik, (c) sie
bietet Anlegern die Moglichkeit, Transaktions-, Research- und
Analysekosten zu reduzieren oder Risiken untereinander
aufzuteilen, (d) sie dient dem Hauptzweck, Anlageertrdage oder
Kapitalzuwachs zu generieren oder Schutz vor bestimmten oder
allgemeinen Ereignissen oder Ergebnissen zu bieten, (e) ihre
Anleger haben Anspruch an einen Anteil der mit diesen
Vermogenswerten erwirtschafteten Renditen oder Ertragen auf
der Grundlage ihrer Einlage, (f) sie oder ihre Geschéftsfihrung
unterliegt den aufsichtsrechtlichen  Bestimmungen  fir
Investmentfonds in dem Land, in dem sie errichtet oder verwaltet
wird, einschlieBlich der entsprechenden Vorschriften zur
Verhinderung von Geldwasche und zum Anlegerschutz, und (g) sie
wird von Experten flr die Verwaltung von Investmentfonds im
Auftrag der Anleger verwaltet (ein ,Investmentfonds”, der eine
.befreite Investmentgesellschaft” ist). Die Gesellschaft sollte die
vorstehend aufgeflihrten Bedingungen fir die Einstufung als
Investmentfonds erfillen.

Potenzielle Anleger sollten sich dartber im Klaren sein, dass die
GloBE-Vorschriften dazu flihren kénnen, dass der Gesellschaft
zusétzliche Steuerpflichten entstehen. Es wird zwar erwartet, dass
die Gesellschaft nicht in den Geltungsbereich der GloBE-
Vorschriften fallt oder, wenn sie in deren Geltungsbereich fallt, als
befreite Investmentgesellschaft gilt, es besteht jedoch weiterhin
erhebliche Unsicherheit Uber den genauen Umfang und die
Auswirkungen der GloBE-Vorschriften. Dementsprechend kann
die Moglichkeit, dass der Gesellschaft und ihren verbundenen
Unternehmen zuséatzliche Steuerpflichten entstehen, nicht
ausgeschlossen werden. Infolgedessen kann es zu einer
Beeintrachtigung der erwarteten Renditen fir die Anteilinhaber
durch die GloBE-Vorschriften kommen.

MIT DEM EINSATZ VON DERIVATEN VERBUNDENES RISIKO

Allgemein: Da ein Fonds, dessen Zielperformance an einen
Referenzindex oder Referenzwert gekoppelt ist, oftmals in
Wertpapiere, die von den Komponenten des Referenzindex oder
Referenzwertes abweichen, investiert, werden derivative
Techniken eingesetzt, um die Zielperformance zu erreichen. Der
umsichtige Einsatz solcher derivativen Finanzinstrumente kann
vorteilhaft sein, kann aber auch Risiken bergen, die in bestimmten
Fallen hoher sind als die Risiken von direkten Anlagen in den
Komponenten des Referenzindex oder Referenzwertes. Sofern
dies in den Anlagestrategien der Fonds vorgesehen ist, kdnnen die
Fonds verschiedene Strategien anwenden, um bestimmte Risiken
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zu reduzieren oder eine Verbesserung der Rendite anzustreben.
Diese Strategien kénnen den Einsatz von derivativen
Finanzinstrumenten wie Optionen, Optionsscheine, Swaps
und/oder Futures beinhalten. Solche Strategien kdnnen scheitern
und den Fonds Verluste verursachen. Im Folgenden werden
wichtige Risikofaktoren und Probleme erértert, die beim Einsatz
von derivativen Finanzinstrumenten auftreten kénnen und die die
Anleger vor einer Anlage in einem Fonds verstehen sollten. Der
Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten kann  mit
Transaktionskosten verbunden sein.

Uberwachung und Kontrolle: Derivative Produkte sind hoch
spezialisierte Instrumente, die andere Anlagetechniken und
Risikoanalysen erfordern als Aktien und festverzinsliche
Wertpapiere. Der Einsatz von derivativen Techniken erfordert nicht
nur Sachverstand bezlglich des relevanten Referenzindex oder
Referenzwertes, sondern auch bezlglich des derivativen
Finanzinstrumentes selbst. Insbesondere erfordert der Einsatz und
die Komplexitdt von derivativen Finanzinstrumenten die
Durchfihrung geeigneter Kontrollen, um die eingegangenen
Transaktionen zu Gberwachen, die Fahigkeit, das zusatzliche Risiko
zu bewerten, das ein derivatives Finanzinstrumentes fir einen
Fonds mit sich bringt, sowie die Fahigkeit, die relativen Preis-, Zins-
oder Wechselkursbewegungen korrekt vorherzusagen.

Liquiditatsrisiko: Ein Liquiditatsrisiko besteht, wenn ein
bestimmtes Instrument schwer zu kaufen oder zu verkaufen ist. Ist
eine Derivatetransaktionen besonders umfangreich oder der
betreffende Markt illiquide, wie es bei zahlreichen privat
ausgehandelten Derivaten der Fall ist, so kann moglicherweise
eine Transaktion nicht initiiert oder eine Position nicht zu einem
vorteilhaften Preis oder gar nicht liquidiert werden.

Kreditrisiko und Kontrahentenrisiko: Die Gesellschaft kann fiir
einen Fonds Transaktionen auf OTC-Mérkten tatigen und damit
den Fonds dem Kreditrisiko seiner Kontrahenten aussetzen. Die
Gesellschaft kann fiir den Fonds OTC-Geschéfte eingehen, die den
Fonds dem Risiko aussetzen, dass der Kontrahent seine
Verpflichtungen unter dem jeweiligen Kontrakt nicht erfillt. Ein
Konkurs oder eine Insolvenz seitens eines Kontrahenten kann fiir
den Fonds Verzogerungen bei der Liquidierung der Position und
erhebliche Verluste, einschlieBlich eines Wertverlustes der
Anlagen in dem Zeitraum, in dem der Fonds versucht, seine Rechte
durchzusetzen, sowie der Unmoglichkeit, in diesem Zeitraum aus
den Anlagen Gewinne zu realisieren und der mit der Durchsetzung
seiner Rechte verbundenen Gebihren und Kosten, zur Folge
haben. Es besteht auBerdem die Moglichkeit, dass solche OTC-
Geschéfte beispielsweise aufgrund eines Konkurses, nachtraglich
festgestellter Rechtswidrigkeit oder einer Anderung der Steuer-
oder Buchfiihrungsgesetze gegeniiber dem Zeitpunkt, zu dem der
Kontrakt urspriinglich eingegangen wurde, beendet werden. Unter
diesen Umstanden sind Anleger moglicherweise nicht in der Lage,
anfallende Verluste auszugleichen, da solche Derivatkontrakte
Kreditrisiken bergen, die einen Verlust fir den jeweiligen Fonds
verursachen kénnen.

Generell gilt: AuBerborsliche Geschafte (OTC) werden von
staatlicher Seite weniger streng reguliert und Uberwacht als
Transaktionen an anerkannten Borsen. OTC-Derivate sind privat
ausgehandelte Kontrakte, und séamtliche Informationen Uber sie
stehen gewdhnlich nur den Kontraktparteien zur verfligen,
weshalb es ihnen an Transparenz mangelt.

Wenngleich ein Fonds Derivatetransaktionen mit einem oder

mehreren Kontrahenten tédtigen kann, muss der Fonds
Transaktionen nicht mit mehr als einem Kontrahenten
durchfihren, und dementsprechend kann sich das

Kontrahentenrisiko auf einen einzigen Kontrahenten oder eine
kleine Zahl von Kontrahenten konzentrieren. Ferner besteht keine
Vereinbarung zwischen Kontrahenten und dem Fonds, wonach ein
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Kontrahent an die Stelle eines anderen Kontrahenten tritt, wenn
dieser unter einem Derivatkontrakt in Verzug gerét, oder Verluste
ausgleicht, die einem Fonds infolge des Verzugs eines
Kontrahenten entstehen.

Rechtliches Risiko: Die Gesellschaft muss sich an
aufsichtsrechtliche Vorgaben oder sie selbst, ihre Anteile oder die
Anlagebeschrankungen betreffende Gesetzesanderungen halten,
was eine Anderung der Anlagestrategie und der Anlageziele eines
Fonds erforderlich machen kann. Das Fondsvermogen, der
Referenzindex oder der Referenzwert und die derivativen
Techniken, die zur Koppelung der beiden angewandt werden,
kénnen ebenfalls Anderungen der Gesetze oder Vorschriften
und/oder aufsichtsrechtlichen MaBnahmen unterliegen, die sich
auf ihren Wert auswirken kénnen.

Marktrisiko: Dies ist ein allgemeines, auf alle Anlagen zutreffendes
Risiko und bedeutet, dass der Wert eines bestimmten Derivats sich
auf eine Weise andern kann, die nachteilig fiir die Interessen eines
Fonds sein kann.

Erfullungsrisiko: Verzogerungen bei der Abwicklung kénnen aus
Streitigkeiten Uber die Bedingungen des Kontrakts (gutgldubig
oder nicht) resultieren, da diesen Markten die etablierten
Vorschriften und Verfahren fir eine schnelle Beilegung von
Streitigkeiten zwischen Marktteilnehmern fehlen, die an
.borsenbasierten” Markten gegeben sind.

Korrelationsrisiko: Die Preise von derivativen Finanzinstrumenten
korrelieren moglicherweise nicht genau mit den Preisen der
zugrunde liegenden Wertpapiere, zum Beispiel aufgrund von
Transaktionskosten und  Zinsbewegungen. Die Preise
borsengehandelter derivativer Finanzinstrumente kénnen auch
aufgrund von Angebots- und Nachfragefaktoren Preisanderungen
unterliegen.

Sonstige Risiken: Weitere Risiken beim Einsatz von derivativen
Instrumenten sind unterschiedliche Bewertungen solcher
Instrumente aufgrund der Anwendung unterschiedlicher
zulassiger Bewertungsmethoden und aufgrund der Tatsache, dass
derivative Instrumente nicht uneingeschrankt mit den zugrunde
liegenden Wertpapieren, Zinssatzen und Indizes korrelieren. Viele
Derivate, und insbesondere OTC-Derivate, sind komplex und
werden oftmals subjektiv bewertet. Eine Bewertung kann nur
durch eine begrenzte Zahl von Marktexperten gestellt werden, die
haufig auch Kontrahenten der zu bewertenden Transaktion sind.
Ungenaue Bewertungen koénnen in dem Erfordernis erhohter
Barleistungen an Kontrahenten oder einem Wertverlust fiir einen
Fonds resultieren. Der Wert von OTC-Derivaten ist der vom
Kontrahenten oder Administrator gestellte Wert; die Bewertung
findet taglich statt. Die Bewertungen werden mindestens einmal
wochentlich durch eine vom Kontrahenten unabhéngige Partei,
die entweder der Administrator oder gegebenenfalls vom
Administrator beauftragt ist und fir diesen Zweck von der
Verwahrstelle genehmigt wurde, bestatigt oder verifiziert. Derivate
weisen nicht immer eine perfekte, ja nicht einmal hochgradige
Korrelation mit dem Wert der Wertpapiere, Zinsséatze oder Indizes,
die sie nachbilden sollen, auf bzw. stellen nicht immer eine
perfekte oder sehr enge Nachbildung derselben dar. Aus diesem
Grund kann der Einsatz von derivativen Techniken durch den
Fonds nicht immer ein effektives Mittel zur Umsetzung des
Anlageziels des Fonds sein, in manchen Fallen kann er sogar
kontraproduktiv sein.

EPM-Risiko: Die Gesellschaft kann fir einen Fonds Techniken und

Instrumente in  Bezug auf Ubertragbare  Wertpapiere,
Geldmarktinstrumente und/oder andere Finanzinstrumente
einsetzen, in die sie flur die Zwecke eines effizienten

Portfoliomanagements investiert. Viele der mit dem Einsatz von
Derivaten einhergehenden Risiken, die im vorstehenden Abschnitt
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LEinsatz von derivativen Finanzinstrumenten” beschrieben
werden, treffen gleichermaBen auf den Einsatz dieser effizienten
Portfoliomanagementtechniken zu. Darliber hinaus verweisen wir
insbesondere  auf die  Abschnitte ,Kreditrisiko  und
Kontrahentenrisiko” und Wertpapierleihvertrage und
Pensionsgeschéfte”. Anleger sollten auch beachten, dass ein
Fonds von Zeit zu Zeit Kontrahenten von
Pensionsgeschéaften/umgekehrten Pensionsgeschaften und/oder
Vermittler von Wertpapierleihgeschéften beauftragen kann, die
verbundene Parteien der Verwahrstelle oder sonstiger
Dienstleister der Gesellschaft sind. Ein solches Engagement kann
gelegentlich Interessenkonflikte mit der Rolle der Verwahrstelle
oder anderer Dienstleister bezliglich der Gesellschaft hervorrufen.
Bitte entnehmen Sie néhere Details zu den auf Transaktionen mit
verbundenen Parteien anwendbaren Bedingungen dem Abschnitt
.Potenzielle Interessenkonflikte” im Prospekt. Die Identitat solcher
verbundenen Parteien wird in den Halbjahres- und Jahresberichten
der Gesellschaft im Einzelnen angegeben.

SCHWELLENLANDERRISIKO

Wenn ein Fonds in Wertpapiere in Schwellenlandern (Emerging
Markets) investiert, kann dies mit zusatzlichen Risiken verbunden
sein. Hierzu zahlen folgende Risiken:

Rechnungslegungsstandards: In Schwellenlandern gibt es keine
einheitlichen Grundsatze und Praktiken der Rechnungslegung,
Rechnungsprifung und Finanzberichterstattung.

Geschéftsrisiken: In einigen Schwellenlandern stellen Kriminalitéat
und Korruption, einschlieB3lich Erpressung und Betrug, ein Risiko
fir Unternehmen dar. Eigentum und Mitarbeiter der zugrunde
liegenden Anlagen koénnen zum Ziel von Diebstahl, Gewalt
und/oder Erpressung werden.

Landerrisiko: Der Wert des Vermdgens des Fonds kann durch
politische, rechtliche, wirtschaftliche und fiskalische Unsicherheiten
beeintrachtigt werden. Die bestehenden Gesetze und
Verordnungen werden unter Umstdnden nicht konsequent
angewandt.

Wahrungsrisiko: Die Wahrungen, auf welche die Anlagen lauten,
kénnen instabil sein, kdnnen wesentliche Wertverluste erfahren
und sind moglicherweise nicht frei konvertierbar.

Verwabhrrisiko: Verwahrstellen sind moglicherweise nicht in der
Lage, Dienstleistungen, Verwahrung sowie die Abrechnung und
Verwaltung von Wertpapieren auf dem fiir hoher entwickelte
Markte Ublichen Niveau anzubieten, und es besteht das Risiko,
dass der Fonds nicht als Eigentiimer von Wertpapieren anerkannt
wird, die in seinem Namen von einer Unterverwahrstelle gehalten
werden. Da einige der Fonds moglicherweise in Markte
investieren, in  denen Handels-,  Abwicklungs-  und
Verwahrstellensysteme nicht voll entwickelt sind, kénnen die
Vermogenswerte eines Fonds, die an solchen Markten gehandelt
und bei Unterverwahrstellen verwahrt werden, Risiken ausgesetzt
sein, flr welche die Verwahrstelle nicht haftet. Dies wirde in
Schwellen- oder Frontier-Méarkten und Léandern wie China als der
Fall angesehen. Die Vorschriften zur Regelung der
Unternehmensfiihrung sind nicht entwickelt und bieten den
Anteilinhabern daher moglicherweise nur geringen Schutz.

Angaben: Es konnten den Anlegern unvollstdndige und weniger
verlassliche fiskalische und andere Informationen zur Verfligung
stehen.

Rechtliche Risiken: Die rechtliche Infrastruktur und die
Rechnungslegungs-, Abschlusspriifungs- und Berichtsstandards in
bestimmten Landern, in die investiert wird, bieten moglicherweise
nicht dasselbe MaB an Anlegerschutz oder Anlegerinformationen
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wie an groBen Wertpapiermarkten im Allgemeinen Ublich. Die mit
vielen Rechtssystemen von Schwellenldndern verbundenen Risiken
umfassen (i) die ungeprifte Art der Unabhangigkeit der Justiz und
ihre  Immunitdt gegen  wirtschaftliche, politische oder
nationalistische Einflisse; (ii) Widerspriiche zwischen Gesetzen,
Prasidentenerlassen und Regierungs- und ministeriellen Erlassen
und Beschlussen; (iii) fehlende rechtliche und verwaltungsrechtliche
Richtlinien in Bezug auf die Auslegung geltender Gesetze; (iv) eine
hohe Ermessensfreiheit seitens staatlicher Behorden; (v)
widersprichliche lokale, regionale und bundesstaatliche Gesetze
und Vorschriften; (vi) die relative Unerfahrenheit von Richtern und
Gerichten bei der Auslegung neuer Rechtsnormen und (vii) die
Unberechenbarkeit der Durchsetzbarkeit auslandischer Urteile und
auslandischer Schiedsspriche. Es kann nicht garantiert werden,
dass weitere rechtliche Reformen, die auf die Herstellung eines
Gleichgewichts zwischen den Rechten des privaten Sektors und der
Regierungsbehorden vor Gericht und die Reduzierung der
Grundlagen fir Neuverhandlungen bereits entschiedener Féllen
abzielen, eingefiihrt werden und den Aufbau eines verlasslichen und
unabhangigen Rechtssystems bewirken.

Markteigenschaften/Liquiditats- und Abwicklungsrisiken:
Markte in Schwellenlandern befinden sich im Allgemeinen noch in
der Frihphase ihrer Entwicklung, zeichnen sich durch geringeres
Volumen aus, sind weniger liquide, sind starkeren Schwankungen
ausgesetzt als besser etablierte Méarkte und sind nicht strikt
reguliert. Es ist moglich, dass fir Wertpapiere von
Schwellenléndern, die verkauft werden sollen, nur ein kleiner oder
gar kein Markt existiert. Die Kombination aus Preisvolatilitat und
der Tatsache, dass die Wertpapiermarkte in Schwellenlandern
weniger liquide sind, kann in bestimmten Fallen die Fahigkeit eines
Fonds beeintrachtigen, Wertpapiere zu dem gewdlnschten Preis
und dem gewiinschten Zeitpunkt zu erwerben oder zu verauBlern,
und damit negative Auswirkungen auf die Anlageperformance des
Fonds haben. Die Abwicklung von Transaktionen kann sich
verzogern oder unvorhersehbaren administrativen Problemen
unterliegen.

Politisches Risiko: Das Risiko staatlicher Eingriffe ist in
Schwellenldandern besonders hoch, sowohl aufgrund des
politischen Klimas in vielen dieser Lander als auch aufgrund des
geringeren Entwicklungsgrads ihrer Mérkte und
Volkswirtschaften. Zukilinftige RegierungsmaBnahmen koénnten
einen erheblichen Effekt auf die Konjunkturbedingungen in diesen
Landern haben, was sich auf die Unternehmen der Privatwirtschaft
und den Wert von Wertpapieren im Portfolio eines Fonds
auswirken konnte.

Steuer: Das Besteuerungssystem in einigen Schwellenlandern
unterliegt wechselnden Auslegungen, haufigen Verdnderungen
und einer uneinheitlichen Durchsetzung auf bundesstaatlicher,
regionaler und lokaler Ebene. In manchen Léndern steht die
Entwicklung des Steuerrechts und seiner Anwendung noch ganz
am Anfang, und sie haben sich noch nicht so klar etabliert wie in
hoher entwickelten Landern.

Frontiermarkt-Risiko: Eine Anlage in Wertpapieren von
Emittenten, die in Frontiermarkten tatig sind, ist mit hohen Risiken
verbunden und erfordert besondere Uberlegungen, die
normalerweise flir eine Anlage in den traditionelleren
Industrielandern nicht notwendig sind. Dariiber hinaus erhéhen
sich die mit einer Anlage in Wertpapieren von Emittenten, die in
Schwellenldndern tatig sind, verbundenen Risiken, wenn eine
Anlage in Frontierméarkten vorgenommen wird. Diese Arten von
Anlagen konnten durch Faktoren beeintrachtigt werden, die
normalerweise  bei  Anlagen in den traditionelleren
Industrielandern nicht auftreten, darunter Risiken in Bezug auf
Enteignungen und/oder Verstaatlichungen, politische oder soziale
Instabilitat, die weite Verbreitung von Korruption und Verbrechen,
bewaffnete Konflikte, die Auswirkungen von Birgerkriegen und
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religiosen oder ethnischen Unruhen auf die Volkswirtschaft und
der Widerruf oder die Nichtverlangerung von Lizenzen, die es
einem Fonds ermdglichen, mit Wertpapieren eines bestimmten
Landes zu handeln, konfiskatorische  Besteuerungen,
Einschrankungen hinsichtlich der Ubertragung von
Vermogenswerten, fehlende einheitliche  Praktiken  der
Rechnungslegung, Rechnungsprifung und
Finanzberichterstattung, die mangelnde Verfligbarkeit
offentlicher Finanz- und anderer Informationen, diplomatische
Entwicklungen, die Anlagen in diesen Landern beeintrachtigen
koénnten, sowie potenzielle Schwierigkeiten bei der Durchsetzung
vertraglicher Verpflichtungen. Wertpapieranlagen in Landern der
Frontiermarkte haben aufgrund dieser Risiken und besonderen
Uberlegungen einen hoch spekulativen Charakter, und
dementsprechend sind auch Anlagen in den Anteilen eines Fonds
als hoch spekulativ einzustufen und konnten unter Umstanden
nicht flr einen Anleger geeignet sein, der nicht in der Lage ist,
einen Verlust seiner gesamten Anlage zu tragen. Wenn ein Fonds
einen signifikanten Prozentsatz seines Vermogens in ein
bestimmtes Land der Frontiermérkte investiert, unterliegt er einem
erhohten Risiko, das mit der Anlage in Frontiermarkten generell
verbunden ist, sowie zusatzlichen Risiken im Zusammenhang mit
dem betreffenden Land.

Kauf oder Verkauf von Anteilen, einschlieBlich der Geld/Brief-
Spannen, kann ein haufiger Handel mit Anteilen die
Anlageergebnisse erheblich schmalern, und eine Anlage in
Anteilen ist fir Anleger, die regelméaBig relativ kleine Mengen
handeln méchten, moglicherweise nicht empfehlenswert.

SEKUNDARMARKTRISIKO

Handelsrisiko: Auch wenn die Anteile an einer oder mehreren
relevanten Borsen notiert werden sollen, kann nicht mit Sicherheit
davon ausgegangen werden, dass die Anteile an einer relevanten
Borse liquide sind oder dass der Kurs, zu dem die Anteile an einer
relevanten Borse gehandelt werden, dem Nettoinventarwert je
Anteil entspricht. Da die Anteile mittels Zeichnung und
Ricknahme gehandelt werden, ist der Verwaltungsrat der Ansicht,
dass hohe Abschlage oder Aufschlage auf den Nettoinventarwert
eines Fonds keinen Bestand haben sollten. Es gibt keine Gewahr
dafir, dass Anteile, die an einer relevanten Borse notiert sind, dort
auch notiert bleiben oder dass sich die Notierungsbedingungen
nicht andern.

Der Handel mit Anteilen an einer relevanten Borse kann aufgrund
von Marktbedingungen oder weil nach Ermessen der relevanten
Borse ein Handel mit den Anteilen nicht empfehlenswert ist, oder
aus anderen Griinden gemaBR den Bestimmungen der relevanten
Borse eingestellt oder ausgesetzt werden. Wird der Handel an
einer relevanten Borse eingestellt, konnen Anleger ihre Anteile
moglicherweise so lange nicht verkaufen, bis der Handel wieder
aufgenommen wird. Die Anleger kénnen jedoch gemaB den
nachfolgenden Bestimmungen die Riicknahme der Anteile durch
die Gesellschaft beantragen.

Kosten des Kaufs oder Verkaufs von Anteilen: Anleger, die Anteile
auf dem Sekundarmarkt kaufen oder verkaufen, zahlen
Maklergebiihren oder andere Geblihren, die vom jeweiligen
Makler festgelegt und erhoben werden. Maklergebiihren werden
oftmals als Fixbetrag berechnet und kénnen flr Anleger, die relativ
kleine Mengen von Anteilen kaufen oder verkaufen méchten,
verhéltnisméaBig hohe Kosten bedeuten. Darlber hinaus entstehen
Anlegern am Sekundarmarkt die Kosten der Differenz zwischen
dem Preis, den ein Anleger fir die Anteile zu zahlen bereit ist (der
.Geldkurs”) und dem Preis, zu dem ein Anleger bereit ist, die
Anteile zu verkaufen (der ,Briefkurs”). Diese Differenz zwischen
Geld- und Briefkursen wird haufig als ,Spread” oder ,Geld/Brief-
Spanne” bezeichnet. Die Geld/Brief-Spanne fiir Anteile schwankt
im Laufe der Zeit in Abhangigkeit vom Handelsvolumen und der
Marktliquiditat und ist im Allgemeinen niedriger, wenn die Anteile
eines Fonds ein hoheres Handelsvolumen und eine hohere
Marktliquiditat aufweisen, und hoher, wenn die Anteile ein
geringes Handelsvolumen und eine geringe Marktliquiditat haben.
Auch eine erhoéhte Marktvolatilitdit kann eine Erhéhung der
Geld/Brief-Spannen zur Folge haben. Aufgrund der Kosten fiir den
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FATCA-RISIKO

Die Vereinigten Staaten und Irland haben ein zwischenstaatliches
Abkommen zur Umsetzung von FATCA (das ,zwischenstaatliche
Abkommen”) unterzeichnet. Gemal diesem zwischenstaatlichen
Abkommen ist eine als in Irland ansassig geltende Korperschaft,
die als ausléandisches Finanzinstitut (,FFI“) eingestuft wird, dazu
verpflichtet, den  irischen  Steuerbehdérden  bestimmte
Informationen Uber Anteilsinhaber zur Verfliigung zu stellen. Das
zwischenstaatliche Abkommen sieht die automatische Meldung
von Konten und den automatischen Austausch von Informationen
im Zusammenhang mit Konten vor, die US-Personen bei irischen
LFinanzinstituten” halten bzw. den Austausch von Informationen
im Zusammenhang mit US-Konten von Personen mit Wohnsitz in
Irland. Die Gesellschaft wird als FFl erachtet, und sofern sie den
Anforderungen des zwischenstaatlichen Abkommens und den
irischen Gesetzen entspricht, sollte sie weder auf erhaltene noch
auf geleistete Zahlungen einer FATCA-Quellensteuer unterliegen.

Wenngleich die Gesellschaft bestrebt sein wird, die ihr auferlegten
Verpflichtungen zu erfiillen, um eine FATCA-Quellensteuer zu
vermeiden, kann nicht zugesichert werden, dass die Gesellschaft
diesen Verpflichtungen tatsiachlich nachkommen kann. Sollte die
Gesellschaft infolge der FATCA-Regeln einer Quellensteuer
unterliegen, dann konnte sich dies wesentlich auf den Wert der
von den Anteilsinhabern gehaltenen Anteile auswirken.

Potenzielle Anleger/Anteilsinhaber sollten sich beziiglich der
moglichen Auswirkungen von FATCA auf eine Anlage in der
Gesellschaft von ihren eigenen Steuerberatern beraten lassen.

COMMON REPORTING STANDARD DER OECD

Irland hat die Umsetzung des gemeinsamen Berichtsstandards
(Common Reporting Standard, der ,CRS”) durch Section 891F des
TCA und Erlass der Returns of Certain Information by Reporting
Financial Institutions Regulations 2015 (die ,,CRS-Vorschriften”)
veranlasst.

Der CRS, der ab dem 1. Januar 2016 in Irland gilt, ist eine globale
Initiative der OECD zum Austausch von Steuerinformationen,
deren Ziel es ist, einen koordinierten Ansatz zur Offenlegung der
Einklnfte von Privatpersonen und Unternehmen zu férdern. Irland
fuihrte die CRS-Vorschriften im Dezember 2015 ein, und die
Umsetzung des CRS unter den Landern, die diesen frihzeitig
umsetzten (zusammen mit Irland 44 Lander), erfolgte mit Wirkung
vom 1. Januar 2016. VerstoBe der Gesellschaft gegen die
Anforderungen gemafB dem CRS konnten zu Geldstrafen fiihren.

BESTEUERUNG

Anleger in den Anteilen sollten sich darlber im Klaren sein, dass
sie auf Ausschittungen des Fonds oder ausschiittungsgleiche
Ertrage, innerhalb des Fonds realisierte oder nicht realisierte
Kapitalertrage, innerhalb des Fonds vereinnahmte, entstandene
oder als vereinnahmt geltende Ertrdge usw. moglicherweise
Einkommensteuer, Quellensteuer, Kapitalertragsteuer,
Vermogensteuer, Stempelsteuern oder sonstige Steuern zahlen
mussen und hierauf die Gesetze und Gepflogenheiten des Landes,

in dem die Anteile gekauft, verkauft, gehalten oder
zurickgenommen werden, und des Landes, in dem der
Anteilsinhaber seinen steuerlichen Wohnsitz oder dessen

Staatsangehorigkeit er hat, Anwendung finden.
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Anleger sollten sich dariber im Klaren sein, dass sie
moglicherweise auf innerhalb eines Fonds vereinnahmte oder als
vereinnahmt geltende oder entstandene Ertrdge Steuern zahlen
missen. Steuern kdnnen, bezogen auf die Vermdgenswerte eines
Fonds, auf Basis der vereinnahmten Ertrage und/oder auf Basis der
als vereinnahmt geltenden und/oder im Fonds entstandenen
Ertrdge berechnet werden, wahrend die Performance des Fonds
und somit die Rendite, die die Anleger nach Riickgabe der Anteile
erhalten, teilweise oder ganz von der Wertentwicklung des
Referenzindex oder Referenzwerts abhidngt. Dies kann sich
dahingehend auswirken, dass die Anleger Steuern fiir Ertrage
und/oder eine Wertentwicklung zahlen missen, die sie nicht oder
nicht uneingeschrankt erhalten.

Anleger, die im Zweifel bezlglich ihrer Steuersituation sind, sollten
einen unabhangigen Steuerberater zurate ziehen. Darliber hinaus
sollten Anleger sich dariiber im Klaren sein, dass sich
Steuerbestimmungen und ihre Anwendung oder Auslegung durch
die zustdndigen Steuerbehdrden von Zeit zu Zeit andern kénnen.
Dementsprechend ist es nicht moglich, die steuerliche
Behandlung, die zu einem bestimmten Zeitpunkt zu erwarten ist,
genau vorherzusagen.

FOLGEN DER LIQUIDATION

Falls die Gesellschaft aus irgendeinem Grund ihren Pflichten oder
Verbindlichkeiten nicht nachkommt oder nicht in der Lage ist, ihre
Schulden zu begleichen, kann ein Glaubiger berechtigt sein, einen
Konkursantrag gegen die Gesellschaft zu stellen. Wird ein
Konkursverfahren eingeleitet, konnen Glaubiger (einschlieBlich
zulassiger Kontrahenten) berechtigt sein, Vertrdge mit der
Gesellschaft (auch Uber Vermdgenswerte eines Fonds) zu
beenden und fir Verluste aus einer solchen vorzeitigen
Beendigung Schadenersatz zu fordern. Die Einleitung eines
Konkursverfahrens kann dazu filihren, dass die Gesellschaft
aufgelést wird und ihre Vermogenswerte (einschlieBlich der
Vermogenswerte aller Fonds) realisiert und zunéchst zur Zahlung
der Geblhren und Kosten des Liquidators oder sonstigen
Insolvenzverwalters, dann zur Begleichung der gesetzlich
vorrangigen Schulden und dann zur Begleichung der
Verbindlichkeiten der Gesellschaft verwendet werden, bevor ein
etwaiger Uberschuss an die Anteilsinhaber der Gesellschaft
ausgezahlt wird. Im Falle der Einleitung eines Konkursverfahrens
kann die Gesellschaft moglicherweise die laut Prospektnachtrag
eines Fonds vorgesehenen Betrage nicht voll auszahlen.

STORUNGSEREIGNISSE

Bei Eintritt eines Stérungsereignisses (einschlieBlich einer
Indexunterbrechung oder eines Anpassungsereignisses, jedoch

ohne Einschréankung der personlichen Befugnisse der
Verwaltungsratsmitglieder, wie hier ndher beschrieben):
a) kann, sofern der Fonds DFlIs halt, ein genehmigter

Kontrahent (ob er als maBgebliche Berechnungsstelle
handelt oder anderweitig) entweder (i) eines oder
mehrere der mal3geblichen DFls aufheben oder (ii) die
Bedingungen der maBgeblichen, vom Fonds gehaltenen
DFls andern, um einem solchen Ereignis Rechnung zu
tragen; darunter fallt auch die Anpassung oder den
Ersatz des Referenzindex, die Berechnung des
Referenzindexstands oder die Bewertung des DFI (und
im Fall von (ii), (iii) und (iv) weiter unten unter der
Voraussetzung, dass der Anlageverwalter (und
gegebenenfalls der genehmigte Kontrahent) dies als
wirtschaftlich sinnvoll erachtet, kann der jeweilige Fonds
seine Tatigkeit unter Verwendung einer solchen Formel
und Methode zur Berechnung des Referenzindexstands
fortsetzen, wie sie zuletzt vor dem Eintritt eines solchen
Ereignisses wirksam war - bei solchen Anpassungen, wie
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sie  der Anlageverwalter zum  Zwecke der
Aufrechterhaltung des Betriebs des jeweiligen Fonds als
notig erachten kann); solche Anpassungen koénnen
positive oder negative Effekte auf den Nettoinventarwert
des jeweiligen Fonds haben; und/oder

b) kann der Verwaltungsrat die Berechnung des
Nettoinventarwerts und alle Zeichnungen, Riicknahmen
und den Umtausch von Anteilen sowie die Zahlung von
Ricknahmeerlésen vorlibergehend aussetzen gemalB
den Bestimmungen im Abschnitt ,Aussetzung der
Berechnung des Nettoinventarwerts”; und/oder

c) falls der Verwaltungsrat den Beschluss gefasst hat, dass
die Fortflihrung eines Fonds unter Berlicksichtigung der
Marktbedingungen (unter Beachtung dieser Stoérungs-
oder Anpassungsereignisse und der besten Interessen
der Anteilsinhaber) undurchfiihrbar oder nicht ratsam
ist, |6st der Verwaltungsrat den Fonds auf.

Anderungen am Referenzindex erfolgen vorbehaltlich (i) der
vorherigen Genehmigung der Anteilsinhaber des jeweiligen Fonds
durch ordentlichen Beschluss; oder (i) werden den
Anteilsinhabern unter den im vorstehenden Abschnitt ,Anlageziel
und Anlagepolitik” dargelegten Umstdnden mitgeteilt.

Infolge eines Stérungsereignisses, das sich auf den Wert der
Vermodgenswerte eines Fonds auswirkt, kénnen ein oder mehrere
Vermogenswerte des Fonds an Wert verlieren oder sogar auf null
abgeschrieben werden. Dieser gedanderte Wert wird zu diesem
Zeitpunkt in die Berechnung des Nettoinventarwerts des Fonds
einbezogen. Im Laufe der Zeit kann der Wert dieser
Vermdgenswerte des Fonds wiedererlangt werden. Der Nutzen
einer solchen Wertaufholung wird dem Fonds zugeschrieben und
spiegelt sich im Nettoinventarwert des Fonds zum und ab dem
Zeitpunkt der Wiedererlangung wider und kommt somit den
Anteilinhabern des Fonds zu diesem Zeitpunkt zugute.
Anteilinhaber, die ihre Anteile an einem Fonds vor der
Wiedererlangung des Wertes der Vermogenswerte des Fonds
zurlickgeben, erhalten ihre Riicknahmeerlése auf der Grundlage
des Nettoinventarwerts zu diesem Zeitpunkt, der den verringerten
Wert der Vermogenswerte des Fonds widerspiegelt. und haben
keine weiteren Beteiligungen am Fonds und haben keinen
Anspruch auf einen spateren Wertzuwachs eines solchen
Fondsvermaogens, ziehen auch keinen Nutzen daraus und haben
keinen Anspruch auf einen solchen Vermodgenswert des Fonds.

Bestimmte Ereignisse (,Indexstérung und
Indexanpassungsereignisse”) konnen im Zusammenhang mit
einem Referenzindex oder mit der Fahigkeit eines genehmigten
Kontrahenten auftreten, seine Pflichten gemaB einem oder
mehreren Derivatkontrakten zu erfiillen. Solche Ereignisse sind
insbesondere die im vorstehenden Abschnitt ,Anlageziel und
Anlagepolitik” genannten Punkte sowie folgende Ereignisse:

0] Der Referenzindex gilt als ungenau oder gibt nicht die
tatsachlichen Marktentwicklungen wieder;

(ii) Der Referenzindex wird vom Indexanbieter dauerhaft
zurlickgenommen.
(iii) Der Indexanbieter versdumt die Berechnung und

Bekanntgabe des Stands vom Referenzindex.
(iv) Der Indexanbieter nimmt eine wesentliche Anderung in
der Formel oder Methode zur Berechnung des
Referenzindex vor (mit Ausnahme einer Anderung, die in
dieser Formel oder Methode vorgesehen ist, um die
Berechnung des Referenzindex im Falle von Anderungen
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(v)

(vi)

(vii)

(viii)

bei Indexkomponenten und Gewichtungen und
sonstigen Routineereignissen aufrechtzuerhalten).

Die Lizenz fiir die Verwendung von und Bezugnahme auf
den Referenzindex seitens der Gesellschaft wird
gekindigt.

Es wird nach Entscheidung des Anlageverwalters fiir den
genehmigten Kontrahenten unmoglich oder
wirtschaftlich unvertretbar, seine Verpflichtungen im
Rahmen der Derivate weiterhin zu erfullen.

Insoweit der Fonds DFI halt und/oder Optionen oder
Futures-Kontrakte auf den Referenzindex, wenn (a) die
mit der Absicherung der Verbindlichkeiten und
Verpflichtungen im Rahmen der mafBgeblichen DFI
und/oder Optionen oder Futures-Kontrakte auf den
Referenzindex durch den genehmigten Kontrahenten
verbundenen Kosten steigen; oder (b) die Fahigkeit des
genehmigten Kontrahenten zur Absicherung seiner
Verbindlichkeiten beeintrachtigt wird oder diese
wirtschaftlich nicht sinnvoll oder undurchfiihrbar ist;
oder

Wenn ein Gesetz verabschiedet oder so gedandert wird,
dass es ungesetzlich, undurchfiihrbar oder nicht ratsam
ist, (a) weiter auf den maBgeblichen Referenzindex
Bezug zu nehmen oder diesen nachzubilden; oder (b)
dass der genehmigte Kontrahent weiterhin seine
Verpflichtungen im Rahmen eines oder mehrerer
derivativer Kontrakte erfdllt.

Die diesbezliglichen Bestimmungen gelten flur Referenzwerte
genauso wie fiir einen Referenzindex.

Weitere Einzelheiten zu Risikofaktoren, die fiir einen bestimmten
Fonds gelten, sind im jeweiligen Prospektnachtrag aufgefiihrt.
Bezlglich der in diesem Prospekt dargelegten Risikofaktoren wird
kein Anspruch auf Vollstédndigkeit oder erschépfende Erlduterung
aller Risiken erhoben. Anleger sollten sich vor einer Anlage
fachlich beraten lassen.
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7. Anteilshandel

Die Fonds sind borsengehandelte Indexfonds. Das bedeutet, die
Fondsanteile sind an einer oder mehreren Borsen notiert oder zum
Handel zugelassen. Bestimmte Makler sind von der Gesellschaft
dazu autorisiert, Fondsanteile auf dem Primarmarkt direkt bei der
Gesellschaft zu zeichnen und zuriickzugeben. Sie werden als
Lautorisierte Teilnehmer” bezeichnet. Solche autorisierten
Teilnehmer haben generell die Moglichkeit, Fondsanteile innerhalb
des anerkannten Clearing- und Abwicklungssystems zu liefern, das
fur die Borsen maBgeblich ist, an denen die Anteile notieren.
Autorisierte Teilnehmer verkaufen die von ihnen gezeichneten
Anteile gewodhnlich an einer oder mehreren Boérsen, dem
Sekundarmarkt, auf dem solche Anteile frei handelbar sind.
Potenzielle Anleger, die keine autorisierten Teilnehmer sind,
kénnen Fondsanteile auf dem Sekundarmarkt durch einen
Broker/Dealer an einer anerkannten Borse oder aufBerboérslich
kaufen und verkaufen.

Der Abschnitt ,Handel mit Anteilen auf dem Primarmarkt” bezieht
sich auf Zeichnungen und Ricknahmen zwischen der Gesellschaft
und autorisierten Teilnehmern. Anleger, die keine autorisierten
Teilnehmer sind, sollten den nachstehenden Abschnitt ,Handel
mit Anteilen auf dem Sekundarmarkt” lesen.

ICSD nach Erhalt der Anweisungen ihrer Teilnehmer. Samtliche
Ausschittungen, Mitteilungen, Berichte und Aufstellungen, die
von der Gesellschaft an diesen Anteilsinhaber ausgegeben
werden, werden im Einklang mit den Verfahren dieser
mafBgeblichen ICSD an die Teilnehmer weitergegeben.

Durch die Globalurkunde verbriefte Beteiligungen an den Anteilen
kénnen im Einklang mit den mafBgeblichen Rechtsvorschriften,
den eventuell von den ICSD herausgegebenen Regeln und
Verfahren und diesem Prospekt Ubertragen werden. Das
wirtschaftliche Eigentum an diesen Anteilen kann nur im Einklang
mit den zum jeweiligen Zeitpunkt geltenden Regeln und Verfahren
der maB3geblichen ICSD und diesem Prospekt Gbertragen werden.

CLEARING UND ABRECHNUNG

Die Abrechnung des Handels mit Anteilen der Fonds erfolgt zentral
liber eine ICSD-Struktur. Die Anteile der Fonds werden allgemein
nicht in stiickeloser Form begeben und mit Ausnahme der an den
Nominee der gemeinsamen Verwahrstelle ausgestellten
Globalurkunde, die fir das ICSD-Abwicklungsmodell erforderlich
ist, werden keine vorlaufigen Eigentumsnachweise oder
Anteilszertifikate ausgestellt (wobei die ICSD die anerkannten
Clearing- und Abwicklungssysteme sind, liber die die Anteile der
Fonds abgerechnet werden). Die Fonds werden die Zulassung zum
Clearing und zur Abrechnung Uber die mafBgebliche ICSD
beantragen. Die ICSD fir die Fonds sind Euroclear und
Clearstream, Luxemburg.

Im Rahmen des ICSD-Abwicklungsmodells werden alle Anteile der
Fonds letztendlich bei einer ICSD abgerechnet, die Anleger
kénnen ihre Beteiligungen jedoch lber Zentralverwahrer halten,
die Teilnehmer sein werden. Alle im Umlauf befindlichen Anteile
werden durch eine Globalurkunde verbrieft, und die
Globalurkunde wird bei einer gemeinsamen Verwahrstelle
hinterlegt und fuar Euroclear und Clearstream, Luxemburg im
Namen des Nominees der gemeinsamen Verwahrstelle registriert
und zum Clearing Uber Euroclear und Clearstream, Luxemburg
akzeptiert. Die maBgebliche ICSD fir einen Anleger ist von dem
Markt abhangig, auf dem die Anteile gehandelt werden.

Ein Kaufer von Beteiligungen an Anteilen der Fonds wird nicht zum
eingetragenen Anteilsinhaber der Gesellschaft, sondern halt
stattdessen das wirtschaftliche Eigentum an diesen Anteilen. Das
rechtliche Eigentum an den Anteilen der Fonds halt der Nominee
der gemeinsamen Verwahrstelle. Die Rechte der Inhaber des
indirekten wirtschaftlichen Eigentums an den Anteilen unterliegen,
wenn diese Personen Teilnehmer der ICSD sind, den fiur die
Vereinbarung zwischen diesen Teilnehmern und ihrer ICSD
mafBgeblichen Konditionen, und wenn die Inhaber des indirekten
wirtschaftlichen Eigentums an den Anteilen keine Teilnehmer sind,
unterliegen diese ihrer Vereinbarung mit ihrem jeweiligen
Nominee, Makler bzw. Zentralverwahrer, bei dem es sich um einen
Teilnehmer handeln kann oder der eventuell eine Vereinbarung mit
einem Teilnehmer hat. Das AusmaB und die Art und Weise der
Auslbung von mit den Anteilen verbundenen Rechten durch die
Teilnehmer hangt von den jeweiligen Regeln und Verfahren ihrer
ICSD ab. Samtliche Bezugnahmen in diesem Nachtrag auf
MaBnahmen von Inhabern der Globalurkunde beziehen sich auf
MaBnahmen des Nominees der gemeinsamen Verwahrstelle als
eingetragener Anteilsinhaber auf Anweisung der maBgeblichen
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Die einzelnen Teilnehmer missen sich in Bezug auf Belege fiir den
Betrag der Beteiligungen dieser Teilnehmer an Anteilen
ausschlieBlich an ihre ICSD wenden. Samtliche von der
maBgeblichen ICSD in Bezug auf die Beteiligung an solchen
Anteilen zugunsten von beliebigen Personen ausgegebenen
Zertifikate oder sonstigen Dokumente werden als abschlieBende
und verbindliche Wiedergabe dieser Aufzeichnungen angesehen.
Die einzelnen Teilnehmer missen sich in Bezug auf den Anteil des
jeweiligen Teilnehmers (und somit den Anteil jeder Person, die eine
Beteiligung an den Anteilen hat) an jeder Zahlung oder
Ausschittung der Fonds an den Nominee einer gemeinsamen
Verwahrstelle oder auf dessen Anweisung sowie in Bezug auf alle
sonstigen mit den Anteilen verbundenen Rechte ausschlieBlich an
ihre ICSD wenden.

Die Teilnehmer haben keinen Anspruch unmittelbar gegeniber
der Gesellschaft, den Fonds, einer Zahlstelle oder sonstigen
Personen (mit Ausnahme ihrer ICSD) in Bezug auf Zahlungen oder
Ausschittungen, die beziiglich der Anteile fallig sind, die von der
Gesellschaft oder den Fonds an den Nominee der gemeinsamen
Verwahrstelle oder auf dessen Anweisung geleistet werden, und
diese Verpflichtungen der Gesellschaft werden dadurch erfullt.
Die ICSD hat keinen direkten Anspruch gegenlber der
Gesellschaft, den Fonds, einer Zahlstelle oder sonstigen Personen
(mit Ausnahme der gemeinsamen Verwahrstelle).

Die Gesellschaft oder ihr ordnungsgemaB ermachtigter Vertreter
kann den Inhaber des indirekten wirtschaftlichen Eigentums an
den Anteilen gelegentlich auffordern, Angaben zu den folgenden
Angelegenheiten zu machen: (a) zu der Eigenschaft, in der er eine
Beteiligung an Anteilen halt; (b) zur ldentitat aller sonstigen
Personen, die zu diesem Zeitpunkt oder zuvor Beteiligungen an
diesen Anteilen haben bzw. hatten; (c) zur Wesensart aller
derartigen Beteiligungen; und (d) zu allen sonstigen
Angelegenheiten, wo die Offenlegung dieser Angelegenheiten
erforderlich ist, um der Gesellschaft die Einhaltung maBgeblicher
Rechtsvorschriften oder der Grindungsdokumente der
Gesellschaft zu ermoglichen.

Die Gesellschaft oder ihr ordnungsgemaB ermachtigter Vertreter
kann gelegentlich von der maBgeblichen ICSD verlangen, dass sie
der Gesellschaft bestimmte Angaben zu Teilnehmern macht, die
Beteiligungen an Anteilen der einzelnen Fonds halten,
einschlieBlich (unter anderem): der ISIN, des Namens des ICSD-
Teilnehmers, des Typs des ICSD-Teilnehmers (z. B. Fonds, Bank,
Privatperson), des Sitzes von ICSD-Teilnehmern, der Anzahl der
ETFs und Beteiligungen des Teilnehmers in Euroclear und
Clearstream, Luxemburg, gegebenenfalls einschlielich der
Angabe welche Fonds, Arten von Anteilen und Anzahl solcher
Beteiligungen an den Anteilen von den einzelnen Teilnehmern
gehalten werden, sowie Einzelheiten zu erteilten Anweisungen zur
Stimmabgabe und zur Anzahl solcher Beteiligungen an den
Anteilen, die von den einzelnen Teilnehmern gehalten werden.
Teilnehmer von Euroclear und Clearstream, Luxemburg, die
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Beteiligungen an Anteilen halten, oder Intermediare, die fiir solche
Kontoinhaber handeln, werden auf Aufforderung durch die ICSD
oder ihren ordnungsgemal ermachtigten Vertreter solche
Angaben machen und sind geméaB den jeweiligen Regeln und
Verfahren von Euroclear und Clearstream, Luxemburg befugt, der
Gesellschaft oder ihrem ordnungsgemal erméachtigten Vertreter
solche Angaben zu den Beteiligungen an Anteilen zu machen.
Parallel dazu kann die Gesellschaft oder ihr ordnungsgemaB
ermachtigter Vertreter gelegentlich von Zentralverwahrern
verlangen, dass sie der Gesellschaft Angaben zu Anteilen an den
einzelnen Fonds oder Beteiligungen an Anteilen der einzelnen
Fonds machen, die bei den einzelnen Zentralverwahrern gehalten
werden, sowie Angaben zu den Inhabern dieser Anteile oder
Beteiligungen an Anteilen einschlieBlich (unter anderem) der Art
der Inhaber, des Sitzes, der Anzahl und Arten der Beteiligungen
und Angaben zu von den einzelnen Inhabern erteilten
Anweisungen zur Stimmabgabe. Inhaber von Anteilen und
Beteiligungen an Anteilen bei einem Zentralverwahrer oder
Intermedidre, die fur solche Inhaber handeln, erteilen ihre
Zustimmung dazu, dass der Zentralverwahrer der Gesellschaft
oder ihrem ordnungsgemaB erméachtigten Vertreter diese
Angaben im Einklang mit den jeweiligen Regeln und Verfahren des
jeweiligen Zentralverwahrers macht.

Der Inhaber des indirekten wirtschaftlichen Eigentums an den
Anteilen muss eventuell seine Zustimmung dazu erteilen, dass die
maBgebliche ICSD der Gesellschaft auf Anfrage die Identitat eines
Teilnehmers oder Anlegers mitteilt.

EINLADUNGEN ZU VERSAMMLUNGEN UND AUSUBUNG VON
STIMMRECHTEN UBER DIE INTERNATIONALEN
ZENTRALVERWAHRER

Einladungen zu Hauptversammlungen und die damit verbundenen
Unterlagen werden von der Gesellschaft an den eingetragenen
Inhaber der Anteile, d. h. an den Nominee der gemeinsamen
Verwahrstelle, ausgegeben. Die einzelnen Teilnehmer miissen sich
in Bezug auf die zum jeweiligen Zeitpunkt geltenden Regeln und
Verfahren der maBgeblichen ICSD in Bezug auf die Weiterleitung
dieser Einladungen an die Teilnehmer und das Recht der
Teilnehmer zur Auslbung von Stimmrechten ausschlieBlich an
ihre ICSD wenden. Anleger, die keine Teilnehmer der
mafBgeblichen ICSD sind, sind auf ihren Makler, Nominee, ihre
Verwahrstelle oder einen sonstigen Intermediar angewiesen, der
ein Teilnehmer der maBgeblichen ICSD ist oder eine Vereinbarung
mit einem solchen Teilnehmer hat, um Einladungen zu
Versammlungen der Anteilsinhaber der Gesellschaft zu erhalten
und ihre Anweisungen zur Stimmabgabe an die maBgebliche ICSD
zu Ubermitteln.

Der Nominee der gemeinsamen Verwahrstelle ist vertraglich
verpflichtet, die gemeinsame Verwahrstelle umgehend (ber
Versammlungen der Anteilsinhaber der Gesellschaft zu
informieren und alle von der Gesellschaft diesbeziiglich
herausgegebenen Unterlagen an die gemeinsame Verwahrstelle
weiterzugeben, die ihrerseits vertraglich verpflichtet ist, diese
Einladungen und Unterlagen an die maBgebliche ICSD
weiterzugeben. Jede ICSD leitet von der gemeinsamen
Verwabhrstelle erhaltene Einladungen wiederum im Einklang mit
ihren Regeln und Verfahren an ihre Teilnehmer weiter. Im Einklang
mit ihren jeweiligen Regeln und Verfahren sind die einzelnen ICSD
vertraglich  verpflichtet, alle von ihren  Teilnehmern
eingegangenen Stimmabgaben zusammenzufassen und an die
gemeinsame Verwahrstelle weiterzuleiten, und die gemeinsame
Verwabhrstelle ist ihrerseits vertraglich verpflichtet, alle von den
einzelnen ICSDs erhaltenen Stimmabgaben zusammenzufassen
und an den Nominee der gemeinsamen Verwahrstelle
weiterzuleiten, der dazu verpflichtet ist, im Einklang mit den
Anweisungen der gemeinsamen Verwahrstelle zur Stimmabgabe
abzustimmen.
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Der Primarmarkt ist der Markt, auf dem Anteile der Fonds von der
Gesellschaft an autorisierte Teilnehmer ausgegeben oder durch
die Gesellschaft von autorisierten Teilnehmern zurlickgenommen
werden. Auf dem Primarmarkt kénnen nur autorisierte Teilnehmer
Anteile zeichnen oder zurlickgeben, es sei denn, es liegen
auBergewohnliche Umstdnde vor, wie nachstehend néaher
beschrieben.

ZEICHNUNGSANTRAGE

Ein Anleger (generell nur ein autorisierter Teilnehmer) kann seine
Anteile am relevanten Datum (i) bar und/oder (ii) nach Ermessen
des Verwaltungsrats gegen Sachwerte zeichnen. Die
Verfahrensdetails zu Barzeichnungen und -riicknahmen und
Zeichnungen und Rlcknahmen gegen Sachwerte sind weiter
unten unter der Uberschrift ,Barzeichnungen und -riicknahmen”
und ,Zeichnungen und Riicknahmen gegen Sachwerte”
dargelegt. Die Gesellschaft kann gegebenenfalls eine
Zeichnungsgebihr von bis zu 5% des Erstausgabepreises oder
des Nettoinventarwerts je Anteil erheben, der bei Ausgabe der
Anteile an die Verwaltungsgesellschaft gezahlt wird. Aus dieser
Zeichnungsgebilihr kann die Verwaltungsgesellschaft zum Beispiel
Provisionen an  autorisierte  Teilnehmer und andere
Finanzvermittler ~ zahlen. Die Hohe einer  etwaigen
Zeichnungsgeblihr ist im jeweiligen Prospektnachtrag festgelegt.

Nach der Erstausgabe werden Anteile aller Klassen zu dem Preis
ausgegeben, der dem Nettoinventarwert je Anteil (zuztglich einer
etwaigen Zeichnungsgebtihr) der betreffenden Klasse entspricht.
Der Nettoinventarwert je Anteil der einzelnen Klassen eines Fonds
wird in dessen Basiswahrung ausgedriickt. Einzelheiten zu
Mindestbetragen fur Erstzeichnungen und zu etwaigen
Aufschlagen sind in den jeweiligen Prospektnachtragen der
einzelnen Fonds aufgefiihrt.

Erstzeichnungen von Anteilen missen schriftlich bei der
Gesellschaft, zu Handen des Administrators, unter Verwendung
des Antragsformulars gestellt werden. Antragsformulare sind bei
der Gesellschaft oder beim Administrator erhaltlich. Weitere
Zeichnungsantrage konnen schriftlich unter Verwendung eines bei
der Gesellschaft oder dem Administrator erhéltlichen
Zeichnungsformulars, per Fax oder Telefon gestellt werden.
Telefonische Zeichnungen sind nur moglich, wenn der
Anteilsinhaber diese Option gewahlt hat und alle laufenden
Geldwasche- und Kundenidentitatsprifungen abgeschlossen
sind. Der Verwaltungsrat hat auch beschlossen, dass Antréage auf
Erstzeichnungen und weitere Zeichnungen auf elektronischem
oder anderem Wege gestellt werden kénnen (vorausgesetzt, bei
Erstzeichnungsantrdgen geht ein ordnungsgemaB ausgefiilltes
Antragsformular ein und das verwendete elektronische oder
sonstige Medium entspricht den Anforderungen der Zentralbank).

Anteile konnen zu ihrem Nettoinventarwert zuzliglich damit
verbundener Geblhren und Kosten gezeichnet werden, die

unterschiedlich sein  koénnen und die Ausflihrungskosten
widerspiegeln. Autorisierte Teilnehmer, die Anteile gegen
Sachwerte zeichnen, missen im Rahmen ihrer

Abwicklungspflichten dem jeweiligen Fonds einen Korb zugrunde
liegender Wertpapiere und eine Barkomponente liefern (jeweils
wie vom Anlageverwalter auf der Grundlage des vom jeweiligen
Fonds gehaltenen und zu haltenden Basisportfolios festgelegt).

Im Falle von gemeinsamen Antragstellern muss jeder Antragsteller
das Antragsformular unterschreiben, es sei denn, es wird eine
akzeptable Vollmacht oder sonstige schriftliche Genehmigung
vorgelegt.

Der Verwaltungsrat kann den Anteilsbesitz von Personen,
Unternehmen oder Korperschaften beschranken oder verhindern,
wenn nach Ansicht des Verwaltungsrats ein solcher Besitz der
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Gesellschaft schaden, zur Verletzung eines Gesetzes oder einer
Bestimmung in Irland oder im Ausland fihren koénnte oder die
Gesellschaft aufgrund des Anteilsbesitzes steuerliche Nachteile
oder sonstige finanzielle Nachteile erleiden kénnte, die ansonsten
nicht entstehen wiirden (solche Personen, Unternehmen oder
Korperschaften, die vom Verwaltungsrat bestimmt werden,
werden in diesem Prospekt als ,unzuldssige Personen”
bezeichnet). Der Verwaltungsrat hat insbesondere beschlossen,
das Halten von Anteilen durch US-Personen zu verhindern.

Personen, bei denen es sich um Benefit-Plan-Anleger handelt, ist
es nicht gestattet, Anteile zu zeichnen.

Der Verwaltungsrat behédlt sich vor, in bestimmten
Hoheitsgebieten den Anlegern nur eine Anteilsklasse zum Kauf
anzubieten, um vor Ort geltenden Gesetzen, Gepflogenheiten
oder Geschaftspraktiken gerecht zu werden. Der Verwaltungsrat
behélt sich ferner das Recht vor, fiir bestimmte Anlegerklassen
oder Transaktionen Standards einzufiihren, welche den Kauf einer
bestimmten Anteilsklasse erlauben oder vorgeben.

Handlungen, welche den Interessen der Anteilsinhaber schaden
kénnen (z.B. Handlungen, welche die Anlagestrategien der
Gesellschaft beeintrachtigen oder sich auf die Kosten der
Gesellschaft auswirken), sind nicht zulédssig. Der Verwaltungsrat
kann, wenn solche Handlungen seiner Ansicht nach den
Anteilsinhabern schaden, nach eigenem Ermessen geeignete
MaBnahme ergreifen, um diese Handlungen zu unterbinden.

Ebenso wie andere irische Aktiengesellschaften (companies
limited by shares) muss auch die Gesellschaft ein
Anteilsinhaberregister ~ filhren.  Der  Verwaltungsrat  hat
beschlossen, dass die Anteile der Fonds in stiickeloser (d. h.
unverbriefter) Form ausgegeben werden kénnen und dass die
Fonds die Zulassung zum Clearing und zur Abwicklung Uber ein
anerkanntes Clearing- und Abwicklungssystem beantragen
kénnen. Da es sich bei der Gesellschaft um eine irische
Gesellschaft handelt, unterliegt der Betrieb eines Clearing-
Systems in Bezug auf diese Anteile dem Companies Act von 2014.

Die Verwahrstelle (oder ihr Bevollmachtigter) fihrt ein Umbrella-
Kassakonto bei dem maBgeblichen anerkannten Clearing- und
Abwicklungssystem. Die Abwicklung von Anteilszeichnungen
durch einen autorisierten Teilnehmer erfolgt auf Basis der
Lieferung gegen Zahlung im mafBgeblichen anerkannten Clearing-
und Abwicklungssystem. Ein autorisierter Teilnehmer veranlasst
die Zahlung der Zeichnungsgelder auf das von der Verwahrstelle
(oder ihrem Bevollmachtigten) gefiihrte Umbrella-Kassakonto, die
(bzw. der) wiederum die zeitgleiche Lieferung der gezeichneten
Anteile an den autorisierten Teilnehmer veranlasst.

RUCKNAHME VON ANTEILEN

Anteilsinhaber, die alle oder einen Teil ihrer Anteile an die
Gesellschaft zurtickgeben wollen, kénnen dies schriftlich, per Fax
unter Verwendung eines bei der Gesellschaft oder dem
Administrator erhaltlichen Ricknahmeformulars oder telefonisch
beantragen, vorausgesetzt dass (i) die Zahlung auf das registrierte
Konto erfolgen soll (Anderungen des registrierten Kontos sind nur
durch schriftliche Anweisung im Original moglich), (ii) ein Original-
Antragsformular eingegangen ist und alle Geldwésche- und
Kundenidentitatsprifungen abgeschlossen sind und (iii) die
Anteilsinhaber diese Option gewahlt haben, oder gemaB dem
Beschluss des Verwaltungsrats auf elektronischem oder anderen
Wege beim Administrator. Auf den Antrdgen missen der Name
des Fonds, die Anteilsklasse, die Anzahl der Anteile oder der
Betrag, den der Anteilsinhaber ausgezahlt haben mochte, die
personlichen Daten des Anteilsinhabers, die Kontonummer des
Anteilsinhabers und sonstige auf dem Ricknahmeformular
vorgesehene Informationen angegeben sein. Fehlende Angaben
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kénnen zu einer Verzbgerung der Bearbeitung des
RlUcknahmeantrags fiihren, da der Anteilsinhaber zunéachst (ggf.
schriftlich) um Klarung gebeten wird.

Die Gesellschaft kann schriftliche Bestatigungen verlangen, die
von allen registrierten Anteilsinhabern unterschrieben werden
missen, sofern nicht im Falle von gemeinsam registrierten
Anteilsinhabern jeder solche Anteilsinhaber alleine
zeichnungsberechtigt ist.

Die Gesellschaft ist berechtigt, die Zahl der Anteile eines Fonds,
die an einem Handelstag zurlickgenommen werden, auf eine Zahl
zu beschranken, die maximal 10 % des Nettoinventarwerts des
betreffenden Fonds am betreffenden Handelstag reprasentiert.
Die Beschréankung gilt in diesem Fall anteilig, sodass alle
Anteilsinhaber, die am betreffenden Handelstag Anteile dieses
Fonds zurlickgeben méchten, denselben prozentualen Anteil ihres
Ricknahmeantrags realisieren. Nicht zuriickgenommene Anteile,
die normalerweise zurlickgenommen worden wéren, werden zum
Rickkauf am nachsten Handelstag vorgemerkt und mit spater
eingehenden Ricknahmeantrdagen bearbeitet (auf anteiliger Basis
wie oben beschrieben). Im Falle einer solchen Vormerkung
informiert der Administrator die betroffenen Anteilsinhaber.

Die Satzung enthélt besondere Bestimmungen fir den Fall, dass
ein Rlicknahmeantrag eines Anteilsinhabers dazu fihren wirde,
dass die Gesellschaft an einem Handelstag Anteile, die mehr als
5% des Nettoinventarwerts eines Fonds reprédsentieren,
zurlicknehmen muss. In einem solchen Fall kann die Gesellschaft
nach Ermessen des Verwaltungsrats den Riicknahmeantrag ganz
oder teilweise durch Ausschiittungen von Anlagen des jeweiligen
Fonds in Form von Wertpapieren (in specie) erflllen,
vorausgesetzt, dass eine solche Ausschittung nicht den
Interessen der verbleibenden Anteilsinhaber dieses Fonds
schadet. Die zu Ubertragenden Vermogenswerte werden nach
Ermessen des Anlageverwalters, vorbehaltlich der Genehmigung
der Verwahrstelle, ausgewahlt und zu dem Wert angesetzt, der bei
der Ermittlung des Ricknahmepreises der zurliickzunehmenden
Anteile angesetzt wurde. Wird ein Anteilsinhaber, der eine solche
Ricknahme beantragt, Uber die Absicht der Gesellschaft
benachrichtigt, den Ricknahmeantrag durch eine solche
Ausschiittung von Vermogenswerten zu erflllen, kann der
Anteilsinhaber verlangen, dass die Gesellschaft statt der
Ubertragung dieser Vermdgenswerte deren Verkauf in die Wege
leitet und den Nettoerlos dieses Verkaufs an den Anteilsinhaber
auszahlt.

Bei einer Ricknahme von Anteilen durch einen autorisierten
Teilnehmer erfolgt diese Transaktion ebenfalls auf Basis der
Lieferung gegen Zahlung im mafBgeblichen anerkannten Clearing-
und Abwicklungssystem. Der autorisierte Teilnehmer veranlasst
die Lieferung der Anteile auf das Umbrella-Kassakonto der
Verwahrstelle (oder ihres Bevollmachtigten), die (bzw. der)
wiederum die zeitgleiche Gutschrift der Ricknahmeerlose auf
dem Umbrella-Kassakonto veranlasst.

BARZEICHNUNGEN UND BARRUCKNAHMEN

Ein Anleger (generell nur ein autorisierter Teilnehmer) kann an
jedem Handelstag (auBer in Zeitraumen, in denen die Berechnung
des Nettoinventarwerts ausgesetzt ist) wie weiter unten
beschrieben Anteile gegen Barzahlung zeichnen und
zurlickgeben.

(a) Verfahren fir Zeichnungen und Ricknahmen gegen
Barzahlung: Antrage flir Barzeichnungen und -
ricknahmen sind bei oder vor Orderannahmeschluss an
dem Handelstag, an dem sie eingehen, wirksam. Die
Handelstage, die Zeiten fir den Orderannahmeschluss
und der Mindestbetrag fir Erstzeichnungen und der
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(b)

Mindestriicknahmebetrag sind in den
Prospektnachtrdgen der einzelnen Fonds angegeben.
Antrage, die nach Orderannahmeschluss am relevanten
Handelstag eingehen, werden so behandelt, als waren
sie von der Verwaltungsgesellschaft abgelehnt worden,
und der Antragsteller wird aufgefordert, den
Zeichnungsantrag vor Orderannahmeschluss am
nachsten Handelstag zu stellen, sofern die
Verwaltungsgesellschaft nicht etwas anderes beschlieit
und unter der Voraussetzung, dass sie vor dem
Bewertungszeitpunkt des relevanten Handelstages
eingehen. Zeichnungsantrage sind unwiderruflich, es sei
denn, der Verwaltungsrat oder ein Vertreter desselben
vereinbart etwas anderes. Der Verwaltungsrat kann auf
Aufforderung nach seinem alleinigen Ermessen und
vorbehaltlich der Genehmigung durch die Verwahrstelle
der Festlegung von zusatzlichen Handelstagen und
Bewertungszeitpunkten fiir diese Handelstage fir den
Kauf von Anteilen eines Fonds zustimmen; diese stehen
dann allen Anteilsinhabern zur Verfligung. Die
Anteilsinhaber werden (iber solche zuséatzlichen
Handelstage im Voraus informiert.

Anteilsinhaber, die Anteile gegen Barzahlung zeichnen
oder zuriickgeben mochten, kénnen dies tun, indem sie
der Gesellschaft oder dem Administrator Folgendes
mitteilen: (i) den Wunsch des Anteilsinhabers, Anteile
gegen Barzahlung zu zeichnen oder zurtickzugeben; und
(i) die Bankverbindung fir das Konto des
Anteilsinhabers, das mit dem Zeichnungsbetrag belastet
bzw. dem der Riicknahmeerloés gutgeschrieben werden
soll (in der Basiswdhrung des Fonds oder in der
Lokalwahrung zu einem konkurrenzfahigen Wechselkurs,
der vom Administrator gestellt wird). Lieferinstruktionen
konnen beim Administrator schriftlich angefordert
werden. Normalerweise missen Anteilsinhaber, die eine
Barriicknahme wiinschen, auch Vorkehrungen fir die
Ubertragung ihrer Anteile auf das Konto der Gesellschaft
in einem anerkannten Clearing- und Abwicklungssystem
treffen. Bei einer Ricknahme gibt die Verwahrstelle auf
Anweisung des Administrators die Barauszahlung frei.

Barzeichnungen  missen bis zum  relevanten
Abrechnungstermin eingehen. Die Gesellschaft und die
Verwaltungsgesellschaft behalten sich das Recht vor,
nach ihrem alleinigen Ermessen fiir die Gesellschaft vom
Antragsteller Schadenersatz fiir Verluste, Kosten und
Aufwendungen zu fordern, die einem Fonds dadurch
entstehen, dass Zahlungen nicht bis zum relevanten
Abrechnungstermin eingegangen sind.

Zahlungsverfahren fiir Ricknahmen gegen Barzahlung:
Die Zahlung fir zurlickgenommene Anteile erfolgt bis
zum Abrechnungsdatum, wie im Prospektnachtrag fir
den jeweiligen Fonds festgelegt (unter der
Voraussetzung, dass die Anteile auf das von der
Verwahrstelle (oder ihrem Bevollmachtigten) in einem
anerkannten Clearing- und Abwicklungssystem fir die
Gesellschaft geflihrte Konto Ubertragen wurden).
Ricknahmeerlose in der Basiswahrung des Fonds oder
einer anderen Lokalwdhrung (zu einem vom
Administrator gestellten konkurrenzfahigen
Wechselkurs) kénnen auch per Uberweisung auf das
vom zurlickgebenden Anteilsinhaber mitgeteilte
Bankkonto ausgezahlt werden. Die Kosten fir
elektronische Uberweisungen von Riicknahmeerldsen
werden von diesen Erlésen abgezogen.

Der Ricknahmeerlos wird
Ricknahmegebiihr und einer

abzilglich einer
Gebuhr fir die
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elektronische Uberweisung gezahlt. Die Anteilsinhaber
werden darauf hingewiesen, dass aufgrund von
Marktschwankungen, Transaktionsgebiihren und
anderen Faktoren die Ricknahmeerlése hoher oder
niedriger sein konnen als der urspringliche
Zeichnungsbetrag.

SACHZEICHNUNG

Nach Ermessen des Verwaltungsrates kdnnen Anleger an jedem
Handelstag (auBer in Zeitraumen, in denen die Berechnung des
Nettoinventarwerts ausgesetzt ist) Uber einen autorisierten
Teilnehmer Anteile gegen Sachwerte zeichnen. Zur Klarstellung,
der im Prospektnachtrag flir den jeweiligen Fonds angegebene
Mindestbetrag fur Erstzeichnungen gilt verhaltnismalBig auch fir
Sachzeichnungen. ,Gegen Sachwerte” bedeutet, dass der Fonds
anstelle von Barmitteln flr eine Zeichnung bzw. Barerlosen fiir eine
Ricknahme Wertpapiere (oder Uberwiegend Wertpapiere) erhalt,
die fir den Anlageverwalter akzeptabel sind.

Bei Wertpapieren, die im Zusammenhang mit Zeichnungen gegen
Sachwerte geliefert werden, muss es sich um Wertpapiere
handeln, die der Fonds gemaB seinem Anlageziel und seiner
Anlagepolitik erwerben kann; diese Wertpapiere werden von der
Verwahrstelle gepriift und ihr Wert verifiziert. Uber die
libertragenen Wertpapiere, ihren Marktwert am Ubertragungstag
und die Anzahl der ausgegebenen Anteile wird ein Bericht erstellt.
Samtliche aus Zeichnungen gegen Sachwerte resultierenden
Kosten gehen ausschlieBlich zu Lasten des betreffenden Anlegers.
Der Wert, welcher im Zusammenhang mit Zeichnungen gegen
Sachwerte oder Riicknahmeantrage gegen Sachwerte gelieferten
Wertpapieren zugeschrieben wird, entspricht dem Wert von
Barzeichnungen/-ricknahmen, und es werden so lange keine
Anteile ausgegeben, bis alle an die Verwahrstelle zu liefernden
Wertpapieren und zahlbaren Barbetrdge (oder eine zuldssige
Sicherheit) im Besitz der Verwahrstelle sind oder ordnungsgemaf
deren Konto gutgeschrieben wurden.

(a) Zeichnungsantrage: Antrage fur Zeichnungen und
Ricknahmen gegen Sachwerte sind wirksam bei oder
vor Orderannahmeschluss an dem Handelstag, an dem
sie eingehen. Die Handelstage und Zeiten fir den
Orderannahmeschluss sind in den Prospektnachtragen
der einzelnen Fonds angegeben. Antrdge, die nach
Orderannahmeschluss am relevanten Handelstag
eingehen, werden so behandelt, als waren sie von der
Verwaltungsgesellschaft abgelehnt worden, und der
Antragsteller wird aufgefordert, den Zeichnungsantrag
vor Orderannahmeschluss am nachsten Handelstag zu
stellen, sofern die Verwaltungsgesellschaft nicht etwas
anderes beschlieBt und unter der Voraussetzung, dass
sie vor dem Bewertungszeitpunkt des relevanten
Handelstages eingehen. Zeichnungsantrdge sind
unwiderruflich, es sei denn, der Verwaltungsrat oder ein
Vertreter desselben vereinbart etwas anderes. Der
Verwaltungsrat kann auf Aufforderung nach seinem
alleinigen Ermessen und vorbehaltlich der Genehmigung
durch die Verwahrstelle der Festlegung von zusatzlichen
Handelstagen und Bewertungszeitpunkten flr diese
Handelstage fir den Kauf von Anteilen eines Fonds
zustimmen; diese stehen dann allen Anteilsinhabern zur
Verfigung. Die Anteilsinhaber werden (ber solche
zusatzlichen Handelstage im Voraus informiert.

(b) Abrechnungsfrist: Die Standard-Abrechnungsfrist flr

Zeichnungen gegen Sachwerte betrdagt im Allgemeinen

zwei Geschéftstage ab dem Geschéftstag, an dem der

Zeichnungsantrag angenommen wird, kann aber in

Abhéngigkeit von den Standard-Abrechnungsfristen an

den verschiedenen Boérsen, an denen die Anteile
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gehandelt werden, und der Art der Wertpapiere
variieren; in keinem Fall darf sie aber (ohne Stellung
angemessener Sicherheiten) einen Zeitraum von zehn
Geschéftstagen ab dem relevanten
Orderannahmeschluss (berschreiten. Anteile werden
erst dann an den Antragsteller ausgegeben, wenn alle fiir

die Zeichnung gegen Sachwerte zu liefernden
Wertpapieren und die Transaktionsgeblihr  fir
Zeichnungen gegen Sachwerte sowie etwaige
Ubertragungssteuern bei der Verwahrstelle
eingegangen sind.

(c) Nichtlieferung von Wertpapieren: Falls ein Antragsteller
ein oder mehrere Wertpapiere nicht bis zum

vorgegebenen Zeitpunkt an die Verwahrstelle liefert,
kann die Gesellschaft den Zeichnungsantrag ablehnen
oder den Antragsteller auffordern, eine Sicherheit in
Hohe von mindestens 115 % des Schlusskurses der nicht
gelieferten Wertpapiere zum Bewertungszeitpunkt am
relevanten Handelstag zu stellen, deren Wert bis zum
Tag der Lieferung dem aktuellen Marktwert auf dem
offenen Markt angepasst wird, zuzliglich etwaiger
Kosten oder Aufwendungen und etwaiger
Ubertragungssteuern in Verbindung mit dem Kauf dieser
Wertpapiere durch die Gesellschaft, oder sie kann fir
diesen Zweck die Vorlage eines fir sie akzeptablen
Wechsels verlangen. Nach Zahlung dieser Betrage
werden die Anteile ausgegeben. Falls die tatsachlichen
Kosten (einschlieBlich Kosten und Aufwendungen und
etwaiger Ubertragungssteuern), die der Gesellschaft
durch den Erwerb der Wertpapiere entstehen, die
Summe aus dem Wert dieser Wertpapiere zum
Bewertungszeitpunkt fiir den relevanten Handelstag, der
Transaktionsgebihr flir die Transaktion gegen
Sachwerte und etwaiger durch den Antragsteller
gezahlter Ubertragungssteuern Ubersteigen, wird der
Antragsteller aufgefordert, der Gesellschaft auf
Verlangen unverziglich die Differenz zu erstatten. Die
Gesellschaft ist berechtigt, die Anteile des Antragstellers
im Fonds (oder in einem beliebigen anderen Fonds)
teilweise  oder ganzlich zu verkaufen oder
zurtiickzunehmen, um solche Gebuhren teilweise oder
ganzlich zu begleichen.

VERFAHREN FUR DIE RUCKNAHME VON ANTEILEN GEGEN
SACHWERTE

(a) Riicknahmeantrage: Nach Ermessen des
Verwaltungsrates kénnen Anleger Anteile Uber einen
autorisierten Teilnehmer gegen Sachwerte
zurlickgeben. Antrage fir Ricknahmen gegen
Sachwerte sind wirksam bei oder vor
Orderannahmeschluss an dem Handelstag, an dem sie
eingehen und die Allokation der Vermdgenswerte muss
von der Verwahrstelle genehmigt werden. Die
Handelstage, die Zeiten fir den Orderannahmeschluss
und der Mindestbetrag fir Erstzeichnungen und der
Mindestricknahmebetrag sind in den
Prospektnachtragen der einzelnen Fonds angegeben.
Antrage, die nach Orderannahmeschluss am relevanten
Handelstag eingehen, werden so behandelt, als waren
sie bis zum Orderannahmeschluss am néchsten
Handelstag eingegangen, es sei denn, die
Verwaltungsgesellschaft beschlieBt etwas anderes und
vorausgesetzt, sie gehen vor dem Bewertungszeitpunkt
des relevanten Handelstages ein. Antrdage sind
unwiderruflich, es sei denn, der Verwaltungsrat oder ein
Beauftragter desselben vereinbart etwas anderes. Der
Verwaltungsrat kann auf Aufforderung nach seinem
alleinigen Ermessen und vorbehaltlich der Genehmigung
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durch die Verwahrstelle der Festlegung von zusatzlichen
Handelstagen und Bewertungszeitpunkten fiir diese
Handelstage fur den Kauf von Anteilen eines Fonds
zustimmen; diese stehen dann allen Anteilsinhabern zur
Verfigung. Die Anteilsinhaber werden (ber solche
zusétzlichen Handelstage im Voraus informiert.

Der Ricknahmeerlos wird abzlglich einer
Ricknahmegebihr und einer Gebihr fir die
elektronische Uberweisung gezahlt. Die Anteilsinhaber
werden darauf hingewiesen, dass der Ricknahmeerlos
aufgrund von Marktschwankungen,
Transaktionsgeblhren und anderen Faktoren hoher oder
niedriger als der urspriingliche Zeichnungsbetrag sein
kann.

Der Administrator erteilt der Verwahrstelle erst dann
Lieferinstruktionen flr die Wertpapiere oder Bargelder,
wenn der Administrator den Ricknahmeantrag fir alle
zurickzunehmenden Anteile angenommen hat (dieser
Tag wird als ,Stornierungstag” bezeichnet). Die
Lieferung von Wertpapieren erfolgt auf Basis des freien
Transfers. Die Abwicklungskosten, einschlieBlich
insbesondere der Kosten fiir eine elektronische
Uberweisung, gehen zu Lasten des Antragstellers der
Ricknahme.
(b) Abrechnungsfrist: Die Standardabrechnungsfrist fir
Ricknahmen gegen  Sachwerte betragt drei
Geschéftstage ab dem Handelstag, an dem der
Ricknahmeantrag angenommen wird, kann aber in
Abhangigkeit von den Standardabrechnungsfristen an
den verschiedenen Borsen, an denen die Anteile
gehandelt werden, und den als Sachwerten
verwendeten Wertpapieren variieren. Die Wertstellung
fir Bargeld, das im Zusammenhang mit einer
Ricknahme gegen Sachwerte gezahlt wird, erfolgt am
selben Tag wie die Abrechnung der Wertpapiere.
(c) Teilweise Barabrechnung: Die Gesellschaft kann nach
ihrem alleinigen Ermessen einen Teil des Antrags auf
Ricknahme gegen Sachwerte in bar abrechnen, z. B. in
Fallen, in denen sie davon ausgeht, dass ein von einem
Fonds gehaltenes Wertpapier nicht zur Lieferung
verfligbar ist oder dass keine ausreichende Menge
dieses Wertpapiers zur Lieferung an den Antragsteller fir
die Ricknahme gegen Sachwerte gehalten wird.

Anleger sollten beachten, dass sie moglicherweise an Tagen, an
denen ein autorisierter Teilnehmer nicht fir Geschéfte gedffnet
hat, ihre Anteile nicht Uber diesen autorisierten Teilnehmer
zuriickgeben kénnen.

ZIELGERICHTETE BARGESCHAFTE

Sollen Transaktionen mit zugrunde liegenden Wertpapieren
und/oder Fremdwahrungen im Zusammenhang mit
Anteilsgeschaften auf Wunsch eines autorisierten Teilnehmers auf
andere Weise als normal und Ublich durchgeflihrt werden,
unternimmt der Anlageverwalter zumutbare Anstrengungen, um
diesem Wunsch nach Moglichkeit nachzukommen. Der
Anlageverwalter Ubernimmt aber keine Verantwortung oder
Haftung, falls der Ausfiihrungswunsch aus irgendeinem Grund
nicht in der gewlnschten Weise erflllt wird.

Moéchte ein autorisierter Teilnehmer, der eine Zeichnung oder
Rlickgabe in bar vornimmt, dass die der Zeichnung oder
Ricknahme zugrunde liegenden Wertpapiere von einem
bestimmten festgelegten Makler gehandelt werden (d.h. es
handelt sich um eine zielgerichtete Barzeichnung oder
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-ricknahme), muss der autorisierte Teilnehmer in seinem
Handelsantrag diese Anweisungen im Einzelnen angeben. Der
Anlageverwalter kann nach seinem alleinigen Ermessen die
zugrunde liegenden  Wertpapiere zu Zeichnungs- oder
Ricknahmezwecken bei dem festgelegten Makler handeln (ist
dazu aber nicht verpflichtet). Autorisierte Teilnehmer, die einen
festgelegten  Makler auswéhlen mochten, missen die
maBgebliche Portfoliohandelsabteilung des festgelegten Maklers
kontaktieren, um die Transaktion zu arrangieren, bevor der
Anlageverwalter die Transaktion mit den zugrunde liegenden
Wertpapieren durchfiihrt.

Wird ein Antrag, der zu einer Auflegung fihrt, als zielgerichtete
Barzeichnung angenommen, so ist der autorisierte Teilnehmer im
Rahmen seiner Abrechnungsverpflichtungen dafir verantwortlich,
(i) sicherzustellen, dass der festgelegte Makler die maBgeblichen
zugrunde liegenden Wertpapiere (liber die Verwahrstelle) an den
Fonds Ubertragt, und (ii) die Gebilhren und Kosten zu
Ubernehmen, die vom festgelegten Makler fir den Verkauf der
maBgeblichen zugrunde liegenden Wertpapiere an den Fonds

berechnet werden, =zuziglich in diesem Zusammenhang
anfallender Steuern und Kosten, einschlieBlich
Fremdwéahrungskosten, die die Kosten der Ausfiihrung

widerspiegeln.

Wird ein Handelsantrag, der zu einer Riicknahme flhrt, als
zielgerichtete Barrlicknahme angenommen, ist der autorisierte
Teilnehmer dafiir verantwortlich, sicherzustellen, dass der
festgelegte Makler die maBgeblichen zugrunde liegenden
Wertpapiere vom Fonds kauft. Der autorisierte Teilnehmer erhalt
den vom festgelegten Makler fiir den Kauf der maBgeblichen
zugrunde liegenden Wertpapiere vom Fonds gezahlten Preis
abzuglich in diesem Zusammenhang anfallender Steuern und
Kosten einschlieBlich Fremdwahrungskosten, die die Kosten der
Ausfihrung widerspiegeln.

Die Gesellschaft und/oder der Anlageverwalter sind nicht
verantwortlich und ibernehmen keine Haftung, wenn Geschafte
mit zugrunde liegenden Wertpapieren bei einem festgelegten
Makler und demnach der Zeichnungs- oder Ricknahmeauftrag
des autorisierten Teilnehmers aufgrund von Unterlassungen,
Fehlern, gescheiterten oder verzégerten Transaktionen oder
Abrechnungen seitens des autorisierten Teilnehmers oder des
festgelegten Maklers nicht ausgefiihrt werden. Falls ein
autorisierter Teilnehmer oder der festgelegte Makler, an den der
autorisierte Teilnehmer das Geschéaft mit zugrunde liegenden
Wertpapieren gerichtet hat, in Verzug geraten, die Abrechnung
verzogern oder die Bedingungen irgendeines Teils der zugrunde
liegenden Wertpapiertransaktion dndern, tragt der autorisierte
Teilnehmer alle damit verbundenen Risiken und Kosten
einschlieBlich der Kosten, die der Gesellschaft und/oder dem
Anlageverwalter infolge der Verzégerung der Transaktion mit den
zugrunde liegenden Wertpapieren anfallen. Unter diesen
Umstanden haben die Gesellschaft und der Anlageverwalter das
Recht, das Geschaft mit einem anderen Makler durchzufiihren und
die Bedingungen der Zeichnung oder Ricknahme des
autorisierten Teilnehmers zu andern, einschlieBlich des
Zeichnungspreises und/oder Riicknahmeerléses, um dem Verzug,
der Verzégerung und/oder den gednderten Bedingungen
Rechnung zu tragen.

FORM DER ANTEILE UND ANTEILSREGISTER

Die Anteile werden in Form von registrierten Anteilen
(Namensanteilen) ausgegeben. Registrierte Anteile konnen durch
ein globales Anteilszertifikat dargestellt werden.

(a) Registrierte Anteile: Die Anteile konnen in registrierter
Form ausgegeben werden, und das Anteilsregister gilt
als schllssiger Beweis flir die Eigentiimerschaft an den
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Anteilen. Sofern im jeweiligen Prospektnachtrag nichts
anderes festgelegt ist, kdnnen Bruchteilsanteile von
registrierten Anteilen ausgegeben und auf den nachsten
ganzen Anteil auf- oder abgerundet werden. Eine
Rundung kann  zugunsten des betreffenden
Anteilsinhabers oder des Fonds erfolgen.

Registrierte Anteile werden ohne Anteilszertifikate
ausgegeben. Durch die unverbriefte Form kann die
Gesellschaft Ricknahmeanweisungen ohne
unangemessene Verzdgerung ausfihren.
(b) Durch globale Anteilszertifikate dargestellte registrierte
Anteile: Diese globalen Anteilszertifikate werden im
Namen der Gesellschaft ausgestellt und bei den
Clearingstellen hinterlegt oder alternativ direkt im
Namen der betreffenden Clearingstelle registriert.
Globale Anteilszertifikate sind geméaB geltenden
Gesetzen und jeglicher, von einer fiir die Ubertragung
zustandigen Clearing-Stelle herausgegebenen
Vorschriften und Verfahren Gbertragbar. Diese durch ein
globales Anteilszertifikat vertretenen registrierten
Anteile sind vorbehaltlich und in Ubereinstimmung mit
den Vorschriften der jeweiligen Clearing-Stelle frei
Ubertragbar. Anteilsinhaber, die keine Teilnehmer in
diesen Systemen sind, kénnen diese durch ein globales
Anteilszertifikat vertretene registrierten Anteile nur Gber
einen Finanzvermittler Ubertragen, der Teilnehmer in
dem Abrechnungssystem der jeweiligen Clearing-Stelle
ist.

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Der Verwaltungsrat behalt sich vor, Antrdge ganz oder teilweise
zurlickzuweisen. Ferner behélt sich der Verwaltungsrat vor,
jederzeit ohne Mitteilung die Ausgabe und den Verkauf von
Anteilen eines Fonds der Gesellschaft einzustellen.

In Zeitrdumen, in denen die Berechnung des Nettoinventarwerts je
Anteil des jeweiligen Fonds gemaB den Bestimmungen der
Satzung und gemaB dem Abschnitt ,Aussetzung der Berechnung
des Nettoinventarwerts” in diesem Prospekt ausgesetzt ist, werden
keine Anteile ausgegeben.

Anteilszeichner werden Uber eine solche Aussetzung
benachrichtigt, und Zeichnungsantrdge, die wahrend einer
Aussetzung noch offen sind, kdnnen durch schriftliche Mitteilung
zurickgezogen werden; diese Mitteilung muss vor Ende der
Aussetzung bei der Gesellschaft eingehen. Nicht zuriickgezogene
Antrage werden am ersten Handelstag nach Ende des
Aussetzungszeitraums bertcksichtigt.

Die Gesellschaft wird von der Zentralbank reguliert und muss die
MaBnahmen zur Verhinderung von Geldwéasche und
Terrorismusfinanzierung gemaB den Criminal Justice (Money
Laundering and Terrorist Financing) Acts 2010 bis 2021 (der ,,CJA")
einhalten.

MaBnahmen zur Verhinderung von  Geldwésche und
Terrorismusfinanzierung erfordern moglicherweise eine
detaillierte Uberpriifung der Identitdt jedes Antragstellers und
gegebenenfalls des wirtschaftlichen Eigentimers, der Adresse
und Quelle von Geldern, der Einnahmequellen und gegebenenfalls
des wirtschaftlichen Eigentiimers auf risikobezogener Grundlage
sowie die kontinuierliche Uberwachung der Geschéftsbeziehung
zur Erfullung der Pflichten zur Bekdmpfung von Geldwasche
gemal irischem Recht. Politisch exponierte Personen (,PEPs”),
eine natiirliche Person, die mit wichtigen 6ffentlichen Amtern
betraut ist oder zu irgendeinem Zeitpunkt im vorangegangenen
Jahr  mit solchen betraut war, sowie unmittelbare
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Familienmitglieder oder Personen, die bekanntermaBen enge
Vertraute solcher Personen sind, missen ebenfalls identifiziert
werden und unterliegen den verstarkten Sorgfaltspflichten gemafi
dem CJA (Criminal Justice Act).

Handelt es sich bei einem Antragsteller um eine Firma, kann dies
die Vorlage einer beglaubigten Kopie der Grindungsurkunde
(sowie etwaiger Namensanderungen), des Grindungsdokuments
(oder eines entsprechenden Dokuments) sowie der Namen,
Berufe, Geburtsdaten und Wohn- und Geschéftsanschriften aller
Verwaltungsratsmitglieder der Firma erfordern. Die
Verwaltungsgesellschaft und der Administrator behalten sich
jeweils das Recht vor, die ndtigen Angaben anzufordern, um die
Identitdt eines Antragstellers und gegebenenfalls den
wirtschaftlichen Eigentliimer gemaB den Beneficial Ownership
Regulations 2019 (Sl 110 von 2019) oder wie sonst vorgeschrieben
zu Uberprifen.

Je nach Zeichnung kann die detaillierte Uberpriifung entfallen,
wenn (a) der Anleger die Zahlung von einem auf seinen eigenen
Namen bei einem anerkannten Finanzinstitut geflihrten Konto
veranlasst oder (b) die Zeichnung durch einen anerkannten
Vermittler oder ein anerkanntes Finanzinstitut erfolgt. Diese
Ausnahmen gelten nur, wenn das o. g. Finanzinstitut bzw. der
Vermittler seinen Sitz in einem Land hat, das gleichwertige
Gesetze zur Verhinderung von Geldwasche wie Irland hat.

Der Administrator behélt sich vor, vor der Annahme jeglicher
Zeichnungsgelder die zur Identitatsiberprifung eines Zeichners
bendtigten Informationen zu verlangen. Falls der Zeichner diesen
Nachweis verspatet oder gar nicht erbringt, kann der
Administrator die Zeichnung und die Entgegennahme der
Zeichnungsgelder ablehnen.

ZWANGSWEISE RUCKNAHME

Die Gesellschaft kann einen Zwangsriickkauf samtlicher Anteile
aller Fonds tatigen, wenn der Nettoinventarwert des jeweiligen
Fonds das im jeweiligen Prospektnachtrag angegebene (etwaige)
Mindestfondsvolumen unterschreitet.

Die Gesellschaft behélt sich das Recht vor, alle Anteile
zurtickzukaufen, die direkt oder indirekt von natirlichen Personen
unter 18 Jahren (oder einem anderen von den Mitgliedern des
Verwaltungsrats als geeignet erachteten Alter) gehalten werden
oder an diese Ubergehen oder fir den Fall, dass der Besitz der
Anteile durch eine Person einen Versto3 gegen das Gesetz oder
eine Bestimmung irgendeines Landes oder einer Behérde darstellt
oder dem-/derzufolge eine solche Person nicht zum Halten dieser
Anteile berechtigt ist oder die Gesellschaft oder der betreffende
Fonds steuerlichen Verpflichtungen unterliegen oder andere
pekuniare, rechtliche oder wesentliche administrative Nachteile
erleiden wirde, die der Gesellschaft oder dem jeweiligen Fonds
sonst nicht entstanden wéren, denen er sonst nicht unterliegen
wuirde oder gegen die er sonst nicht verstoBen hatte.

Von einer US-Person gehaltene Anteile werden vom
Verwaltungsrat der einzelnen Fonds zwangsweise
zurlickgenommen.

Soweit die Anteile nicht in einem Anerkannten Clearing- und
Settlementsystem gehalten werden und irische Steuerpflichtige
Anteile erwerben und halten, muss die Gesellschaft, soweit dies
flr die Einziehung irischer Steuern erforderlich ist, Anteile, die von
einer nicht zuldssigen Person gehalten werden, zuriicknehmen
und annullieren und ihre Erlése an die Revenue Commissioners
zahlen.
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UMTAUSCH VON ANTEILEN

Wenn im jeweiligen Prospektnachtrag vorgesehen, konnen
Anteilsinhaber ihren Bestand an Anteilen jeder Anteilsklasse eines
Fonds (der ,urspriinglichen Anteilsklasse”) an jedem beliebigen
Handelstag gegen Anteile einer anderen Klasse in einem
gesonderten Fonds eintauschen, die zum jeweiligen Zeitpunkt
angeboten werden (die ,neue Anteilsklasse”), sofern alle Kriterien
zur Zeichnung von Anteilen der neuen Anteilsklasse erfillt sind,
indem sie dies dem im Namen der Gesellschaft auftretenden
Administrator bei oder vor Handelsschluss fiir den betreffenden
Bewertungspunkt bekannt geben. Es liegt allerdings allein im
Ermessen der Verwaltungsgesellschaft, der Annahme von
Tauschantragen zuzustimmen, die nach diesem Zeitpunkt
eingehen, sofern diese vor dem betreffenden Bewertungspunkt
eingehen. Die Verwaltungsgesellschaft wird diesen
Ermessensspielraum nicht unter allen Umstanden nutzen konnen,
etwa, wenn Antrdge zum Tausch von Anteilen (ber
Handelsplattformen oder andere elektronische Medien erfolgen.
In solchen Fallen koénnen Tauschantrage, die nach dem
Handelsschluss eingehen, abgelehnt werden. Anteilsinhaber, die
Tauschantrage  Uber  Handelsplattformen oder andere
elektronische Medien stellen, werden darauf hingewiesen, dass sie
sich in Bezug auf die Verfahren, die flir solche
Handelsarrangements  gelten, an den Betreiber der
Handelsplattform oder des elektronischen Mediums wenden
miussen.

Die allgemeinen Bestimmungen und Verfahren in Bezug auf
Ricknahmen gelten ebenso fir den Tausch. Jeder Tausch wird als
Ricknahme von Anteilen der urspriinglichen Anteilsklasse und als
Zeichnung von Anteilen der neuen Anteilsklasse fiir den Nettoerlos
auf der Grundlage der aktuellen Ausgabe- und Riicknahmepreise
von Anteilen des jeweiligen Fonds behandelt. Die Satzung lasst die
Berechnung einer Tauschgebliihr von bis zu 3 % des gesamten
Ricknahmepreises flr zurlickgegebene Anteile der
urspriinglichen Anteilsklasse zu und der Verwaltungsrat kann sich
allein nach seinem Ermessen das Recht vorbehalten, eine solche
Gebuhr innerhalb dieser Grenzen zu erheben, wie sie im
Prospektnachtrag zum jeweiligen Fonds angegeben sind.

Die Anzahl der auszugebenden Anteile der neuen Anteilsklasse
wird nach der folgenden Formel berechnet:

g [Rx(RPxER)|- F

SP
Dabei ist:

R = die Anzahl der zu tauschenden Anteile der
urspringlichen Anteilsklasse;

S = die Anzahl der auszugebenden Anteile der neuen
Anteilsklasse;

RP = der Ricknahmepreis je Anteil der urspriinglichen
Anteilsklasse ~zum  Bewertungszeitpunkt am
jeweiligen Handelstag;
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im Falle eines Umtauschs von Anteilen, die auf
dieselbe Basiswahrung lauten, 1. Andernfalls ist es
der Wahrungsumrechnungsfaktor, der von den
Verwaltungsratsmitgliedern am oder UGber den
Bewertungszeitpunkt fiir den jeweiligen Handelstag
festgelegt wird, stellvertretend fiir den bei der
Ubertragung der Vermdgenswerte in Bezug auf die
urspringlichen und die neuen Anteilsklassen
geltenden effektiven Wechselkurs, gegebenenfalls
nach Bereinigung dieses Wechselkurses um die
effektiven Kosten fir die Ausfiihrung einer solchen
Ubertragung;

SP = der Ausgabepreis je Anteil der neuen Anteilsklasse
zum Bewertungspunkt am jeweiligen Handelstag;
und

die Tauschgebulhr, sofern eine solche an die
Gesellschaft zahlbar ist oder von dieser angeordnet
werden kann, die flr den Tausch der Anteile anfallt.

Beim Tausch von Anteilen werden Anteile der neuen Anteilsklasse
in Bezug auf und proportional zu den Anteilen der urspringlichen
Anteilsklasse im Verhaltnis S zu R zugeteilt und ausgegeben.

Anteile kénnen nicht gegen Anteile eines anderen Fonds
getauscht werden, solange die Berechnung des
Nettoinventarwerts eines der betroffenen Fonds in der unter
.Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwerts” unten
beschriebenen Art und Weise ausgesetzt ist. Anleger, die den
Tausch von Anteilen beantragt haben, werden von einer solchen
Verzoégerung in Kenntnis gesetzt und ihre Antrage werden, sofern
sie nicht zurlickgezogen werden, am auf die Beendigung einer
solchen Aussetzung folgenden Handelstag gepruft.

Beim Antrag auf den Tausch von Anteilen als Erstanlage in einen
Fonds sollten die Anteilsinhaber sicherstellen, dass der Wert der
getauschten Anteile den fiir eine erste Zeichnung der
betreffenden neuen Anteilsklasse geltenden Mindestbetrag fir
Erstzeichnungen erreicht oder Ubersteigt, der im jeweiligen
Prospektnachtrag angegeben ist. Wird nur ein Teil des
Anteilsbestands getauscht, muss auch der Wert der verbleibenden
Position mindestens der fir die urspriingliche Anteilsklasse
geltenden Mindestanlage entsprechen.

Ist der Umtausch von Anteilen zulassig, gibt der maBgebliche
Prospektnachtrag weitere Einzelheiten dazu an.

Der Administrator wird nach Ermessen des Fonds gegebenenfalls
notige Wahrungstransaktionen zu geltenden Wechselkursen
veranlassen, wenn Anteile einer Anteilsklasse eines Fonds gegen
Anteile derselben Anteilsklasse eines anderen Fonds getauscht
werden. Solche Wahrungstransaktionen koénnen Uber die
Verwahrstelle erfolgen und gehen zu Lasten des Antragstellers.
Wahrungstransaktionen koénnen den Handel mit Anteilen
verzogern, da Fremdwahrungsgeschiafte verzogert werden
kénnen, bis frei verfligbare Mittel eingegangen sind. Diese
Fremdwéahrungstransaktionen werden vom Administrator auf
Gefahr des maBgeblichen Anlegers arrangiert.
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Anteile konnen von allen Anlegern auf dem Sekundarmarkt Gber
eine relevante, anerkannte Borse, an der die Anteile zum Handel
zugelassen sind, sowie im Freiverkehr (OTC) gekauft und verkauft
werden.

Alle Anleger, die Anteile eines Fonds auf dem Sekundarmarkt
kaufen méchten, sollten ihre Auftrage Giber ihren Makler platzieren.
Anleger, die Uber einen Makler/Handler investieren, konnen aus
Clearing-Perspektive nicht als Anteilsinhaber ins Register der
Anteilsinhaber eingetragen werden, da die Anteile im Namen eines
Nominee gehalten werden kénnen. Solche Anleger haben jedoch
Rechte als wirtschaftlich Berechtigte der betreffenden Anteile. Bei
Kaufauftragen auf dem Sekundarmarkt Gber die anerkannten
Borsen oder im Freiverkehr kénnen Broker- und/oder andere
Kosten anfallen, die von der Gesellschaft nicht erhoben werden
bzw. Uber die die Gesellschaft und die Verwaltungsgesellschaft
keine Kontrolle haben. Solche Kosten sind an den anerkannten
Borsen, an denen die Anteile notiert sind, 6ffentlich einsehbar bzw.
kénnen bei den Maklern erfragt werden.

Anleger konnen ihre Anteile Gber einen autorisierten Teilnehmer
zurlickgeben, indem sie die Anteile an den autorisierten
Teilnehmer verkaufen (direkt oder Giber einen Makler).

Anlageentscheidungen nicht unbedingt zur Verfligung steht, weil
die Wertpapierkurse des Basismarkts an solchen Tagen nicht zur
Verfligung stehen. Dessen ungeachtet konnen eine oder mehrere
relevante Borsen gegebenenfalls eine Berechnung solcher
zugrunde liegenden Wertpapiere auf der Basis des Handels mit
solchen Wertpapieren an anderen als dem/den Basismarkt/-
markten bereitstellen. Weitere Angaben zu den relevanten Bérsen
fir die einzelnen Fonds sind im jeweiligen Prospektnachtrag
aufgefihrt.

AN EINER BORSE

Die Gesellschaft beabsichtigt, bestimmte Fonds durch Notierung
oder Zulassung zum Handel an einer oder mehreren relevanten
Borsen als ETFs zu qualifizieren. Eine solche Notierung geht mit der
Erwartung einher, dass die Mitglieder der relevanten Borsen als
Market Maker agieren und Brief- und Geldkurse stellen, zu denen
die Anteile jeweils von Anlegern gemaB den Anforderungen der
relevanten Borse ge- oder verkauft werden kénnen. Die Spanne
zwischen Geld- und Briefkursen wird in der Regel durch die
relevanten Borsen lberwacht. Bestimmte autorisierte Teilnehmer,
die Anteile zeichnen, konnen als Market Maker agieren; von
anderen autorisierten Teilnehmern wird erwartet, dass sie Anteile
zeichnen, damit sie ihren Kunden im Rahmen ihres Broker-/Dealer-
Geschéfts anbieten kénnen, Anteile von ihnen zu kaufen oder an
sie zu verkaufen. Aufgrund der Tatsache, dass solche autorisierten
Teilnehmer Anteile zeichnen oder zurlicknehmen kénnen, kann
sich mit der Zeit an einer oder mehreren relevanten Borsen
und/oder anderen Borsen ein liquider und effizienter Zweitmarkt
entwickeln, wenn diese der Zweitmarktnachfrage nach solchen
Anteilen nachkommen.

Durch den Betrieb eines solchen Zweitmarkts sind auch Personen,
die keine autorisierten Teilnehmer sind, in der Lage, Anteile von
anderen Zweitmarktinvestoren oder Market Makern,
Brokern/Dealern oder anderen autorisierten Teilnehmern zu
Kursen zu kaufen oder an diese zu verkaufen, die nach der
Umrechnung anndhernd dem Nettoinventarwert der Anteile
entsprechen sollten. Anleger sollten beachten, dass sich an
anderen Tagen als Geschéftstagen oder Handelstagen eines
Fonds, an denen an einem oder mehreren Markten Anteile
gehandelt werden, der/die Basismarkt/-markte, an dem/denen die
Wertpapiere eines Fonds gehandelt werden, jedoch geschlossen
sind, die Spanne zwischen den notierten Geld- und Briefkursen der
Anteile vergroBern kann und der Unterschied zwischen dem
Marktkurs eines Anteils und dem letzten berechneten
Nettoinventarwert je Anteil nach Wahrungsumrechnung
zunehmen kann.

Die Abrechnung von Transaktionen in Anteilen an den relevanten
Borsen erfolgt Uber die Einrichtungen einer oder mehrerer
anerkannter Abrechnungssysteme gemaB den anwendbaren
Verfahren, die an den betreffenden Borsen zur Verfligung stehen.
Anleger sollten auBerdem beriicksichtigen, dass der Wert der
zugrunde liegenden Wertpapiere eines Fonds an solchen Tagen
nicht unbedingt berechnet wird und Anlegern fir ihre
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INTRADAY-WERT DES PORTFOLIOS

Die Verwaltungsgesellschaft kann nach eigenem Ermessen fir
einen oder mehrere Fonds an jedem Geschéftstag einen Intraday-
Portfoliowert oder ,,iNIW* bereitstellen oder andere Personen mit
der Bereitstellung eines solchen in seinem Namen beauftragen.
Wenn die Verwaltungsgesellschaft an einem Geschéaftstag einen
iNIW bereitstellt, wird dieser auf Basis der wahrend des
Handelstages bzw. eines Teils des Handelstages verflgbaren
Informationen berechnet und in der Regel auf dem aktuellen Wert
der an diesem Geschéftstag vorhandenen
Vermogenswerte/Anlagen des Fonds beruhen, zuzlglich etwaiger
am vorangegangenen Geschaftstag vorhandener Barbestiande des
Fonds. Die Verwaltungsgesellschaft stellt einen iNIW zur
Verfligung, wenn dies von einer relevanten Borse verlangt wird.

Ein iNIW entspricht nicht dem Wert eines Anteils oder dem Preis,
zu dem Anteile gezeichnet oder zuriickgegeben bzw. an einer
relevanten Borse gekauft oder verkauft werden kénnen, und sollte
nicht als solcher verstanden bzw. als Basis flir eine
Anlageentscheidung herangezogen werden. Insbesondere ein
iNIW, der fiir einen Fonds gestellt wird, bei dem die Indexwerte des
Referenzindex oder der Referenzwert zur Zeit der Veroffentlichung
solcher Intraday-Portfoliowerte nicht aktiv gehandelt werden, gibt
unter Umstanden nicht den wahren Wert eines Anteils wieder,
kann irrefihrend sein und sollte nicht als verlasslich betrachtet
werden. Wenn die Verwaltungsgesellschaft oder die von ihr
bestimmte Person nicht in der Lage ist, auf Echtzeitbasis oder fur
irgendeinen Zeitraum einen iNIW zu stellen, so fihrt dies allein
nicht zu einer Aussetzung des Handels mit den Anteilen an einer
relevanten Borse, die sich nach den in diesem Fall geltenden
Regeln der relevanten Borse richtet. Anleger werden darauf
hingewiesen, dass sich in der Berechnung und Ausweisung eines
iNIW zeitliche Verzogerungen beim Eingang der Kurse der
betreffenden Indexwerte im Vergleich zu anderen auf der
Grundlage derselben Indexwerte berechneten Werten, wie z. B.
des Referenzindex oder des Referenzwerts selbst oder des iNIW
anderer ETFs, die auf demselben Referenzindex oder Referenzwert
basieren, niederschlagen konnen. Anleger, die sich fir die
Zeichnung oder die Riicknahme von Anteilen an einer relevanten
Borse interessieren, sollten sich fiir eine Anlageentscheidung nicht
allein auf einen zur Verfligung gestellten iNIW stiitzen, sondern
auch andere Marktdaten und relevante wirtschaftliche und
sonstige Faktoren berlicksichtigen (einschlieBlich gegebenenfalls
relevanter Informationen zum Referenzindex oder Referenzwert,
den betreffenden Indexwerten sowie zu Finanzinstrumenten, die
auf demselben Referenzindex oder Referenzwert basieren wie der
betreffende Fonds). Weder die Gesellschaft noch die
Verwaltungsratsmitglieder, die Verwaltungsgesellschaft oder ein
autorisierter Teilnehmer oder andere Dienstleistungsanbieter sind
gegeniber einer Person haftbar, die sich auf den iNIW verlasst.

PORTFOLIOTRANSPARENZ

Informationen zur Berechnungsmethode einschlieBlich
gegebenenfalls der genauen Einzelheiten zum Referenzindex des
jeweiligen Fonds sind an jedem Geschaftstag auf der Webseite
abrufbar.
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RUCKNAHMEN UBER DEN SEKUNDARMARKT

Anteile an dem entsprechenden Fonds, die auf dem
Sekundarmarkt gekauft werden, konnen fiir gewohnlich nicht
direkt von der Gesellschaft zurlickgekauft werden. Die Anleger
verkaufen ihre Anteile fiir gewohnlich Gber einen Vermittler (z. B.
einen Wertpapier- oder Bérsenmakler) am Sekundarmarkt und fir
Anlagen dieser Art konnen Geblhren anfallen. Zudem beachten
Sie bitte, dass diese Anleger eventuell mehr als den aktuellen
Nettoinventarwert je Anteil zahlen, wenn sie die Anteile auf dem
Sekundarmarkt kaufen und eventuell weniger als den aktuellen
Nettoinventarwert erhalten, wenn sie ihren Anteil verkaufen.

Unterscheidet sich jedoch der Wert der am Sekundarmarkt
notierten Anteile deutlich von dem aktuellen Nettoinventarwert je
Anteil, so wird es Anlegern, die ihre Anteile Uber einen
Sekundarmarkt halten, gestattet, ihre Anteile direkt an die
Gesellschaft  zurlickgeben. Dies ist zum Beispiel bei
Marktstérungen wie dem Fehlen eines Market Makers der Fall.

In diesen Fallen wird der geregelte Markt informiert, dass die
Gesellschaft direkte Rickkadufe von Sekundarmarktanlegern
zulésst. Diese Sekundérmarktanleger sollten den obigen Abschnitt
8 des Prospekts (,Handel mit Anteilen auf dem Primarmarkt”)
lesen, um zu erfahren, wie solche Riicknahmeantrage bearbeitet
werden.

Nur die tatsdchlichen Kosten fiir die Bereitstellung der Fazilitat
(d. h. die Kosten im Zusammenhang mit der Liquidierung der
zugrunde liegenden Positionen) werden den Anlegern am
Sekundarmarkt berechnet und die Geblhren im Zusammenhang
mit diesen Riickkdufen dirfen in keinem Fall GbermaBig hoch sein.
Sekundarmarktanleger, die den Riickkauf ihrer Anteile beantragen,
kénnen jedoch gegebenenfalls Steuern unterliegen, u.a.
Kapitalertragsteuern oder Transaktionssteuern. Deshalb wird
empfohlen, dass der Anteilsinhaber vor einem solchen
Ricknahmeantrag sich hinsichtlich der Auswirkungen eines
Ruckkaufs gemaB den Gesetzen des Hoheitsgebiets, in dem er ggf.
steuerpflichtig ist, fachlich beraten lasst.

Die von Anteilsinhabern, die keine autorisierten Teilnehmer sind,
zurlickgekauften Anteile werden gegen Barzahlung zurlickgekauft.
Vor einer Auszahlung an den Anteilsinhaber sind die erforderlichen

Legitimationsprifungen und Geldwaschekontrollen
durchzufiihren. Riickkdufe gegen Sachleistungen auf Wunsch des
Anlegers liegen im alleinigen Ermessen der

Verwaltungsgesellschaft.
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Bewertung von Vermogenswerten

Als Erstausgabepreis der Anteile eines jeden Fonds gilt der Betrag,
der im Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds genannt ist.

Der Preis, zu dem die Anteile eines jeden Fonds nach der
Erstausgabe an einem Handelstag ausgegeben werden, wird
ermittelt, indem der Nettoinventarwert je Anteil des jeweiligen
Fonds (d. h. der Wert der Vermdgenswerte des Fonds nach Abzug
der Verbindlichkeiten des Fonds) zu dem fiir diesen Fonds
geltenden Bewertungszeitpunkt am jeweiligen Handelstag
berechnet wird. Der Nettoinventarwert je Anteil eines Fonds wird
berechnet durch Division des Nettoinventarwerts des jeweiligen
Fonds durch die Gesamtzahl der ausgegebenen Anteile des Fonds
zum relevanten Bewertungszeitpunkt und Rundung des
Ergebnisses auf bis zu vier Dezimalstellen. Wo anwendbar, wird
der Nettoinventarwert je Anteil der einzelnen Anteilsklassen eines
Fonds berechnet durch Ermittlung des auf die betreffende Klasse
entfallenden Anteils des Nettoinventarwerts des Fonds und
Division dieses Betrags durch die Gesamtzahl der ausgegebenen
Anteile der jeweiligen Klasse zum relevanten Bewertungszeitpunkt
und Rundung des Ergebnisses auf bis zu vier Dezimalstellen. Hat
ein Fonds mehr als eine Anteilsklasse, so kénnen fir bestimmte
Klassen zusatzliche Geblihren berechnet werden; Einzelheiten
bezilglich dieser Geblhren enthalt der Prospektnachtrag zum

jeweiligen Fonds. Dies kann dazu flihren, dass der
Nettoinventarwert je Anteil fir die einzelnen Klassen
unterschiedlich ausfallt. Der Bewertungszeitpunkt fir die

einzelnen Fonds ist im Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds
genannt.

Der Preis flr die Ausgabe von Anteilen an einem Handelstag ist,
vorbehaltlich ~ der  nachstehenden  Bestimmungen, der
Nettoinventarwert je Anteil der betreffenden Klasse, der wie oben
beschrieben berechnet wird. Bei der Berechnung des
Ausgabepreises kann die Gesellschaft fiir jeden Fonds flr eigene
Rechnung einen Aufschlag zur Deckung von Stempelsteuern und
etwaigen Steuern fiir die Ausgabe von Anteilen hinzurechnen. Die
Gesellschaft kann auBerdem einen Aufschlag fiir steuer- und
erwerbsbedingte Kosten hinzurechnen. Zeichnern kann zudem
eine im jeweiligen Prospektnachtrag festgelegte
Zeichnungsgeblihr berechnet werden.

Der Preis fur die Riicknahme von Anteilen an einem Handelstag ist,
vorbehaltlich  der  nachstehenden  Bestimmungen, der
Nettoinventarwert je Anteil der betreffenden Klasse, der wie oben
beschrieben berechnet wird. Bei der Berechnung des
Ricknahmepreises kann die Gesellschaft vom Nettoinventarwert
je Anteil einen Abschlag fiir Steuern und Abschlussgebiihren
anwenden. Bei Riickgabe von Anteilen kann zudem eine im
jeweiligen Prospektnachtrag festgelegte Riicknahmegebiihr
berechnet werden.

Die Gesellschaft kann im Falle von Riicknahmeantragen, die eine
Kreditaufnahme, die Auflésung von Einlagen gegen Zahlung einer
Vertragsstrafe oder die Realisierung von Anlagen mit einem
Abschlag erforderlich machen, bei der Berechnung des
Ricknahmepreises einen Betrag abziehen, den der Verwaltungsrat
fir angemessen erachtet und der von der Verwahrstelle
genehmigt wird.

Die Methode =zur Bewertung der Vermdgenswerte und
Verbindlichkeiten eines jeden Fonds ist in der Satzung festgelegt.

Die Satzung sieht insbesondere vor, dass der Wert von Anlagen,
die an einem Markt notiert oder gehandelt werden, der
Schlusskurs am malBgeblichen Markt zum malBgeblichen
Bewertungszeitpunkt ist, sofern im jeweiligen Prospektnachtrag
nicht anders angegeben, vorausgesetzt, dass nur eine
Bewertungsmethode in Bezug auf den Schlusskurs oder zuletzt
bekannten Marktpreis von einem Fonds geméaB den
Anforderungen der Zentralbank benutzt werden darf. Im Falle von
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Anlagen, die an mehr als einem Markt notiert sind oder gehandelt
werden, wéahlt der Verwaltungsrat den Markt aus, der fir diese
Anlage den Hauptmarkt darstellt oder der nach seinem Ermessen
die angemessensten Kriterien fiir die Bewertung des Wertpapiers
bietet.

Im Falle von Anlagen, die nicht an einem Markt notiert sind oder
gehandelt werden, oder von Anlagen, die normalerweise an einem
Markt notiert sind oder gehandelt werden, aber fir die ein
Schlusskurs (oder ein anwendbarer Schlusskurs oder zuletzt
bekannter = Marktkurs gemaB  Angabe im  jeweiligen
Prospektnachtrag) aktuell nicht verfliigbar ist oder deren
Schlusskurs nach Auffassung des Verwaltungsrats nicht den
angemessenen Marktwert widerspiegelt, ist der Wert der
wahrscheinliche VerduBerungswert, der mit Sorgfalt und nach
bestem Wissen und Gewissen von einer kompetenten, vom
Verwaltungsrat beauftragten und flr diesen Zweck von der
Verwahrstelle genehmigten Person geschétzt wird. Bei der
Ermittlung des wahrscheinlichen VerauBerungswerts einer
solchen Anlage reicht eine bestatigte Bewertung durch eine
kompetente unabhangige Person, und falls keine unabhéngige
Person verflgbar ist, durch den Anlageverwalter, aus. Diese
muissen in jedem Falle fur diesen Zweck durch die Verwahrstelle
genehmigt werden.

Barmittel und sonstige liquide Mittel werden zu ihrem Nennwert,
gegebenenfalls zuzlglich der aufgelaufenen Zinsen, bewertet.

Als Wert von transitorischen Aktiva, Bardividenden und erklarten
oder aufgelaufenen, aber zum Bewertungszeitpunkt noch nicht
eingegangenen Zinsen wird der Nennwert derselben angesetzt, es
sei denn, der Verwaltungsrat ist der Meinung, dass selbiger
wahrscheinlich nicht in voller Hohe gezahlt oder eingehen wird. In
diesem Falle wird der Wert derselben vom Verwaltungsrat in
angemessener Hohe diskontiert, um ihren tatsdchlichen Wert zum
jeweiligen Bewertungszeitpunkt zu reflektieren.

Als Wert von Zahlungsaufforderungen, Schuldscheinen und
Forderungen wird der Nennwert bzw. der volle Betrag derselben
angesetzt, nach Diskontierung in angemessener Héhe durch den
Verwaltungsrat, um ihren tatsidchlichen Wert zum jeweiligen
Bewertungszeitpunkt zu reflektieren.

Einlagenzertifikate, Schatzwechsel, Bankakzepte, Warenwechsel
und andere begebbare Wertpapiere werden zum Schlusskurs
bewertet, bzw. falls ein solcher nicht verfligbar ist, zum letzten
bekannten Marktkurs fir diese Einlagenzertifikate, Schatzwechsel,

Bankakzepte, Warenwechsel und sonstigen begebbaren
Wertpapiere.
Devisenterminkontrakte werden anhand von zum

Bewertungszeitpunkt frei verfligbaren Marktkursen bewertet, bzw.
wenn solche nicht verfligbar sind, gemaB den nachfolgenden
Bestimmungen fur auBerborslich gehandelte Derivate.

Der Wert von bodrsengehandelten  Futures-Kontrakten,
Aktienindex-Futures-Kontrakten und Optionen wird auf Basis des
am betreffenden Markt zum Bewertungszeitpunkt ermittelten
Abrechnungspreises festgelegt. Ist der Abrechnungspreis nicht zu
ermitteln, wird der Wert eines solchen Kontrakts als
wahrscheinlicher VerauBerungswert sorgfaltig und nach bestem
Wissen und Gewissen von einer kompetenten, vom
Verwaltungsrat beauftragten und flar diesen Zweck von der
Verwahrstelle genehmigten Person oder auf andere Weise
geschatzt, vorausgesetzt, der Wert wird von der Verwahrstelle
genehmigt.

Der Wert eines OTC-Derivatekontrakts wird in Ubereinstimmung
mit Artikel 11 der Vorschrift (EU) Nr. 648/2012 Gber OTC-Derivate,



10. Ausgabe- und Riicknahmepreise / Berechnung des Nettoinventarwerts /

Bewertung von Vermogenswerten
Fortsetzung

zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister geandert durch
die Vorschrift (EU) 2019/834 (,EMIR") bewertet.

Die Bewertung von Units oder Anteilen oder &hnlichen
Beteiligungen an OGA, deren Units oder Anteile oder ahnliche
Beteiligungen auf Wunsch des Anteilsinhabers aus dem Vermogen
des Organismus zurlickgezahlt werden, erfolgt anhand des letzten
verfligbaren Nettoinventarwerts je Unit oder Anteil oder sonstiger
Beteiligung, der von dem Organismus zum relevanten
Bewertungszeitpunkt veroffentlicht wird, oder (falls Riicknahme-
und Ausgabepreise verodffentlicht werden) zum letzten
Ricknahmepreis.

Falls ein bestimmter Wert in irgendeinem Falle nicht wie weiter
oben vorgesehen ermittelt werden kann, entscheidet der
Verwaltungsrat mit Genehmigung der Verwahrstelle (ber die
Bewertungsmethode fiir die betreffende Anlage.

Jeder Wert (von Anlagen oder Barmitteln), der in einer anderen
Wahrung als der Basiswahrung des Fonds ausgedriickt ist, und
jede Kreditaufnahme in einer anderen Wahrung als der
Basiswahrung wird zu dem (amtlichen oder sonstigen) Kurs in die
Basiswahrung des Fonds umgerechnet, der dem Administrator
unter den gegebenen Umstanden angemessen erscheint.

Ungeachtet der Allgemeingliltigkeit der obigen Bestimmungen ist
der Verwaltungsrat berechtigt, den Wert einer Anlage mit
Genehmigung der Verwahrstelle anzupassen, falls er aufgrund der
Wahrung, der Marktgangigkeit und/oder anderer, seiner Meinung
nach relevanter Faktoren, wie z. B. der anwendbare Zinssatz, der
vorgesehenen Ausschiittungssatz, der Falligkeit oder Liquiditét, zu
dem Schluss kommt, dass eine solche Anpassung erforderlich ist,
um den angemessenen Wert der betreffenden Anlage zu
reflektieren.

Bei der Berechnung des Nettoinventarwerts und des
Nettoinventarwerts je Anteil ist der Administrator nicht fir die
Richtigkeit von Informationen verantwortlich, die von dritten
Preisinformationsdiensten gestellt wurden, die der Administrator
auf Anweisung der Gesellschaft nutzen soll, oder haftet fir
Verluste, die der Gesellschaft durch Fehler in der Berechnung des
Nettoinventarwerts entstehen. Vorbehaltlich der Bedingungen des
Verwaltungsvertrags kann der Administrator Beratung oder
Meinungen von professionellen Beratern beziehen und sich darauf
stitzen. Der Administrator wurde nicht als unabhangiger
Wertermittler der Gesellschaft bestellt.

AUSSETZUNG DER BERECHNUNG DES NETTOINVENTARWERTS

Unter folgenden Umstanden kann die Gesellschaft die Berechnung
des Nettoinventarwerts eines Fonds sowie die Zeichnung,
Ricknahme und den Umtausch von Anteilen und die Zahlung von
Ricknahmeerlésen jeder Klasse vorliibergehend aussetzen: (i) in
Zeitradumen, in denen die Hauptmarkte, an denen ein wesentlicher
Teil der direkten oder indirekten Anlagen des jeweiligen Fonds
notiert ist, geschlossen sind (ausgenommen gesetzliche Feiertage)
oder der dortige Handel beschrankt oder ausgesetzt wurde; (ii) in
Zeitrdumen, in denen aufgrund politischer, wirtschaftlicher,
militdrischer oder wahrungsbezogener Ereignisse oder anderer
Umstande, die nicht dem Einfluss, der Verantwortung oder der
Macht des Verwaltungsrats unterliegen, eine VerduBerung oder
Bewertung von Anlagen des jeweiligen Fonds nicht ohne
wesentliche Nachteile fir die Interessen der Anteilsinhaber in
angemessener Weise durchfihrbar ist, oder wenn nach Ansicht
des Verwaltungsrats die Ricknahmepreise nicht in angemessener
Weise berechnet werden konnen; (iii) in Zeitrdumen, in denen
aufgrund  widriger Marktbedingungen die Zahlung von
Ricknahmeerlésen nach Einschidtzung des Verwaltungsrats
nachteilige Folgen fir den jeweiligen Fonds oder die

44 Invesco Markets plc

Prospectus

verbleibenden Anteilsinhaber des Fonds haben kann; (iv) in
Zeitraumen (auBer Ublichen Feiertagen und
WochenendschlieBungen), in denen ein Markt oder eine Borse, der
bzw. die der Hauptmarkt bzw. die Hauptborse flr einen
wesentlichen Teil der Wertpapiere oder Positionen ist,
geschlossen ist bzw. in denen der Handel damit eingeschrankt
oder ausgesetzt ist; (v) in Zeitrdumen, in denen der Erl0s aus dem
Verkauf bzw. der Ricknahme von Anteilen nicht auf das bzw. von
dem Konto des jeweiligen Fonds iberwiesen werden kann; (vi) in
Zeitraumen, in den die Ricknahme der Anteile nach Auffassung
des Verwaltungsrats zu einer Verletzung geltenden Rechts fiihren
wirde; (vii) in Zeitrdumen, in denen die Kommunikationsmittel
ausfallen, die lblicherweise bei der Festlegung des Kurses einer
Anlage oder sonstiger Vermogenswerte des jeweiligen Fonds
eingesetzt werden, oder in Zeitrdumen, in denen aus anderen
Grinden der aktuelle Kurs von Vermoégenswerten des jeweiligen
Fonds an einem Markt nicht unverziglich oder richtig ermittelt
werden kann; (viii) in Zeitrdumen, in denen die Gesellschaft nicht
in der Lage ist, fur die RUcknahme von Anteilen irgendeiner Klasse
des jeweiligen Fonds fallige Zahlungen zu leisten oder in denen der
Transfer von Geldern im Zusammenhang mit dem Erwerb oder der
VerduBerung von Anlagen oder die falligen Zahlungen fir
Anteilsricknahmen nach Meinung des Verwaltungsrats nicht zu
normalen Preisen oder normalen Wechselkursen durchgefiihrt
werden konnen; (ix) in Zeitrdumen, in denen nach Meinung des
Verwaltungsrats eine solche Aussetzung zur Wahrung der
Interessen der Gesellschaft und/oder des jeweiligen Fonds
gerechtfertigt ist; (x) in Zeitrdumen, in denen aus Kosten-, Risiko-
oder operativer Perspektive der Abschluss oder das Halten von
DFI-Kontrakten in Bezug auf den Referenzindex fiir den jeweiligen
Fonds oder eine Anlage in Wertpapieren des betreffenden
Referenzindex nicht moglich oder undurchfihrbar ist; oder (xi)
wenn den Anteilsinhabern eine Einladung zu einer
Hauptversammlung der Anteilsinhaber, auf der U(ber einen
Beschluss zur Auflésung der Gesellschaft oder zur SchlieBung des
jeweiligen Fonds beraten werden soll, zugestellt wurde. Die
Gesellschaft wird, sofern moglich, alle angemessenen Schritte
unternehmen, um eine Aussetzung so bald wie moglich zu
beenden.

Anteilsinhaber, die die Ausgabe oder Ricknahme von Anteilen
irgendeiner Klasse oder den Umtausch von Anteilen eines Fonds
gegen Anteile eines anderen beantragt haben, werden gemaB den
Anweisungen des Verwaltungsrats Uber Aussetzungen informiert,
und ihre Antrdge werden am ersten Handelstag nach Beendigung
der Aussetzung bearbeitet. Jede Aussetzung wird unverziglich
und in jedem Fall noch am selben Geschaftstag der Zentralbank,
den zusténdigen Behdrden in den Hoheitsgebieten, in denen die
Gesellschaft (und ihre jeweiligen Fonds) zum Verkauf registriert ist,
und gegebenenfalls der relevanten Borse, an der die Anteile des
jeweiligen Fonds notiert sind, mitgeteilt. Einzelheiten zu einer
solchen Aussetzung werden, soweit gesetzlich oder rechtlich
vorgeschrieben, auch allen Anteilsinhabern mitgeteilt und in einer
im jeweiligen Hoheitsgebiet erscheinenden Zeitung veroffentlicht.

NOTIERUNG AN EINER BORSE

Die Gesellschaft beabsichtigt, bestimmte Fonds durch Notierung
an einer oder mehreren relevanten Borsen als ETFs zu qualifizieren.
Im Rahmen dieser Notierungen besteht eine Verpflichtung seitens
eines oder mehrerer Mitglieder der relevanten Borse, als Market
Maker zu fungieren und Preise zu stellen, zu denen die Anteile von
Anlegern gekauft oder verkauft werden koénnen. Die Spanne
zwischen diesen Kauf- und Verkaufspreisen kann von der fir die
relevante Borse zustdndigen Behorde lberwacht und reguliert
werden.
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Sofern im Prospektnachtrag fiir den jeweiligen Fonds nicht anders
angegeben, ist vorgesehen, die Notierung der Anteile jedes Fonds
an relevanten Borsen zu beantragen.

Die Gesellschaft berechnet keine Ubertragungsgebiihr fiir
Anteilskdufe am Sekundéarmarkt.

Kauforders fiir Anteilskdufe an den relevanten Bérsen kénnen Gber
ein Mitgliedsunternehmen oder einen Makler erteilt werden. Durch
diese Kauforders konnen Kosten entstehen, auf die die
Gesellschaft keinen Einfluss hat.

Die Genehmigung eines Zulassungsprospekts gemall den
Notierungsrichtlinien der relevanten Borse stellt keine Garantie
oder Zusicherung seitens der relevanten Borse hinsichtlich der
Kompetenz der Service-Anbieter oder der Angemessenheit der im
Zulassungsprospekt enthaltenen Informationen oder der Eignung
der Anteile flr Anlagen oder einen anderen Zweck dar.

Entscheidet sich der Verwaltungsrat fiir die Auflegung zusatzlicher
Fonds oder Anteilsklassen, kann er nach eigenem Ermessen die
Notierung der Anteile dieser Fonds an der relevanten Borse
beantragen. Solange die Anteile eines Fonds an einer relevanten
Borse notiert sind, ist der Fonds bestrebt, die Anforderungen der
relevanten Borse beziglich dieser Anteile zu erflllen. Zwecks
Erfullung der nationalen Gesetze und Bestimmungen zum Angebot
und/oder der Notierung der Anteile auBlerhalb Irlands kénnen
diesem Dokument ein oder mehrere Dokumente beigefligt sein, in
denen die relevanten Informationen fiir die Hoheitsgebiete, in
denen die Anteile zur Zeichnung angeboten werden, dargelegt
sind.

Jede Anteilsklasse eines Fonds kann an einer oder mehreren
relevanten Borsen notiert sein. Einzelheiten hierzu sind im
jeweiligen Prospektnachtrag dargelegt.
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11. Management & Verwaltung

VERWALTUNGSRATSMITGLIEDER DER GESELLSCHAFT

Die Verwaltungsratsmitglieder der Gesellschaft sind nachfolgend
aufgefihrt:

Lisa Martensson: Lisa Martensson ist eine schwedische
Staatsburgerin mit Wohnsitz in Irland seit 2002. Frau Martensson
ist unabhangiges, nicht geschaftsfiihrendes
Verwaltungsratsmitglied mit mehr als 30 Jahren Erfahrung in den
Bereichen Bankwesen, Vermogensverwaltung und
Finanzdienstleistungen. Frau Martensson verlieB HSBC Securities
Services (Ireland) DAC Anfang 2019, wo sie Vorsitzende des
Verwaltungsrats und Global Head of Client Experience war. Davor
hatte Frau Martensson verschiedene leitende Flihrungspositionen
bei HSBC inne, darunter Head of Business Development fiir Asset
Managers in Europa und den USA sowie Head of Relationship
Management in Irland. Sie studierte Wirtschaftswissenschaften an
der Universitdt Stockholm in Schweden und besitzt ein Zertifikat
und ein Diplom (mit Auszeichnung) in Unternehmensrichtung vom
Institute of Directors (IOD). Sie wurde zur stellvertretenden
Vorsitzenden der Irish Fund Directors Association (IFDA) und
Vorsitzenden ihrer ESG-Arbeitsgruppe gewahlt. Von 1998 bis 2001
arbeitete Frau Martensson flr die Bank of New York in Brissel,
Belgien, und davor war sie zehn Jahre fiir SEB Asset Management
in Schweden und Luxemburg tatig.

Katy Walton Jones: Frau Walton Jones ist Leiterin der
Rechtsabteilung fliir das EMEA-ETP-Geschéaft von Invesco und
Verwaltungsratsmitglied von Invesco UK Services Limited, Invesco
Markets PLC, Invesco Markets Il PLC und Invesco Markets Il PLC.
Bevor sie zu Invesco kam, war Katy Walton Jones General Counsel
und Head of Compliance bei Source ETFs, einem Unternehmen,
das im August 2017 von Invesco libernommen wurde. Vor ihrer
Tatigkeit bei Source war Katy Walton Jones General Counsel und
Mitglied des Fihrungsteams von Citco Financial Products
(London) Limited. Dort war sie maBgeblich am Aufbau von Citcos
Kreditplattform beteiligt und leistete umfassende Beratung in allen
rechtlichen, regulatorischen und Compliance-Belangen im
Bereich der Hedge-Fonds-Finanzierung, strukturierten Produkten
sowie Derivattransaktionen. Katy Walton Jones verflgt U(ber
vielfaltige Erfahrungen mit Unternehmens-, Finanzierungs- und
Handelsvertragen, da sie sich zuvor bei Weil Gotshall & Manges
und Freshfields Bruckhaus Deringer als Corporate Associate auf
Private Equity sowie Offentliche und private Fusions- und
Akquisitionsgeschafte spezialisiert hat. Sie hat an der Universitat
Cambridge ihren Abschluss in Geschichte gemacht und ist in
England und Wales als Rechtsanwaltin zugelassen.

Feargal Dempsey: Herr Dempsey ist ein unabhangiges
Verwaltungsratsmitglied und als Berater fir die ETF-Branche tatig
und ist Mitglied der Verwaltungsrate verschiedener
Verwaltungsgesellschaften und Fonds. Er hatte leitende
Positionen bei Barclays Global Investors/BlackRock inne, u. a.
Head of Product Strategy iShares EMEA, Head of Product
Structuring iShares EMEA und Head of Product Governance. Zuvor
fungierte er auch als Leiter der Rechtsabteilung bei ETF Securities
sowie als leitender Rechtsanwalt bei Pioneer Investments. Herr
Dempsey hat einen BA(Hons) sowie einen LLB(Hons) des University
College Galway und wurde 1996 in das irische Anwaltsverzeichnis
(Roll of Solicitors) und 2005 in die England and Wales Law Society
aufgenommen. Er war Mitglied des Rechts- und
Regulierungsausschusses der IFIA und der ETF Working Group bei
EFAMA.

Gary Buxton: Herr Buxton ist als Head of EMEA ETFs von Invesco
flr die Bereiche Produkt- und Vertriebsstrategie,
Produktimplementation und Kapitalmarkte in der EMEA-Region
verantwortlich. Er kam im August 2017 im Zuge der Ubernahme
von Source zu Invesco. Bei Source war er als einer der Griinder des
Unternehmens seit 2008 tatig und als Chief Operating Officer fiir
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die Bereiche Produkt, Trading, Technologie und
Risikomanagement verantwortlich. Von 2008 bis 2012 und von
2015 bis 2017 war Herr Buxton auBerdem der Chief Financial
Officer von Source. Vor der Griindung von Source hatte Herr
Buxton eine Flhrungsrolle in der Hedgefondssparte von Merrill
Lynch mit Schwerpunkt auf der Produktentwicklung. Herr Buxton
begann seine Laufbahn bei Deloitte in London und ist als
Chartered Accountant (FCA) qualifiziert. Herr Buxton st
Verwaltungsratsmitglied von Invesco Markets PLC, Invesco
Markets Il PLC, Invesco Markets Ill PLC, Short-Term Investments
Company (Global Series) PLC, Invesco Investment Management
Limited und Invesco UK Services Limited. Herr Buxton ist britischer
und irischer Staatsangehoriger.

Kein Verwaltungsratsmitglied: (i) hat unverblBte Strafen im
Zusammenhang mit Straftaten; (i) war Verwaltungsratsmitglied
irgendeiner Gesellschaft oder Partnerschaft, welche - solange es
Verwaltungsratsmitglied mit geschéaftsfihrender Funktion oder
Partner war oder innerhalb von 12 Monaten vor solchen
Ereignissen fir insolvent erklart wurde, fir die ein
Insolvenzverwalter bestellt wurde oder die liquidiert wurde, einen
Vermogensverwalter bestellt hat oder einen freiwilligen Vergleich
mit ihren Glaubigern eingegangen ist; (iii) wurde von irgendeiner
rechtlichen oder aufsichtsrechtlichen Stelle (einschlieBlich
anerkannter  berufsstandischer  Organisationen)  &ffentlich
beschuldigt oder mit Sanktionen belegt; oder war von einem
Gerichtsbeschluss betroffen, der ihm seine Téatigkeit als
Verwaltungsratsmitglied einer Gesellschaft oder die Verwaltung
und Flhrung der Geschéfte einer Gesellschaft untersagt.

Im Sinne dieses Prospekts ist die Anschrift aller
Verwaltungsratsmitglieder der eingetragene Sitz der Gesellschaft.

Die Gesellschaft hat die tagliche Verwaltung und Fihrung der
Gesellschaft gemaB den vom Verwaltungsrat genehmigten
schriftlichen Richtlinien der Verwaltungsgesellschaft und der
Verwahrstelle Gbertragen. Dementsprechend sind samtliche
Verwaltungsratsmitglieder der Gesellschaft nicht
geschaftsfihrend.

VERWALTUNGSGESELLSCHAFT

Die Gesellschaft hat Invesco Investment Management Limited zur
Verwaltungsgesellschaft der Gesellschaft und der einzelnen Fonds
ernannt, mit der Befugnis, vorbehaltlich der Gesamtliberwachung
und Kontrolle durch die Gesellschaft, eine oder mehrere ihrer
Aufgaben zu delegieren. Die Verwaltungsgesellschaft ist eine
Gesellschaft mit beschrankter Haftung und wurde am 27. Juli 2008
gegriindet. Obergesellschaft ist die auf den Cayman-Inseln
ansédssige Source Holdings Limited. Das genehmigte Grundkapital
der Verwaltungsgesellschaft betragt 10.000.000 EUR, wovon
2.500.000 EUR eingezahlt sind. Die Verwaltungsgesellschaft ist
von der Zentralbank zugelassen und unterliegt deren Aufsicht.
Sekretar der Verwaltungsgesellschaft ist MFD Secretaries Limited.
Die Verwaltungsgesellschaft ist auch der Promoter der
Gesellschaft.

Die Verwaltungsratsmitglieder der Verwaltungsgesellschaft sind
Feargal Dempsey, Gary Buxton, Adrian Mulyan, Lisa Martensson,
Laurie Brignac, Rupert Rossander und Patrick O'Shea.

Feargal Dempsey, Lisa Martensson und Gary Buxton sind ebenfalls
Verwaltungsratsmitglieder der Gesellschaft.

ANLAGEVERWALTER

Die Verwaltungsgesellschaft hat den Anlageverwalter Assenagon
Asset Management S.A. bestellt (,Assenagon”), um
Anlageverwaltungs- und Beratungsdienste in Bezug auf bestimmte
Fonds zu erbringen. Assenagon ist eine Aktiengesellschaft (société
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anonyme), die am 3. Juli 2007 gegrindet wurde. Der
Anlageverwalter ist als Verwaltungsgesellschaft geméf Kapitel 15
des Luxemburger Gesetzes 17. Dezember 2010 lber Organismen
fir gemeinsame Anlagen in der jeweils giltigen Fassung und als
Verwalter alternativer Investmentfonds im Sinne des Gesetzes von
12. Juli 2013 zugelassen. Assenagon ist nicht bei der SEC oder einer
Aufsichtsbehoérde eines US-Bundesstaates als Anlageberater
registriert, und die Anleger der betreffenden Fonds profitieren
nicht von den Schutzvorkehrungen des Investment Advisers Act
von 1940 in der jeweils glltigen Fassung (das ,Advisers Act”).

Die Verwaltungsgesellschaft hat den Anlageverwalter, Invesco
Capital Management LLC, mit der Anlageverwaltung und

Beratung flr bestimmte Fonds beauftragt. Invesco Capital
Management LLC wurde nach dem Recht von Delaware, USA,
gegriindet und ist eine hundertprozentige Tochtergesellschaft von
Invesco Limited. Invesco Capital Management LLC ist bei der
Securities Exchange Commission als Anlageberater registriert.

VERWAHRSTELLE

Die Gesellschaft hat die Northern Trust Fiduciary Services (Ireland)
Limited gemaB dem Verwahrstellenvertrag zur Verwahrstelle der
Gesellschaft bestellt und ihr die Aufgaben der Verwahrstelle und
des Treuhédnders fur die Vermogenswerte der einzelnen Fonds
Ubertragen. Die Verwahrstelle untersteht der Aufsicht der
Zentralbank. Sie ist eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung
(Private Limited Liability Company), die am 5. Juli 1990 in Irland
gegriindet wurde. Der eingetragene Geschéftssitz der Northern
Trust Fiduciary Services (Ireland) Limited ist Georges Court, 54-62
Townsend Street, Dublin 2, Irland. Die Verwahrstelle ist eine
indirekte hundertprozentige Tochtergesellschaft der Northern
Trust Corporation. Die Northern Trust Corporation und ihre
Tochtergesellschaften bilden die Northern Trust Group, einer der
weltweit flUhrenden Anbieter von globalen Verwahr- und
Verwaltungsdiensten fir institutionelle und private Anleger. Ihre
Haupttatigkeit ist die Erbringung von Verwahrstellen- und
Verwahrdienstleistungen fir Organismen flir gemeinsame
Anlagen. Zum 31. Marz 2021 belief sich das von der Northern Trust
Group verwahrte Vermdgen auf Gber 11,5 Billionen US$.

Die Verwahrstelle fihrt Funktionen in Bezug auf die Gesellschaft
aus, einschlieBlich, aber nicht beschrankt auf Folgende:

(i) Die Verwahrstelle verwahrt samtliche Finanzinstrumente,
die auf einem Depot bzw. einem Konto fir
Finanzinstrumente, das in den Blichern der Verwahrstelle
eroffnet wird, verbucht oder gehalten werden konnen,
wobei getrennte Konten bzw. Depots im Namen der
Gesellschaft oder der Verwaltungsgesellschaft fur die
Gesellschaft eroffnet werden, die eindeutig als der
Gesellschaft gehoérend gekennzeichnet sind und auf
denen samtliche Finanzinstrumente verwahrt werden,
die der Verwahrstelle physisch Ubergeben werden
kénnen.

(i) Die Verwahrstelle Uberprift das Eigentum der
Gesellschaft an den Vermdgenswerten (abgesehen von
den in (i) vorstehend erwahnten) und fahrt
Aufzeichnungen zu denjenigen Vermogenswerten und
hélt diese auf dem neuesten Stand, bei denen sie sich
vergewissert hat, dass die Gesellschaft das Eigentum an
ihnen hat.

Die  Verwahrstelle stellt eine effektive und
ordnungsgeméaBe Uberwachung der Cashflows der
Gesellschaft sicher (diese Aufgabe umfasst auch die
Sicherstellung, dass Barmittel der Gesellschaft auf
Kassakonten (wie Umbrella-Kassakonten) verbucht

(iii)
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werden, welche die Anforderungen der Vorschriften
erfillen).

(iv)

Die Verwahrstelle ist fir bestimmte Aufsichtspflichten in

Bezug auf die Gesellschaft zustindig - siehe
.Zusammenfassung der Aufsichtspflichten”
nachstehend.

Pflichten und Aufgaben in Bezug auf (iii) und (iv) konnen von der
Verwahrstelle nicht Gbertragen werden.

Zusammenfassung der Aufsichtspflichten:

Die Verwahrstelle ist unter anderem verpflichtet:

(a) sicherzustellen, dass der Verkauf, die Ausgabe, der
Rickkauf, die Riicknahme und Annullierung von Anteilen

durch oder im Namen der Gesellschaft gemaB den
Vorschriften und der Satzung durchgefiihrt werden;

(b) sicherzustellen, dass der Wert der Anteile den
Vorschriften und der Satzung entsprechend berechnet
wird;

(c) den Anweisungen der Gesellschaft Folge zu leisten, es

sei denn, sie stehen im Widerspruch zu den Vorschriften
oder der Satzung;

(d) sicherzustellen, dass bei jeder mit den
Vermogenswerten der Gesellschaft verbundenen
Transaktion die Gegenleistung ihr innerhalb der tiblichen
Fristen Gberwiesen wird;

(e) sicherzustellen, dass die Ertrdge der Gesellschaft den
Vorschriften und der Satzung entsprechend verbucht
werden;

(f) sich einen Uberblick iber die Geschéftstatigkeit der

Gesellschaft in jedem jahrlichen Bilanzierungszeitraum
zu verschaffen und den Anteilsinhabern darliber Bericht
zu erstatten. Der Bericht der Verwahrstelle wird der
Verwaltungsgesellschaft rechtzeitig Gibergeben, dass die
Verwaltungsgesellschaft eine Kopie des Berichts in den
Jahresbericht fur die Gesellschaft aufnehmen kann. In
ihrem Bericht erklart die Verwahrstelle, ob ihrer Meinung
nach die Gesellschaft im betreffenden Zeitraum:

(i) gemaB den Beschriankungen, die die Zentralbank,
die Satzung und die Vorschriften den Anlage- und
Kreditaufnahmebefugnissen  der  Gesellschaft
auferlegen; und

(i) auch sonst in Ubereinstimmung mit den
Bestimmungen der Vorschriften und der Satzung
verwaltet wurde.

Wenn die Gesellschaft nicht geméaB den oben unter (i)
oder (ii) genannten Beschrankungen und Bestimmungen
verwaltet wurde, muss die Verwahrstelle angeben,
warum dies der Fall ist und die MaBnahmen erldutern, die
von der Verwahrstelle zur Behebung der Situation
ergriffen wurden.

(9) umgehend die Zentralbank (ber einen wesentlichen
Verstof3 seitens der Gesellschaft oder der Verwahrstelle
gegen Anforderungen, Pflichten oder Dokumente zu
informieren, die sich auf die Vorschrift 114(2) der OGAW-
Vorschriften der Zentralbank beziehen; und

(h) lber einen nicht

umgehend die Zentralbank
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wesentlichen VerstoB3 seitens der Gesellschaft oder der
Verwahrstelle gegen Anforderungen, Pflichten oder
Dokumente zu informieren, die sich auf die
Vorschrift 114(2) der OGAW-Vorschriften der Zentralbank
beziehen, wenn dieser VerstoB nicht innerhalb von
4 Wochen, nachdem die Verwahrstelle von diesem nicht
wesentlichen VerstoB Kenntnis erhielt, behoben wurde.

Die oben genannten Pflichten kénnen durch die Verwahrstelle
nicht an einen Dritten delegiert werden.

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben soll die Verwahrstelle
ehrlich, redlich, professionell, unabhéngig und im Interesse der
Gesellschaft und der Anteilsinhaber handeln.

ADMINISTRATOR

Northern Trust International Fund Administration Services (Ireland)
Limited wurde gemaB Verwaltungsvertrag zum Administrator und
zur Register- und Transferstelle ernannt. Der Administrator ist eine
am 15. Juni 1990 in Irland gegrindete Gesellschaft mit
beschrankter Haftung und ist eine indirekte hundertprozentige
Tochtergesellschaft der Northern Trust Corporation. Die Northern
Trust Corporation und ihre Tochtergesellschaften bilden die
Northern Trust Group, einer der weltweit flihrenden Anbieter von
globalen Verwahr- und Verwaltungsdiensten fur institutionelle und
private Anleger. Zum 31. Marz 2021 belief sich das von der
Northern Trust Group verwahrte Vermogen auf Gber 11,5 Billionen
US$. Die Haupttatigkeit des Administrators ist die Verwaltung von
in Irland und auBerhalb Irlands domizilierten Organismen fir
gemeinsame Anlagen (OGA). Der Administrator ist von der irischen
Zentralbank zugelassen und wird durch diese reguliert. Der
eingetragene Geschaftssitz der Northern Trust International Fund
Administration Services (Ireland) Limited ist Georges Court,
54-62 Townsend Street, Dublin 2, Irland.

Die Pflichten und Aufgaben des Administrators erstrecken sich
unter anderem auf die Berechnung des Nettoinventarwerts und
des Nettoinventarwerts je Anteil, die Flhrung maBgeblicher
Unterlagen in Bezug auf die Gesellschaft, die vom Administrator in
Bezug auf die von ihm geméaB dem Verwaltungsvertrag
libernommenen Verpflichtungen verlangt werden koénnen, die
Erstellung und Fiihrung der Geschéftsbiicher und Aufzeichnungen
der Gesellschaft, die Zusammenarbeit mit dem Abschlussprifer in
Bezug auf die Priifung des Jahresabschlusses der Gesellschaft und
die Bereitstellung bestimmter Anteilsinhaberdienste als Register-
und Transferstelle in Bezug auf die Anteile der Gesellschaft.

Zum Datum dieses Prospekts sind dem Administrator keine
Interessenkonflikte in Bezug auf seine Bestellung als Administrator
fir die Gesellschaft bekannt. Beim Auftreten eines
Interessenkonflikts stellt der Administrator sicher, dass dieser
gemaB dem Verwaltungsvertrag, den geltenden Gesetzen und im
Interesse der Anteilsinhaber beigelegt wird.

Der Administrator ist weder direkt noch indirekt an den
Geschéften, der Organisation, der Unterstlitzung oder dem
Management der Gesellschaft beteiligt und ist mit Ausnahme der
Erstellung des Vorgenannten nicht fir dieses Dokument
verantwortlich und Gbernimmt keine Verantwortung oder Haftung
fir in diesem Dokument enthaltene Informationen, Angaben in
Bezug auf sich selbst ausgenommen.

AUTORISIERTE TEILNEHMER

Die Gesellschaft hat verschiedene juristische Personen zu
autorisierten Teilnehmern ernannt. Diese sind autorisiert, Anteile
eines Fonds bar oder auf Basis von Sachwerten zu zeichnen und
zurlickzugeben.
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ZAHLSTELLE

Die Verwaltungsgesellschaft hat eine Zahlstelle fir Anteile der
Fonds bestellt. In dieser Eigenschaft ist die Zahlstelle unter
anderem daflir verantwortlich, sicherzustellen, dass Zahlungen,
die die Zahlstelle von der Gesellschaft erhalt, ordnungsgeman
geleistet werden; unabhangige Aufzeichnungen lGiber Wertpapiere
und Dividendenzahlungsbetrage zu fiihren; und Informationen an
die jeweilige ICSD weiterzugeben. Zahlungen in Bezug auf die
Anteile erfolgen Uber die jeweilige ICSD im Einklang mit den
Standardpraktiken der jeweiligen ICSD. Die
Verwaltungsgesellschaft kann die Bestellung der Zahlstelle andern
oder beenden oder zuséatzliche oder andere Registerstellen oder
Zahlstellen bestellen oder Anderungen der Niederlassungen
zulassen, Uber die Registerstellen oder Zahlstellen agieren.
Citibank Europe plc ist derzeit von der Verwaltungsgesellschaft
gemal einem Zahlstellen- und Kontoflihrungsvertrag zwischen
u. a. der Verwaltungsgesellschaft und der Zahlstelle am oder um
das Datum dieses Prospekts zur Zahlstelle bestellt.
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Die folgenden Feststellungen sind ausschlieBlich fiir potenzielle
Anleger und Anteilsinhaber bestimmte allgemeine Leitlinien und
stellen keine Steuerberatung dar. Anteilsinhabern und
potenziellen Anlegern wird daher empfohlen, sich im Hinblick auf
mogliche steuerliche oder sonstige Konsequenzen des Kaufs,
Besitzes, Verkaufs oder der sonstigen Verfligung Gber Anteile nach
den Gesetzen des Landes ihrer Grindung, Niederlassung,
Staatsburgerschaft, ihres Wohn- oder Geschéftssitzes von ihren
fachkundigen Beratern beraten zu lassen.

Anteilsinhaber und potenzielle Anleger sollten beachten, dass die
folgenden Feststellungen zur Besteuerung auf dem Rat der
Verwaltungsratsmitglieder in Bezug auf die im jeweiligen
Hoheitsgebiet zum Datum dieses Prospekts geltenden Gesetzen
und Praktiken und vorgeschlagenen Regelungen und
Gesetzesentwdlrfen beruhen. Wie bei jeder Anlage gibt es keine
Garantie, dass die steuerliche Position oder die vorgeschlagene
steuerliche Position, die zu dem Zeitpunkt gilt, an dem die Anlage
in die Gesellschaft erfolgt, unbegrenzt fortbesteht, da die
Besteuerungsgrundlage und die Steuersatze schwanken kénnen.

Besteuerung der Gesellschaft

Die Gesellschaft gilt in steuerlichem Sinn als in Irland ansassig,
sofern sie in Irland gegrindet wurde und nicht kraft eines
Doppelbesteuerungsabkommens zwischen Irland und einem
anderen Land als in einem anderen Land als Irland ansassig gilt.
Die Gesellschaft sollte als im steuerlichen Sinn in Irland ansassig
gelten, wenn ihre zentrale Verwaltung und Leitung in Irland
ausgelibt werden und die Gesellschaft nicht als anderswo ansassig
gilt.

Der Verwaltungsrat beabsichtigt, die Geschéfte der Gesellschaft
so zu flhren, dass sichergestellt ist, dass sie im steuerlichen Sinn
in Irland ans3ssig ist.

Der Verwaltungsrat hat die Auskunft erhalten, dass die
Gesellschaft als Anlageorganismus nach Abschnitt 739B des TCA
qualifiziert ist. Nach derzeit geltendem irischen Recht und
gangiger Praxis ist die Gesellschaft auf dieser Grundlage nicht
verpflichtet, auf ihre Ertrdage und Gewinne in Irland Steuern zu
entrichten.

Ungeachtet des Vorstehenden konnen der Gesellschaft bei Eintritt
eines ,Steuertatbestands” in der Gesellschaft Steuern fir
Anteilsinhaber anfallen, die irische steuerpflichtige Personen sind
(gewohnlich Personen, die im steuerlichen Sinn in Irland anséassig
oder gewohnlich ansassig sind - Ndheres siehe , Definitionen”).
Zu einem Steuertatbestand zahlt:

(a) wenn eine Zahlung irgendwelcher Art von der
Gesellschaft an Anteilsinhaber fiir deren Anteile erfolgt;
(b) jede Ubertragung, Annullierung, Einlésung, Riicknahme
oder jeder Riickkauf von Anteilen; und

(c) jede fiktive VerauBerung (eine fiktive VerduBerung tritt
bei Ablauf eines maBgeblichen Zeitraums ein) von
Anteilen oder die Inbesitznahme oder Einziehung von
Anteilen durch die Gesellschaft, um die auf den bei einer
Ubertragung anfallenden Gewinn zahlbaren Steuern zu
begleichen.

Ein ,mafBgeblicher Zeitraum” bezeichnet einen Zeitraum von acht
Jahren, beginnend mit dem Erwerb der Anteile durch den
Anteilsinhaber, und jeden anschlieBenden Achtjahreszeitraum, der
sich unmittelbar an den vorangegangenen maBgeblichen
Zeitraum anschlieBt.
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Fir einen Anteilsinhaber, der zum Eintrittszeitpunkt des
Steuertatbestands weder eine in Irland ansassige noch eine in
Irland gewohnlich ansdssige Person ist, entsteht kein
Steuertatbestand, vorausgesetzt es liegt eine einschlagige
Erklarung in der von der irischen Steuerbehdrde (Revenue
Commissioners) im Sinne von Abschnitt 739D TCA
vorgeschriebenen Form vor und die Gesellschaft ist nicht im Besitz
von Informationen, die nach billigem Ermessen darauf schlieBen
lassen wirden, dass die darin enthaltenen Angaben im
Wesentlichen nicht mehr zutreffen.

Nicht zu den Steuertatbestdnden zéhlen:

i Transaktionen in Bezug auf Anteile, die in einem von
der irischen Steuerbehodrde (Revenue Commissioners)
anerkannten Clearingsystem gehalten werden;

ii. Umtausch von Anteilen einer Klasse der Gesellschaft
gegen Anteile einer anderen Klasse der Gesellschaft
durch einen Anteilsinhaber im Rahmen einer dem
Fremdvergleichsgrundsatz entsprechenden
Transaktion durch die Gesellschaft;

Bestimmte Anteilsiibertragungen zwischen Ehe- oder
Lebenspartnern und ehemaligen Ehe- oder
Lebenspartnern;

Austausch von Anteilen infolge eines qualifizierten
Zusammenschlusses oder einer Umstrukturierung (im
Sinne von Section 739H TCA) der Gesellschaft mit
einem anderen Anlageorganismus; oder

V. Annullierung von Anteilen an der Gesellschaft infolge
eines Austauschs im Zusammenhang mit einem
Unternehmenszusammenschluss (wie in Section
739H(A) TCA definiert);

Vi. Austausch von Anteilen infolge eines

Unternehmenszusammenschlusses (im Sinne von

Section 739B(8C) TCA) vorbehaltlich bestimmter

Bedingungen;

Vii. Eine Transaktion im Zusammenhang mit oder in Bezug

auf maBgebliche Anteile (wie in Section 739B(2A) TCA

definiert) an einem Anlageorganismus, bei der es sich
um eine Transaktion handelt, die ausschlieBlich kraft
einer Anderung des Court Funds Manager fiir den

Organismus erfolgt.

Gleichwertige MaBnahmen

Der TCA sieht zur Anderung der Regelungen hinsichtlich
einschlagiger Erklarungen MaBnahmen vor, die gemeinhin als
gleichwertige  MaBnahmen  bezeichnet werden. Einem
Anlageorganismus fallen keine Steuern an fiir Steuertatbestande
in Bezug auf einen Anteilsinhaber, der zum Eintrittszeitpunkt des
Steuertatbestands weder eine in Irland anséssige noch eine in
Irland gewdhnlich ansédssige Person war, vorausgesetzt es lag eine
einschlagige Erklarung vor und die Gesellschaft war nicht im Besitz
von Informationen, die nach billigem Ermessen darauf schlieBen
lieBen, dass die darin enthaltenen Angaben im Wesentlichen nicht
mehr zutrafen. Liegt keine einschldagige Erkléarung vor, liegt die
Vermutung nahe, dass es sich bei dem Anleger um eine in Irland
ansdssige oder eine in Irland gewdhnlich ansdssige Person
handelt.

Weitere  Bestimmungen lassen zu, dass vorstehende
Ausnahmeregelungen fir Anteilsinhaber gelten, die weder in
Irland ansassige noch in Irland gewohnlich ansdssige Personen
sind, sofern der Anlageorganismus an solche Anleger nicht aktiv
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vermarktet wird und von dem Anlageorganismus entsprechende
gleichwertige MaBnahmen getroffen wurden, um sicherzustellen,
dass es sich bei solchen Anteilsinhabern nicht um in Irland
anséassige oder in Irland gewdhnlich ansassige Personen handelt
und dem Anlageorganismus eine diesbeziigliche Genehmigung
der irischen Steuerbehorde vorliegt.

Wenn flr einen Steuertatbestand Steuern anfallen, obliegt ihre
Zahlung der Gesellschaft und ist zu erstatten durch Abzug oder im
Fall der Ubertragung und fiktiven VerduBerung durch Einziehung
oder Inbesitznahme von Anteilen der betreffenden Anteilsinhaber.
Unter bestimmten Umstanden und nur nach Benachrichtigung des
Anteilsinhabers durch die Gesellschaft kann die Steuerpflicht in
Bezug auf eine fiktive VerauBerung nach Wahl der Gesellschaft
statt der Gesellschaft auch dem Anteilsinhaber auferlegt werden.
In diesem Fall muss der Anteilsinhaber in Irland eine
Einkommensteuererkldrung abgeben und die entsprechenden
Steuern (zum unten aufgeflihrten Satz) an die irische
Steuerbehdrde entrichten.

Liegt der Gesellschaft keine einschlagige Erklarung vor oder
wurden keine gleichwertigen MaBnahmen getroffen, so liegt die
Vermutung nahe, dass es sich bei dem Anleger um eine in Irland
ansdssige oder eine in Irland gewdhnlich ansdssige Person
handelt. In diesem Fall ware die Gesellschaft bei Eintritt eines
Steuertatbestands steuerpflichtig. Bei Eintritt eines
Steuertatbestands im Falle einer Zahlung an einen Anteilsinhaber,
einer Ubertragung von Anteilen oder einer fiktiven VerduBerung
wird die Steuer zum Satz von 41 % in Abzug gebracht. In Bezug auf
eine fiktive VerduBerung gibt es einen Mechanismus zum Erhalt
einer Steuererstattung, wenn die Anteile im Anschluss zu einem
geringeren Wert verauBert werden.

Anlageorganismus mit persénlicher Anlagenselektion (Personal
Portfolio Investment Undertaking, ,,PPIU")

Eine Betrugsbekdmpfungsbestimmung sieht vor, dass der
Steuersatz von 41 % auf 60 % erhoht wird (und auf 80 %, wenn die
Steuererkldrung des Betroffenen keine korrekten Angaben zur
Zahlung/VerauBerung enthélt), wenn eine Anlage in einen Fonds
einen Anlageorganismus mit personlicher Anlagenselektion
(Personal Portfolio Investment Undertaking, ,,PPIU”) darstellt. Im
Wesentlichen gilt ein Anlageorganismus bezlglich eines
bestimmten Anlegers als ein PPIU, wenn der Anleger die Auswahl
des gesamten oder eines Teils des von dem Anlageorganismus
gehaltenen Vermogens unmittelbar oder durch Personen
beeinflussen kann, die im Auftrag des Anlegers handeln oder mit
diesem verbunden sind. In Abhéngigkeit der Umstdnde des
Betroffenen kann ein Anlageorganismus in Bezug auf manche,
keinen oder alle Privatanleger als PPIU angesehen werden (d. h. es
ist nur ein PPIU flr diejenigen Betroffenen, die die Auswahl
.beeinflussen” kénnen). Bestimmte Ausnahmen gelten, wenn die
Anlagen des Anlageorganismus breit vermarktet werden und
offentlich verfligbar sind oder wenn es sich bei den Anlagen nicht
um Immobilien handelt. Weitere Einschrankungen kénnen im Falle
von Anlagen in Grund und Boden oder nicht bdrsennotierten
Anteilen erforderlich sein, deren Wert sich von Grund und Boden
ableitet.

Im Falle eines Anteilsinhabers, der ein Unternehmen ist, betragt
der Steuersatz auf einen Steuertatbestand 25 %.

Abgesehen von den oben beschriebenen Umstdnden unterliegt
die Gesellschaft in Irland keiner Steuerpflicht auf Ertrdge oder
steuerlich belastbare Gewinne.
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Anteilinhaber

Die steuerliche Behandlung der Anteilinhaber der Gesellschaft in
Irland wird nachstehend erértert und hangt davon ab, welche der
folgenden Kategorien die Anteilinhaber zuzuordnen sind:

(i) Anteilinhaber, deren Anteile in einem anerkannten
Clearing- und Abwicklungssystem gehalten werden

Zahlungen an einen Anteilinhaber oder Einlésungen,
Riicknahmen, Annullierungen oder Ubertragungen von
Anteilen, die in einem anerkannten Clearing- und
Abwicklungssystem gehalten werden, stellen keinen
Steuertatbestand fiir die Gesellschaft dar. (Es liegt
jedoch Zweideutigkeit zwischen den Vorschriften in der
Frage dar, ob die in diesem Absatz angegebenen
Regelungen fir in einem anerkannten Clearing- und
Abwicklungssystem gehaltene Anteile im Falle von
Steuertatbestdnden gelten, die infolge einer fiktiven
VerauBerung entstehen. Deshalb  sollten  sich
Anteilsinhaber wie bereits empfohlen diesbezlglich
selbst steuerlich beraten lassen). Die Gesellschaft muss
daher auf solche Zahlungen keine irischen Steuern in
Abzug bringen, ungeachtet dessen, ob sie von
Anteilinhabern gehalten werden, die in Irland ansassige
oder in Irland gewdhnlich ansassige Personen sind, oder
ob ein nicht in Irland ansassiger Anteilinhaber eine
einschlagige Erklarung vorgelegt hat. Anteilinhaber, bei
denen es sich um in Irland anséssige oder in Irland
gewohnlich ansassige Personen handelt oder um
Personen, die nicht in Irland ansassig oder gewohnlich
ansassig sind, deren Anteile jedoch einer Zweigstelle
oder Vertretung in Irland zuzuordnen sind, konnen
jedoch dennoch fiir Ausschiittungen oder Einlésungen,
Ricknahmen oder Ubertragungen ihrer Anteile
steuerpflichtig sein.

Werden die Anteile in einem anerkannten Clearing- und
Abwicklungssystem gehalten, unterliegt der
Anteilinhaber (und nicht die Gesellschaft) auf
Selbstveranlagungsbasis einer Steuerpflicht, die sich aus
einem Steuertatbestand ergibt..

Werden die Anteile in einem anerkannten Clearing- und
Abwicklungssystem gehalten, unterliegt der
Anteilsinhaber (und nicht die Gesellschaft) auf
Selbstveranlagungsbasis einer Steuerpflicht, die sich aus
einem Steuertatbestand ergibt, sofern es sich bei dem
Anleger um eine in Irland ansassige Person, eine in Irland
gewohnlich ansadssige Person oder einen nicht
steuerbefreiten irischen Anleger handelt. Im Falle von
natirlichen Personen fallen derzeit Steuern in Héhe von
41 % auf Ausschittungen oder Gewinne an, die einem
Anteilsinhaber aus der Einloésung, Rickgabe,
Annullierung oder der Ubertragung von Anteilen durch
den Anteilsinhaber zukommen. Handelt es sich bei der
Anlage um einen ,PPIU” unterliegt der Anteilsinhaber
einer Steuer von 60 %. Diese Satze gelten unter der
Voraussetzung, dass der Anteilsinhaber, bei dem es sich
um eine natlrliche Person handelt, korrekte Angaben zu

seinen Einklnften in einer rechtzeitig erfolgten
Steuererklarung  abgegeben  hat. (Enthélt die
Steuererklarung des Betroffenen keine korrekten

Angaben zu der Zahlung/VerduBerung, kommt ein
Steuersatz von 80 % zur Anwendung.)

Handelt es sich bei dem Anteilsinhaber um eine
Gesellschaft, dann werden die Zahlungen als
steuerpflichtiges Einkommen geméaB Case IV von
Schedule D des TCA behandelt.
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(i)

Werden die Anteile in einem anerkannten Clearing- und
Abwicklungssystem gehalten, ist keine einschlagige
Erklarung oder Genehmigung in Bezug auf
entsprechende gleichwertige MaBnahmen erforderlich.
Der Verwaltungsrat beabsichtigt, alle Anteile in einem
anerkannten Clearing- und Abwicklungssystem zu
halten. Sollte der Verwaltungsrat kiinftig
Anteilsbestdnde in verbriefter Form auBerhalb eines
anerkannten Clearing- und  Abwicklungssystems
gestatten, missen potenzielle Anleger in den Anteilen
bei der Zeichnung und vorgesehene
Ubertragungsempfianger von Anteilen eine einschlagige
Erklarung als Voraussetzung zur Ausgabe von Anteilen
der Gesellschaft oder Registrierung als
Ubertragungsempfinger der Anteile (je nach Sachlage)
abgeben. Eine einschlagige Erklarung ist in dieser
Hinsicht nicht erforderlich, wenn die Gesellschaft die
Genehmigung von der irischen Steuerbehorde bei
entsprechenden gleichwertigen MaBnahmen erhalten
hat.

Anteilsinhaber, die weder in Irland ansassig noch
gewohnlich ansassig sind und deren Anteile nicht in
einem anerkannten Clearing- und Abwicklungssystem
gehalten werden

Die Gesellschaft hat keine Steuer bei Eintreten eines
Steuertatbestands in  Bezug auf Anteilsinhaber
einzubehalten, wenn (a) der Anteilsinhaber weder in
Irland ansdssig noch gewohnlich ansassig ist, (b) der
Anteilsinhaber eine einschlagige Erklarung abgegeben
hat und der Gesellschaft keine Informationen vorliegen,
die angemessenerweise nahelegen, dass die darin
enthaltenen Informationen im Wesentlichen nicht mehr
zutreffend sind, oder (c) entsprechende gleichwertige
MaBnahmen getroffen wurden, um sicherzustellen dass
Anteilsinhaber der Gesellschaft weder in Irland anséssig
noch gewodhnlich ansédssig sind, wenn die Gesellschaft
hierzu die Genehmigung der irischen Steuerbehorde
erhalten hat.

Insoweit ein Anteilsinhaber als Vermittler im Namen von
Personen handelt, die weder in Irland ansassig noch
gewohnlich ansassig sind, wird durch die Gesellschaft
keine Steuer im Falle eines Steuertatbestands in Abzug
gebracht, sofern der Vermittler eine einschlagige
Erklarung abgegeben hat, dass er im Namen dieser
Personen handelt und der Gesellschaft keine
Informationen vorliegen, die angemessenerweise
nahelegen, dass die darin enthaltenen Informationen im
Wesentlichen nicht mehr zutreffend sind.

Anteilsinhaber, die weder in Irland ansdssig noch
gewodhnlich  ansdssig sind und die einschlagige
Erklarungen vorgelegt haben oder auf die die Regelung
gleichwertiger ~ MaBnahmen  Anwendung findet,
unterliegen keiner Besteuerung von Ausschittungen
durch die Gesellschaft oder Gewinnen aus Riickkaufen,
Riicknahmen, Annullierungen oder Ubertragungen ihrer
Anteile, vorausgesetzt, dass diese Anteile nicht Giber eine
Zweigstelle oder Vertretung in Irland gehalten werden
und dass die Anteile, sofern nicht boérsennotiert, nicht
den groBeren Teil ihres Werts aus irischen Land- oder
Mineralrechten  beziehen. Auf  Zahlungen der
Gesellschaft an Anteilsinhaber, die in Irland nicht
steuerpflichtig sind, werden keine Steuern in Abzug
gebracht.
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(iii) Anteilsinhaber, die in Irland ansdssig oder gewohnlich

ansissig sind und deren Anteile nicht in einem
anerkannten Clearing- und Abwicklungssystem
gehalten werden

Es sei denn, (a) ein Anteilsinhaber ist ein steuerbefreiter
irischer Anleger, legt diesbeziiglich eine einschlagige
Erklarung vor und die Gesellschaft befindet sich nicht in
Besitz von Informationen, die nach billigem Ermessen
vermuten lassen wirden, dass die darin enthaltenen
Angaben im Wesentlichen nicht oder nicht mehr
zutreffen; oder (b) der Gesellschaft liegt eine
Genehmigung der irischen Steuerbehérde (Revenue
Commissioners) vor, muss die Gesellschaft auf alle
sonstigen Ausschiittungen oder Gewinne, die dem
Anteilsinhaber (ausgenommen steuerbefreite irische
Anleger, die eine einschlagige Erklarung vorgelegt
haben) auf eine Einlosung, Ricknahme, Annullierung
oder Ubertragung von Anteilen durch einen
Anteilsinhaber, der in Irland anséssig oder gewohnlich
ansassig ist (und bei dem es sich nicht um eine
Gesellschaft handelt, die eine einschlagige Erklarung
vorgelegt hat) Steuern in Abzug bringen.

Fir einen Anteilsinhaber, bei dem es sich um eine
Gesellschaft handelt und der eine einschlagige Erklarung
vorgelegt hat, muss die Gesellschaft Steuern zu einem
Satz von 25% in Abzug bringen. Etliche in Irland
ansassige und in Irland gewohnlich ansassige Personen
sind von den Bestimmungen vorstehender Regelungen
ausgenommen, sobald einschlédgige Erklarungen
vorliegen. Dabei handelt es sich um steuerbefreite
irische Anleger. Ferner gilt: Werden Anteile vom irischen
Courts Service gehalten, werden von der Gesellschaft
fir Zahlungen an den Courts Service keine Steuern in
Abzug gebracht. Der irische Courts Service muss
Steuern auf von der Gesellschaft an ihn geleistete
Zahlungen anwenden, wenn diese Zahlungen den
wirtschaftlichen Eigentimern zugeordnet werden.

In Irland ansassige Anteilsinhaber, bei denen es sich um
Unternehmen handelt und die Ausschiittungen oder
Gewinne aus der Einlosung, Riickgabe, Stornierung oder
Ubertragung ihrer Anteile erhalten, von denen Steuern in
Abzug gebracht worden sind, werden so behandelt, als
hatten sie eine jahrliche steuerpflichtige Zahlung gemal
Case IV von Schedule D des TCA erhalten, von der eine
Steuer zu einem Standardsatz von derzeit 25%
abgezogen wurde. Im Allgemeinen unterliegen solche
Anteilsinhaber in Bezug auf etwaige Ertrdge oder
Gewinne aus dieser Transaktion einer Steuerpflicht, und
in diesem Zusammenhang von der Gesellschaft in Abzug
gebrachte Steuern kénnen gegen eine etwaige zahlbare
Korperschaftsteuer aufgerechnet werden. Im
Allgemeinen unterliegen Anteilsinhaber, die naturliche
Personen sind und in Irland ansassig sind oder ihren
gewohnlichen Aufenthalt haben, nicht einer weiteren
irischen Steuer auf Ertrdge aus ihren Anteilen oder
Gewinne aus deren VerduBerung, wenn die Gesellschaft
bereits von erhaltenen Zahlungen Steuern abgezogen
hat. Erzielen Anteilsinhaber aus dem Verkauf von
Anteilen einen Wahrungsgewinn, dann unterliegen diese
Anteilsinhaber wahrend des Steuerjahres, in dem die
Anteile verduBert wurden, unter Umstanden einer Steuer
auf VerauBerungsgewinne.

Anteilsinhaber, die in Irland ansdssig oder gewdhnlich
ansassig sind und eine Ausschittung erhalten oder einen
Gewinn aus der Einlésung, Riickgabe, Stornierung oder
Ubertragung erzielen, von denen keine Steuern in Abzug
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gebracht wurden, unterliegen unter Umstdnden der
Einkommen- oder Korperschaftsteuer auf den Betrag
dieser Ausschiittung oder dieses Gewinns.

Steuererstattungen flr den Fall, dass eine einschlagige Erklarung
moglich gewesen widre, doch zum  Zeitpunkt des
Steuertatbestands nicht vorlag, erfolgen in der Regel nicht. Eine
Ausnahme gilt far bestimmte Unternehmen, die Anteilsinhaber
sind, im Rahmen der Verrechnung mit der irischen
Korperschaftsteuer.

SONSTIGE STEUERN
Stempelgebiihr

Fiir die Zeichnung, Ubertragung oder Riicknahme von Anteilen ist
keine irische Stempelgeblhr zu entrichten, wenn die Gesellschaft
als Anlageorganismus im Sinne von Section 739B des TCA
qualifiziert ist, unter der Voraussetzung, dass als Gegenleistung fiir
die Zeichnung oder Ricknahme von Anteilen oder die
Ubertragung von Anteilen keine Ubertragung von in Irland
befindlichen Immobilien erfolgt.

Kapitalerwerbsteuer

Bei der Schenkung oder Vererbung von Anteilen fallt unter der
Voraussetzung keine irische Schenkungs- oder Erbschaftsteuer
(Kapitalerwerbsteuer) an, dass

(a) zum Zeitpunkt der Verfiigung der Ubertragende nicht
oder nicht gewohnlich in Irland ansassig ist und der
Ubertragungsempfinger der Anteile nicht oder nicht
gewohnlich in Irland anséassig ist; und

(b) die Anteile zum Zeitpunkt der Schenkung oder

Vererbung und zum Bewertungsdatum in der Schenkung

bzw. dem Erbe enthalten sind.

Melde- und Quellensteuerpflichten in den USA

Die Vorschriften lber die Besteuerung von auslandischen Konten
(Foreign Account Tax Compliance Act, ,FATCA”) des Hiring
Incentives to Restore Employment Act [Gesetz zur Férderung der
Beschéftigung durch Einstellungspramien] (das
.Einstellungsgesetz”) stellen erhebliche, in den USA eingeflhrte
Informationspflichten dar, die darauf abzielen sicherzustellen,
dass US-Personen mit finanziellen Vermogenswerten auBerhalb
der USA den ordnungsgemaBen Steuerbetrag in den USA
entrichten. Gemal den Bestimmungen mussen der direkte und
indirekte Besitz von auslandischen Konten bzw. die Beteiligung an
auslandischen Unternehmen dem IRS gemeldet werden. Das
FATCA-Berichterstattungssystem wird durch eine Quellensteuer
von 30 % auf bestimmte Einkinfte aus US-Quellen (einschlieBlich
Dividenden und Zinsen) und Bruttoerlose aus dem Verkauf oder
einer sonstigen VerduBerung von Immobilien, aus denen Zinsen
oder Dividenden aus US-Quellen erzielt werden konnen,
umgesetzt (sog. ,Withholdable Payments”). Diese Regelungen
zum Steuerabzug gelten flr Personen die solche ,Withholdable
Payments” nach dem 30. Juni 2014 vornehmen, fiir auslandische
Finanzinstitute  (Foreign  Financial Institutions, ,FFI"),
einschlieBlich Investmentfonds (wie die Gesellschaft), und andere
Nicht-US-Unternehmen, die die FATCA-Bestimmungen nicht
einhalten. Dariiber hinaus wird gemaB FATCA auf Pass-Through-
Zahlungen eine Quellensteuer von 30 % erhoben. Eine Pass-
Through-Zahlung ist allgemein definiert als ein ,Withholdable
Payment” oder eine andere Zahlung, soweit diese einem
.Withholdable Payment” zuzuordnen ist (Letzteres wird als
,auslandische Pass-Through-Zahlung” bezeichnet). Diese
Regelung zielt darauf ab, FFls dazu zu ermutigen, mit dem IRS eine
Vereinbarung abzuschlieBen (eine ,FFI-Vereinbarung”), wenn sie
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Anlagen halten, aus den Zahlungen erwachsen, die Withholdable
Payments zuzuordnen sind, selbst wenn sie diese Anlagen, aus
denen Withholdable Payments generiert werden, nicht direkt
besitzen.

In Anerkennung sowohl der Tatsache, dass das erklarte politische
Ziel des FATCA in einer Meldung (und nicht einfach nur der
Erhebung von Quellensteuern) besteht als auch der
Schwierigkeiten, die in bestimmten Hoheitsgebieten bezliglich der
Konformitat auslandischer Finanzinstitute (FFIs) auftreten kdnnen,
haben die USA zur Umsetzung des FATCA einen
zwischenstaatlichen Ansatz entwickelt. Am 21. Dezember 2012
unterzeichneten die Regierungen Irlands und der Vereinigten
Staaten ein zwischenstaatliches Abkommen zur internationalen
Einhaltung von Steuervorschriften und zur Umsetzung des FATCA
(das ,irische IGA”). Fir irische FFls gelten die Bestimmungen des
irischen IGA zusammen mit den ergdnzenden Financial Accounts
Reporting (United States of America) Regulations 2014 in ihrer
gednderten Fassung und den von der irischen Steuerbehérde
(Revenue Commissioners) herausgegebenen Orientierungshilfen.

Das irische IGA sieht vor, dass irische Finanzinstitute US-
Kontoinhaber bis spéatestens an dem auf das Ende des
betreffenden Kalenderjahres folgenden 30. Juni an die irischen
Steuerbehorden melden; US-Finanzinstitute missen dafr irische
Kontoinhaber an die Bundessteuerbehérde der USA melden. Die
beiden Steuerbehdrden tauschen dann automatisch jahrlich diese
Informationen aus.

Es wird davon ausgegangen, dass die Gesellschaft fir die Zwecke
des irischen IGA ein berichterstattendes Finanzinstitut (Reporting
Financial Institution) darstellt. Im Allgemeinen sollte sie nicht dazu
verpflichtet sein, Informationen an die irische Steuerbehoérde
weiterzuleiten, da die Anteile als an etablierten Wertpapiermarkten
regelmaBig gehandelt gelten und daher kein berichtspflichtiges
Finanzkonto gemaB dem irischen IGA darstellen dirften, insoweit
die Anteile an derlei Wertpapierméarkten notiert sind und
regelmaBig gehandelt werden. In Bezug auf Anteile, die nicht als

regelméaBig gehandelt gelten, besteht indes eventuell eine
Berichtspflicht.

Die  Gesellschaft  (und/oder der  Administrator  oder
Anlageverwalter) sind berechtigt, die Anleger zu bitten,

Informationen zu ihrem steuerlichen Status, ihrer Identitat oder
dem Wohnsitz zur Verfigung zu stellen, um die
Meldeanforderungen zu erfiillen, die die Gesellschaft eventuell
aufgrund des irischen IGA haben kénnte; man nimmt an, dass die
Anleger durch die Zeichnung oder das Halten ihrer Anteile die
automatische Offenlegung dieser Informationen durch den
Emittenten oder eine andere Person an die Steuerbehérden
zugestimmt haben.

Jeder Anleger stimmt in seiner Zeichnungsvereinbarung zu, auf
Anfrage von Seiten der Gesellschaft solche Informationen
bereitzustellen. Soweit ein Fonds oder die Gesellschaft infolge des
FATCA der US-Quellensteuer aus seinen Anlagen unterliegt, kann
der Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft MaBnahmen in
Bezug auf die Anlagen eines Anlegers des Fonds oder der
Gesellschaft ergreifen, um sicherzustellen, dass eine solche
Quellensteuer nach wirtschaftlicher Betrachtungsweise vom
jeweiligen Anleger getragen wird, dessen Versdumnis, die
notwendigen Informationen bereitzustellen den
Quellensteuerabzug ausgeldst hat.

Jeder potenzielle Anleger sollte seinen eigenen Steuerberater
konsultieren, um sich Ulber die fir ihn geltenden Regelungen
gemalB dem FATCA oder eines zwischenstaatlichen Abkommens
zu informieren.
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Common Reporting Standard

Die OECD hat im Juli 2014 den Standard fiir den automatischen
Austausch von Informationen ber Finanzkonten (der ,Standard”)
ratifiziert, der den gemeinsamen Meldestandard (Common
Reporting Standard, ,,CRS”) enthalt.

Hauptziel des CRS ist es, den jahrlichen automatischen Austausch

bestimmter Informationen (iber Finanzkonten zwischen den
zustandigen Steuerbehoérden der teilnehmenden Lander
vorzusehen.

Der CRS stitzt sich stark auf den zwischenstaatlichen Ansatz, der
fir die Umsetzung des FATCA herangezogen wurde.
Entsprechend ausgepragt sind die Ahnlichkeiten zwischen den
beiden Meldemechanismen. Wahrend laut FATCA aber im
Wesentlichen nur die Meldung bestimmter Informationen lber
angegebene US-Personen an die US-Steuerbehdrde (IRS)
vorgeschrieben ist, ist der CRS aufgrund der vielen verschiedenen
an den Regelungen teilnehmenden Lander erheblich weiter
gefasst.

Ebenso ist zu beachten, dass der Ausschluss von Anteilen, die
regelméaBig auf einem etablierten Wertpapiermarkt gehandelt
werden, aus der Definition eines Finanzkontos im Sinne des FATCA
im Fall des CRS nicht zutrifft.

Grob gesprochen schreibt der CRS irischen Finanzinstituten vor,
in anderen teilnehmenden Landern ansassige Kontoinhaber
anzugeben und der irischen Steuerbehorde jahrlich bestimmte
Informationen Uber die Kontoinhaber zu erteilen (die diese
Informationen wiederum den in dem Land, in dem der
Kontoinhaber ansassig ist, zustdndigen Steuerbehorden zur
Verfigung stellt). Diesbeziiglich ist zu beachten, dass die
Gesellschaft im Sinne des CRS als irisches Finanzinstitut gilt.

EU-Offenlegungsvorschriften

Am 25. Mai 2018 verabschiedete der Rat Wirtschaft und Finanzen
der EU (,ECOFIN”) die Richtlinie des Rates (EU) 2018/822, die sich
auf den verpflichtenden automatischen Informationsaustausch im
Bereich der Besteuerung Uber meldepflichtige
grenziberschreitende Gestaltungen bezieht, die auch als ,DAC6"
bezeichnet wird. Die Hauptziele der DAC6 sind die Starkung der
Steuertransparenz und der Kampf gegen als aggressiv eingestufte
grenziberschreitende Steuergestaltungen.

Die DAC6 erlegt Steuerberatern, Wirtschaftsprifern,
Rechtsanwalten, Banken, Finanzberatern und anderen Vermittlern
mit Sitz in der EU, die potenziell aggressive grenziiberschreitende
Steuergestaltungen entwerfen, vermarkten, organisieren, zur
Umsetzung zur Verfligung stellen oder deren Umsetzung
verwalten. Meldepflichten auf. Sie gilt auch fir Personen, die Hilfe,
Unterstiitzung oder Beratung in Bezug auf potenziell aggressive
grenzlberschreitende  Steuergestaltungen leisten, wenn
vernlinftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass sie
diese Funktion bewusst ausgefiihrt haben. Wenn sich der
Vermittler auBerhalb der EU befindet oder an ein gesetzliches
Berufsgeheimnis gebunden ist, kann die Meldepflicht in

bestimmten Fallen auf die Gesellschaft als Steuerzahler
Ubergehen.
Eine Gestaltung ist meldepflichtig, wenn sie bestimmte

Kennzeichen erflllt. Diese Kennzeichen sind sehr weit definiert
und haben das Potenzial, eine groBe Spanne von Transaktionen
einzuschlieBen.

Die DAC6 wurde durch Chapter 3A, Part 33 des TCA in irisches
Recht umgesetzt, das durch Section 67 des Finance Act 2019
eingefiihrt wurde. Meldepflichtigen Transaktionen, bei denen der
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erste Schritt zur Umsetzung einer grenziiberschreitenden
Gestaltung zwischen dem 1. Juli 2020 und dem 31. Dezember 2020
stattfindet, missen bis zum 31. Januar 2021 gemeldet werden.
Meldepflichtigen Transaktionen, bei denen der erste Schritt zur
Umsetzung einer grenziberschreitenden Gestaltung zwischen
dem 25. Juni 2018 und dem 1. Juli 2020 stattgefunden hat, missen
bis zum 28. Februar 2021 gemeldet werden.

Alle meldepflichtigen Transaktionen, die ab dem 1. Januar 2021
umgesetzt werden, missen innerhalb von 30 Tagen gemeldet
werden.

ANSASSIGKEIT UND GEWOHNLICHE ANSASSIGKEIT IN IRLAND
ZU STEUERZWECKEN

Ansissigkeit - Unternehmen

Ein Unternehmen, das seine Zentralverwaltung und Kontrolle in
der Republik Irland hat (dem ,Staat”), ist ungeachtet seines
eingetragenen Sitzes im Staat ansdssig. Ein Unternehmen, das
zwar nicht seine Zentralverwaltung und Kontrolle, doch seinen

eingetragenen Sitz im Staat hat, ist im Staat anséassig,
ausgenommen wenn:
(a) das Unternehmen oder ein verbundenes Unternehmen

im Staat ein Gewerbe betreibt und das Unternehmen
entweder letztlich durch in EU-Mitgliedstaaten oder in

Landern, mit denen die Republik Irland ein
Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen hat,
ansassige Personen kontrolliert wird oder das

Unternehmen oder ein verbundenes Unternehmen an
einer anerkannten Borse in der EU oder einem Land, mit
dem eine Steuerabkommen besteht, notiert, jeweils
vorausgesetzt, dass die zentrale Geschéftsleitung und
Kontrolle des Unternehmens nicht in einem
Hoheitsgebiet ausgelbt wird, das keine
Anséssigkeitsprifung basierend auf der zentralen
Geschéftsleitung und Kontrolle durchfihrt; oder

das Unternehmen nach einem
Doppelbesteuerungsabkommen zwischen der Republik
Irland und einem anderen Land nicht als im Staat
ansassig gilt.

Es ist zu beachten, dass die Bestimmung des Unternehmenssitzes
flr steuerliche Zwecke in bestimmten Fallen kompliziert sein kann.
Anmelder werden auf die spezifischen rechtlichen Vorschriften
verwiesen, die in Section 23A TCA enthalten sind.

Ansiassigkeit - natiirliche Person

Eine naturliche Person gilt als flr ein Steuerjahr in Irland ansassig,
wenn sie:

0] sich im betreffenden Steuerjahr mindestens 183 Tage im
Staat aufhalt; oder

(i) sich unter Berlcksichtigung der im betreffenden
Steuerjahr im Staat verbrachten Tage und der Anzahl der
im Vorjahr im Staat verbrachten Tage insgesamt 280
Tage im Staat aufgehalten hat.

Halt sich eine naturliche Person in einem Steuerjahr nicht mehr als
30 Tage im Staat auf, so bleibt das zum Zweck der Anwendung des
zweijahrigen Tests unberlicksichtigt. Die Anwesenheit im Staat an
einem Tag bedeutet, dass eine natlrliche Person wahrend des
Tages personlich anwesend sein muss.
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Gewohnliche Ansissigkeit - natiirliche Person

Der Begriff ,gewéhnliche Ansassigkeit” im Unterschied zu
.Ansdssigkeit” bezieht sich auf das normale Lebensmuster einer
Person und bezeichnet die Ansassigkeit an einem Ort mit einer
gewissen Kontinuitat.

Eine natlrliche Person, die drei Steuerjahre in Folge im Staat
ansassig war, wird mit Wirkung vom Anfang des vierten
Steuerjahres gewohnlich ansassig.

Eine natlrliche Person, die gewohnlich im Staat ansassig war,
verliert den Status der gewohnlichen Anséassigkeit am Ende des
dritten Steuerjahres in Folge, in dem sie nicht anséassig ist. Eine
natlirliche Person, die 2011 im Staat ansédssig und gewdhnlich
ansassig ist und den Staat in diesem Steuerjahr verlasst, bleibt
daher bis Ende des Steuerjahres, das am 31. Dezember 2014
ablauft, gewohnlich ansassig.

Vermittler
Dies bezeichnet eine Person, die:

(i ein Geschaft betreibt, das unter anderem aus dem
Empfang von Zahlungen eines in Irland ansassigen
Anlageorganismus im Namen anderer Personen besteht
oder

(ii) im Namen anderer Personen Anteile oder Units an einem
Anlageorganismus halt.

Sonstige Hoheitsgebiete.

Die Ertrage und/oder Gewinne einer Gesellschaft aus ihren
Wertpapieren und Vermogenswerten kénnen in Landern
Quellensteuern unterliegen, in denen solche Ertrage und/oder
Gewinne anfallen. Die Gesellschaft ist unter Umstédnden nicht in
der Lage, von ermaBigten Quellensteuersidtzen durch
Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Irland und diesen
Landern zu profitieren. Wenn sich diese Situation in Zukunft andert
und die Anwendung eines ermaBigten Satzes zu einer
Rickzahlung an diese Gesellschaft fuhrt, wird der
Nettoinventarwert der Gesellschaft nicht neu festgesetzt, sondern
die Ruckzahlung auf die zum Zeitpunkt der Rickzahlung
bestehenden Anteilsinhaber anteilig verteilt.

Veroffentlichung von Informationen
Der aktuelle Nettoinventarwert je Anteil jeder Anteilsklasse ist im
Anschluss an seine Berechnung nach jedem Bewertungszeitpunkt

taglich beim Administrator oder auf der Webseite erhéltlich.

Der Nettoinventarwert je Anteil wird flr jeden Fonds in dessen
Basiswahrung veroffentlicht.
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Die folgenden Feststellungen zur Besteuerung stellen keine
Rechts- oder Steuerberatung dar und sind eine allgemeine
Zusammenfassung der erwarteten steuerlichen Behandlung von
Anlegern im Vereinigten Konigreich, die Anteile als Anlage halten
und im Vereinigten Koénigreich ihren Wohnsitz, gewohnlichen
Wohnsitz und ihr Domizil haben.

Die Zusammenfassung basiert auf geltendem Steuerrecht und der
Praxis, die nach gangiger Auffassung im Vereinigten Konigreich
zum Datum dieses Prospekts anwendbar sind, doch potenzielle
Anleger sollten beachten, dass sich die einschlagigen fiskalischen
Regelungen oder Praktiken oder ihre Auslegung moglicherweise
rickwirkend dndern konnen. Die Zusammenfassung ist flr keinen
Anleger eine Garantie der steuerlichen Ergebnisse der Anlage in
einen Fonds der Gesellschaft.

Die Grundlagen fir die Hohe und jede Entlastung von Steuern
kénnen sich dndern. Potenzielle Anleger sollten sich selbst Gber
die fur die Zeichnung, den Erwerb, den Besitz und die Ricknahme
von Anteilen in dem Land, dessen Staatsbirger sie sind oder in
dem sie anséssig oder wohnhaft sind, geltenden steuerlichen
Folgen informieren und gegebenenfalls beraten lassen.

Besteuerung der Gesellschaft

Die Mitglieder des Verwaltungsrats beabsichtigen, die Geschafte
der Gesellschaft so zu fiihren, dass sie nicht als steuerlich im
Vereinigten Konigreich ansassig behandelt wird.
Dementsprechend und unter der Voraussetzung, dass die
Gesellschaft im Vereinigten Konigreich kein Gewerbe Uber eine
standige Betriebsstatte oder einen Vertreter auslbt, der/die sich
dort befindet und steuerrechtlich im Vereinigten Konigreich eine
.standige Niederlassung” darstellt und alle ihre Handelsgeschafte
im  Vereinigten Konigreich durch einen Makler oder
Anlageverwalter ausgefiihrt werden, der im normalen
Geschéftsgang als unabhangiger Vertreter agiert, unterliegt die
Gesellschaft im Vereinigten Koénigreich keiner Einkommen- oder
Korperschaftsteuer auf Ertrage oder Gewinne aus den Anlagen der
Gesellschaft auBer der auf bestimmte Einkiinfte aus britischen
Quellen anfallenden Quellensteuer.

Der Verwaltungsrat beabsichtigt, die Geschéfte der Gesellschaft
so zu fiihren, dass keine solche standige Niederlassung entsteht,
sofern er dies beeinflussen kann, kann aber nicht garantieren, dass
die Bedingungen, um dies zu verhindern, jederzeit erflllt sein
werden.

Es ist nicht zu erwarten, dass die Tatigkeit der Gesellschaft im
Sinne des britischen Steuerrechts als Handelstatigkeit angesehen
wird. In dem Umfang, in dem im Vereinigten Koénigreich eine
Handelstatigkeit erfolgt, kann diese jedoch prinzipiell britischen
Steuern unterliegen. Der Gewinn aus einer derartigen
Handelstatigkeit wird auf der Grundlage von Section 1146 des
Corporation Tax Act 2010 und Section 835M des Income Tax Act
2007 unter der Voraussetzung nicht zur britischen Steuer
veranlagt, dass die Gesellschaft, die Verwaltungsgesellschaft und
der Anlageberater bestimmte Bedingungen einhalten. Der
Verwaltungsrat, die  Verwaltungsgesellschaft  und die
Anlageberater beabsichtigen, die jeweiligen Geschifte der
Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und der Anlageberater
so zu fuhren, dass diese Bedingungen ausnahmslos erfllt sind,
soweit sie auf diese Bedingungen jeweils Einfluss nehmen kénnen.
Bestimmte von der Gesellschaft vereinnahmte Zins- und sonstige
Ertrdge aus britischen Quellen kénnen im Vereinigten Koénigreich
steuerlichen Abziigen unterliegen.

Ab April 2020 sind Ertrage, die nicht ansassige Unternehmen aus
britischen Immobilien erzielen, sowie Gewinne aus der
VerauBerung britischer Immobilien durch nicht ansassige
Unternehmen korperschaftsteuerpflichtig.
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Von der Gesellschaft vereinnahmte Ertrdge und Gewinne kénnen
Quellen- oder &hnlichen Steuern unterliegen, die in dem Land
erhoben werden, in dem solche Ertrage anfallen.

Besteuerung Anteilinhaber

Vorbehaltlich ihrer personlichen Steuersituation sollten sich
Anteilinhaber, die im steuerlichen Sinn im Vereinigten Konigreich
ansdssig sind oder ihren gewdhnlichen Aufenthalt haben, dariber
im Klaren sein, dass nach der derzeitigen Gesetzeslage ihre Anteile
an den jeweiligen Fonds vermutlich Anteile an einem ,Offshore
Fund” (Offshore-Fonds) im Sinne von Part 8 des Taxation
(International and Other Provisions) Act 2010 darstellen. Jede
Anteilsklasse eines Fonds wird im Sinne des britischen
Steuerrechts als Offshore-Fonds behandelt. Halt eine Person einen
solchen Anteil, werden sdmtliche Gewinne, die diese Person beim
Verkauf, der Ricknahme oder der anderweitigen VerauBerung
dieses Anteils erzielt (einschlieBlich der fiktiven VerauBerung bei
Ableben) zum Zeitpunkt dieses Verkaufs, dieser Riicknahme oder
dieser sonstigen VerduBerung als Einkommen (,,Offshore Income
Gains”)und nicht als Kapitalertrag besteuert, es sei denn, die
betreffende Anteilsklasse des Fonds war von der Steuerbehoérde
(HMRC) fir jede Rechnungsperiode, in welcher die Person den
betreffenden Anteil gehalten hat, als ,berichtender Fonds” (d. h.
ein Fonds, der gemaB den Rechnungslegungsstandards des
Vereinigten Konigreichs 100 % seiner Ertrage offenlegt) zertifiziert.

Allgemein ist gemaB Offshore Funds (Tax) Regulations 2009 (die
,Offshore-Vorschriften”) ein ,Reporting Fund” ein Offshore-
Fonds, der bestimmte Vorausbedingungen und jahrliche
Berichtsanforderungen gegeniiber der britischen Steuerbehoérde
(HMRC) und seinen Anteilsinhabern erfiillen muss. Diese jahrlichen
Pflichten beinhalten u.a. die Berechnung und Meldung der
Ertragsrenditen des Offshore-Fonds fiir jeden Meldezeitraum
(gemaB Definition im Sinne des britischen Steuerrechts) je Anteil
an alle betreffenden Anteilsinhaber (wie fiir diesen Zweck
definiert). Britische Anteilsinhaber, die ihre Beteiligungen am Ende
des Meldezeitraums halten, auf den sich das gemeldete
Einkommen bezieht, unterliegen der Einkommen- oder
Korperschaftsteuer auf geleistete Barausschittungen oder den
vollen gemeldeten Betrag, je nachdem, was hoher ist. Es wird
unterstellt, dass der gemeldete Ertrag den britischen
Anteilsinhabern sechs Monate nach Ende des betreffenden
Haltezeitraums erwéchst.

Sobald die britische Finanzbehoérde den Status des ,Reporting
Fund” fur die jeweiligen Anteilsklassen erteilt hat, gilt dieser Status
dauerhaft fir die Zeitrdume, in denen die jahrlichen
Anforderungen erfillt werden. Anleger sollten sich fiir weitere
Informationen zu den Auswirkungen, die mit dem Erhalt dieses
Status seitens der Fonds einhergehen, an ihre Fachberater
wenden.

Der Verwaltungsrat kann die Zertifizierung jedes Fonds als
.berichtenden Fonds” beantragen, denn eine Zertifizierung als
.berichtender Fonds” wiirde sich dahingehend auswirken, dass im
Vereinigten Konigreich anséssige Anleger der britischen
Einkommensteuer auf den Anteil der Fondsertrdge, die ihrem
Anteil am Fonds zuzuordnen sind, unterliegen und beim Verkauf
die Kapitalertragsteuer Anwendung findet. Wird ein Fonds nicht
entsprechend zertifiziert, so wird nach den geltenden
Bestimmungen jeder Gewinn, der durch einen Anleger, welcher im
Vereinigten Konigreich anséassig ist oder seinen gewohnlichen
Aufenthalt hat, beim Verkauf, der Riicknahme oder der sonstigen
VerauBerung seiner Anteile realisiert wird (einschlieBlich des
fiktiven Gewinns bei Ableben) als Einkommen und nicht als
Kapitalertrag besteuert. Die konkreten Folgen einer solchen
Behandlung sind abhéngig von der individuellen steuerlichen
Situation jedes Anlegers. Anleger, die im Vereinigten Konigreich
ansassig sind oder ihren gewodhnlichen Aufenthalt haben, sollten
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sich jedoch dariiber im Klaren sein, dass sie insbesondere der
Einkommensteuer unterliegen kénnen und sie nicht die Vorteile
der jahrlichen Befreiung von der Kapitalertragsteuer in Anspruch
nehmen koénnen. Kapitalgesellschaften kénnen gegebenenfalls
nicht die indexgebundene Steuerverglnstigung (,Benefit of
Indexation”) nutzen, um ihre aus einem solchen Gewinn
entstehenden Steuerverbindlichkeiten im Vereinigten Konigreich
zu reduzieren. Anleger, die natirliche Personen sind und im
Vereinigten Konigreich ansassig sind, dort aber nicht ihren
Wohnsitz haben und die Besteuerung nach dem Prinzip der
.Remittance Basis” (d. h. eine Besteuerung nur der ins Vereinigte
Konigreich Uberwiesenen Betrdge) wéahlen, unterliegen jedoch
nicht der Besteuerung solcher nicht Ubertragenen Gewinne.
Britische Pensionsfonds durften von diesen Bestimmungen
ebenfalls unberihrt bleiben, da ihre Befreiung von der britischen
Kapitalertragsteuer sich auch auf Ertrdge erstrecken dirfte, die
gemal diesen Bestimmungen als Einkommen behandelt werden.

Nach den im Finanzgesetz von 1996 (Finance Act 1996) zur
Besteuerung von Unternehmens- und Staatsanleihen enthaltenen
Regelungen gilt: Wenn die Position eines Fonds in ,Qualifying
Investments” zu irgendeinem Zeitpunkt 60 % des Marktwerts aller
von diesem Fonds gehaltenen Anlagen Ubersteigt, unterliegt eine
steuerlich im Vereinigten Konigreich anséssige Gesellschaft, die
Anteile an diesem Fonds halt, der Pflicht zur Entrichtung von
Einkommensteuern auf alle Ertrdge und Gewinne, die sich aus den
Anteilen ergeben, und auf die Wertschwankungen dieser Anteile
(berechnet am Ende jeder Rechnungsperiode des Anlegers und
zum Datum der VerauBerung der Beteiligung), bzw. kann bei einem
entsprechenden Wertverlust, wie gemaB Zeitwertbilanzierung
ermittelt, eine Steuererleichterung erhalten. ,Qualifying
Investments” sind: (a) zinsbringend angelegte Gelder (auBer
Barbestdnden, die investiert werden sollen); (b) Wertpapiere
(auBer Anteilen an einer Gesellschaft); (c) Anteile an
Bausparkassen;  (d)  ,Qualifying Holdings” in einem
Investmentfonds (Unit Trust Scheme), einem Offshore-Fonds oder
eine offene Investmentgesellschaft (was als Anlage in einen
Investmentfonds,  Offshore-Fonds  oder  einer  offenen
Investmentgesellschaft (OEIC) interpretiert werden kann, die
ihrerseits den ,Non-qualifying Investment Test” in Bezug auf ihre
Positionen in unter (a) bis (c) oben aufgefiihrten Anlagen nicht
bestehen wirden); (e) derivative Kontrakte in Bezug auf
Wahrungen oder jeden anderen oben unter (a) bis (d) aufgefihrten
Punkt; und (f) Differenzkontrakte in Bezug auf Zinsen, Bonitat oder
Wahrungen. Diese Regelungen gelten fiir einen Anleger, der ein im
Vereinigten Konigreich ansassiges Unternehmen ist, wenn das
60%-Limit  zu irgendeinem  Zeitpunkt  wahrend  der
Rechnungsperiode des Anlegers Uberschritten wird, selbst wenn
dieser zu diesem Zeitpunkt keine Anteile an dem Fonds gehalten
hat. In Anbetracht der aktuellen Anlagepolitik der Gesellschaft und
der Fonds dirften diese Regelungen vermutlich fiir solche Anleger
von Bedeutung sein, die im Vereinigten Konigreich ansassige
Unternehmen sind. Fir Anleger, die Versicherungsgesellschaften
oder Investmentfonds, zugelassene Investmentfonds oder offene
Investmentgesellschaften im Vereinigten Kénigreich sind, gelten
Sonderregelungen.

Anteilsinhaber, die der britischen Einkommensteuer unterliegen,
zahlen auf solche Zinsausschiittungen Steuern zum vollen
Grenzsteuersatz flr die Einkommensteuer, wenn die Fonds
jederzeit wahrend des betreffenden Zeitraums mehr als 60 % ihres
Vermogens in qualifizierten Anlagen halten. Andernfalls werden
erhaltene Ertragsausschittungen als Dividenden mit dem
niedrigeren Grenzsteuersatz flr Dividenden besteuert. Seit dem
22. April 2009 kénnen im Vereinigten Konigreich ansassige private
Anteilsinhaber unter bestimmten Umstédnden von einer nicht
erstattungsfahigen Steuergutschrift in Bezug auf Ausschittungen
oder gemeldete Ertréage profitieren, die diese von institutionellen
Offshore-Fonds erhalten haben, die Uberwiegend in Aktien
investiert sind. Ist das Vermogen der Offshore-Fonds jedoch zu
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mehr als 60 % in verzinsliche (oder wirtschaftlich &hnliche)
Anlagen investiert, werden Ausschiittungen oder gemeldete
Ertrdge als Zinsen des Privatanlegers ohne Steuergutschrift
behandelt und besteuert.

Gemal3 Part 9A des Corporation Tax Act 2009 fallen
Dividendenausschittungen von einem Offshore-Fonds, die an im
Vereinigten Konigreich ansassige Unternehmen getatigt werden,
wahrscheinlich unter eine Reihe von Regelungen zur Befreiung
von der britischen Koérperschaftsteuer. Ferner dirften auch
Ausschittungen an nicht im Vereinigten Konigreich ansassige
Unternehmen, die ein Gewerbe durch eine standige Niederlassung
im Vereinigten Konigreich betreiben, von der britischen
Korperschaftsteuer auf Dividenden insoweit befreit sein, soweit
die von einem solchen Fonds gehaltenen Anteile durch diese
standige Niederlassung verwendet bzw. fir diese gehalten
werden. Gemeldete Ertrage werden zu diesem Zweck nicht anders
behandelt als eine Dividendenausschuttung.

Seit 6. April 2016 ist ein neuer steuerlicher Dividendenfreibetrag
an die Stelle der Regelung fiir Dividendensteuergutschriften
getreten. Ein im Vereinigten Konigreich ansassiger Anteilsinhaber,
der eine natirliche Personen ist, kann unabhangig von den
sonstigen Nichtdividendenertragen, die er erhalten hat, im
Rahmen des neuen Dividendenfreibetrags einen Steuerfreibetrag
auf die ersten 5.000 GBP der von ihm erhaltenen
Dividendenertrage in Anspruch nehmen. Dividendenertrage, die
Uber der Grenze von 5.000 GBP liegen, werden mit den folgenden
Sétzen besteuert:

(i) 7,5 % auf Dividendenertrage, die dem Basissteuersatz
unterliegen
(i) 32,5% auf Dividendenertrdge, die dem hoheren

Steuersatz unterliegen
(iii) 38,1% auf Dividendenertrage, die dem zusétzlichen
Steuersatz unterliegen

Beherrschte auslandische Unternehmen

Im Vereinigten Konigreich anséssige Anteilsinhaber, bei denen es
sich um Korperschaften handelt, sollten die Bestimmungen von
Part 9A des Taxation (International and Other Provisions) Act 2010
beachten. Diese Bestimmungen betreffen im Vereinigten
Konigreich ansassige Unternehmen, die fiir sich genommen oder
zusammen mit bestimmten steuerlich verbundenen Personen eine
angenommene Beteiligung von mindestens 25% an den
.steuerlich belastbaren Gewinnen” einer nicht anséssigen
Gesellschaft (wie der Gesellschaft) aufweisen, die (i) von
Gesellschaften oder anderen Personen kontrolliert wird, die
steuerlich im Vereinigten Konigreich ansassig sind, (i) einem
.hiedrigeren Niveau” der Besteuerung unterliegen und (iii) im
Wesentlichen nicht ihre gesamten Ertrage ausschiitten. Obwohl
erwartet wird, dass die ausschiittenden Anteile im Wesentlichen
alle auf sie entfallenden Ertrage des Fonds ausschitten, gilt das
nicht fir die thesaurierenden Anteile, sodass diese gesetzlichen
Bestimmungen zutreffen konnen. Diese Bestimmungen kdnnten
dazu flhren, dass solche institutionellen Anteilsinhaber im
Vereinigten Kénigreich in Bezug auf ihren Anteil an den Gewinnen
der Gesellschaft der Kérperschaftsteuer unterliegen, sofern nicht
eine Reihe von verfligbaren Befreiungen zutrifft. Zu Personen, die
als zu diesen Zwecken als miteinander ,verbunden” behandelt
werden koénnen, zadhlen zwei oder mehrere Gesellschaften, von
denen eine die andere(n) beherrscht oder die alle unter
gemeinsamer Beherrschung stehen. VerduBerungsgewinne
gehoren nicht zu den fur diesen Zweck ,steuerpflichtigen
Gewinnen” des Fonds.
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Verhinderung der Umgehung von Einkommensteuern

Im Vereinigten Konigreich ansdssige Anteilsinhaber sollten
Chapter Il von Part Xlll des Income Taxes Act 2007 beachten,
wonach sie fur nicht ausgeschuttete Ertrage oder Gewinne der
Gesellschaft einer Einkommensteuerpflicht unterliegen kénnen.

Diese Bestimmungen sollen die Vermeidung von
Einkommensteuern durch natirliche Personen durch eine
Transaktion  verhindern, die  zur Ubertragung von

Vermogenswerten oder Ertragen auf Personen (einschlieBlich
Unternehmen) fihren, die im Ausland anséssig oder wohnhaft
sind, und koénnen diese in Bezug auf Einkommen- oder
Korperschaftsteuern auf nicht ausgeschittete Ertrdge oder
Gewinne der Gesellschaft auf Jahresbasis steuerpflichtig machen.
Diese Rechtsvorschriften gelten jedoch nicht, wenn ein
Anteilsinhaber der britischen Steuerbehérde (HM Revenue &
Customs) zufriedenstellend nachweisen kann, dass entweder:

(i) es nicht angemessen waére, aus allen Umstanden des
Falls die Schlussfolgerung zu ziehen, dass der Zweck
oder einer der Zwecke, zu dem bzw. zu denen eine oder
mehrere der maBgeblichen Transaktionen
vorgenommen wurde(n), darin bestand, Steuern zu
vermeiden;

(ii) alle maBgeblichen Transaktionen echte
Handelsgeschéfte sind und es nicht angemessen wire,
aus allen Umstanden des Falls zu folgern, dass eine oder
mehrere Transaktionen mehr als zuféllig dem Zweck der
Vermeidung einer Steuerpflicht dient bzw. dienen; oder

alle betreffenden Transaktionen echte Transaktionen
nach dem Fremdvergleichsgrundsatz waren, und falls
der Anteilsinhaber nach Chapter 2 von Part 13 in Bezug
auf diese Transaktionen steuerpflichtig war, dies eine
ungerechtfertigte und unverhéltnisméaBige
Beschrankung einer von Titel Il oder IV von Teil 3 des
Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union
oder von Teil Il oder Ill des EWR-Vertrags geschitzten
Freiheit darstellen wiirde.

(iii)

Zurechnung von Gewinnen an im Vereinigten Konigreich
ansassige Personen

Im Vereinigten Konigreich anséssige Anteilsinhaber werden auf
die Bestimmungen von Section 13 des Taxation of Chargeable
Gains Act 1992 (,Section 13”) hingewiesen. Demnach gilt: Fallt
einer Gesellschaft, die nicht im Vereinigten Konigreich anséassig
ist, aber eine Gesellschaft mit beschrankter Gesellschafterzahl
(Close Company) ware, wenn sie im Vereinigten Konigreich
ansdssig ware, ein steuerpflichtiger Gewinn an, so kann eine
Person so behandelt werden, als ware ihr ein proportionaler Teil
des steuerpflichtigen Gewinns angefallen, der bezogen auf ihre
Beteiligung an der Gesellschaft berechnet wird. Einer solchen
Person entstehen jedoch gemaB Section 13 keine
Verbindlichkeiten, wenn dieser Anteil maximal einem Viertel des
Gewinns entspricht. Ausnahmeregelungen gelten auBerdem,
wenn der Erwerb, das Halten oder die VerdauBerung von
Vermogenswerten in keinem Fall hauptsadchlich dem Zweck der
Steuerumgehung dient oder wenn die betreffenden Gewinne aus
der VerauBerung von Vermogenswerten stammen, die nur fir die
Zwecke echter, wirtschaftlich signifikanter Geschéftstatigkeit
verwendet werden, die auBerhalb des Vereinigten Koénigreichs
erfolgt. Diese Bestimmungen kénnten bei ihrer Anwendung dazu
flhren, dass eine Person so behandelt wird, als wére ein Teil eines
der Gesellschaft angefallenen Gewinns (beispielsweise aus einer
VerduBerung von Anlagen, sofern das in diesem Sinne einen
steuerpflichtigen Gewinn darstellt) unmittelbar dieser Person
angefallen. Dieser Teil entspricht dem Anteil an den
Vermogenswerten der Gesellschaft, auf den die Person bei der
Abwicklung der Gesellschaft zu dem Zeitpunkt Anspruch hatte, an
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dem der Gesellschaft der steuerpflichtige Gewinn anfallt. Die
Regelungen wurden durch die Bestimmungen von Section 14A des
Taxation of Chargeable Gains Act 1992 mit Wirkung vom 6. April
2008 auf natlrliche Personen ausgedehnt, die auBerhalb des
Vereinigten Konigreichs anséssig sind. Das gilt vorbehaltlich der
Besteuerungsgrundlage unter besonderen Umstanden.

Da VerauBerungen bestimmter Anteilsklassen einer Besteuerung
als Offshore-Gewinne unterliegen, konnen anstelle von Section 13
auch die Vorschriften Anwendung finden. Laut Vorschrift 24
ersetzen Offshore-Gewinne alle Verweise auf ,steuerpflichtiger
Gewinn’ in Section 13. Es bestehen gewisse Unsicherheiten
darliber, ob Vorschrift 24 tatsdchlich so Anwendung findet wie
urspriinglich beabsichtigt, da sie so ausgelegt werden kann, dass
sie nur flar Offshore-Gewinne gilt, die von Offshore-Fonds
erwirtschaftet werden, und nicht fir alle VerduBerungsgewinne,
die Offshore-Fonds anfallen. Trotz dieser Unsicherheiten ist es
ratsam, davon auszugehen, dass Vorschrift 24 auf alle
VerauBerungsgewinne von Offshore-Fonds ebenso Anwendung
findet wie Section 13, denn in dieser Absicht hat die britische
Steuerbehorde die Rechtsvorschriften offenbar abgefasst.

BRITISCHE STEMPELGEBUHR UND STAMP DUTY RESERVE TAX

Verbindlichkeiten aus britischen Stempelgebiihren und
Stempelsteuern (Stamp Duty Reserve Tax) fallen nicht an, sofern
alle schriftlichen Dokumente zur Ubertragung von Anteilen an der
Gesellschaft oder von der Gesellschaft erworbenen Anteilen
jederzeit auBerhalb des Vereinigten Konigreichs ausgefertigt und
aufbewahrt werden. Der Gesellschaft kdnnen jedoch beim Erwerb
und bei der VeraduBerung im Vereinigten Konigreich
Ubertragungssteuern entstehen. Im Vereinigten Kénigreich sind
Stempelgebiihren oder Stempelsteuern von der Gesellschaft beim
Erwerb von Anteilen an Unternehmen, die entweder im
Vereinigten Konigreich eingetragen sind oder die dort ein
Anteilsregister fUhren, zu einem Satz von 0,5 % zu zahlen.

Weil die Gesellschaft nicht im Vereinigten Konigreich anséassig ist
und das Register der Anteilsinhaber auBerhalb des Vereinigten
Koénigreichs gefiihrt wird, fallt aufgrund der Ubertragung, der
Zeichnung und/oder der Ricknahme von Anteilen keine
Stempelgebihr an ausgenommen wie vorstehend angegeben.

Auf die Ubertragung, Zeichnung oder Riicknahme von Anteilen in
stlickeloser Form durch die elektronischen
Wertpapierabwicklungssysteme sollte keine britische
Stempelgebiihr anfallen, da eine solche Ubertragung, Zeichnung
oder Ricknahme elektronisch erfolgt und nicht durch ein
schriftliches Dokument.

Anteilsinhaber sollten beachten, dass auch andere Aspekte des
britischen Steuerrechts fir ihre Anlage in der Gesellschaft
maBgeblich sein kénnen.

Wenn Sie sich Uber Ihre Situation im Unklaren sind oder
moglicherweise in einem anderen Land als dem Vereinigten
Konigreich Steuern unterliegen, sollten Sie lhren unabhéngigen
Finanzberater zu Rate ziehen.



14. Deutsches Investmentsteuergesetz 2018

Im Einklang mit den Anderungen des deutschen
Investmentsteuergesetzes  beabsichtigen die Fonds der
Gesellschaft, die Voraussetzungen fiir Aktienfonds gemal §2 Abs.
6 InvStG zu erflllen und werden daher fortlaufend mindestens
50 % ihres Nettoinventarwerts in Aktien (geméaB §2 Abs. 9a in
Verbindung mit §2 und §3 InvStG) in Aktien (gemaB §2 Abs. 8
InvStG) investierten, sofern nachstehend keine abweichenden
Angaben gemacht werden.

Die folgenden Fonds der Gesellschaft beabsichtigen nicht, die
Voraussetzungen fir Aktienfonds zu erfillen:

. Invesco Commodity Composite UCITS ETF
. Invesco Bloomberg Commodity Carbon Tilt UCITS ETF
. Invesco Bloomberg Commodity UCITS ETF

. Invesco Bloomberg Commodity ex-Agriculture UCITS
ETF

Bitte beachten Sie, dass die Aktienquoten der einzelnen Fonds von
unserem Finanzdatenanbieter in Deutschland an WM Daten zur
Veroffentlichung weitergegeben werden.

Anleger sollten sich von ihren Steuerberatern zu den
Auswirkungen des deutschen Investmentsteuergesetzes beraten
lassen.
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15. Gebiihren & Kosten

GEBUHREN UND KOSTEN

(a)

(b)

(c)

(d)

(e)

()

59

Die Gesellschaft kann die Geblihren und Kosten jedes
Fonds, einschlieBlich der sonstigen
Verwaltungsaufwendungen und Transaktionsgebtihren,
zahlen, die die Gebiihren und Kosten der Verwahrstelle,
des Administrators, der Verwaltungsgesellschaft und
des Anlageverwalters einschlieBen konnen (jeder dieser
Dienstleistungsanbieter kann ganz oder teilweise auf die
Geblihr, die er fur einen Anleger erhalt, verzichten).

Managementgeblhren: GemaB und abhangig von den
Bestimmungen des Managementvertrags wird die
jahrliche Managementgeblhr ein an die
Verwaltungsgesellschaft zahlbarer Prozentsatz des
Nettovermogens jedes Fonds oder jeder Anteilsklasse
sein. Managementgeblihren sind regelméaBig zu einem
im jeweiligen Prospektnachtrag angegebenen
Hochstsatz zahlbar. Die Managementgebihr wird an
jedem Handelstag berechnet. Gebuhren, die an den
Anlageverwalter, die  Verwahrstelle oder den
Administrator zu zahlen sind, werden von der
Verwaltungsgesellschaft gezahlt. Die
Verwaltungsgesellschaft wird auBerdem die einem
Fonds entstandenen ordentlichen Geblhren,
Aufwendungen und Kosten begleichen, darunter
sonstige Verwaltungsaufwendungen, wie nachstehend
naher beschrieben.

Gebuhren fir den Handel mit Anteilen: Angaben zur
TransaktionsgebUhr flr Einlagen in Sachwerten, zu
Ubertragungssteuern, Zeichnungsgebuhr,
Ricknahmegebihr und jeder sonstigen Gebihr
einschlieBlich der (gegebenenfalls) fir den Tausch von
Anteilen anfallenden Tauschgebiihr sind fiir die Anteile
jedes Fonds in dem Prospektnachtrag des jeweiligen
Fonds aufgefiihrt.

Verglitung  der  Verwaltungsratsmitglieder: Die
Verwaltungsratsmitglieder, die nicht
Verwaltungsratsmitglieder, leitende Mitarbeiter oder
Angestellte von Invesco UK Services Limited sind, haben
Anspruch auf eine Vergltung ihrer Dienste als
Verwaltungsratsmitglieder durch die Gesellschaft,
jedoch unter der Voraussetzung, dass das Honorar, das
jedes Verwaltungsratsmitglied fiir eine zwoélfmonatige
Rechnungsperiode erhalt, 125.000 EUR, gegebenenfalls
zuzliglich Mehrwertsteuer, nicht tberschreitet. Darlber
hinaus haben die Verwaltungsratsmitglieder auch
Anspruch  auf  Erstattung angemessener  und
nachgewiesener Auslagen, die ihnen durch die Erflillung
ihrer Aufgaben als Verwaltungsratsmitglieder
entstanden. Die Vergltung der
Verwaltungsratsmitglieder wird von der
Verwaltungsgesellschaft gezahlt.

AuBergewohnliche Aufwendungen: Die Gesellschaft ist
verpflichtet, auBergewohnliche Aufwendungen zu
erstatten, einschlieBlich, jedoch nicht ausschlieBlich,
Aufwendungen im Zusammenhang mit Prozesskosten
und allen Steuern, Umlagen, Abgaben oder &hnlichen
Gebiihren, die der Gesellschaft oder ihren
Vermogenswerten auferlegt werden und ansonsten
nicht als gewohnliche Aufwendungen gelten wirden.
AuBergewodhnliche Aufwendungen werden auf alle
Anteilsklassen umgelegt.

Grundungskosten: Die Kosten flr die Griindung der
Gesellschaft und der Fonds (einschlieBlich Gebihren im
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(9)

(h)

(i)

Zusammenhang mit der Eintragung und Zulassung der
Gesellschaft, der Notierung der Fonds an den relevanten
Borsen und der Eintragung der Fonds fiir den Vertrieb in
anderen Hoheitsgebieten) wurden von der
Verwaltungsgesellschaft gezahlt. Die Kosten fir die
anschlieBende Errichtung von Fonds sind ebenfalls von
der Verwaltungsgesellschaft zu zahlen, sofern im
Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds nicht
anderweitig angegeben.

Sonstige Verwaltungsaufwendungen: Die sonstigen
Verwaltungsaufwendungen beinhalten insbesondere
laufende Kosten flr Organisation und Eintragung; an die
Inhaber von Lizenzen auf einen Index zahlbare
Lizenzgebiihren; Aufwendungen flr die Rechts- und
Prifdienste; Stempelgebiihren, samtliche Steuern und
Mehrwertsteuer, Sekretariatskosten der Gesellschaft,
alle im Zusammenhang mit Hauptversammlungen der
Anteilsinhaber anfallenden Kosten; Marketing- und
Vertriebskosten, Gebiihren fiir Investmenttransaktionen;
im Zusammenhang mit der Ausschittung von Ertrdgen
an die Anleger anfallende Kosten; Geblhren und Kosten
jeder Zahlstelle, Clearing-Stelle oder jedes Vertreters,
die/der in Einklang mit den Anforderungen eines
anderen Hoheitsgebiets bestellt wurde; die Gebihren
und Kosten jedes Beraters, der fir Dienstleistungen fir
die Gesellschaft oder die Verwaltungsgesellschaft
bestellt wurde; jeden im Rahmen von
Freistellungsbestimmungen zahlbaren Betrag, wie laut
Satzung oder einer Vereinbarung mit jeder von der
Gesellschaft benannten Person zahlbar; Kosten aller
vorgeschlagenen Notierungen und der
Aufrechterhaltung solcher Notierungen; samtliche
angemessenen Auslagen der Verwaltungsratsmitglieder;
auslandische Zulassungsgeblihren und Geblhren im
Zusammenhang mit der Aufrechterhaltung solcher
Zulassungen einschlieBlich Kosten fiir Ubersetzung und
lokale Rechtsberatung und sonstige Aufwendungen, die
von den Aufsichtsbehérden in  verschiedenen
Hoheitsgebieten verlangt werden, sowie die Vergitung
ortlicher Vertreter in fremden Hoheitsgebieten;
Versicherungen; Zinsen; die Kosten fir den Druck und
den Vertrieb dieses Prospekts und samtliche infolge der
regelméaBigen Aktualisierungen diese Prospekts oder der
jeweiligen Prospektnachtrage, Berichte, Rechnungen
und sonstiger erlauternder Memoranden anfallenden
Kosten, samtliche notwendigen Ubersetzungskosten,
sonstige Gebilhren im Zusammenhang mit der
Ubermittlung von Angaben zum Nettoinventarwert und
anderen Informationen, die in den verschiedenen
Hoheitsgebieten veroffentlicht werden mussen, oder im
Zusammenhang mit einer Gesetzesdnderung oder der
Einfihrung neuer Gesetze (einschlieBlich samtlicher
infolge der Einhaltung geltender Kodizes anfallender
Kosten, ob diese Gesetzeskraft besitzen oder nicht)
konnen ebenfalls aus dem Vermogen der Gesellschaft
gezahlt werden.

Transaktionsgebilhren:  Transaktionsgebiihren  sind
samtliche Gebihren und Kosten, die beim Kauf und
Verkauf von Wertpapieren oder anderen von einem

Fonds gehaltenen Anlagen anfallen, d. h.,,
Maklergebiihren und Provisionen und
Korrespondenzgebiihren fiir die Ubertragung von
Wertpapieren  oder  Anlagen  oder  sonstigen
Beteiligungen, sofern nicht im jeweiligen

Prospektnachtrag anders angegeben.

Abgaben und Gebilhren: Abgaben und Gebihren in
Bezug auf einen Fonds, alle Stempel- und anderen
Abgaben, Steuern, staatlichen Geblhren, Makler- und
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Bankgeblhren, Devisenspreads, Zinsen, Verwahrstellen-
und Unterverwahrstellengebihren (in  Bezug auf
Verkaufe und Kaufe), Ubertragungsgebiihren,
Registrierungsgebiihren und anderen Abgaben und
Geblhren, ob in Zusammenhang mit dem
urspringlichen Erwerb oder der Erhéhung des
Vermogens des betreffenden Fonds oder der Schaffung,
Ausgabe, dem Verkauf, der Umschichtung oder der
Ricknahme von Anteilen oder dem Verkauf oder Kauf
von Anlagen oder in Bezug auf Zertifikate oder andere
Papiere, die im Hinblick auf oder vor oder in
Zusammenhang mit der Transaktion oder dem Handel
gegebenenfalls fallig werden oder wurden, fir die diese
Abgaben und Geblhren anfallen, wozu, zur Klarstellung,
bei der Berechnung des Zeichnungs- und
Ricknahmepreises auch die Riickstellungen fir Spreads
zéhlen (zu beriicksichtigen ist die Differenz zwischen
dem Preis, zu dem die Vermdogenswerte bei der
Ermittlung des Nettoinventarwerts bewertet wurden,
und dem Schatzpreis, zu dem diese aufgrund einer
Zeichnung gekauft und im Rahmen einer Riicknahme
verkauft werden sollen), jedoch ausschlieBlich aller
Provisionen, die an Verkaufs- oder Kaufbeauftragte fir
die Anteile zu zahlen sind, sowie aller Provisionen,
Steuern, Geblhren oder Kosten, die bei der Ermittlung
des Nettoinventarwerts der Anteile des jeweiligen Fonds
beriicksichtigt wurden. GemaB der Satzung ist der
Verwaltungsrat befugt, im Rahmen des
Nettoinventarwerts eines Fonds nach eigenem Ermessen
eine Summe in Ansatz zu bringen, die eine Riickstellung
fir Abgaben und Geblhren in Zusammenhang mit der
Anschaffung und VerauBerung von Anlagen eines Fonds
verkorpert. Die Hohe sowie die Berechnungsbasis der
Abgaben und Gebihren kénnen auch in Abhangigkeit
vom Umfang des jeweiligen Handelsauftrags und der
Kosten im Zusammenhang mit den
Primarmarkttransaktionen schwanken.

VERRECHNUNGSPROVISIONEN

Derzeit besteht nicht die Absicht, dass in Bezug auf die
Gesellschaft Vereinbarungen tber Verrechnungsprovisionen (Soft
Commission Arrangements) getroffen werden. Fiir den Fall, dass
der Anlageverwalter oder eine seiner Tochtergesellschaften, eines
seiner verbundenen Unternehmen, Vertreter oder
Bevollmachtigten Vereinbarungen liber Nebenleistungen treffen,
haben sie sicherzustellen, dass (i) der Makler oder Kontrahent der
Vereinbarung sich zur bestmoglichen Ausfihrung flar die
Gesellschaft bereiterklart; (ii) die durch die Vereinbarung(en)
erzielten Vorteile so beschaffen sind, dass sie die Bereitstellung
von Investmentdienstleistungen flir den jeweiligen Fonds
unterstitzen und (iii) Maklersatze nicht Gber den marktiblichen
Satzen fir institutionelle Full-Service-Maklerdienste liegen.
Angaben zu solchen Vereinbarungen sind in dem nachstfolgenden
Bericht der Gesellschaft enthalten. Fiir den Fall, dass es sich dabei
um den ungepriften Halbjahresbericht handelt, sind die Angaben
auch in den folgenden Jahresbericht aufzunehmen. Solche
Regelungen entsprechen den Anforderungen von Artikel 11 von
MIFID 1.

RABATTE

Die Verwaltungsgesellschaft kann nach ihrem alleinigen Ermessen
mit bestimmten Anteilinhabern Rabattvereinbarungen treffen, die
eine Reduzierung der Zahlung der Fixgebihr in Bezug auf diese
Anteilinhaber bewirken. Die Verwaltungsgesellschaft wird
sicherstellen, dass solche Rabattvereinbarungen die in den
OGAW-Vorschriften dargelegten Anforderungen erfiillen.
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16. Ausschiittungspolitik

Die Ausschittungsvereinbarungen in Bezug auf die einzelnen
Fonds werden vom Verwaltungsrat zum Zeitpunkt der Auflegung
des jeweiligen Fonds festgelegt. Nahere Einzelheiten hierzu sind
gegebenenfalls im jeweiligen Prospektnachtrag dargelegt.

Nach der Satzung ist der Verwaltungsrat berechtigt, diejenigen
Dividenden in Bezug auf Anteilsklassen zu den Zeiten zu
beschlieBen und auszuschitten, wie er dies fiir angebracht halt
und wie dies aus den Gewinnen des jeweiligen Fonds
gerechtfertigt erscheint, wobei es sich bei den Gewinnen um (i)
die aufgelaufenen Ertrage (die sich aus allen angefallenen Ertragen
einschlieBlich Zinsen und Dividenden zusammensetzen) abziglich
Aufwendungen und/oder (ii) die realisierten und nicht realisierten
Kapitalgewinne aus der VerduBerung/Bewertung von Anlagen und
anderen Fonds abziglich der realisierten und nicht realisierten
aufgelaufenen Kapitalverluste des jeweiligen Fonds und/oder des
Kapitals des jeweiligen Fonds handelt. Wenn die Dividenden aus
dem Kapital des jeweiligen Fonds gezahlt werden, wird dies im
diesbezliglichen Prospektnachtrag angegeben.

Sofern Anteile nicht in einem anerkannten Clearing- und
Abwicklungssystem gehalten werden ist die Gesellschaft
verpflichtet und berechtigt, einen Betrag hinsichtlich der irischen
Steuer von jeder Ausschittung abzuziehen, die an einen Anleger
zu zahlen ist, der eine irische steuerpflichtige Person ist, als eine
solche gilt oder fiir eine solche handelt, und diesen Betrag an die
irische Steuerbehdrde zu zahlen. Anteilsinhaber werden auf den
Abschnitt ,Besteuerung in Irland” verwiesen, in dem die
steuerlichen Auswirkungen fiir solche Anteilsinhaber beschrieben
werden.

Dividendenausschittungen und andere Zahlungen bezliglich der
Anteile an der Gesellschaft, die durch ein anerkanntes Clearing-
und Abwicklungssystem gehalten werden, werden den
Kassakonten der Teilnehmer solcher anerkannter Clearing- und
Abwicklungssysteme gutgeschrieben gemal den Regelungen und
Verfahren des malBgeblichen Systems. Alle Informationen oder
Mitteilungen der Gesellschaft an Anteilsinhaber, die Anteile in
einem Abwicklungssystem halten, darunter Abstimm- oder
Stimmrechtsvertretungsunterlagen, Jahresberichte etc., werden
an solche Abwicklungssysteme Ubermittelt, die in der Lage sind,
derartige Informationen zur Weiterleitung an die Anteilsinhaber
entgegenzunehmen und zu verarbeiten.

Ausschiittungen, die innerhalb von sechs Jahren nach ihrem
Falligkeitstermin nicht beansprucht wurden, verfallen und gehen
wieder in das Vermogen des jeweiligen Fonds zurlick. In bar
zahlbare Ausschittungen an Anteilsinhaber werden durch
elektronische Uberweisung auf Kosten des Zahlungsempfingers
und innerhalb von 4 Monaten ab dem Datum gezahlt, an dem der
Verwaltungsrat die Ausschittung beschlossen hat.
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17. Allgemeines

MOGLICHE INTERESSENKONFLIKTE

Der  Verwaltungsrat, die Verwaltungsgesellschaft, der
Anlageverwalter, Invesco UK Services Limited, die Verwahrstelle,
der Administrator, der Indexanbieter, Anteilsinhaber, autorisierte
Teilnehmer, genehmigte Kontrahenten oder Market Makers, die
beauftragt wurden, an einer relevanten Borse, an der die Klassen,
denen die Anteile angehdren, notiert sind, Preise fiir die Anteile zu
stellen (im Sinne dieses Prospekts ein Market Maker), und alle ihre
jeweiligen Tochtergesellschaften, verbundenen Unternehmen,
Vertreter oder Beauftragten (im Sinne dieses Prospekts ,nahe
stehende Personen” und jeder einzelne eine ,nahe stehende
Person”) kénnen:

(a) untereinander oder mit der Gesellschaft Vertrage
schlieBen und finanzielle, Bank- oder sonstige
Transaktionen tatigen oder Vereinbarungen treffen,
insbesondere bezlglich Anlagen der Gesellschaft in
Wertpapieren oder Anlagen durch verbundene Personen
in Unternehmen oder Koérperschaften, deren Anlagen
Teil des Gesellschaftsvermogens sind oder die ein
Interesse an solchen Vertrdgen oder Transaktionen

haben;
(b) in  Anteile, Wertpapiere, Vermogenswerte und
Immobilien aller Art, die Teil des

Gesellschaftsvermogens sind, investieren und damit
handeln, jeweils fiir eigene Rechnung oder fiir Rechnung
Dritter; und

(c) als Auftraggeber bzw. Mandatstrager beim Kauf oder
Verkauf von Wertpapieren und anderen Anlagen von
bzw. an die Gesellschaft durch oder mit einer
verbundenen Person handeln.

Die Bestellung des Anlageverwalters, des Administrators und der

Verwahrstelle in  ihrer vordergriindigen Kapazitdt als
Dienstleistungserbringer  fiir die  Gesellschaft ist vom
Geltungsbereich  dieser Anforderungen im Hinblick auf

verbundene Personen ausgenommen.

Vermogenswerte der Gesellschaft in Form von Barmitteln oder
Wertpapieren konnen, vorbehaltlich der Bestimmungen der
irischen Central Bank Acts, 1942 bis 2010, in der durch die Central
Bank and Financial Services Regulatory Authority of Ireland Acts,
2003 bis 2004 erganzten Fassung, einer nahe stehenden Person
zur Verwahrung lbergeben werden. Alle Vermogenswerte des
Fonds in Form von Barmitteln kénnen in Einlagenzertifikate oder
Bankanlagen investiert werden, deren Emittent eine verbundene
Person ist. Bank- oder dhnliche Transaktionen kénnen auch mit
oder Uber eine verbundene Person getatigt werden.

Ein Interessenkonflikt kann auch entstehen, wenn die kompetente
Person, die von einem Fonds gehaltene nicht bdérsennotierte
Wertpapiere und/oder OTC-Derivate bewertet, der
Anlageverwalter oder ein Unteranlageverwalter oder eine andere
verbundene Partei der Gesellschaft ist. Beispielsweise werden die
Geblhren des Anlageverwalters als Prozentsatz des
Nettoinventarwerts eines Fonds berechnet und steigen mit
steigendem Nettoinventarwert des Fonds.

Der Verwaltungsrat, der Anlageverwalter, Invesco UK Services
Limited, die Verwahrstelle, der Administrator, der Indexanbieter,
jede genehmigte Gegenpartei, die Berechnungsstelle bei einem
DFl, jede Gegenpartei von Wertpapierleihgeschaften und alle
anderen relevanten Parteien werden nach besten Kraften dafur
Sorge tragen, dass im Sinne dieses Abschnitts auftretende
Konflikte fair gelost werden.
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Es besteht kein Verbot fir Geschéfte mit den Vermdgenswerten
eines Fonds durch verbundene Parteien und/oder deren jeweilige
leitende Angestellte, Verwaltungsratsmitglieder oder
Geschéftsfiihrer, sofern diese Geschafte zu marktiblichen
Bedingungen nach dem Fremdvergleichsgrundsatz getétigt
werden. Solche Transaktionen miissen im besten Interesse der
Anteilsinhaber liegen.

Zulassige Transaktionen mussen folgende Voraussetzungen
erfillen:

0] es wird eine bestatigte Bewertung durch eine von der
Verwahrstelle bzw. - bei Transaktionen mit Beteiligung
der Verwahrstelle von der Gesellschaft - von der
Gesellschaft als unabhangig und kompetent anerkannte
Person eingeholt; oder

(ii) das Geschéaft erfolgt zu den bestmoglichen
Bedingungen an organisierten Borsen nach deren
Regeln; oder
(iii) die Transaktionen erfolgen zu Bedingungen, die nach
Auffassung der Verwahrstelle bzw. - im Falle eines
Geschafts mit Beteiligung der Verwahrstelle - nach
Auffassung der Verwaltungsgesellschaft dem
Fremdvergleichsgrundsatz entsprechen, und im besten
Interesse der Anteilsinhaber.

Bei Geschéften mit Beteiligung der Verwahrstelle muss die
Verwahrstelle bzw. die Verwaltungsgesellschaft dokumentieren,
wie Absatz (i), (ii) oder (iii) erfullt wurden und - im Falle von Absatz
(iii) - angeben, auf welcher Grundlage sie sich davon Uberzeugt
haben, dass den vorstehend genannten Grundsatzen entsprochen
wurde.

INTERESSENKONFLIKTE

Vorbehaltlich der Bestimmungen in diesem Abschnitt konnen alle
nahe stehenden Personen untereinander oder mit der Gesellschaft
Vertrdage Uber Finanz-, Bank- oder sonstige Transaktionen
abschlieBen. Hierzu gehoéren, ohne darauf beschrankt zu sein,
Anlagen der Gesellschaft in Wertpapiere einer nahe stehenden
Person oder Anlagen einer nahe stehenden Person in
Gesellschaften oder Korperschaften, deren Anlagen Bestandteil
der Vermogenswerte eines Fonds sind, oder die ein Interesse an
solchen Vertragen oder Transaktionen haben. Darliber hinaus kann
eine nahe stehende Person jeweils fiir eigene oder fremde
Rechnung in Anteilen anlegen und mit Anteilen handeln, die sich
auf einen Fonds oder ein Vermogen der Art, wie es im Vermdgen
eines Fonds enthalten ist, beziehen.

Barmittel der Gesellschaft koénnen, vorbehaltlich der
Bestimmungen der irischen Central Bank Acts, 1942 to 1998, in der
durch die Central Bank and Financial Services Regulatory Authority
of Ireland Acts, 2003 to 2004 einer nahe stehenden Person zur
Verwahrung libergeben werden oder in durch eine nahe stehende
Person ausgegebene Einlagenzertifikate oder Bankinstrumente
angelegt werden. Banktransaktionen und vergleichbare
Transaktionen konnen auch mit oder mittels einer nahe stehenden
Person durchgefihrt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft und der Anlageverwalter kdnnen im
Rahmen ihrer jeweiligen Geschéftstatigkeit auch unter anderen als
den oben genannten Umsténden in potenzielle Interessenkonflikte
mit der Gesellschaft geraten. Die Verwaltungsgesellschaft und der
Anlageverwalter beriicksichtigen jedoch jeweils in diesem Fall ihre
Verpflichtungen im Rahmen ihrer jeweiligen Vertrage und
insbesondere ihre Verpflichtungen, soweit méglich im besten
Interesse der Gesellschaft und der Anteilsinhaber zu handeln,
unter Berlcksichtigung ihrer Verpflichtungen anderen Kunden
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gegenliber bei der Vornahme von Anlagen, bei denen
Interessenkonflikte entstehen kénnen, und stellen sicher, dass
diese Konflikte zwischen der Gesellschaft, den betreffenden Fonds
und anderen Kunden fair  gelost  werden. Die
Verwaltungsgesellschaft und der Anlageverwalter stellen sicher,
dass Anlagemoglichkeiten zwischen der Gesellschaft und ihren
anderen Kunden angemessen und gerecht verteilt werden. Falls
doch ein Interessenkonflikt entsteht, bemdiht sich die
Verwaltungsgesellschaft bzw. der Anlageverwalter darum
sicherzustellen, dass derartige Konflikte fair gelost werden.

Da die Geblihren der Verwaltungsgesellschaft auf dem
Nettoinventarwert eines Fonds basieren, erhdhen sich bei einem
Anstieg des Nettoinventarwerts des Fonds auch die an die
Verwaltungsgesellschaft zu  zahlenden  Geblihren  und
entsprechend gerat die Verwaltungsgesellschaft in einen
Interessenkonflikt in Fallen, in denen die Verwaltungsgesellschaft
fir die Ermittlung des Bewertungspreises der Anlagen eines Fonds
zustandig ist.

Die Verwaltungsratsmitglieder kénnen auch als
Verwaltungsratsmitglieder von anderen gemeinsamen
Anlagevehikeln (Investmentfonds) tatig sein. Wenn ein potenzieller
Interessenkonflikt zwischen ihren Pflichten gegeniiber der
Gesellschaft und denjenigen gegeniber Dritten entstehen,
bemihen sich die Verwaltungsratsmitglieder sicherzustellen, dass
ein derartiger Konflikt die Gesellschaft nicht unfairerweise
beeintrachtigt.

Die Verwahrstelle kann als Verwahrstelle anderer
Investmentgesellschaften des offenen Typs sowie als Treuhander
oder Verwahrstelle anderer Organismen fir gemeinsame Anlagen
fungieren. Die Verwahrstelle hat Verwahrdienstleistungen und
Nachweisdienstleistungen auf The Northern Trust Company,
Niederlassung London, Gbertragen. The Northern Trust Company
hat Verwahrdienstleistungen und Nachweisdienstleistungen an
Unterverwahrstellen in bestimmten in Frage kommenden Méarkten,
auf denen ein Fonds anlegen kann, weiter delegiert. Die
Verwahrstelle hat ihrer globalen Unterverwahrstelle, The Northern
Trust Company, Niederlassung London, die Verantwortung fiir die
Verwahrung der Finanzinstrumente und Barmittel der Gesellschaft
Ubertragen. Die weltweit tatige Unterverwahrstelle schlagt vor,
diese Aufgaben auf Unterbeauftragte weiter zu tibertragen, deren
Identitat in dem beigefligten Anhang V aufgefiihrt wird.

Daher ist es moglich, dass die Verwahrstelle und/oder ihre
Bevollmachtigten und Unterbevollméachtigten im Verlauf ihrer
Geschaftstatigkeit an anderen Finanz- und geschéftlichen
Transaktionen beteiligt sind, die gelegentlich potenzielle
Interessenkonflikte mit der Gesellschaft oder einem bestimmten
Fonds und/oder von der Verwaltungsgesellschaft verwalteten
Fonds oder anderen Fonds verursachen konnen, fir die die
Verwahrstelle als Verwahrstelle, Treuhdnder oder Verwahrstelle
tatig ist. In diesem Fall berticksichtigt die Verwahrstelle jedoch ihre
Verpflichtungen nach dem Verwahrstellenvertrag und den
Vorschriften und wird sich insbesondere nach besten Kraften
bemuhen sicherzustellen, dass die Auslibung ihrer Pflichten nicht
durch ihre derartige Beteiligung beeintrachtigt wird, und dass
entstehende  Konflikte insoweit praktikabel und unter
Beriicksichtigung ihrer Verpflichtungen gegeniiber anderen
Kunden gerecht und im besten Interesse der Anteilsinhaber
insgesamt gelost werden.

(b) Zum Datum dieses Prospekts halt kein
Verwaltungsratsmitglied eine  unmittelbare  oder
mittelbare Beteiligung an Vermogenswerten, die von der
Gesellschaft erworben oder verduBert wurden oder an
diese ausgegeben wurden oder fir die dies geplant ist,
und soweit nicht nachstehend angegeben, ist kein
Verwaltungsratsmitglied an zum Datum dieses
Dokuments bestehenden Vertragen oder
Vereinbarungen in wesentlicher Weise beteiligt, die ihrer
Art nach ungewodhnlich oder fiir das Geschaft der
Gesellschaft von Bedeutung waren.

(c) Zum Datum dieses Prospekts hélt weder eines der
Verwaltungsratsmitglieder noch eine eng verbundene
Person wirtschaftliche Beteiligungen am Anteilskapital
der Gesellschaft oder Optionen auf dieses Kapital.

(d) Feargal Dempsey ist Mitglied des Verwaltungsrats der
Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft. Gary
Buxton ist Verwaltungsratsmitglied der Gesellschaft und
der Verwaltungsgesellschaft und von Invesco UK
Services Limited. Katy Walton Jones ist
Verwaltungsratsmitglied der Gesellschaft sowie von
Invesco UK Services Limited.

BETEILIGUNGEN DER VERWALTUNGSRATSMITGLIEDER

(a) Es bestehen keine Dienstvertrage zwischen der
Gesellschaft und ihren Verwaltungsratsmitgliedern,
noch sind solche Vertrage geplant.
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DATENSCHUTZ

Potenzielle Anleger sollten beachten, dass kraft einer Anlage in der
Gesellschaft und der damit verbundenen Interaktionen mit der
Gesellschaft, ihren Konzerngesellschaften, ihren Dienstleistern,

Beauftragten und Bevollmachtigten (unter anderem
gegebenenfalls das Ausfillen des Zeichnungsantrags, die
Aufzeichnung von  elektronischer Kommunikation  oder

Telefongesprachen) oder kraft der Erteilung personenbezogener
Daten Uber natlrliche Personen, die mit dem Anleger verbunden
sind, an die Gesellschaft (beispielsweise
Verwaltungsratsmitglieder, Treuhander, Représentanten,
Aktionare, Anleger, Kunden, wirtschaftliche Eigentiimer oder
Vertreter) solche natirlichen Personen der Gesellschaft, ihren
Konzerngesellschaft, Dienstleistern, Beauftragten und
Bevollméachtigten bestimmte personliche Informationen erteilen,
die personenbezogene Daten im Sinne der geltenden
Datenschutzgesetze, einschlieBlich der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) darstellen.

Die Gesellschaft hat eine Datenschutzerklarung erstellt, die
weitere Informationen dartiber vermittelt, wie die Gesellschaft die
personenbezogenen Daten natlrlicher Personen erhebt, nutzt und
schitzt. Die Datenschutzerklarung der Gesellschaft steht auf der
Website etf.invesco.com zur Verfigung und ist im
Zeichnungsformular enthalten.



18. Wesentliche Vertrage

Die folgenden Vertrage wurden nicht im von der Gesellschaft zu
verfolgenden gewohnlichen Geschaftsgang abgeschlossen und
sind oder kdnnen wesentlich sein:

(a)

(b)
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Der Managementvertrag vom 22. Dezember 2008
zwischen der Gesellschaft und der
Verwaltungsgesellschaft. Der Managementvertrag sieht
vor, dass die Bestellung der Verwaltungsgesellschaft so
lange in Kraft bleibt, bis sie entweder von der
Verwaltungsgesellschaft oder von der Gesellschaft mit
einer Frist von mindestens 90 Tagen schriftlich
gegenliber der jeweils anderen Partei gekiindigt wird;
unter bestimmten Umstanden kann der
Managementvertrag  jedoch  auch  unverzlglich
schriftlich von der Verwaltungsgesellschaft oder der
Gesellschaft gegenlber der jeweils anderen Partei
gekiindigt werden. Der Managementvertrag sieht
bestimmte Freistellungen zugunsten der
Verwaltungsgesellschaft vor, die aus dem Vermdégen des
jeweiligen Fonds zahlbar sind, wobei diese im Falle von
Betrug, Unredlichkeit, vorséatzlicher Unterlassung oder
Fahrlassigkeit seitens der Verwaltungsgesellschaft im
Hinblick auf die Erfillung oder Nichterflllung ihrer
Verpflichtungen und Aufgaben ausgeschlossen sind.

Der Managementvertrag enthéalt Bestimmungen zum
beschréankten Ruckgriff, im Rahmen derer
Ruckgriffsanspriiche  der  Verwaltungsgesellschaft
gegeniiber der Gesellschaft im Hinblick auf Anspriiche
aus oder in Zusammenhang mit dem
Managementvertrag ausdricklich auf den Fonds
beschrankt sind, der fir die Anteile aufgelegt wurde, auf
die sich diese Anspriche beziehen, und die
Verwaltungsgesellschaft hat keine Riickgriffsanspriiche
im Hinblick auf sonstige Vermdgenswerte der
Gesellschaft. Sollten diese Anspriiche nach Verwertung
der Vermogenswerte des jeweiligen Fonds und
Verwendung dieser Verwertungserlose zur Zahlung aller
Anspriche der Verwaltungsgesellschaft im Hinblick auf
den jeweiligen Fonds und alle sonstigen eventuellen
Verbindlichkeiten der Gesellschaft, die gleichrangig mit
oder vorrangig vor diesen Rickgriffsanspriichen
gegenliber dem jeweiligen Fonds sind (das ,relevante
Datum”), nicht in voller Hohe gezahlt sein, so (a) wird der
im Hinblick auf diese Anspriiche ausstehende Betrag
automatisch geldscht, (b) hat die
Verwaltungsgesellschaft keine weiteren
diesbezliglichen Zahlungsanspriiche und (c) kann die
Verwaltungsgesellschaft nicht die Abwicklung der
Gesellschaft oder die Auflésung eines anderen Fonds
infolge dieses Fehlbetrages verlangen; jedoch
vorausgesetzt, dass (a) und (b) oben nicht fir
Vermbgenswerte des Fonds gelten, die zu einem
spateren Zeitpunkt zwischen dem relevanten Datum und
dem Datum der Auflésung des Fonds vom Fonds gemaB
den Vorschriften der Zentralbank gehalten oder
zurlickerlangt werden kénnen.

Der Anlageverwaltungsvertrag vom 22. Dezember 2008
zwischen der Gesellschaft und dem Anlageverwalter.
Der Anlageverwaltungsvertrag sieht vor, dass die
Bestellung des Anlageverwalters so lange wirksam
bleibt, bis der Vertrag von einer der Parteien durch
Mitteilung an die andere Partei mit einer Frist von
mindestens 90 Tagen gekindigt wird, wobei der
Anlageverwaltungsvertrag jedoch unter gewissen
Umstanden unverziglich durch schriftliche Mitteilung
einer Partei an die andere geklindigt werden kann. Der
Anlageverwaltungsvertrag sieht bestimmte
Freistellungen zugunsten des Anlageverwalters vor,
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(c)

wobei diese im Falle von Betrug, Unredlichkeit,
vorsatzlicher Unterlassung oder Fahrlassigkeit seitens
des Anlageverwalters im Hinblick auf die Erfillung oder
Nichterflllung seiner Verpflichtungen und Aufgaben
ausgeschlossen sind.

Der Anlageverwaltungsvertrag enthalt Bestimmungen
zum beschrankten Rlckgriff, im Rahmen derer
Rickgriffsanspriiche des Anlageverwalters gegenlber
der Verwaltungsgesellschaft im Hinblick auf Anspriche
aus oder in Zusammenhang mit dem
Anlageverwaltungsvertrag  ausdrlcklich — auf  die
Vermogenswerte der Verwaltungsgesellschaft und
jeglicher Anspriiche, die die Verwaltungsgesellschaft in
Bezug auf den betreffenden Fonds hat, beschrankt sind,
der fur die Anteile aufgelegt wurde, auf die sich diese
Anspriche beziehen, und der Anlageverwalter hat keine
Rickgriffsanspriiche  im  Hinblick auf sonstige
Vermogenswerte der Gesellschaft oder eines anderen
Fonds. Sollten diese Anspriiche nach Verwertung aller
Vermogenswerte der Verwaltungsgesellschaft und aller
Anspriche, die die Verwaltungsgesellschaft in Bezug auf
den jeweiligen Fonds hat, und der Verwendung dieser
Verwertungserlése zur Zahlung aller etwaigen
Anspriche des Anlageverwalters in Bezug auf den
jeweiligen Fonds und alle sonstigen eventuellen
Verbindlichkeiten der Gesellschaft, die gleichrangig mit
oder vorrangig vor diesen Rickgriffsanspriichen
gegenuber den Vermbgenswerten der
Verwaltungsgesellschaft sind (das ,relevante Datum®),
nicht in voller Hohe gezahlt sein, so (a) wird der im
Hinblick auf diese Anspriche ausstehende Betrag
automatisch geldscht, (b) hat der Anlageverwalter keine
weiteren diesbezliglichen Zahlungsanspriiche und (c)
kann der Anlageverwalter nicht die Abwicklung der
Verwaltungsgesellschaft, der Gesellschaft oder die
Auflésung eines anderen Fonds infolge dieses
Fehlbetrages verlangen; jedoch vorausgesetzt, dass (a)
und (b) oben nicht fiir an die Verwaltungsgesellschaft zu
zahlende Vermogenswerte des Fonds gelten, die zu
einem spateren Zeitpunkt zwischen dem relevanten
Datum und dem Datum der Auflésung des Fonds vom
Fonds gemaB den Vorschriften der Zentralbank gehalten
oder zurlickerlangt werden kénnen.

Der Verwahrstellenvertrag vom 10. Oktober 2016
zwischen der Gesellschaft und der Northern Trust
Fiduciary Services (Ireland) Limited.

Die Verwahrstelle fungiert als Verwahrstelle fur die
Vermdgenswerte der Gesellschaft und ist fir die
Beaufsichtigung der Gesellschaft in dem nach
anwendbaren Gesetzen, Vorschriften und Verordnungen
erforderlichen MaBe und gemal deren Bestimmungen
zustandig. Die Verwahrstelle nimmt ihre
Aufsichtspflichten gemaB den geltenden Gesetzen,
Vorschriften und Verordnungen und im Einklang mit
dem Verwahrstellenvertrag wahr.

Die Verwahrstelle lasst bei der Wahrnehmung ihrer
Pflichten die gebotene Sachkenntnis, Sorgfalt und
Gewissenhaftigkeit, wie geméaB den Standards und
Gepflogenheiten einer professionellen Verwahrstelle
festgelegt, die ihre Dienste in den Markten und
Hoheitsgebieten anbietet, in denen die Verwahrstelle
ihre Dienste gemaB dem Verwahrstellenvertrag erfillt,
walten. Die Verwahrstelle darf gemal3 den Bedingungen
des Verwahrstellenvertrags ihre Pflichten im Hinblick auf
die sichere Verwahrung unter folgenden Bedingungen
Ubertragen: (i) die Dienstleistungen werden nicht in der
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Absicht Ubertragen, die Anforderungen der Vorschriften
zu umgehen; (i) die Verwahrstelle kann belegen, dass es
einen objektiven Grund fiir die Ubertragung gibt; (iii) die
Verwahrstelle ist bei der Auswahl und Bestellung eines
Dritten, dem sie Teile der jeweiligen Aufgaben
lbertragen mochte, mit der gebotenen Sachkenntnis,
Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit vorgegangen und geht
bei der regelmiBigen Uberpriifung und laufenden
Kontrolle von Dritten, denen sie Teile ihrer
Verwahraufgaben lbertragen hat, und von
Vereinbarungen des Dritten hinsichtlich der ihm
lbertragenen Aufgaben weiterhin mit der gebotenen
Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit vor. Die
Verwabhrstelle hat ihrer globalen Unterverwahrstelle, The
Northern Trust Company, Niederlassung London, die
Verantwortung flr die Verwahrung der
Finanzinstrumente und Barmittel der Gesellschaft
Ubertragen.

Die Verwahrstelle haftet gegenliber der Gesellschaft und
den  Anteilsinhabern  flir  den Verlust  von
Finanzinstrumenten, die durch die Verwahrstelle oder
eine ordnungsgemal beauftragte Drittpartei (wie gemal
den Vorschriften festgelegt) verwahrt werden, und im
Fall eines solchen Verlusts muss die Verwahrstelle der
Gesellschaft  unverziiglich  Finanzinstrumente von
identischem Typ oder den entsprechenden Betrag
zurlickgeben bzw. zurlickerstatten. Die Verwahrstelle
haftet nicht, wenn sie nachweisen kann, dass der Verlust
als Folge eines auB3erhalb ihrer angemessenen Kontrolle
stehenden auBeren Ereignisses entstanden ist, dessen
Folgen trotz aller zumutbaren Anstrengungen nicht
héatten vermieden werden kdnnen. Bei einem Verlust von
verwahrten Finanzinstrumenten koénnen sich die
Anteilsinhaber  direkt oder indirekt Uber die
Verwaltungsgesellschaft oder die Gesellschaft auf die
Haftung der Verwahrstelle berufen, sofern dies nicht zu
einer Verdoppelung von Rechtshilfen oder zu einer
ungleichen Behandlung der Anteilsinhaber fiihrt. Die
Haftung der Verwahrstelle wird nicht dadurch
beeinflusst, dass sie ihre Verwahraufgaben nach dem
Verwahrstellenvertrag ibertragen hat. Vorbehaltlich der
Haftung der Verwahrstelle fir den Verlust von
Finanzinstrumenten, die durch die Verwahrstelle oder
eine ordnungsgemal beauftragte Drittpartei (wie gemal
den Vorschriften festgelegt) verwahrt werden, haftet die
Verwahrstelle gegenliber der Gesellschaft, der
Verwaltungsgesellschaft und den Anteilsinhabern fir
ihren erlittenen Verlust, der aufgrund des fahrlassigen
oder vorsatzlichen Versdumnisses seitens der
Verwahrstelle entstehen, ihre Pflichten gemaB dem
Verwahrstellenvertrag und/oder den Vorschriften
ordnungsgemal zu erflllen. Die Verwahrstelle haftet
nicht flr Folgeschaden oder mittelbare oder konkrete
Schaden oder Verluste, die sich aufgrund oder im
Zusammenhang mit der Erfillung oder Nichterfillung
ihrer Aufgaben wund Verpflichtungen seitens der
Verwahrstelle ergeben. Der Verwahrstellenvertrag
beinhaltet Schadloshaltungen zugunsten der
Verwahrstelle fir bestimmte Verluste aber unter
Ausschluss von Angelegenheiten, bei denen die
Verwahrstelle fir die entstandenen Verluste haftet.

Der Verwahrstellenvertrag hat solange Glltigkeit, bis er
von einer der Parteien unter Einhaltung einer Frist von
mindestens 90 (neunzig) Tagen schriftlich geklndigt
wird. Eine Kindigung kann jedoch unter bestimmten
Umstanden, etwa bei der Insolvenz der Verwahrstelle,
fristlos erfolgen. Im Falle einer (beabsichtigten)
Abberufung oder eines Ricktritts der Verwahrstelle
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(d)

(e)

ernennt die Gesellschaft unter Einhaltung der
anwendbaren Anforderungen der Zentralbank eine
nachfolgende Verwahrstelle. Die Verwahrstelle darf nur
mit Genehmigung der Zentralbank ersetzt werden.

Der Verwahrstellenvertrag unterliegt irischem Recht und
die Gerichte Irlands haben die nicht ausschlieBliche
Gerichtsbarkeit Giber Streitigkeiten oder Klagen, die sich
aufgrund des  Verwahrstellenvertrags oder im
Zusammenhang damit ergeben.

Der Verwaltungsvertrag vom 12. Mai 2014 zwischen der
Verwaltungsgesellschaft, der Gesellschaft und dem
Administrator. Der Verwaltungsvertrag sieht vor, dass
die Bestellung des Administrators so lange wirksam
bleibt, bis der Vertrag von einer der Parteien durch
Mitteilung an die andere Partei mit einer Frist von
mindestens 90 Tagen gekiindigt wird, wobei der
Verwaltungsvertrag jedoch unter gewissen Umstanden
unverziglich durch schriftliche Mitteilung einer Partei an
die andere  gekiindigt werden kann. Der
Verwaltungsvertrag sieht bestimmte Freistellungen zu
Gunsten des Administrators vor, die von der
Verwaltungsgesellschaft oder aus dem Vermogen des
jeweiligen Fonds zahlbar sind, wobei diese im Falle von
Angelegenheiten, die aufgrund von Fahrlassigkeit,
Betrug oder vorsatzlicher Nichterflllung seitens des
Administrators, seiner leitenden Angestellten,
Mitarbeiter, Vertreter, Subunternehmer und
Reprasentanten im Hinblick auf die Erflllung seiner bzw.
ihrer Verpflichtungen entstehen, ausgeschlossen sind.

Der Verwaltungsvertrag enthalt Bestimmungen zum
beschrankten Ruckgriff, im Rahmen derer
Rickgriffsanspriiche des Administrators gegenliber der
Gesellschaft oder der Verwaltungsgesellschaft im
Hinblick auf Anspriiche aus oder in Zusammenhang mit
dem  Verwaltungsvertrag ausdricklich auf die
Vermogenswerte der Verwaltungsgesellschaft und des
Fonds beschrankt sind, der fir die Anteile aufgelegt
wurde, auf die sich diese Anspriiche beziehen, und der
Administrator hat keine Rickgriffsanspriiche im Hinblick
auf sonstige Vermogenswerte der Gesellschaft oder
eines anderen Fonds. Sollten diese Anspriiche nach
Verwertung der Vermogenswerte des jeweiligen Fonds
und der Verwendung dieser Verwertungserlose zur
Zahlung aller etwaigen Anspriiche des Administrators in
Bezug auf den jeweiligen Fonds und alle sonstigen
eventuellen Verbindlichkeiten der Gesellschaft, die
gleichrangig mit oder vorrangig vor diesen
Rickgriffsanspriichen gegentiber dem jeweiligen Fonds
sind (das ,relevante Datum”), nicht in voller Hohe
gezahlt sein, so (a) wird der im Hinblick auf diese
Anspriiche ausstehende Betrag automatisch geldscht,
(b) hat der Administrator keine weiteren diesbeziiglichen
Zahlungsanspriiche und (c) kann der Administrator nicht
die Abwicklung der Gesellschaft oder die Auflésung
eines anderen Fonds infolge dieses Fehlbetrages
verlangen; jedoch vorausgesetzt, dass (a) und (b) oben
nicht fir Vermogenswerte des Fonds gelten, die zu
einem spéateren Zeitpunkt vom Fonds gehalten oder
zurlickerlangt werden kénnen.

Weitere Vertrage: Zusatzlich zu den vorgenannten
Verpflichtungen  kénnen  lokale  Gesetze oder
Bestimmungen in bestimmten Hoheitsgebieten des EWR
vorschreiben, dass der Fonds eine lokale Zahlstelle
einrichtet. Zur Aufgabe der Zahlstelle kann u.a. die
Flhrung von Konten gehéren, Gber die Zeichnungs- und
Ricknahmegelder und Ausschiittungen gezahlt werden.
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Anleger, die es vorziehen oder durch lokale Vorschriften
verpflichtet sind, die Zahlung bzw. den Erhalt von
Zeichnungs-/Ricknahmegeldern liber einen Vermittler
statt direkt an die Verwahrstelle oder die Gesellschaft
durchzufiihren, tragen ein Kreditrisiko gegeniber
diesem Unternehmen in Bezug auf a) Zeichnungsgelder
und b) Riicknahmegelder. Die Ernennung einer Zahlstelle
(einschlieBlich einer Zusammenfassung der
Vereinbarung Uber die Ernennung dieser Zahlstelle) wird
in einem Landernachtrag im Detail angegeben. Die
Erbringung dieser Dienstleistungen soll Zu
gewohnlichen, marktiblichen Bedingungen fir die
Gesellschaft erfolgen, wobei die Gebihren dafir zu
normalen handelsiiblichen Satzen zu erheben sowie die
Auslagen zu erstatten sind.
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19. Unternehmensinformationen

BERICHTE UND FINANZAUSWEISE

Das Ende des Geschiaftsjahres der Gesellschaft ist der
30. November jeden Jahres. Der Jahresbericht und der geprifte
Jahresabschluss der Gesellschaft werden den Anteilsinhabern,
Euronext Dublin und der Zentralbank innerhalb von vier Monaten
nach Beendigung eines jeden Geschéftsjahres und mindestens 21
Tage vor der Hauptversammlung der Gesellschaft zugesandt, auf
der diese zur Genehmigung vorgelegt werden miissen. Des
Weiteren tUbermittelt die Gesellschaft den Anteilsinhabern und der
Zentralbank innerhalb von zwei Monaten nach dem Ende des
jeweiligen Halbjahreszeitraums, das heiBt dem 31. Mai jeden
Jahres, einen Halbjahresbericht und ungepriften
Halbjahresabschluss.

Diese Berichte und Abschliisse enthalten eine Aufstellung Uber
den Nettoinventarwert jedes einzelnen Fonds sowie der Anlagen
der einzelnen Fonds zum Geschaftsjahresende oder zum Ende des
jeweiligen Halbjahreszeitraums.

UBERTRAGUNG VON ANTEILEN

Die Anteile jedes Fonds sind durch ein schriftliches Dokument, das
vom Ubertragenden unterzeichnet ist (oder im Fall der
Ubertragung durch eine Korperschaft, im Namen des
Ubertragenden unterzeichnet oder mit dessen Siegel versehen
ist), stets vorausgesetzt, dass der Ubertragungsempfianger ein
Antragsformular zur Zufriedenheit des Administrators ausfillt und
dem Administrator zusammen mit allen gegebenenfalls von
diesem geforderten Dokumenten einreicht. Im Falle des Ablebens
einer Person, die Anteile als Mitinhaber mit anderen hélt, wird der
Uberlebende gemeinsame Anteilsinhaber bzw. werden die
liberlebenden gemeinsamen Anteilsinhaber von der Gesellschaft
als die einzige Person bzw. als die einzigen Personen anerkannt,
die Anspriiche oder Rechte auf die im Namen dieser gemeinsamen
Anteilsinhaber eingetragenen Anteile haben. Anteile konnen auch
entsprechend den Regeln eines Clearing-Systems Ubertragen
werden, da die Satzung die Ubertragung von Anteilen in
stlickeloser Form zulasst.

Anteile durfen nicht an eine US-Person bertragen werden.

Von Personen, die Uber ein Clearing-System handeln, kann
verlangt werden, dass sie eine Erklarung abgeben, dass ein
Ubertragungsempfanger keine unzulassige Person ist.

Wenn die Anteile nicht Uber ein anerkanntes Clearing- und
Abwicklungssystem gehalten werden und der Ubertragende eine
irische steuerpflichtige Person ist oder als eine solche gilt oder fir
eine solche handelt, so kann die Gesellschaft einen Teil der Anteile
des Ubertragenden zuriicknehmen und annullieren, der ausreicht,
damit die Gesellschaft die in Bezug auf die Ubertragung flligen
Steuern an die Steuerbehdrden zahlen kann.

stehen zur Einsichtnahme am Sitz des Administrators zur
Verfligung. Die Kommunikation mit Anteilsinhabern wird auf der
Webseite veroffentlicht. Anleger sollten die Webseite zur
Sicherstellung, dass sie derartige Mitteilungen/Informationen
rechtzeitig erhalten, regelmafBig besuchen oder ihre Makler oder
sonstigen Finanzvermittler oder -berater damit beauftragen, dies
fir sie zu tun. Wenn die Gesellschaft gemal3 der CBDF-Richtlinie
oder der CBDF-Verordnung bestimmte Informationen 6&ffentlich
zuganglich machen muss, kénnen diese Informationen auf der
Website zur Verfligung gestellt werden und werden
gegebenenfalls Gibersetzt.

Sofern den Anlegern nicht anderweitig offengelegt, stellt der
Manager im Falle der Vermarktung eines Fonds in einem anderen
EWR-Mitgliedstaat Einrichtungen zur Verfligung, um die folgenden
Aufgaben direkt oder Giber einen oder mehrere Dritte auszufiihren:

a) Bearbeitung von Zeichnungs-, Riickkauf- und
Riicknahmeantragen und Leistung sonstiger Zahlungen
an Anteilinhaber in Bezug auf die Anteile des Fonds
gemal den im Prospekt dargelegten Bedingungen;

b) Bereitstellung von Informationen fiir die Anteilinhaber
beziiglich der Stellung von den unter Punkt (a) oben
genannten Antrdgen sowie der Auszahlung der Ertrage
aus Rickkauf und Riicknahme;

c) Erleichterung der Bearbeitung von Beschwerden und
Sicherstellung, dass Verfahren und Vereinbarungen
hinsichtlich der Ausiibung von Anteilinhaberrechten,
die sich aus der Anlage in den Fonds in dem EWR-
Mitgliedstaat entstehen, in dem der Fonds vermarktet
wird, eingehalten werden;

d) Zurverfigungstellung aller erforderlichen Dokumente
fur die Einsichtnahme durch die Anteilinhaber auf der
Website und in den Geschéaftsraumen des Company
Secretary wie im nachstehenden Abschnitt ,,Dokumente
zur Einsichtnahme” naher ausgefiihrt und

e) Fungieren als Kontaktstelle fir die Kommunikation mit
den zusténdigen Behorden.

BEKANNTGABE VON PREISEN

Der Nettoinventarwert je Anteil jeder Klasse der einzelnen Fonds
kann vom Administrator bezogen werden und wird taglich auf der
Webseite in Bezug auf den Nettoinventarwert vom vorherigen Tag
veroffentlicht.

Der Nettoinventarwert wird unmittelbar
Euronext Dublin mitgeteilt.

nach Berechnung

GRUNDUNG UND GRUNDKAPITAL

Die Gesellschaft wurde am 16. Oktober 2008 in Irland als eine
Investmentgesellschaft mit variablem Kapital gegriindet und unter
der Registrierungsnummer 463397 eingetragen.

Zum Datum dieses Prospekts besteht das genehmigte
Grundkapital der Gesellschaft aus 2 Zeichneranteilen
(,Zeichneranteile”) von jeweils 1 € und 1.000.000.000.000
nennwertlosen Anteilen, die anfangs als nicht klassifizierte Anteile
ausgewiesen wurden und zur Ausgabe als Anteile zur Verfiigung
stehen.

Die Anteile sind mit keinen Vorkaufsrechten verbunden.

KOMMUNIKATION MIT DEN ANTEILINHABERN

Die Kommunikation mit Anteilsinhabern kann durch elektronische
Post oder auf anderen Kommunikationswegen erfolgen, sofern der
Anteilsinhaber dieser Kommunikationsmethode zugestimmt hat.
Exemplare samtlicher an Anteilsinhaber versandten Dokumente
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ZUSAMMENFASSUNG DER SATZUNG

Klausel 2 der Satzung sieht vor, dass das einzige Ziel der

Gesellschaft die gemeinsame Anlage von Kapital breiter
Anlegerkreise in Wertpapieren und/oder anderen liquiden
finanziellen = Vermoégenswerten und  entsprechend  den

Vorschriften nach dem Prinzip der Risikostreuung ist.
Die Satzung enthalt Bestimmungen mit folgendem Inhalt:

Befugnis des Verwaltungsrats zur Zuteilung von Anteilen Der
Verwaltungsrat ist generell und bedingungslos bevollméachtigt,
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alle Befugnisse der Gesellschaft zur Zuteilung der jeweiligen
Wertpapiere, einschlieBlich Bruchteilsanteilen davon, bis zu einer
Hohe auszuliben, die dem genehmigten aber bis jetzt noch nicht
ausgegebenen Anteilskapital der Gesellschaft entspricht.

Anderung von Rechten Die mit einer Klasse verbundenen Rechte
kénnen mit der schriftlichen Zustimmung der Anteilsinhaber von
drei Vierteln der Anzahl der ausgegebenen Anteile dieser Klasse
oder mit der Genehmigung durch einen Sonderbeschluss, der auf
einer gesonderten Hauptversammlung der Anteilsinhaber der
Anteile dieser Klasse verabschiedet wurde, gedndert oder
aufgehoben werden. Die Anteile konnen auf diese Weise gedndert
oder aufgehoben werden entweder, wenn die Gesellschaft noch
aktiv ist oder wahrend einer Abwicklung der Gesellschaft oder
wahrend einer Abwicklung erwogen wird. Diese Zustimmung oder
diese Genehmigung ist jedoch nicht im Fall einer Anderung,
Abanderung oder Aufhebung der mit Anteilen einer Klasse
verbundenen Rechte erforderlich, wenn nach Auffassung des
Verwaltungsrats diese Anderung, Abinderung oder Aufhebung
die Interessen der jeweiligen Anteilsinhaber oder eines
Anteilsinhabers nicht wesentlich beeintrachtigt. Eine jede solche
Anderung, Abianderung oder Aufhebung wird in einer Ergédnzung
(oder Neufassung) des jeweiligen Prospektnachtrags angegeben,
der urspringlich in Verbindung mit den betreffenden Anteilen
ausgegeben wurde. Ein Exemplar davon wird den jeweiligen im
Verzeichnis der Anteilsinhaber eingetragenen Anteilsinhabern am
Datum der Herausgabe dieses Dokuments zugesandt und ist fir
die jeweiligen Anteilsinhaber verbindlich. Die beschlussfahige
Mehrheit auf einer solchen gesonderten Hauptversammlung,
sofern es sich nicht um eine vertagte Versammlung handelt,
besteht aus zwei Personen, die mindestens ein Drittel der
ausgegebenen Anteile der betreffenden Klasse halten oder durch
einen Stimmrechtsbevollméchtigten vertreten sind, und die
beschlussfahige Mehrheit auf einer vertagten Versammlung
besteht aus einer Person, die Anteile der betreffenden Klasse halt
oder ihrem Stimmrechtsbevollméachtigten.

Stimmrechte Die Gesellschaft kann stimmberechtigte und nicht
stimmberechtigte Anteile ausgeben. Die nicht stimmberechtigten
Anteile sind nicht mit dem Anspruch auf Erhalt einer Einladung zu
Hauptversammlungen der Gesellschaft oder einem der Fonds
ausgestattet, noch berechtigen sie zur Teilnahme an oder
Stimmabgabe bei Hauptversammlungen. In Bezug auf die
stimmberechtigten Anteile hat jeder personlich anwesende oder
durch einen Stimmrechtsbevolimachtigten vertretene Inhaber -
vorbehaltlich etwaiger Rechte oder Beschrankungen, die jeweils
mit einer Klasse oder Klassen von stimmberechtigten Anteilen
verbunden sind - bei einer Abstimmung durch Handzeichen eine
Stimme und der/die personlich anwesende(n) oder durch einen
Stimmrechtsbevollmachtigten  vertretene(n) Inhaber  von
Zeichneranteilen hat bzw. haben eine Stimme in Bezug auf alle
ausgegebenen Zeichneranteile. Bei einer Abstimmung mit
Stimmzetteln aller Anteilsinhaber von Anteilen eines Fonds
kénnen, wenn es mehr als eine Anteilsklasse pro Fonds gibt, die
Stimmrechte dieser Anteilsinhaber nach dem Ermessen des
Verwaltungsrats in einer vom Verwaltungsrat festgelegten Weise
angepasst werden, um den zuletzt berechneten Preis, zu dem
Anteile der einzelnen fraglichen Klassen von der Gesellschaft
zurickgenommen werden kdénnen, widerzuspiegeln. Inhaber von
Bruchteilsanteilen eines stimmberechtigten Anteils dirfen in
Bezug auf diesen Bruchteilsanteil eines stimmberechtigten Anteils
keine Stimmrechte ausliben, weder bei einer Abstimmung durch
Handzeichen noch bei einer geheimen Wahl. Gemall den
Bestimmungen der Zentralbank liegt die Entscheidung zur
Zeichnung von Anteilen einer Anteilsklasse, in Bezug auf die die
Stimmrechte eingeschrankt sind, einzig und allein beim Anleger,
und jeder Anteilsinhaber von nicht stimmberechtigten Anteilen hat
das Recht, seinen Bestand in stimmberechtigte Anteile
umzuschichten, ohne dass bei einem solchen Umtausch Geblihren
oder Kosten anfallen.
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Anderung des Grundkapitals Die Gesellschaft kann von Zeit zu
Zeit durch einen einfachen Mehrheitsbeschluss das Grundkapital
um den in diesem Beschluss festgesetzten Betrag und/oder die
festgesetzte Anzahl erhdhen. Die Gesellschaft kann ferner durch
einen einfachen Mehrheitsbeschluss ihr gesamtes oder einen Teil
ihres Grundkapitals konsolidieren und neu einteilen, so dass
Anteile mit hdherem Wert entstehen, oder alle oder einen Teil ihrer
Anteile unterteilen, so dass Anteile mit einem niedrigerem Betrag
oder Wert entstehen, oder Anteile annullieren, die weder von einer
Person gezeichnet wurden noch Gegenstand einer
Zeichnungsvereinbarung mit irgendeiner Person sind, und die
Hohe ihres genehmigten Grundkapitals um den Betrag der so
annullierten Anteile reduzieren oder die Wahrung einer
Anteilsklasse neu festlegen.

Beteiligungen von Verwaltungsratsmitgliedern Unter der
Voraussetzung, dass die Art und der Umfang ihrer Beteiligung wie
nachstehend beschrieben offengelegt werden, werden
Verwaltungsratsmitglieder oder potenzielle
Verwaltungsratsmitglieder aufgrund ihres Amts weder daran
gehindert, Vereinbarungen mit der Gesellschaft zu schlieBen,
noch missen diese Vertrdge oder Geschéfte, die von oder im
Namen einer anderen Gesellschaft abgeschlossen werden und an
denen ein Verwaltungsratsmitglied in irgendeiner Weise beteiligt
ist, vermieden werden. Ferner sind Verwaltungsratsmitglieder, die
solche Vereinbarungen abschlieBen oder sich auf diese Weise
beteiligen, gegeniber der Gesellschaft bezlglich etwaiger
realisierter Gewinne aus solchen Vereinbarungen oder Geschéften
aufgrund ihrer Tatigkeit als Verwaltungsratsmitglied oder
aufgrund eines daraus entstandenen Treuhandverhaltnisses nicht
rechenschaftspflichtig.

Die Art der Beteiligung eines Verwaltungsratsmitgliedes muss von
diesem auf der Verwaltungsratssitzung, auf der die Frage des
Vertragsabschlusses oder der Vereinbarung zuerst in Erwdgung
gezogen wird, erklart werden, bzw. wenn das
Verwaltungsratsmitglied zum Zeitpunkt der Sitzung nicht an dem
vorgeschlagenen Vertrag oder der Vereinbarung beteiligt ist, auf
der nachsten Verwaltungsratssitzung, die abgehalten wird,
nachdem es sich auf diese Weise beteiligt hat, und wenn das
Verwaltungsratsmitglied sich an einem Vertrag oder einer
Vereinbarung beteiligt, nachdem diese abgehalten wurde, auf der
ersten Verwaltungsratssitzung, die abgehalten wird, nachdem es
sich auf diese Weise beteiligt hat.

Ein  Verwaltungsratsmitglied darf bei Sitzungen des
Verwaltungsrats oder eines durch die Verwaltungsratsmitglieder
gegrindeten Ausschusses bei Beschlussfassungen Uber eine
Angelegenheit, an dem dieses Verwaltungsratsmitglied
unmittelbar oder mittelbar in wesentlicher Hinsicht beteiligt ist
(auBer einer Beteiligung, die aufgrund seiner Beteiligung an
Anteilen oder Anleihen oder sonstigen Wertpapieren oder
anderweitig an der Gesellschaft oder Uber diese entsteht), oder
Uber eine Pflicht, die in Konflikt mit dem Interesse der Gesellschaft
steht bzw. stehen kann, nicht abstimmen. Ein
Verwaltungsratsmitglied wird bei der beschlussfahigen Mehrheit,
die bei einer Versammlung in Bezug auf einen solchen Beschluss,
Uber den dieses Mitglied nicht abstimmen darf, nicht mitgezahlt.

Ein Verwaltungsratsmitglied ist berechtigt abzustimmen und bei
der Ermittlung der beschlussfahigen Mehrheit in Bezug auf einen

Beschluss mitgezahlt zu werden, der die folgenden
Angelegenheiten betrifft, némlich:
0] die Bereitstellung einer Sicherheit, Garantie oder

Entschadigung an das  Verwaltungsratsmitglied
hinsichtlich Geldern, die das Verwaltungsratsmitglied
der Gesellschaft oder einer ihrer Tochtergesellschaften
oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen geliehen
hat, oder Verpflichtungen, die das
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Verwaltungsratsmitglied auf Verlangen von oder zum

Nutzen der  Gesellschaft oder einer ihrer
Tochtergesellschaften oder mit ihr verbundener
Unternehmen eingegangen ist;

(i) die Bereitstellung einer Sicherheit, Garantie oder

Entschadigung gegeniliber einem Dritten in Bezug auf
eine Schuld oder Verpflichtung der Gesellschaft oder
ihrer Tochtergesellschaften oder mit ihr verbundenen
Unternehmen, fir die das Verwaltungsratsmitglied selbst
ganz oder teilweise, alleine oder gemeinschaftlich mit
anderen gemal einer Garantie oder Entschadigung oder
durch die Stellung einer Sicherheit die Verantwortung
Ubernommen hat;
(iii) einen Vorschlag, der ein Angebot (ber Aktien oder
Schuldscheine oder andere Wertpapiere von oder durch
die Gesellschaft oder eine ihrer Tochtergesellschaften
oder ein mit ihr assoziiertes Unternehmen zur
Zeichnung, zum Kauf oder Tausch betrifft, an dem das
Verwaltungsratsmitglied als Teilnehmer an der
Ubernahme oder Unter-Ubernahme von diesen
interessiert ist oder anzunehmen ist, dass es daran
interessiert ist;
(iv) einen Vorschlag, der ein anderes Unternehmen betrifft,
an dem das Verwaltungsratsmitglied unmittelbar oder
mittelbar beteiligt ist, ob als leitender Angestellter,
Anteilsinhaber oder auf irgendeine andere Art und
Weise.

Die Gesellschaft kann die Bestimmungen des vorstehenden
Absatzes mit einem einfachen Mehrheitsbeschluss in beliebigem
Umfang aussetzen oder lockern oder eine Transaktion, die
aufgrund einer Zuwiderhandlung gegen diesen Absatz nicht
ordnungsgemal genehmigt wurde, bestatigen.

Kreditaufnahmebefugnisse Vorbehaltlich der Vorschriften kann
der Verwaltungsrat alle Befugnisse der Gesellschaft zur Aufnahme
oder Beschaffung von Geldern, zur Beleihung oder Belastung des
Unternehmens, dessen Eigentums und dessen Vermdgenswerten
(sowohl gegenwartige als auch zukinftige) und des nicht
eingeforderten Kapitals oder eines Teils davon sowie zur Ausgabe
von Wertpapieren, ob direkt oder als Sicherheit fiir eine Schuld,
Verbindlichkeit oder Verpflichtung der Gesellschaft, ausliben,
sofern alle derartigen Kreditaufnahmen innerhalb der von der
Zentralbank festgelegten Grenzen und Bedingungen erfolgen.

Ubertragung an Ausschiisse Die Verwaltungsratsmitglieder
kénnen eigene Befugnisse auf einen Ausschuss Ubertragen,
gleichgiiltig, ob dieser sich aus Verwaltungsratsmitgliedern
zusammensetzt oder nicht. Jede derartige Ubertragung von
Befugnissen kann vorbehaltlich von Bedingungen, die von den
Verwaltungsratsmitgliedern auferlegt werden kénnen, und
entweder zusatzlich zu oder unter Ausschluss ihrer eigenen
Befugnisse erfolgen und kann widerrufen werden. Das Verfahren
eines Ausschusses mit zwei oder mehr Mitgliedern unterliegt
vorbehaltlich entsprechender Auflagen den Bestimmungen der
Satzung, die das entsprechende Verfahren bei den
Verwaltungsratsmitgliedern regeln, soweit diese angewendet
werden kénnen.

Ausscheiden von Verwaltungsratsmitgliedern Die
Verwaltungsratsmitglieder sind nicht verpflichtet, durch Rotation
oder bei Erreichen eines bestimmten Alters auszuscheiden.

Vergiitung der Verwaltungsratsmitglieder Sofern nicht
anderweitig jeweils von der Gesellschaft auf einer
Hauptversammlung festgelegt, wird die gewohnliche Vergitung
jedes Verwaltungsratsmitglied von Zeit zu Zeit durch Beschluss
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des Verwaltungsrats festgelegt. Einem Verwaltungsratsmitglied,
das zum geschéftsfiihrenden Mitglied bestellt ist (im Sinne dieser
Bestimmung auch das Amt des Vorsitzenden und seines
Stellvertreters) oder das Mitglied eines Ausschusses ist oder
sonstige  Leistungen erbringt, die nach Ansicht der
Verwaltungsratsmitglieder liber den Rahmen der gewdéhnlichen
Pflichten eines Verwaltungsratsmitglied hinausgehen, kann Gber
Beziige, Provisionen oder anderweitig eine von den
Verwaltungsratsmitgliedern festzulegende besondere Vergilitung
gezahlt werden. Den Verwaltungsratsmitgliedern koénnen alle
Reise- und Hotelkosten und sonstigen Spesen bezahlt werden, die
ihnen durch die Teilnahme an und die Riickkehr von Sitzungen des

Verwaltungsrats oder Ausschssen, die von den
Verwaltungsratsmitgliedern  errichtet wurden, oder von
Hauptversammlungen der Gesellschaft oder gesonderten

Versammlungen der Anteilsinhaber einer Anteilsklasse der
Gesellschaft oder ansonsten in Verbindung mit der Erflllung ihrer
Pflichten ordnungsgemal entstanden sind.

Ubertragung von Anteilen Vorbehaltlich der nachstehend
ausgefliihrten Beschrankungen konnen die Anteile eines
Anteilsinhabers durch ein schriftiches Dokument in einer
gebrauchlichen oder iblichen Form oder in einer anderen, vom
Verwaltungsrat genehmigten Form Ubertragen werden.

Der Verwaltungsrat kann nach seinem alleinigen Ermessen und
ohne Angabe von Griinden die Registrierung einer Ubertragung
eines Anteils an (i) eine unzuléssige Person oder; (ii) eine Person
unter 18 Jahren (oder einem anderen nach Ansicht des
Verwaltungsrats angemessenen Alter) oder eine Person, die nicht
zurechnungsfahig ist; oder (iii) eine beliebige Person, sofern der
Ubertragungsempfanger dieser Anteile nach dieser Ubertragung
nicht der Inhaber von Anteilen ware, die im Betrag dem
Mindestbetrag fur Erstzeichnungen entsprechen oder dariber
liegen; oder (iv) an eine beliebige Person in Féllen, wenn infolge
dieser Ubertragung der Ubertragende oder der
Ubertragungsempfianger weniger als die Mindestanlage halten
wuirde; oder (v) eine beliebige Person, wenn in Bezug auf diese
Ubertragung eine Zahlung von Steuern offen bleibt, zuriickweisen.

Der Verwaltungsrat kann die Anerkennung einer
Ubertragungsurkunde ablehnen, es sei denn sie wird zusammen
mit dem (gegebenenfalls ausgegebenen) Zertifikat flr die Anteile
vorgelegt, auf die sie sich bezieht, sie bezieht sich nur auf eine
Anteilsklasse, nicht mehr als vier Ubertragungsempfinger sind
beglinstigt und sie wird am eingetragenen Sitz oder an einem
anderen vom Verwaltungsrat anzugebenden Ort hinterlegt.

Anspruch auf Riicknahme Anteilsinhaber haben das Recht, die
Ricknahme ihrer Anteile von der Gesellschaft gemaB den
Bestimmungen der Satzung zu beantragen.

Ausschiittungen Die Satzung gestattet dem Verwaltungsrat,
diejenigen Ausschittungen in Bezug auf Anteilsklassen zu
beschlieen, wie dies der Verwaltungsrat durch die Gewinne des
jeweiligen Fonds flr gerechtfertigt halt. Der Verwaltungsrat kann
Ausschuttungsanspriiche seitens Anteilsinhabern ganz oder
teilweise durch Sachausschittung von Vermogenswerten des
betreffenden Fonds und insbesondere von Anlagen, auf die der
jeweiligen Fonds Anspruch hat, befriedigen. Ein Anteilsinhaber
kann vom Verwaltungsrat statt einer dinglichen Ubertragung von
Vermogenswerten auf ihn auch einen Verkauf der
Vermogenswerte und Zahlung der Nettoerlose aus diesem Verkauf
an den Anteilsinhaber verlangen. Jede Ausschittung, die nicht
innerhalb eines Zeitraums von sechs Jahren ab dem Datum des
Ausschittungsbeschlusses in  Anspruch genommenen wird,
verjahrt und fallt wieder dem jeweiligen Fonds zu.
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Fonds Die Verwaltungsratsmitglieder missen fir die einzelnen
von der Gesellschaft aufgelegten Fonds jeweils ein gesondertes
Vermogensportfolio wie folgt einrichten:

0]

(i)

(iii)

(iv)

(v)

(vi)

70

Die Erlose aus der Zuteilung und Ausgabe von Anteilen
jeder Anteilsklasse flieBen dem jeweiligen, fir diese
Anteilsklasse aufgelegten Fonds zu, und die auf diese
Anteilsklasse  entfallenden  Vermdgenswerte  und
Verbindlichkeiten sowie Ertrage und Aufwendungen sind
diesem Fonds gemaB den Bestimmungen der Satzung
zuzurechnen.

Ein  Vermogenswert, der von einem anderen
Vermogenswert bzw. anderen Vermogenswerten, der
bzw. die Bestandteil eines Fonds ist bzw. sind, abgeleitet
wird (gleich ob Barmittel oder nicht), wird in den Blichern
und Aufzeichnungen der Gesellschaft demselben Fonds
zugewiesen wie der Vermogenswert, von dem dieser
abgeleitet wurde, und Wertsteigerungen oder -
abnahmen des betreffenden Vermodgenswerts werden
ebenfalls dem jeweiligen Fonds zugewiesen.

In dem Fall, dass es Vermdgenswerte der Gesellschaft
gibt, die nach Auffassung des Verwaltungsrats nicht
einem oder mehreren bestimmten Fonds zugeschrieben
werden kénnen, steht es im Ermessen des
Verwaltungsrats, vorbehaltlich der Zustimmung der
Verwahrstelle, diese Vermdgenswerte auf die Art und
Weise und auf der Grundlage, die er fiirangemessen und
gerecht halt, einem oder mehreren Fonds zuzuordnen
oder zwischen einem oder mehreren Fonds aufzuteilen;
und der Verwaltungsrat ist befugt, diese Grundlage in
Bezug auf zuvor zugeordnete Vermdgenswerte von Zeit
zu Zeit mit der Zustimmung der Verwahrstelle zu dndern.

Es werden keine Anteile zu Bedingungen ausgegeben,
die die Anteilsinhaber eines Fonds berechtigen wiirden,
sich abgesehen von den Vermogenswerten (falls
vorhanden) des Fonds, die mit diesen Anteilen
verbunden sind, an den Vermogenswerten der
Gesellschaft zu beteiligen. Sind die Ertrdge aus den
Vermogenswerten des jeweiligen Fonds nicht
ausreichend, um den an jeden Anteilsinhaber zahlbaren
Ricknahmebetrag fir den jeweiligen Fonds in voller
Hoéhe zu finanzieren, so werden die Ertrdge des
jeweiligen Fonds, vorbehaltlich der Bedingungen des
jeweiligen Fonds, anteilig gleichmaBig auf die
Anteilsinhaber des jeweiligen Fonds verteilt, und zwar im
Verhéltnis zu dem flr die von jedem Anteilsinhaber
gehaltenen Anteile eingezahlten Betrag. Ist das
realisierte  Nettovermogen eines Fonds  nicht
ausreichend, um auf die betreffenden Anteile féllige
Betrage in voller Héhe gemal den Bedingungen des
jeweiligen Fonds zu zahlen, so haben die jeweiligen
Anteilsinhaber dieses Fonds kein weiteres Recht auf
Zahlungen im Hinblick auf diese Anteile oder Anspriiche
gegenliber der Gesellschaft, einem anderen Fonds oder
sonstigen Vermogenswerten der Gesellschaft in Bezug
auf Fehlbetrage.

Jedem Fonds werden die Verbindlichkeiten,
Aufwendungen, Kosten, Belastungen oder Ricklagen
der Gesellschaft belastet, die sich auf diesen Fonds
beziehen oder diesem zuzuordnen sind; und

Falls ein einem Fonds zuzurechnender Vermoégenswert
fir die Erfillung einer Verbindlichkeit, die nicht diesem
Fonds zuzurechnen ist, verwendet wird, gelten die
Bestimmungen von Section 1406(6) des Companies Act.
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Fondsumtausch Vorbehaltlich der Bestimmungen der Satzung ist
ein Anteilsinhaber, der Anteile in einer Klasse eines Fonds an einem
Handelstag halt, berechtigt, von Zeit zu Zeit sémtliche oder einen
Teil dieser Anteile in Anteile einer anderen Klasse in einem
gesonderten Fonds (wobei es sich um einen bestehenden Fonds
oder einen Fonds handelt, der vom Verwaltungsrat zur Auflage mit
Wirkung von diesem Handelstag beschlossen wurde)
umzutauschen, wobei dieser Umtausch einer Umtauschgebihr
(wie in diesem Prospekt angegeben) unterliegt.

Auflosung eines Fonds Jeder Fonds kann vom Verwaltungsrat
nach seinem alleinigen und freien Ermessen durch schriftliche
Mitteilung an die Verwahrstelle in jedem der folgenden Falle
aufgelost werden:

(A) falls der Nettoinventarwert desjeweiligen Fonds zu
irgendeinem Zeitpunkt unter dem vom Verwaltungsrat
fur diesen Fonds festgelegten und im jeweiligen
Prospektnachtrag genannten Mindestfondsvolumen
liegt; oder

(B) falls ein Fonds nicht mehr zugelassen oder anderweitig
offiziell genehmigt ist; oder

(C) falls ein Gesetz verabschiedet wird, durch das die
Fortfihrung des jeweiligen Fonds rechtswidrig oder
nach Ansicht des Verwaltungsrats undurchfiihrbar oder
nicht ratsam wird; oder

(D) falls sich das Geschéaft oder die wirtschaftliche oder
politische Situation in Bezug auf einen Fonds in
wesentlicher Hinsicht dndert, was nach Ansicht des
Verwaltungsrats zu erheblichen Nachteilen fir die
Anlagen des jeweiligen Fonds flhren wiirde; oder

(E) falls der Verwaltungsrat den Beschluss gefasst hat, dass
die Fortflhrung eines Fonds unter Beriicksichtigung der
aktuellen Marktbedingungen und den besten Interessen
der Anteilsinhaber undurchfiihrbar oder nicht ratsam ist.

0] Der Verwaltungsrat muss den Anteilsinhabern
des jeweiligen Fonds eine
Auflésungsmitteilung machen und mit dieser
Mitteilung das Datum festlegen, an dem diese
Auflésung wirksam wird, wobei dieses Datum
nach einem bestimmten Zeitraum nach
Zustellung dieser Mitteilung liegen muss, der
vom Verwaltungsrat nach seinem alleinigen
und freien Ermessen festgelegt werden kann.

(ii) Mit Wirkung vom und ab dem Datum, zu dem
ein Fonds aufgeldst wird oder im Fall des
nachstehenden Unterabsatzes (a), von und ab
einem anderen, vom Verwaltungsrat
gegebenenfalls festgelegten Datum:

(a) dirfen keine Anteile des jeweiligen Fonds von
der Gesellschaft ausgegeben oder verkauft
werden;

(b) wird der Anlageverwalter nach den Weisungen
des Verwaltungsrats alle Vermogenswerte
verduBern, die sich dann im Bestand des
jeweiligen Fonds befinden (wobei diese
VerduBerung auf die Art und Weise und
innerhalb des Zeitraums nach der Auflésung
des jeweiligen Fonds erfolgen muss, wie der
Verwaltungsrat dies fir ratsam halt);
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A

(c)

(d)

(e)

wird die Verwahrstelle nach den jeweiligen
Weisungen  des  Verwaltungsrats  alle
Nettobarerlose, die aus der Realisierung des
jeweiligen Fonds stammen und fiir den Zweck
einer solchen Verteilung zur Verfliigung stehen,
an die Anteilsinhaber im Verhaltnis zu ihren
jeweiligen Beteiligungen im jeweiligen Fonds
ausschitten, unter dem Vorbehalt, dass die
Verwahrstelle nicht verpflichtet ist (auBer im
Fall der Schlussausschittung), alle ihr zum
betreffenden  Zeitpunkt  zur  Verfligung
stehenden Gelder auszuschitten, wenn deren
Hohe nicht ausreicht, um 1 € oder dessen
Gegenwert in der jeweiligen Wahrung in Bezug
auf jeden Anteil des jeweiligen Fonds zu
zahlen, und weiterhin unter dem Vorbehalt,
dass die Verwahrstelle berechtigt ist, aus den
ihr als Teil des jeweiligen Fonds zur Verfligung
stehenden Geldern Ricklagen fur samtliche
Kosten, Abgaben, Aufwendungen, Anspriiche
und Forderungen, die der Verwahrstelle oder
dem Verwaltungsrat in Verbindung mit der
Auflésung des jeweiligen Fonds entstehen, von
ihnen geltend gemacht oder erwartet werden
oder die durch die Auflésung des jeweiligen
Fonds entstehen, einzubehalten und aus den
so einbehaltenen Geldern flr alle diese Kosten,
Abgaben, Aufwendungen, Anspriiche oder

Forderungen entschadigt und schadlos
gehalten zu werden; und
jede dieser oben unter (c) genannten

Verteilungen/Ausschittungen soll auf die Art
und Weise erfolgen, die der Verwaltungsrat
nach seinem alleinigen und freien Ermessen
festlegen kann, soll aber nur gegen Vorlage der
Urkunden oder Zertifikate in Bezug auf die
Anteile des jeweiligen Fonds (falls
ausgegeben), in Bezug auf die diese
Ausschittung erfolgt, und nach Einreichung

eines Auszahlungsantrags bei der
Verwahrstelle, den die Verwahrstelle nach
alleinigem  Ermessen  verlangen  kann.

Samtliche Zertifikate sind im Fall einer
Zwischenausschiittung von der Verwahrstelle
mit einem Vermerk iber geleistete Zahlungen
zZu versehen und im Fall der
Schlussausschiittung an die Verwahrstelle
auszuhandigen. Alle nicht beanspruchten
Erlése oder sonstigen von der Verwahrstelle
gehaltenen Barmittel konnen nach Ablauf von
zwolf Monaten nach dem Datum, an dem diese
zahlbar waren, bei Gericht eingezahlt werden,
vorbehaltlich des Rechts der Verwahrstelle,
davon samtliche Aufwendungen abzuziehen,
die ihr bei der Durchfiihrung dieser Zahlung
entstehen.

Der  Verwaltungsrat ist befugt, eine
Umstrukturierung und/oder Verschmelzung
der Gesellschaft oder eines oder mehrerer
Fonds zu den Bedingungen und Konditionen
vorzuschlagen und umzusetzen, die vom
Verwaltungsrat vorbehaltlich der folgenden
Konditionen genehmigt wurden:

e dass die vorherige Genehmigung der
Zentralbank eingeholt wurde; und
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e dass den Anteilsinhabern des jeweiligen
Fonds oder der jeweiligen Fonds die
Einzelheiten zum  Umstrukturierungs-
und/oder Verschmelzungsplan in einer
vom Verwaltungsrat genehmigten Form
mitgeteilt wurden, und dass ein
Sonderbeschluss der Anteilsinhaber des
jeweiligen Fonds oder der jeweiligen
Fonds verabschiedet wurde, der den
besagten Plan billigt.

Der jeweilige Umstrukturierungs- und/oder Verschmelzungsplan
hat zu denjenigen Bedingungen, die erfillt wurden, zu erfolgen
oder zu dem spateren Termin, wie der Plan dies vorsehen kann
oder wie der Verwaltungsrat dies entscheiden kann, wobei die
Bedingungen dieses Plans fur alle Anteilsinhaber verbindlich sind,
und der Verwaltungsrat dazu befugt ist, alle Handlungen und
Dinge vorzunehmen und diese vornehmen soll, die fur die
Umsetzung des Plans erforderlich sind.

Abwicklung Die Satzung enthalt Bestimmungen mit folgendem

Inhalt:

(i)

(if)

(iii)

(iv)

Falls die Gesellschaft abgewickelt werden soll,
verwendet der Liquidator das Vermogen der einzelnen
Fonds, vorbehaltlich der Bestimmungen des Companies
Act, auf die Weise und in der Reihenfolge, die er fiir die
Befriedigung der sich auf den jeweiligen Fonds
beziehenden Anspriiche der Glaubiger fir geeignet halt.

Zunachst wird der einer Anteilsklasse jeweils
zuzurechnende verhaltnismaBige Anteil des Vermogens
eines Fonds an die Inhaber von Anteilen der jeweiligen
Anteilsklasse in dem Verhéltnis ausgeschiittet, in dem
die von jedem Anteilsinhaber gehaltenen Anteile am Tag
des Beginns der Abwicklung zur Gesamtzahl der
ausgegebenen Anteile der jeweiligen Anteilsklasse
stehen; danach erfolgt eine Ausschittung an den bzw.
die jeweiligen Inhaber der Zeichneranteile mittels
Zahlungen von Betrdgen bis zur Hohe der darauf
gezahlten Gegenleistung aus dem Vermogen der
Gesellschaft, das keiner Anteilsklasse zuzurechnen ist.
Steht kein ausreichendes Vermogen fir die vollstandige
Leistung dieser Zahlung zur Verfligung, so erfolgt kein
Rickgriff auf das den jeweiligen Anteilsklassen
zuzurechnende Vermogen der Gesellschaft. Drittens
wird schlieBlich ein moglicher Restbetrag, der keiner
Anteilsklasse zuzurechnen ist, den Anteilsklassen auf
Grundlage des jeder Anteilsklasse zuzuordnenden
Nettoinventarwerts am Tag des Beginns der Abwicklung
anteilig zugeordnet, und der auf diese Weise einer
Anteilsklasse zugeordnete Betrag anschlieBend an die
Anteilsinhaber anteilig im Verhaltnis der von diesen an
der jeweiligen Anteilsklasse gehaltenen Anzahl von
Anteilen ausgeschiittet.

Ein Fonds kann gemaR Section 1406 des Companies Act
abgewickelt werden, und in diesem Falle gelten die
Bestimmungen fir die Abwicklung in der Satzung
beziiglich dieses Fonds entsprechend.

Falls die Gesellschaft abgewickelt werden soll (gleich, ob
die Liquidation freiwillig, unter Aufsicht oder durch das
Gericht erfolgt), kann der Liquidator kraft eines
Sonderbeschlusses der betreffenden Anteilsinhaber und
aller sonstigen Bevollmachtigungen, die gemal3 dem
Companies Act erforderlich sind, das sich auf den
jeweiligen Fonds beziehende Vermégen der Gesellschaft
ganz oder teilweise im Wege einer Sachauskehrung an
die Inhaber von Anteilen einer Klasse bzw. Klassen in
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dem jeweiligen Fonds verteilen, unabhangig davon, ob
das Vermogen aus Eigentum einer einzigen Art besteht
oder nicht. Fir diese Zwecke kann er flr eine oder
mehrere Eigentumsklassen den Wert ansetzen, den er fiir
angemessen halt; ferner kann er festlegen, wie diese
Verteilung im Verhéltnis zwischen den Anteilsinhabern
der Gesellschaft bzw. den Inhabern der verschiedenen
Anteilsklassen eines Fonds zu erfolgen hat. Der
Liquidator kann kraft derselben Bevollmachtigung
gegebenenfalls einen Teil des Vermdgens zugunsten der
Inhaber auf Treuhdnder von Treuhandvermogen
Ubertragen, die dem Liquidator kraft derselben
Bevollmachtigung geeignet erscheinen, sodass die
Liquidation der Gesellschaft abgeschlossen und diese
aufgelost werden kann, jedoch mit der MaBgabe, dass
kein Anteilsinhaber gezwungen wird, Vermogenswerte
anzunehmen, fir die Verbindlichkeiten bestehen. Ein
Anteilsinhaber kann den Liquidator bitten, statt einer
dinglichen Ubertragung der Vermégenswerte auf ihn,
diese zu  verduBern und  stattdessen  den
Nettoverkaufserlos an ihn zu zahlen.

Pflichtanteile In der Satzung sind keine Pflichtanteile fir
Verwaltungsratsmitglieder vorgesehen.

Namensdnderung In dem Fall, dass die Invesco Investment
Management Limited nicht langer die Verwaltungsgesellschaft der
Gesellschaft ist und  kein Unternehmen  aus  der
Unternehmensgruppe an ihrer Stelle zur Verwaltungsgesellschaft
der Gesellschaft ernannt wird, dann veranlasst der Verwaltungsrat
vor oder unmittelbar nach dieser Kiindigung die Einberufung einer
auBerordentlichen Hauptversammlung, um vorzuschlagen, dass
der Name der Gesellschaft so geadndert wird, dass er keinerlei
Beteiligung seitens der Invesco Investment Management Limited
(oder eines ihrer verbundenen Unternehmen) in der Gesellschaft
reflektiert. Auf einer solchen, zur Anderung des Namens
einberufenen auBerordentlichen Hauptversammlung haben
diejenigen Anteilsinhaber, die (als natiirliche Personen) personlich
anwesend oder durch Stimmrechtsbevollméchtigte oder (im Fall
von Korperschaften) durch Stimmrechtsbevollmachtigte oder
durch einen ordnungsgemal bevollmachtigten Vertreter vertreten
sind, die stimmberechtigt sind und bei einer Abstimmung mit
Stimmzetteln zugunsten des vorgeschlagenen Beschlusses zur
Anderung des Namens der Gesellschaft abstimmen, gemeinsam
diejenige Gesamtzahl von Stimmen, die eine oder mehrere
Stimmen mehr als die Anzahl von Stimmen betragt, die bei einer
solchen Abstimmung mit Stimmzetteln abgegeben werden muss,
damit der besagte Sonderbeschluss angenommen wird. Eine
solche Namensdnderung hat gemaB den Bestimmungen des
Companies Act und den Vorschriften der Zentralbank zu erfolgen.

AuBer infolge des Abschlusses der vorstehend im Abschnitt
.Wesentliche Vertrage” aufgefiihrten Vereinbarungen durch die
Gesellschaft oder sonstiger Geblihren/Verglitungen, Provisionen
oder beglichener Kosten wurden keine Zahlungen oder sonstige
Leistungen gegenlber Promotern der Gesellschaft gezahlt bzw.
erbracht noch ist dies beabsichtigt.

Es wurden keine Provisionen, Nachlasse, Maklergeblhren oder
sonstige Sonderbedingungen von der Gesellschaft fur die
Zeichnung oder die Bereitschaft zur Zeichnung von Anteilen oder
fur die Vermittlung oder die Bereitschaft zur Vermittlung von
Zeichnungen von Anteilen oder Fremdkapital der Gesellschaft
gezahlt bzw. gewahrt und sind auch nicht zahlbar.

Die Verwaltungsgesellschaft kann einen Teil ihrer Geblhren an
Vertriebsstellen, Handler oder andere Unternehmen zahlen, die sie
bei der Erfillung ihrer Aufgaben unterstiitzen oder direkt oder
indirekt Dienstleistungen fiir die Fonds oder ihre Anteilsinhaber
erbringen und kann personliche Vereinbarungen auf einer mit

einem Inhaber oder potenziellen Inhaber von Anteilen
ausgehandelten Basis eingehen. Die Auswahl der Inhaber oder
potenziellen Inhaber von Anteilen, mit denen derartige

personliche Vereinbarungen getroffen werden kénnen, sowie die
Bedingungen, zu denen die Verwaltungsgesellschaft oder ihre
jeweiligen verbundenen Unternehmen, Beauftragte oder
Platzierungsstellen  derartige  personliche  Vereinbarungen
eingehen konnen, ist Sache des jeweiligen Unternehmens, mit der
Ausnahme, dass als eine Bedingung dieser Vereinbarungen, der
Gesellschaft dadurch keine Verpflichtungen oder
Verbindlichkeiten jeglicher Art entstehen.

SONSTIGES

Zum Datum dieses Prospekts hat die Gesellschaft keine
ausstehenden oder eingerichteten aber nicht ausgereichten
Darlehen (einschlieBlich Laufzeitkrediten) und keine ausstehenden
Hypotheken, Belastungen, Schuldverschreibungen oder sonstigen
Fremdmittel oder Verbindlichkeiten in Form von Mittelaufnahmen
einschlieBlich  Uberziehungskrediten, Verbindlichkeiten aus
Akzepten oder Akzeptkrediten, Verpflichtungen aus Ratenkaufen
oder Finanzierungsleasingverhéltnissen, Garantien oder andere
Eventualverbindlichkeiten.

AuBer soweit im Abschnitt .Beteiligungen der
Verwaltungsratsmitglieder” angegeben, hat kein
Verwaltungsratsmitglied eine Beteiligung an der Werbung fiir oder
an einem Vermdgenswert selbst, der von der Gesellschaft
erworben oder zum Erwerb durch die Gesellschaft vorgeschlagen
wurde.
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DOKUMENTE ZUR EINSICHT

Exemplare der Satzung koénnen zur Ublichen Geschéftszeit an
jedem Wochentag (auBer samstags, sonntags und an 6ffentlichen
Feiertagen) am Geschaftssitz des Gesellschaftssekretars und
Exemplare der unter (a) - (e) unten genannten Dokumente kénnen
unter der Adresse Portman Square House, 43-45 Portman Square,
London, W1H 6LY, Vereinigtes Konigreich, kostenfrei eingesehen
werden.

(a) die Satzung;

(b) der Prospekt der Gesellschaft;

(c) die Prospektnachtrage der einzelnen Fonds;

(d) das Dokument mit den wesentlichen Informationen;
und

(e) die Jahres- und Halbjahresberichte der Gesellschaft.

Exemplare der Satzung und der periodischen Berichte und

Abschlisse sind kostenlos vom Administrator zu beziehen.

Exemplare der weiter oben unter (a) - (e) genannten Dokumente
sind auch auf der Webseite abrufbar, https://etf.invesco.com.

Die oben genannten Dokumente kénnen interessierten Anlegern
auf Anfrage auch zugestellt werden.

In dem Mal3e, indem dies in diesem Prospekt nicht erfasst ist oder
falls sich solche Details gedndert haben und nicht in einer
gednderten Version des Prospekts erfasst sind, werden den
Anteilsinhabern auf Anfrage und kostenlos aktuelle Informationen
bereitgestellt zu:

0] der Identitat der Verwahrstelle und eine Beschreibung
ihrer Pflichten und Interessenkonflikte, die aufkommen
kénnen; und

(ii) eine Beschreibung der Verwahrfunktionen, die von der
Verwahrstelle delegiert wurden, eine Liste der
Beauftragten und Unterbeauftragten und
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Interessenkonflikte, die aus diesem Delegieren
herrihren kénnen.

VERGUTUNGSPOLITIK

Die Verwaltungsgesellschaft hat eine Vergitungspolitik in
Ubereinstimmung mit OGAW-V etabliert. Diese Vergiitungspolitik
legt Vergiutungsregeln in Bezug auf Personal und Fiihrungskrafte
der Verwaltungsgesellschaft fest, deren Tatigkeiten wesentliche
Auswirkungen auf das Risikoprofil der Fonds haben. Die
Verwaltungsgesellschaft ist fiir die Gewahrung der Vergitung und
Leistungen zustandig und stellt sicher, dass ihre Vergltungspolitik
und -praktiken einem soliden und effektiven Risikomanagement
gerecht werden, nicht dazu fiihren, dass Risiken eingegangen
werden, die mit dem Risikoprofil der Fonds und der Satzung der
Verwaltungsgesellschaft nicht Ubereinstimmen und ferner den
Vorschriften entsprechen. Die Verwaltungsgesellschaft stellt
sicher, dass die Vergultungspolitik jederzeit der
Geschéftsstrategie, den Geschaftszielen und den Werten und
Interessen der Verwaltungsgesellschaft, der Fonds und der
Anteilsinhaber entspricht und MaBnahmen umfasst, die
gewabhrleisten, dass alle relevanten Interessenkonflikte jederzeit
auf angemessene Weise gehandhabt werden. Weitere Einzelheiten
zur aktuellen Vergutungspolitik, einschlieBlich einer
Beschreibung, wie die Vergitung und Leistungen berechnet
werden, sowie Angaben zu den fiir die Gewahrung der Vergltung
und Leistungen zustdndigen Personen, finden Sie auf der
folgenden Webseite: https://etf.invesco.com. Die
Vergutungspolitik ist auf Anfrage kostenlos bei der
Verwaltungsgesellschaft erhéltlich.
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ANHANG | - Markte

Die Borsen/Markte

sind gemaB den Anforderungen der

Zentralbank, die keine Liste anerkannter Markte herausgibt, unten

aufgefihrt.

BORSEN UND GEREGELTE MARKTE

Mit Ausnahme von zuldssigen Anlagen in nicht bérsennotierten

Wertpapieren oder

in Anteilen an offenen OGA wird die

Anlagetatigkeit auf die folgenden Bérsen und geregelten Méarkte

beschrankt:
1. (a) jede Borse, die:
(i) sich in einem Mitgliedstaat befindet;
(ii) sich in einem EWR-Mitgliedstaat befindet;
oder
(iii) sich in Australien, Kanada, Hongkong,
Japan, Neuseeland, der Schweiz, den
Vereinigten Staaten von Amerika, der
Tirkei oder dem Vereinigten Konigreich
befindet;
(b) jede Borse, die in der folgenden Liste enthalten ist:
Agypten Cairo Stock Exchange, Alexandria Stock Exchange;
Argentinien Buenos Aires Stock Exchange, Cordoba Stock Exchange, La
Plata Stock Exchange, Mendoza Stock Exchange, Rosario Stock
Exchange, Mercado Abierto Electronico;
Bahrain Bahrain Stock Exchange;

Bangladesch

Dhaka Stock Exchange, Chittagong Stock Exchange;

Kolumbien Colombia Stock Exchange;
Korea Korea Exchange;

Kuwait Boursa Kuwait;

Malaysia Bursa Malaysia;

Marokko Casablanca Stock Exchange;
Mauritius Stock Exchange of Mauritius;
Mexiko Bolsa Mexicana de Valores;
Namibia Namibian Stock Exchange;
Oman Muscat Securities Market;
Pakistan Pakistan Stock Exchange;
Peru Lima Stock Exchange (Bolsa de Valores de Lima);
Philippinen Philippines Stock Exchange;
Sambia Lusaka Stock Exchange

Saudi-Arabien

Saudi Stock Exchange;

Bermuda Bermuda Stock Exchange;

Botswana Botswana Stock Exchange;

Brasilien Bolsa de Valores Minas Espirito Santo Brasilia, Brasil Bolsa
Balcdo S.A.;

Chile Borse Santiago, Valparaiso Stock Exchange;

China Shanghai Stock Exchange and Shenzhen Stock Exchange;

Costa Rica Bolsa Nacional de Valores;

Ghana Ghana Stock Exchange;

Hongkong Hong Kong Stock Exchange;

Indien Bombay Stock Exchange, the National Stock Exchange of India,
Ahmedabad Stock Exchange, Bangalore Stock Exchange,
Magadh Stock Exchange, Uttar Pradesh Stock Exchange,
Calcutta Stock Exchange;

Indonesien Indonesia Stock Exchange;

Israel Tel Aviv Stock Exchange;

Jordanien Bérse Amman;

Katar Qatar Stock Exchange;

Kenia Nairobi Securities Exchange;
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Singapur Singapore Exchange;
Sri Lanka Colombo Stock Exchange;
Sidafrika Johannesburg Stock Exchange;
Siidkorea Korea Exchange;
Taiwan Taiwan Stock Exchange Corporation;
Thailand The Stock Exchange of Thailand;
Tiirkei Borsa Istanbul;
Vereinigte Abu Dhabi Exchange, NASDAQ Dubai, Dubai Financial Markets
Arabische
Emirate
Vietnam Ho Chi Minh City Stock Exchange
(c) jeden der folgenden Freiverkehrsmarkte:

(i)

(i)

Der von der International Capital Market
Association organisierte Markt;

Banken und anderen
betriebene, durch die
Finanzaufsichtsbehorde
(Financial Services Authority, FSA)
geregelte  Markt, der den Inter-
Professional Conduct-Bestimmungen des
Market Conduct Sourcebook der FSA
unterliegt und (ii) der Markt fir Non-
Investment Products, der den im Non
Investment Products Code enthaltenen
Vorgaben unterliegt, die von Teilnehmern
des Londoner Markts aufgestellt wurden,
darunter auch die FSA und die Bank of
England;

Der (i) von
Institutionen
britische
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(iii)

(iv)

(v)

(vi)

Der Markt fiir US-Regierungspapiere, der
von Wertpapierhdndlern fir Staatspapiere
(Primary Dealers) betrieben und von der
Federal Reserve Bank of New York und der
US-Borsenaufsicht (Securities and
Exchange Commission) geregelt wird;

Der Freiverkehrsmarkt in den Vereinigten
Staaten, der von Wertpapierhandlern fir
Staatspapiere und Sekundarhandlern
(Secondary Dealers), die von der US-
Borsenaufsicht und der Financial Industry
Regulatory Authority reguliert werden,
betrieben wird (und von
Bankinstitutionen, die von der
Bankenaufsichtsbehorde fir landesweit
tadtige und ausléandische Banken (US
Comptroller of the Currency), der US-
Notenbank Federal Reserve System oder
der Federal Deposit Insurance
Corporation reguliert werden);

Der Freiverkehrsmarkt fir kanadische
Regierungsanleihen  wie  von  der
Investment Industry Regulatory
Organisation of Canada reguliert; und

Der franzosische Markt fir Titres de
Creance Negotiable (Freiverkehrsmarkt
fir handelbare Schuldtitel)

(d) jeden der folgenden elektronischen Handelsplatze:

0]

NASDAQ.

In Bezug auf jeden borsengehandelten derivativen
Finanzkontrakt jede Borse, an der ein solcher Kontrakt
erworben oder verkauft werden kann und die geregelt
ist, regelmaBig betrieben wird, anerkannt und 6ffentlich
zuganglich ist und die (i) in einem EWR- Mitgliedstaat, (ii)
in Australien, Kanada, Hongkong, Japan, Neuseeland, der
Schweiz, den Vereinigten Staaten oder dem Vereinigten
Konigreich liegt, (iii) die Channel Islands Stock Exchange,
(iv) die unter (d) oben aufgefuhrt ist oder (v) jede der
folgenden Borsen:

(i)
(i)
(iii)
(iv)
(v)
(vi)
(vii)
(viii)
(ix)
(x)

The Chicago Board of Trade;

The Mercantile Exchange;

The Chicago Board Options Exchange;

EDX London;

New York Mercantile Exchange;

New York Board of Trade;

New Zealand Futures and Options Exchange;
Hong Kong Futures Exchange;

Singapore Commodity Exchange;

Tokyo International Financial Futures
Exchange.
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ANHANG Il - Fiir die Fonds gemaB den Vorschriften geltende
Anlagebeschrankungen

In diesem Anhangll werden die zuldassigen Anlagen und

allgemeinen Anlagebeschriankungen, die auf jeden

Fonds

Anwendung finden, aufgefiihrt. Genauere Angaben zu den
fondsspezifischen Anlagebeschrankungen sind dem betreffenden
Prospektnachtrag fiir jeden Fonds zu entnehmen. Zur Vermeidung
von Zweifeln sei angeflihrt, dass die zusatzlichen fondspezifischen
Anlagebeschrankungen, wie sie im jeweiligen Prospektnachtrag
des Fonds aufgeflhrt sind, restriktiver sein konnen als die
Anlagebeschréankungen in diesem Anhang Il.

1

ZUGELASSENE ANLAGEN

Die Anlagen der einzelnen Fonds sind beschrankt auf:

11

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

1.7

21

2.2

2.3

76

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente (jeweils gemafl
Definition in den Zentralbankvorschriften), die entweder
zur amtlichen Notierung an einer Borse in einem
Mitgliedstaat oder Nicht-Mitgliedstaat zugelassen sind
oder die auf einem geregelten Markt gehandelt werden,
der regelméaBig stattfindet, anerkannt und der
Offentlichkeit in einem Mitgliedstaat oder Nicht-
Mitgliedstaat zugéanglich ist (und in jedem Falle in
Anhang | aufgefiihrt ist).

Klrzlich emittierte Wertpapiere, die innerhalb eines
Jahres zur amtlichen Notierung an einer Borse oder
einem sonstigen Markt (wie vorstehend erlautert)
zugelassen werden;

Geldmarktinstrumente, die nicht an einem geregelten
Markt gehandelt werden.

Anteile von OGAW.

Anteile von Nicht-OGAW.
Einlagen bei Kreditinstituten.
DFI.
ANLAGEBESCHRANKUNGEN

Ein OGAW darf hochstens 10 % seines Nettovermdogens
in anderen als den in Absatz1 beschriebenen
Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten anlegen.

Ein OGAW darf hochstens 10 % seines Nettovermogens
in kirzlich emittierten Wertpapieren anlegen, die
innerhalb eines Jahres zur amtlichen Notierung an einer
Borse oder einem sonstigen Markt (wie in Absatz 1.1
beschrieben) zugelassen werden. Diese Beschréankung
gilt nicht fir Anlagen des OGAW in bestimmten als ,Rule
144A Securities” bekannten US-Wertpapieren, unter der
Voraussetzung, dass:

(i) die Wertpapiere mit der Verpflichtung emittiert
werden, dass sie innerhalb eines Jahres nach
Emission bei der SEC registriert werden; und
dass

(ii) die Wertpapiere keine illiquiden Wertpapiere
sind, d. h. sie kdnnen vom OGAW innerhalb
von sieben Tagen zu dem Preis bzw. dem
annahernden Preis, zu dem sie vom OGAW
bewertet werden, realisiert werden.

Ein OGAW darf hochstens 10 % seines Nettovermdogens
in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten ein und
desselben Emittenten anlegen, sofern der Gesamtwert
der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der
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2.4

2.5

2.6

2.7

2.8

Emittenten, bei denen jeweils mehr als 5% angelegt
werden, unter 40 % liegt.

Mit der vorherigen Genehmigung der Zentralbank kann
die Grenze von 10 % (siehe Abs.2.3) auf 25% bei
Schuldverschreibungen angehoben werden, die von
einem Kreditinstitut mit eingetragenem Sitz in einem
Mitgliedstaat begeben werden, das aufgrund
gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber von
Schuldverschreibungen einer besonderen offentlichen
Aufsicht unterliegt. Sofern ein OGAW mehr als 5 % seines
Nettovermdgens in solchen Schuldverschreibungen von
ein und demselben Emittenten anlegt, darf der
Gesamtwert dieser Anlagen 80 % des
Nettoinventarwerts des OGAW nicht Gbersteigen.

Die Grenze von 10 % (siehe Ziffer 2.3) erhoht sich auf
35 %, wenn die Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente
von einem Mitgliedstaat oder seinen
Gebietskorperschaften oder einem Nicht-Mitgliedstaat
oder einer internationalen Korperschaft offentlichen
Rechts, der ein oder mehrere Mitgliedstaaten als
Mitglieder angehoren, begeben oder garantiert sind.

Die in den Abséatzen 2.4 und 2.5 genannten Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente werden bei der Anwendung
der im Absatz 2.3 vorgesehenen Grenze von 40 % nicht
beriicksichtigt.

Ein OGAW darf héchstens 20 % seines Nettovermogens
als Einlagen bei ein und demselben Kreditinstitut
investieren.

Einlagen bei anderen Kreditinstituten, mit Ausnahme von

0] im Europaischen Wirtschaftsraum
(Mitgliedstaaten der Europédischen Union,
Norwegen, Island, Liechtenstein) zugelassenen
Kreditinstituten;

(ii) in einem Unterzeichnerstaat (auBer den EWR-
Mitgliedstaaten) des Basler
Kapitalkonvergenzabkommens vom Juli 1988
(Schweiz, Kanada, Japan, Vereinigte Staaten,
Vereinigtes Konigreich) zugelassenen
Kreditinstituten oder

(iii) auf Jersey, Guernsey, der Isle of Man, in
Australien oder Neuseeland zugelassenen
Kreditinstituten,

welche als zusatzliche Mittel gehalten werden, dirfen
10 % des Nettovermogens nicht ibersteigen.

Im Falle von Einlagen beim Treuh&dnder/der
Verwahrstelle kann diese Grenze auf 20 % angehoben
werden.

Das Risiko, dem ein OGAW durch einen Kontrahenten
eines OTC-Derivates ausgesetzt ist, darf 5% des
Nettovermdgens nicht tGbersteigen.

Bei einem im  Europdischen  Wirtschaftsraum
zugelassenen Kreditinstitut, einem in einem
Mitgliedstaat (mit Ausnahme eines EWR-Mitgliedstaates)
des Baseler Kapitalkonvergenzabkommens vom Juli 1988
lizenzierten Kapitalinstitut; oder einem auf Jersey,
Guernsey, der Isle of Man, in Australien oder Neuseeland
zugelassenen Kreditinstitut wird diese Grenze auf 10 %
erhoht.
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Unbeschadet der Absatze 2.3, 2.7 und 2.8 darf eine
Kombination zweier oder mehrerer der folgenden
Anlagen oder Risiken, die von ein und demselben
Emittenten ausgegeben werden bzw. die im Rahmen
einer Transaktion mit ein und demselben Kontrahenten
eingegangen werden, 20 % des Nettovermdgens nicht
Uberschreiten:

(i) Anlagen in Wertpapieren oder
Geldmarktinstrumenten;

(ii) Einlagen und/oder

(iii) Risikopositionen im Zusammenhang mit OTC-

Derivatgeschéften.

Die Grenzen, auf die die Abséatze 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.8 und
2.9 Bezug nehmen, dirfen nicht kombiniert werden;
folglich darf das Engagement in Wertpapieren eines
einzelnen Emittenten 35 % des Nettovermogens nicht
Uberschreiten.

Eine Unternehmensgruppe wird zum Zweck der
Absatze 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.8 und 2.9 als Einzelemittent
angesehen. Anlagen in Gibertragbaren Wertpapieren und
Geldmarktinstrumenten desselben Konzerns durfen
hochstens 20 % des Nettovermogens ausmachen.

Ein OGAW kann bis zu 100 % des Nettovermogens in
unterschiedlichen Wertpapieren und
Geldmarktinstrumenten anlegen, die von einem
Mitgliedstaat oder seinen Gebietskorperschaften oder
einem Nicht-Mitgliedstaat oder einer internationalen
Korperschaft offentlichen Rechts, der ein oder mehrere
Mitgliedstaaten als Mitglieder angehéren, begeben oder
garantiert sind.

Die einzelnen Emittenten kénnen der folgenden Liste
entnommen werden:

OECD-Staaten (sofern die Emissionen als mit Investment
Grade eingestuft sind), die Regierung der Volksrepublik
China, die Regierung von Brasilien (sofern die
Emissionen als mit Investment Grade eingestuft sind),
die Regierung von Indien (sofern die Emissionen als mit
Investment Grade eingestuft sind), die Regierung von
Singapur, Européische Investitionsbank, Europaische
Bank fir Wiederaufbau und Entwicklung, International
Finance Corporation, Internationaler Wahrungsfonds,
Euratom, Asiatische Entwicklungsbank, Européische
Zentralbank, Europarat, Eurofima,  Afrikanische
Entwicklungsbank, Internationale Bank fir Wiederaufbau
und Entwicklung (die ,Weltbank”), die Inter American
Development Bank, Europaische Union, Federal National
Mortgage Association (,Fannie Mae”), Federal Home
Loan Mortgage Corporation (,Freddie Mac”),
Government National Mortgage Association (,Ginnie
Mae”), Student Loan Marketing Association (,Sallie
Mae"), Federal Home Loan Bank, Federal Farm Credit
Bank, Tennessee Valley Authority, Straight-A Funding
LLC, Export-Import Bank.

Der OGAW muss Wertpapiere aus mindestens 6
verschiedenen Emissionen besitzen, wobei die Papiere
aus einer einzelnen Emission 30 % des Nettovermogens
nicht Ubersteigen dirfen.
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3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

4.1

4.2

5.1

5.2

ANLAGE IN OGA

Jeder Fonds darf nicht mehr als 20 % seines
Nettovermogens in ein und demselben OGA anlegen.

Anlagen in Nicht-OGAW-konformen Sondervermogen
dirfen insgesamt 30 % des Nettovermdgens nicht
Uberschreiten.

Der OGA darf nicht mehr als 10 % des Nettovermogens
in andere offene OGA anlegen.

Wenn ein Fonds in Anteile anderer OGA investiert, die
direkt oder indirekt durch den Anlageverwalter des
Fonds oder eine andere Gesellschaft, mit welcher der
Anlageverwalter durch gemeinsames Management oder
ein gemeinsames Beherrschungsverhéltnis oder eine
wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung von mehr
als 10 % des Kapitals oder der Stimmrechte verbunden
ist, verwaltet werden, darf der Anlageverwalter bzw.
diese andere Gesellschaft fir die Anlagen des Fonds in
den Anteilen solcher anderer OGA keine Zeichnungs-,
Umtausch- oder Ricknahmegebihren erheben. Auch
darf fiir solche Anlagen nur eine reduzierte pauschale
Managementgebihr von 0,25 % erhoben werden.

Erhalt der Anlageverwalter eines Fonds fiir die Anlage in
Anteilen eines anderen OGA eine Provision (oder aber
eine Provision einschlieBlich eines Rabattes), so muss
diese Provision dem Vermogen des Fonds zuflieBen.

INDEXABBILDENDE FONDS

Zielt die Anlagestrategie eines Fonds darauf ab, einen
Index abzubilden, der die in den Vorschriften
festgelegten Kriterien erfillt und von der Zentralbank
anerkannt ist, dann kann dieser Fonds bis zu 20 % seines
Nettovermogens in Anteilen und/oder Schuldtiteln von
ein und demselben Emittenten anlegen.

Die unter 4.1 genannte Grenze kann auf 35 % fir einen
einzelnen Emittenten erhoht werden, sofern dies durch
ungewohnliche Marktbedingungen gerechtfertigt ist.

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Die Gesellschaft darf keine stimmberechtigten
Wertpapiere in einem Umfang erwerben, der sie in die
Lage versetzen wiirde, maBgeblichen Einfluss auf die
Geschéftsfiihrung eines Emittenten zu nehmen.

Jeder Fonds darf nicht mehr als:

0] 10 % der nicht stimmberechtigten Anteile eines
einzelnen Emittenten;

(ii) 10% der Schuldtitel eines einzelnen
Emittenten;

(iii) 25 % der Anteile eines einzelnen OGA;

(iv) 10% der Geldmarktinstrumente eines

einzelnen Emittenten erwerben.

ERLAUTERUNG: Die unter den vorstehenden Punkten (ii), (iii) und
(iv) genannten Grenzen missen beim Erwerb nicht eingehalten

werden,

wenn sich der Bruttobetrag der Schuldtitel oder

Geldmarktinstrumente oder der Nettobetrag der im Umlauf
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befindlichen Wertpapiere zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht
berechnen lasst.

5.3

5.4

5.5

5.6

Die Absatze 5.1 und 5.2 gelten nicht in Bezug auf:

(i) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die
von einem Mitgliedstaat oder seinen
Gebietskorperschaften begeben oder
garantiert sind;

(ii) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die

von einem Nicht-Mitgliedstaat begeben oder
garantiert sind;

(iii) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die
von internationalen Korperschaften
offentlichen Rechts, denen ein oder mehrere

Mitgliedstaaten als Mitglied angehoren,
begeben sind;
(iv) Anteile, die vom jeweiligen Fonds am Kapital

einer in einem Nicht-Mitgliedstaat anséssigen
Gesellschaft gehalten werden, die ihr
Vermdgen hauptsédchlich in Papieren von
Emittenten anlegt, deren eingetragener Sitz
sich in diesem Staat befindet, wobei ein
solches Engagement nach der
Rechtsprechung dieses Staates die einzige
Moglichkeit darstellt, nach der der jeweilige
Fonds in Papiere von emittierenden
Korperschaften dieses Staates investieren
kann. Diese Ausnahmeregelung gilt nur unter
der Voraussetzung, dass die Anlagepolitik der
Gesellschaft aus dem Nicht-Mitgliedstaat die in
den Abséatzen 2.3 bis 2.11, 3.1, 3.2, 5.1, 5.2, 5.4,
5.5 und 5.6 festgelegten Grenzen einhélt, und
dass, sofern diese Grenzen Uberschritten
werden, die Bestimmungen der Absatze 5.5
und 5.6 eingehalten werden.

(v) Vom Fonds gehaltene Anteile am Kapital von
Tochtergesellschaften, die im
Niederlassungsstaat der Tochtergesellschaft
lediglich  und ausschlieBlich fur diese
bestimmte Verwaltungs-, Beratungs- und
Vertriebstatigkeiten im Hinblick auf die
Ricknahme von Anteilen auf Wunsch der
Anteilsinhaber austben.

Bei der Ausibung von Zeichnungsrechten, die an
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente geknipft sind,
die Teil seines Vermdgens sind, muss ein Fonds die hier
definierten Anlagebeschrankungen nicht einhalten.

Die Zentralbank kann kirzlich zugelassenen Fonds
gestatten, fir die Dauer von sechs Monaten ab dem
Datum der Zulassung von den Bestimmungen der
Absatze 2.3 bis 2.12, 3.1, 3.2 sowie Abs. (a) und (b) im
vorstehenden Abschnitt ,Indexnachbildende Fonds”
abzuweichen, sofern sie den Grundsatz der
Risikostreuung befolgen.

Werden die hier definierten Grenzen aus Griinden
Uberschritten, die auBerhalb der Kontrolle eines Fonds
liegen oder aus der Auslibung von Zeichnungsrechten

' Leerverkaufe von Geldmarktinstrumenten durch OGAW sind

verboten.
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5.7

5.8

6.1

6.2

6.3

resultieren, muss der Fonds unter angemessener
Berlicksichtigung der Interessen seiner Anteilsinhaber
seine Verkaufstatigkeit vorrangig auf die Behebung
dieser Situation abstellen.

Ein Fonds darf keine Leerverkdufe mit folgenden
Instrumenten tatigen:

(i) Wertpapiere:

(ii) Geldmarktinstrumente’;
(iii) Anteile von OGA oder
(iv) DFls.

Ein Fonds darf zusétzliche liquide Mittel halten.
DERIVATIVE FINANZINSTRUMENTE

Das Gesamtengagement eines Fonds in DFls darf nicht
dessen Gesamtnettoinventarwert Gbersteigen.

Das Engagement in den Vermdgenswerten, die den DFls,
einschlieBlich in Ubertragbaren Wertpapieren oder
Geldmarktinstrumenten eingebundenen DFls, zugrunde
liegen, darf zusammen mit den entsprechenden
Positionen, die im Rahmen direkter Anlagen
eingegangen werden, die in den Zentralbankvorschriften
genannten Grenzen nicht Uberschreiten. (Diese
Bestimmung gilt nicht im Fall von indexbasierten
Finanzderivaten, sofern der zugrunde liegende Index
den in den Zentralbankvorschriften festgelegten
Kriterien entspricht.)

Ein Fonds kann unter folgenden Voraussetzungen in
auBerborslich (OTC) gehandelten DFls anlegen:

0] Der Kontrahent ist ein im EWR zugelassenes
Kreditinstitut oder ein in einem
Unterzeichnerstaat des Baseler Capital
Convergence Agreement von Juli 1998 (der
kein EWR-Mitgliedstaat ist) (was das Vereinigte
Konigreich einschlieBt) zugelassenes
Kreditinstitut oder ein in Jersey, Guernsey, der
Isle of Man, Australien oder Neuseeland
zugelassenes  Kreditinstitut; oder  eine
Anlagegesellschaft, die geméaB der Markets in
Financial Derivative Instruments Directive
(MiFID-Richtlinie) in einem EWR-Mitgliedstaat
zugelassen ist oder eine Koérperschaft ist, die
als Consolidated Supervised Entity (,CSE")
unter der Aufsicht der US Securities and
Exchange Commission steht.

(ii) Der Kontrahent hat mindestens ein A2/P2-
Rating oder ein dquivalentes Rating oder nach
Einschatzung der Gesellschaft ein implizites
A2/P2-Rating. Alternativ ist ein Kontrahent
ohne Bonitatseinstufung dann zulédssig, wenn
der jeweilige Fonds gegeniiber Verlusten aus
einer Nichterfiillung seitens des Kontrahenten
durch ein Rechtssubjekt schadlos gehalten
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wird, das dauerhaft eine Einstufung von A2/P2
aufweist.
(iii) Der Anlageverwalter muss sich davon

Uberzeugt haben, dass der Kontrahent die
Transaktion mit angemessener Genauigkeit
und auf verlasslicher Basis bewertet und die
Transaktion jederzeit auf Verlangen des
Anlageverwalters zum beizulegenden Zeitwert
glattstellt.

6.4 Das Gesamtengagement eines jeden Fonds in DFls,
gemessen nach dem ,Commitment-Ansatz” gemaf der
Zentralbank-Guidance ,UCITS Financial Derivative
Instruments and Efficient Portfolio Management”
(,,Derivative Finanzinstrumente und effizientes
Portfoliomanagement bei OGAW”), darf den
Nettoinventarwert des Fonds nicht Gbersteigen.

6.5 Transaktionen in  derivativen Finanzinstrumenten,
welche zu einer zukinftigen Verpflichtung eines Fonds
fihren werden, missen in folgender Form gedeckt

werden:

(i) Bei DFls, die eine physische Lieferung des
zugrunde liegenden Vermodgenswerts
beinhalten, muss dieser Vermogenswert zu
jeder Zeit vom Fonds gehalten werden.

(ii) Bei DFls, deren Abwicklung automatisch oder
nach Ermessen des Fonds in Form der
Barabwicklung erfolgt, muss der Fonds zu
jeder Zeit ausreichend liquide Mittel halten, um
das Risiko zu decken.

6.6 Der Gesamtwert der fiir Optionen gezahlten oder
erhaltenen Pramien zusammen mit dem

Anfangseinschuss fiir Futures-Kontrakte und im Falle
einer OTC-Transaktion der an einen Kontrahenten
gezahlten Anfangsinvestition darf 10% des
Nettoinventarwerts des Fonds nicht Gbersteigen.

Es ist vorgesehen, dass jeder Fonds befugt ist, Anderungen an
Gesetzen, Bestimmungen und Richtlinien, die Anlagen in
Vermogenswerten und Wertpapieren auf breiterer Basis erlauben,
Zu nutzen.

Die Gesellschaft passt Anlagebeschrédnkungen nur in Einklang mit
den Anforderungen der Zentralbank an.
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Vorbehaltlich der Vorschriften und der von der Zentralbank
festgelegten Bedingungen kann die Gesellschaft fiir einen Fonds
in DFls investieren, die an einem geregelten Markt gehandelt
werden, und/oder in OTCs, die fur Anlagezwecke,
Absicherungszwecke oder fir Zwecke des effizienten
Portfoliomanagements eingesetzt werden.

Die DFls, in die ein Fonds investieren kann, sind Swaps. Weitere
Einzelheiten hierzu sind dem jeweiligen Prospektnachtrag zu
entnehmen.

Die Gesellschaft muss lber ihre Dienstleister ein Verfahren zum
Risikomanagement einsetzen, das sie in die Lage versetzt, die mit
den Derivatepositionen eines Fonds verbundenen Risiken und
ihren Beitrag zum Gesamtrisikoprofil des Portfolios jederzeit genau
zu Uberwachen, zu messen und zu verwalten. Sie muss ein
Verfahren zur genauen und unabhangigen Ermittlung des Wertes
von OTC-Finanzderivaten anwenden. Die Gesellschaft muss der
Zentralbank Details zu ihren Derivatetransaktionen und ihrer
Methode zur Risikobeurteilung vorlegen und zu diesem Zweck
gemaB den gesonderten Vorgaben der Zentralbank die zulassigen
Arten von DFls, deren zu Grunde liegende Risiken, die
quantitativen Beschrankungen und deren Uberwachung und
Durchsetzung sowie die Methoden, die angewandt werden, um die
mit flr einen Fonds in Frage kommenden Derivatetransaktionen
verbundenen Risiken zu beurteilen, spezifizieren. Ein Fonds darf
nur DFIs einsetzen, die in dem Risikomanagementverfahren, das
der Zentralbank unterbreitet wurde, spezifiziert wurden. Die
Gesellschaft tragt daflr Sorge, dass das Gesamtengagement eines
Fonds in DFls entweder nach dem ,Commitment“-Ansatz oder
nach dem ,Value-at-Risk-Ansatz” gemaB der Zentralbank-
Guidance ,UCITS Financial Derivative Instruments and Efficient
Portfolio Management” (,Derivative Finanzinstrumente und
effizientes Portfoliomanagement bei OGAW") bewertet wird und
den  Gesamtnettoinventarwert  seines Portfolios  nicht
Uberschreitet, und dass das Kontrahentenrisiko von OTC-
Derivatetransaktionen nie die gemaB den Vorschriften zuldssigen
Grenzen Uberschreitet.

Die Gesellschaft wird den Anteilsinhabern auf Aufforderung
ergdanzende Informationen in Bezug auf die fir das
Risikomanagement angewandten Methoden vorlegen, wozu u. a.
auch die angewandten quantitativen Grenzwerte und alle jingsten
Entwicklungen in den Risiko- und Ertragsmerkmalen der
Hauptanlagekategorien des betreffenden Fonds gehoren.

Ein Fonds kann fur Zwecke des effizienten Portfoliomanagements
auch Techniken und Instrumente in Bezug auf Ubertragbare
Wertpapiere und/oder andere Finanzinstrumente, in die er
investiert, einsetzen. Diese sind im jeweiligen Prospektnachtrag
aufgelistet. Der Einsatz solcher Techniken und Instrumente muss
im besten Interesse der Anteilsinhaber liegen und erfolgt im
Allgemeinen aus einem oder mehreren der folgenden Griinde:

(a) zur Risikoreduzierung;
(b)
(c)

zur Kostenreduzierung; oder

zur Generierung von zusétzlichem Kapital oder Ertragen
fir den jeweiligen Fonds mit einem angemessenen Maf3
an Risiko und unter Beriicksichtigung des Risikoprofils
des Fonds, wie im Prospekt und dem Prospektnachtrag
sowie den allgemeinen Bestimmungen der
Zentralbankvorschriften beschrieben.

Dieser Einsatz kann, sofern dies im Prospektnachtrag fiir den
jeweiligen Fonds vorgesehen ist, z. B. Swaps beinhalten, mit denen
die Performance der von einem Fonds gehaltenen Wertpapiere
gegen die Zielperformance getauscht wird.
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Dartber hinaus muss der Einsatz solcher Techniken und
Instrumente auf kostenglinstige Weise erfolgen und darf nicht zu
einer Anderung des Anlageziels des Fonds oder zum Eingehen
zuséatzlicher Risiken, die im Prospekt nicht vorgesehen sind,
fihren. Nahere Details hierzu sind dem Abschnitt ,Risikofaktoren;
Risiken des effizienten Portfoliomanagements” zu entnehmen. Die
Risiken, die durch den Einsatz solcher Techniken und Instrumente
entstehen, muissen im Risikomanagementverfahren der
Gesellschaft angemessen erfasst werden.

Zu diesen Techniken und Instrumenten kdnnen Devisengeschafte
gehoren, durch die die Wahrungsmerkmale der vom jeweiligen
Fonds gehaltenen Vermdgenswerte gedndert werden.

Die Vermogenswerte eines Fonds koénnen auf eine andere
Wahrung als die Basiswdhrung des Fonds lauten, und Anderungen
des Wechselkurses zwischen der Basiswahrung und der Wahrung
eines Vermogenswerts kdnnen zu einer Minderung des in der
Basiswahrung ausgedriickten Vermogens des Fonds fihren. Der
Anlageverwalter kann versuchen, dieses Wahrungsrisiko durch
den Einsatz von DFls zu mindern.

WERTPAPIERFINANZIERUNGSGESCHAFTE UND TOTAL
RETURN SWAPS

SFTR

Ein Fonds kann bestimmte Wertpapierfinanzierungsgeschéfte
einsetzen, die mit der liblichen Marktpraxis in Einklang stehen und
die Anforderungen der SFTR und der Zentralbankregelungen
erfiillen, sofern dies im maBgeblichen Nachtrag vorgesehen ist.
Diese Wertpapierfinanzierungsgeschafte konnen fir alle Zwecke
eingegangen werden, die dem Anlageziel des jeweiligen Fonds
entsprechen, unter anderem, um laufende Ertrdge oder Gewinne
zu erwirtschaften, um die Portfoliorendite zu steigern oder die
Portfoliokosten oder -risiken zu verringern. Eine allgemeine
Beschreibung der Arten von Wertpapierfinanzierungsgeschaften,
die ein Fonds eingehen kann, ist nachstehend dargelegt.

Alle Arten von Vermogenswerten, die von den einzelnen Fonds im
Einklang mit ihrem Anlageziel und ihrer Anlagepolitik gehalten
werden kénnen, koénnen Gegenstand solcher
Wertpapierfinanzierungsgeschafte und/oder Total Return Swaps
sein. Vorbehaltlich des Anlageziels und der Anlagepolitik der
einzelnen Fonds ist der Anteil von Vermogenswerten, der bei
Wertpapierfinanzierungsgeschaften und Total Return Swaps zum
Einsatz kommen kann, unbegrenzt. Der Anteil der
Vermdgenswerte der einzelnen Fonds, der hochstens bzw.
voraussichtlich bei Wertpapierfinanzierungsgeschaften und Total
Return Swaps zum Einsatz kommen kann bzw. wird, betragt daher
100 %. In jedem Fall gibt die Gesellschaft den Betrag der
Vermogenswerte des Fonds, die bei
Wertpapierfinanzierungsgeschaften und Total Return Swaps
eingesetzt worden sind, im jeweils aktuellen Halbjahres- und
Jahresabschluss an.

Der Ausdruck Wertpapierleihgeschaft bezeichnet ein Geschaft,
durch das eine Partei Wertpapiere in Verbindung mit der
Verpflichtung auf die andere Partei Ubertrdgt, dass die andere
Partei zu einem spéateren Zeitpunkt oder auf Ersuchen der
Ubertragenden Partei gleichwertige Papiere zurlckgibt; fir die
Partei, welche die Wertpapiere Ubertragt, ist das ein
Wertpapierverleihgeschaft. Pensionsgeschiafte sind
Wertpapierleihgeschafte, bei denen eine Partei der anderen Partei
ein  Wertpapier verkauft und gleichzeitig vereinbart, das
Wertpapier zu einem festgelegten spateren Zeitpunkt zu einem
festgesetzten Preis zurlickzukaufen, der einem vom Kuponsatz der
Wertpapiere unabhédngigen Marktzinssatz widerspiegelt. Ein
umgekehrtes Pensionsgeschaft ist ein Geschéft, bei dem ein
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Fonds Wertpapiere von einer Gegenpartei kauft und sich
gleichzeitig verpflichtet, die Wertpapiere der Gegenpartei zu
einem vereinbarten Termin und Preis wiederzuverkaufen.

Total Return Swaps kénnen zu jedem Zweck eingegangen werden,
der dem Anlageziel des jeweiligen Fonds entspricht, einschlieB3lich
zum effizienten Portfoliomanagement (beispielsweise zu
Absicherungszwecken oder zur Verringerung der Portfoliokosten),
zu Spekulationszwecken (um die laufenden Ertrdge und Gewinne
des Portfolios zu steigern) oder um sich auf bestimmten Markten
zu engagieren. Die Referenzverbindlichkeit eines Total Return
Swaps kann jedes Wertpapier oder jede sonstige Anlage sein, in
der der jeweilige Fonds investieren darf.

Ein Fonds kann Total Return Swaps mit Banken oder anderen
Finanz-Gegenparteien eingehen, die die Form jeder Art von Swap
annehmen koénnen, einschlieBlich Differenzkontrakte, Portfolio-
Swaps, Index-Swaps, Credit Default Swaps und Varianz- und
Volatilitats-Swaps, alle Arten von Optionen, Optionsscheinen,
Termin- und Futures-Geschaften und jede sonstige Art von Derivat
gemaR seinen Anlagezielen.

Ein Fonds, der Wertpapierleihgeschafte tatigt, muss sicherstellen,
dass er entliehene Wertpapiere jederzeit zuriickfordern oder von
ihm eingegangene Wertpapierleihgeschéfte jederzeit kindigen
kann.

Ein Fonds, der ein umgekehrtes Pensionsgeschaft eingeht, muss
sicherstellen, dass er jederzeit in der Lage ist, den vollen Barbetrag
zurlickzufordern oder das umgekehrte Pensionsgeschéft auf Basis
einer periodengerechten Bewertung oder einer Bewertung nach
dem Marktwert zu beenden. Wenn der Barbetrag jederzeit auf
Marktwertbasis rickforderbar ist, ist fir die Berechnung des
Nettoinventarwerts des Fonds der Marktwert des umgekehrten
Pensionsgeschéfts anzuwenden.

Ein Fonds, der ein Pensionsgeschéft eingeht, muss sicherstellen,
dass er jederzeit in der Lage ist, Wertpapiere, die Gegenstand des
Pensionsgeschéfts sind, zurtickzufordern oder das eingegangene
Pensionsgeschaft zu beenden. Pensionsgeschafte  und
umgekehrte Pensionsgeschafte mit festen Laufzeiten von nicht
mehr als sieben Tagen gelten als Geschafte zu Bedingungen, die
jederzeit eine Rickforderung durch den Fonds erlauben.

Samtliche aus Wertpapierfinanzierungsgeschaften und sonstigen
effizienten Portfoliomanagementtechniken entstehenden Ertrdge
flieBen nach Abzug direkter und indirekter Betriebskosten und
anfallender Gebihren dem Fonds zu. Solche direkten und
indirekten Betriebskosten und Geblihren (die ausnahmslos
vollstandig transparent sind) enthalten keine verdeckten Ertrage,
wohl aber an die jeweils von der Gesellschaft beauftragten
Kontrahenten von Pensions-/umgekehrten Pensionsgeschéaften
und/oder Vermittlern im Zusammenhang mit der Wertpapierleihe
zahlbare Geblhren und Kosten. Diese Gebiihren und Kosten von
Kontrahenten von Pensionsgeschaften/umgekehrten
Pensionsgeschaften und/oder von Vermittlern fur
Wertpapierleihgeschéfte, welche von der Gesellschaft beauftragt
wurden, entsprechen marktliblichen Satzen (gegebenenfalls
zuzliglich der Mehrwertsteuer) und werden von der Gesellschaft
oder dem Fonds getragen, fiir den die jeweilige Partei beauftragt
worden ist. Einzelheiten zu den Ertrdgen des Fonds und den damit
verbundenen direkten und indirekten Betriebskosten und
Geblihren sowie zur Identitdt bestimmter Kontrahenten von
Pensionsgeschéaften/umgekehrten Pensionsgeschaften und/oder
Vermittlern von Wertpapierleihgeschaften, die von der
Gesellschaft jeweils beauftragt wurden, sind in den Halbjahres-
und Jahresberichten der Gesellschaft enthalten.
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Die Gesellschaft lasst bei der Auswahl von Gegenparteien zwar
gebihrende Sorgfalt walten und bertcksichtigt dabei unter
anderem (gegebenenfalls) Rechtsstatus, Herkunftsland und
Mindestbonitatsbewertung, doch es wird darauf hingewiesen,
dass die Zentralbankregelungen fir die Gegenparteien der
Wertpapierfinanzierungsgeschafte eines Fonds keine dem
Geschéft vorgeschalteten Auswabhlkriterien vorschreiben.

Ein Fonds kann von Zeit zu Zeit Kontrahenten von
Pensionsgeschaften/umgekehrten Pensionsgeschaften und/oder
Vermittler von Wertpapierleihgeschaften beauftragen, die
verbundene Parteien der Verwahrstelle oder sonstiger
Dienstleister der Gesellschaft sind. Ein solches Engagement kann
gelegentlich Interessenkonflikte mit der Rolle der Verwahrstelle
oder anderer Dienstleister bezliglich der Gesellschaft hervorrufen.
Bitte entnehmen Sie nahere Details zu den auf Transaktionen mit
verbundenen Parteien anwendbaren Bedingungen dem Abschnitt
.Potenzielle Interessenkonflikte” im Prospekt. Die Identitat solcher
verbundenen Parteien wird in den Halbjahres- und Jahresberichten
der Gesellschaft im Einzelnen angegeben.

Pensionsgeschafte/umgekehrte Pensionsgeschafte oder
Wertpapierleihgeschafte stellen jeweils keine Kreditaufnahme
oder Kreditvergabe im Sinne von Vorschrift 103 bzw. 111 der
Vorschriften dar.

Die Verwaltungsgesellschaft Uberprift und/oder bestatigt die
Vereinbarungen lber Wertpapierleihgeschafte und
Pensionsgeschéafte/umgekehrte Pensionsgeschafte und die damit
verbundenen und dem jeweiligen Fonds in Rechnung gestellten
Gebihren mindestens jahrlich.

Zu den im Zusammenhang mit
Wertpapierfinanzierungsgeschéaften bestehenden Risiken lesen
Sie bitte die Abséatze zu ,Risikofaktoren”. Die Risiken, die durch den
Einsatz von Wertpapierfinanzierungsgeschaften entstehen,
missen im Risikomanagementverfahren der Gesellschaft
angemessen erfasst werden.

Strukturierte Schuldtitel

Ein Fonds kann zum Zweck des effizienten Portfoliomanagements
auch Anlagen in strukturierten Schuldtiteln, die an einem Markt
notiert sind bzw. gehandelt werden, tatigen. Wenn ein Fonds in
strukturierten  Schuldtiteln anlegen darf, wird dies im
Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds dargelegt. Durch Anlagen
in solchen Schuldtiteln kann der Fonds ein wirtschaftliches
Engagement in Aktienwerten, einer Kombination aus Aktienwerten
oder in Wertpapieren, die Komponenten des Referenzindex oder
Referenzwerts sind, eingehen, wéhrend das primére Kreditrisiko
des Fonds gegenlber dem Emittenten der Schuldtitel besteht. Ein
Fonds kann, wenn dies im Prospektnachtrag fur den betreffenden
Fonds offen gelegt wird, auch in andere Organismen fir
gemeinsame Anlagen investieren (einschlieBlich Organismen, die
durch ein gemeinsames Management oder ein gemeinsames
Beherrschungsverhaltnis verbunden sind) und zusétzliche liquide
Mittel halten, jeweils vorbehaltlich der weiter oben beschriebenen
Anlagebeschrankungen und in Einklang mit den Bestimmungen
der Zentralbank.

Sicherheitenpolitik

Im Zusammenhang mit dem Einsatz effizienter
Portfoliomanagementtechniken far Absicherungs- oder
Anlagezwecke koénnen Sicherheiten von einem Kontrahenten
zugunsten eines Fonds entgegengenommen bzw. bei einem
Kontrahenten von der oder fiir die Gesellschaft hinterlegt werden.
Jede Hereinnahme oder Hinterlegung von Sicherheiten durch die
Gesellschaft erfolgt geméaB den Anforderungen der Zentralbank
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sowie den nachstehend aufgeflihnrten Bestimmungen der

Sicherheitenpolitik der Gesellschaft.
Sicherheiten - vom Fonds entgegengenommen

Sicherheiten, die der Kontrahent zu Gunsten eines Fonds
hinterlegt hat, konnen als Reduzierung des Risikos gegentiber dem
betreffenden Kontrahenten berilcksichtigt werden. Ein Fonds
muss Sicherheiten in erforderlicher Hohe hereinnehmen, damit er
sicherstellen kann, dass die Grenzen des Kontrahentenrisikos
eingehalten werden. Das Kontrahentenrisiko kann so weit reduziert
werden, dass der Wert der entgegengenommenen Sicherheit dem
Wert des Betrages entspricht, der zum jeweiligen Zeitpunkt dem
Kontrahentenrisiko ausgesetzt ist.

Die Verwaltungsgesellschaft steht in Verbindung mit der
Verwahrstelle, um alle Aspekte des Sicherheitenprozesses im
Zusammenhang mit Kontrahenten zu steuern.

Risiken im Zusammenhang mit der Verwaltung von Sicherheiten,
wie z. B. operative und rechtliche Risiken, missen identifiziert und
durch das Risikomanagementverfahren der
Verwaltungsgesellschaft gesteuert und gemindert werden. Erhalt
ein Fonds Sicherheiten fir mindestens 30 % seines Vermdogens,
wird er geeignete Stresstest-Richtlinien einfliihren, um zu
gewadhrleisten, dass regelméfBige Stresstests unter normalen und
auBerordentlichen Liquiditatsbedingungen durchgefiihrt werden,
damit die Gesellschaft das mit den Sicherheiten verbundene
Liquiditatsrisiko beurteilen kann. Die Richtlinie fir die
Liquiditatsstresstests muss mindestens die in Vorschrift 24,
Abs. (8) der Zentralbankvorschriften enthaltenen Vorgaben
enthalten.

Zwecks Bereitstellung eines Bareinschusses oder von Sicherheiten
im Zusammenhang mit Transaktionen in Techniken und
Instrumenten kann ein Fonds dem Fonds gehodrende
Vermogenswerte oder liquide Mittel im Rahmen der normalen
Marktpraxis (bertragen, hypothekarisch belasten, verpfanden
oder als Sicherheit hinterlegen.

Sachsicherheiten

Entgegengenommene Sicherheiten mussen jederzeit folgende
Kriterien erfullen:

(i) Liquiditat: Alle entgegengenommenen Sicherheiten, die
keine Barmittel sind, missen hoch liquide sein und zu
einem transparenten Preis auf einem regulierten Markt
oder innerhalb eines multilateralen Handelssystems
gehandelt werden, damit sie kurzfristig zu einem Preis
verduBert werden koénnen, der nahe an der vor dem
Verkauf  festgestellten Bewertung liegt. Die
entgegengenommenen Sicherheiten sollten auBerdem
die Bestimmungen von Vorschrift 74 der Vorschriften
erfillen.

(ii) Bewertung: Entgegengenommene Sicherheiten sollten
mindestens taglich bewertet werden. Vermogenswerte,
die eine hohe Preisvolatilitat aufweisen, sollten nur als

Sicherheit  akzeptiert werden, wenn geeignete
konservative Bewertungsabschlage (Haircuts)
angewandt werden. Vorbehaltlich etwaiger

Bewertungsvereinbarungen mit der Gegenpartei werden
einer Gegenpartei gestellte Sicherheiten taglich zum
Marktwert bewertet.
(iii) Bonitat des Emittenten: Der Emittent der Sicherheiten,
die entgegengenommen werden, sollte eine hohe
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Bonitdt aufweisen. Die Verwaltungsgesellschaft muss
sicherstellen, dass:

(a) wenn der Emittent einem Bonitatsrating einer
bei der ESMA registrierten und von dieser
beaufsichtigten Agentur unterliegt, dieses
Rating von der Verwaltungsgesellschaft im
Bonitatsbeurteilungsprozess  bertcksichtigt
wird; und

(b) wenn ein Emittent durch die unter (a) genannte

Ratingagentur unter die zwei hochsten

kurzfristigen Bonitatsratings herabgestuft wird,

dies dazu fahrt, dass die

Verwaltungsgesellschaft den  Emittenten

unverziglich einem erneuten Bonitatsrating

unterzieht.

(iv) Korrelation: Entgegengenommene Sicherheiten sollten

von einem Rechtssubjekt ausgegeben werden, das vom

Kontrahenten unabhangig ist. Die

Verwaltungsgesellschaft sollte ausreichend Grund zu

der Annahme haben, dass eine Sicherheit keine hohe

Korrelation mit der Entwicklung des Kontrahenten

aufweist.

(v) Diversifizierung der Sicherheiten (Anlagekonzentration):
. Vorbehaltlich Abs. (b) ist bei den Sicherheiten auf

eine angemessene Diversifizierung in Bezug auf
Lander, Markte und Emittenten zu achten. Das

maximale Engagement gegeniber einem
bestimmten Emittenten sollte 20% des
Nettoinventarwertes des Fonds nicht

Gberschreiten. Wenn der Fonds unterschiedliche
Kontrahenten hat, sollten die verschiedenen
Sicherheitenkdrbe aggregiert werden, um die
20%-Grenze flir das Engagement gegeniber
einem einzelnen Emittenten zu berechnen.

. Ein Fonds kann bis zu 100 % in unterschiedlichen
Wertpapieren  und  Geldmarktinstrumenten
abgesichert sein, die von einem Mitgliedstaat
oder seinen Gebietskorperschaften oder einem
Nicht-Mitgliedstaat oder einer internationalen
Korperschaft 6ffentlichen Rechts, der ein oder
mehrere Mitgliedstaaten angehoéren, begeben
oder garantiert sind. Ein solcher Fonds sollte

Wertpapiere aus mindestens sechs
verschiedenen Emissionen erhalten, jedoch
sollten die Wertpapiere aus einer einzigen

Emission nicht mehr als 30 % des Nettowerts des
Fonds ausmachen. Ein Fonds, der beabsichtigt,
vollstdndig in Wertpapieren abgesichert zu sein,
die von einem Mitgliedstaat begeben oder
garantiert sind, muss dies im Prospektnachtrag
des Fonds offenlegen. Die Mitgliedstaaten und
ihre Gebietskorperschaften oder internationale
Korperschaften oder als Sicherheit verwendete
Wertpapiere, die ein Fonds als Sicherheit fir

mehr als 20% seines Nettoinventarwerts
entgegennehmen kann, sind die im
Abschnitt 2.12 von Anhangll zum Prospekt
aufgefihrten.

(vi) Sofortige Verflgbarkeit: Ein Fonds sollte die Moglichkeit
haben, entgegengenommene Sicherheiten jederzeit

ohne Bezugnahme auf den Kontrahenten oder
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Genehmigung seitens des Kontrahenten

uneingeschrankt zu verwerten.
(vii) Verwahrung: In Féllen von Rechtslibertragungen sollten
die entgegengenommenen Sicherheiten von der
Verwahrstelle oder ihrem Vertreter verwahrt werden. Fir
andere Arten von Sicherheitsvereinbarungen kénnen die
Sicherheiten von einem Dritten verwahrt werden, der
einer sachverstandigen Aufsicht unterliegt und mit dem
Sicherheitengeber in keinerlei Verbindung steht
Vermbgenswerte, die der Fonds in Form der
Vollrechtslbertragung bereitstellt, sind nicht langer
Eigentum des Fonds und befinden sich auBerhalb des
Verwahrstellennetzes. Die Gegenpartei kann solche
Vermbgenswerte nach freiem Ermessen verwenden.
Vermogenswerte, die einer Gegenpartei nicht in Form
der Vollrechtslibertragung bereitgestellt werden,
werden von der Verwahrstelle oder einer
ordnungsgemaB bestellten Unterverwahrstelle gehalten.
(viii) Bewertungsabschlage (Haircuts): Die Gesellschaft
wendet flr einen Fonds angemessene konservative
Sicherheitsabschlage auf die als Sicherheiten
entgegengenommenen Vermodgenswerte an, ggf. auf
der Basis einer Bewertung der Charakteristika der
Vermdgenswerte, wie etwa der Bonitdt oder der
Preisvolatilitdt, sowie des Ergebnisses von wie weiter
oben beschrieben durchgefiihrten Stresstests. Die
Gesellschaft hat festgelegt, dass, wenn die Bonitat des
Emittenten oder der Emission der Sicherheiten nicht die
erforderliche Qualitdt hat oder die Sicherheiten mit
einem betrachtlichen MaB an Preisvolatilitat in Bezug auf
die Restlaufzeit oder andere Faktoren einhergeht, ein
konservativer Abschlag gemaB spezielleren Richtlinien
angewandt werden muss. Diese sind von der
Gesellschaft schriftlich festzulegen und auf laufender
Basis zu unterhalten. Die Anwendung eines solchen
Sicherheitsabschlags wird jedoch von Fall zu Fall in
Abhangigkeit von den genauen Einzelheiten der
Bewertung der Sicherheiten festgelegt. Die Gesellschaft
kann es nach eigenem Ermessen unter bestimmten
Umstanden flar angemessen erachten, bestimmte
Sicherheiten, bei denen ein konservativerer, ein weniger
konservativer oder gar kein Abschlag angewandt wurde,
auf einer objektiv begriindbaren Basis zu akzeptieren.
Mildernde  Umstdnde, welche die = Annahme
entsprechender Sicherheiten mit
Abschlagsbestimmungen, die andere Hohen als in den
Richtlinien vorgesehen enthalten, rechtfertigen, miissen
schriftlich festgehalten werden. Die Dokumentation der
Begriindung dafir ist zwingend erforderlich.
nicht verkauft, oder

Sachsicherheiten durfen

reinvestiert werden.

verpfandet

Barsicherheiten

Sicherheiten in Form von Barmitteln dirfen nur investiert werden

(i) Sichteinlagen bei relevanten Instituten;
(ii) Erstklassige Staatsanleihen;

Umgekehrte Pensionsgeschafte, sofern die Geschéfte
mit  Kreditinstituten getatigt werden, die einer
sachverstiandigen Uberwachung unterliegen, und der
Fonds jederzeit den vollen Barbetrag periodengerecht
abrufen kann;
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(iv) Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur gemaBR der
Definition in den ESMA-Leitlinien zu einer gemeinsamen

Definition europaischer Geldmarktfonds (CESR/10-049).

Investierte Barsicherheiten sollten entsprechend den unter dem
vorstehenden Punkt (v), ,Sachsicherheiten”, beschriebenen
Diversifizierungsvoraussetzungen far Sachsicherheiten
diversifiziert werden. Investierte Barsicherheiten dirfen nicht
beim Kontrahenten oder einem mit diesem verbundenen
Unternehmen hinterlegt werden. Durch die Wiederanlage von
Sicherheiten erzeugte Risiken missen bei der Berechnung des
Risikos gegeniliber einem Kontrahenten berlcksichtigt werden.
Die Wiederanlage von Barsicherheiten gemiB den obigen
Bestimmungen kann dennoch ein zuséatzliches Risiko fiir einen
Fonds darstellen. Nahere Details hierzu sind dem Abschnitt
.Risikofaktoren; = Risiko  durch die  Wiederanlage von
Barsicherheiten” im Prospekt zu entnehmen.

Sicherheiten - vom Fonds hinterlegt

Die bei einem Kontrahenten vom oder fiir einen Fonds hinterlegten
Sicherheiten missen bei der Berechnung des Kontrahentenrisikos
berlicksichtigt werden. Bei einem Kontrahenten hinterlegte
Sicherheiten und von einem Kontrahenten entgegengenommene
Sicherheiten koénnen auf Nettobasis berlcksichtigt werden,
vorausgesetzt, dass der Fonds Netting-Vereinbarungen mit dem
Kontrahenten rechtlich durchsetzen kann. Einer Gegenpartei von
einem oder im Auftrag eines Fonds gestellte Sicherheiten
bestehen aus den jeweils mit der Gegenpartei vereinbarten
Sicherheiten und koénnen alle vom Fonds gehaltenen
Vermdgenswerte enthalten.

Differenzkontrakte

Futures und Optionen koénnen auch als Differenzkontrakte
bezeichnet werden bzw. solche umfassen. Dabei kann es sich um
Optionen und Futures fiir einen beliebigen Index sowie Wahrungs-
und Zinsswaps handeln. Im Gegensatz zu anderen Futures und
Optionen koénnen diese Kontrakte jedoch nur bar abgewickelt
werden. Eine Anlage in einen Differenzkontrakt ist mit denselben
Risiken behaftet wie ein Future oder eine Option. Transaktionen
mit Differenzkontrakten koénnen auch mit einer
Eventualverbindlichkeit verbunden sein und ein Anleger sollte sich
der nachstehend aufgefiihrten Auswirkungen bewusst sein.

Geschafte mit Eventualverbindlichkeiten

Bei Geschéften mit Eventualverbindlichkeiten, die
Einschussverpflichtungen unterliegen, muss der Fonds eine Reihe
von Teilzahlungen in Bezug auf den Kaufpreis vornehmen, anstatt
den gesamten Kaufpreis unmittelbar zu entrichten. Handelt der
Fonds mit Futures bzw. Differenzkontrakten oder verkauft er
Optionen, kann der Fonds die gesamte Einschusszahlung
verlieren, die er beim Makler zum Aufbau bzw. zur
Aufrechterhaltung einer Position hinterlegt hat. Wenn der Markt
sich flir den Fonds nachteilig entwickelt, kann der Fonds zur
Aufrechterhaltung der Position aufgefordert werden, kurzfristig
erhebliche zusatzliche Einschusszahlungen zu leisten. Kann der
Fonds dieser Aufforderung nicht innerhalb der erforderlichen Zeit
nachkommen, kann seine Position verlustbringend liquidiert
werden und der Fonds muss fiir den ggf. entstehenden Fehlbetrag
aufkommen. Selbst  wenn eine  Transaktion keiner
Einschussverpflichtung unterliegt, kann sie dennoch mit einer
Verpflichtung verbunden sein, unter bestimmten Umstanden
weitere Zahlungen zu leisten, deren Betrag Uber dem bei
Abschluss des Kontrakts gezahlten Betrag hinausgeht. Geschafte
mit Eventualverbindlichkeiten, die nicht auf einer anerkannten
oder genau bezeichneten Wertpapierborse oder gemaB den
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Vorschriften einer solchen Wertpapierborse gehandelt werden,
kénnten mit erheblich héheren Risiken behaftet sein.

Die Gesellschaft hat der Zentralbank im Namen jedes Fonds ihre
Risikomanagementpolitik eingereicht, die ihr die genaue
Messung, Uberwachung und Steuerung der verschiedenen, mit
dem Einsatz von DFls verbundenen Risiken ermdéglicht. Die
Gesellschaft stellt den Anteilsinhabern auf Wunsch zusétzliche
Informationen hinsichtlich der angewandten Methoden des
Risikomanagements, einschlieBlich der geltenden quantitativen
Limits sowie der jiingsten Entwicklungen beziiglich der Risiko-
und Ertragsmerkmale der Hauptanlagekategorien, zur
Verfligung.

Die Gesellschaft zieht, sofern im Prospektnachtrag fiir den
jeweiligen Fonds nichts Abweichendes festgelegt ist, zur
Berechnung des Gesamtrisikos fiir jeden Fonds den
Commitment-Ansatz heran. Das Gesamtrisiko eines Fonds fiir
seine zugrunde liegenden Anlagen ist auf 100 % seines
Nettoinventarwerts begrenzt, sofern im Prospektnachtrag fiir
den jeweiligen Fonds nichts Abweichendes festgelegt ist.
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ANHANG |V - Zusatz zum Prospekt (der ,Zusatz”) vom 22. Oktober 2021
Fonds der Gesellschaft

Die Gesellschaft hat zum Datum dieses Zusatzes folgende Fonds
aufgelegt:

1.

2.

10.

M.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

85

Invesco FTSE 100 UCITS ETF;

Invesco FTSE 250 UCITS ETF;

Invesco EURO STOXX 50 UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 UCITS ETF;
Invesco MSCI Europe UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe Small 200 UCITS ETF;
Invesco STOXX Europe Mid 200 UCITS ETF;
Invesco MSCI USA UCITS ETF;

Invesco MSCI Japan UCITS ETF;

Invesco S&P 500 UCITS ETF;

Invesco MSCI World UCITS ETF;

Invesco RDX UCITS ETF;

Invesco MSCI Emerging Markets UCITS ETF;
Invesco STOXX Europe 600 Optimised Banks UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Basic Resources
UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Oil & Gas UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Technology UCITS
ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Insurance UCITS ETF;
Invesco STOXX Europe 600 Optimised Utilities UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Automobiles & Parts
UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Chemicals UCITS
ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Construction &
Materials UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Financial Services
UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Food & Beverage
UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Media UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Personal &
Household Goods UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Retail UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Telecommunications
UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Travel & Leisure
UCITS ETF;
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30.

31.

32.

33.

34.

35.

36.

37.

38.

39.

40.

41.

42.

43.

44.

45,

46.

47.

48.

49.

50.

51.

52.

53.

54.

55.

56.

57.

58.

59.

60.

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Industrial Goods &
Services UCITS ETF;

Invesco STOXX Europe 600 Optimised Health Care UCITS
ETF;

Invesco Russell 2000 UCITS ETF;

Invesco Materials S&P US Select Sector UCITS ETF;

Invesco Energy S&P US Select Sector UCITS ETF;

Invesco Industrials S&P US Select Sector UCITS ETF;
Invesco Technology S&P US Select Sector UCITS ETF;
Invesco Utilities S&P US Select Sector UCITS ETF;

Invesco Health Care S&P US Select Sector UCITS ETF;
Invesco Consumer Staples S&P US Select Sector UCITS ETF;

Invesco Consumer Discretionary S&P US Select Sector
UCITS ETF;

Invesco Financials S&P US Select Sector UCITS ETF;
Invesco MSCI Europe Value UCITS ETF;

Invesco EURO STOXX Optimised Banks UCITS ETF;
Invesco Commodity Composite UCITS ETF;

Invesco Morningstar US Energy Infrastructure MLP UCITS
ETF;

Invesco Goldman Sachs Equity Factor Index World UCITS
ETF (GS EFI World ETF);

Invesco JPX-Nikkei 400 UCITS ETF;
Invesco NASDAQ Biotech UCITS ETF;

Invesco Goldman Sachs Equity Factor Index Europe UCITS
ETF (GS EFI Europe ETF);

Invesco STOXX Eurozone Exporters UCITS ETF*;

Invesco STOXX Japan Exporters UCITS ETF*;

Invesco Real Estate S&P US Select Sector UCITS ETF;
Invesco Bloomberg Commodity UCITS ETF;

Invesco Bloomberg Commodity Carbon Tilted UCITS ETF;
Invesco KBW NASDAQ FinTech UCITS ETF;

Invesco MSCI Europe ex-UK UCITS ETF;

Invesco Bloomberg Commodity Ex-Agriculture UCITS ETF;

Invesco Tradable European Earnings Momentum Factor
UCITS ETF*;

Invesco Tradable European Price Momentum Factor UCITS
ETF;

Invesco Tradable European Value Factor UCITS ETF*;



ANHANG |V - Zusatz zum Prospekt (der ,Zusatz”) vom 22. Oktober 2021
Fonds der Gesellschaft

Fortsetzung

61. Invesco Tradable European Quality Factor UCITS ETF*;
62. Invesco Tradable European Low Beta Factor UCITS ETF*;
63. Invesco MSCI Saudi Arabia UCITS ETF;

64. Invesco Goldman Sachs Equity Factor Index Emerging
Markets UCITS ETF (GS EFI EM ETF);

65. Invesco Communications S&P US Select Sector UCITS ETF;
66. Invesco S&P SmallCap 600 UCITS ETF;

67. Invesco MSCI Kuwait UCITS ETF;

68. Invesco S&P 500 ESG UCITS ETF; und

69. Invesco NASDAQ-100 Swap UCITS ETF.

* Diese Fonds sind nun flir neue Zeichnungen geschlossen.
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ANHANG V - Globales Markt- und Unterverwahrstellennetz

1.Land 2. Unterverwahrstelle 3. Beauftragte der Unterverwahrstelle
Agypten Citibank N.A., Cairo Branch

Argentinien Citibank N.A., Buenos Aires Branch

Australien The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited HSBC Bank Australia Limited

Bangladesch

Standard Chartered Bank

Belgien

The Northern Trust Company

Bermuda

The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited

HSBC Bank Bermuda Limited

Bosnien und Herzegowina (Foderation
Bosnien und Herzegowina)

Raiffeisen Bank International AG

Raiffeisen Bank Bosnia DD BiH

Bosnien und Herzegowina (Republik

Raiffeisen Bank International AG

Raiffeisen Bank Bosnia DD BiH

Srpska)

Botswana Standard Chartered Bank Botswana Limited

Brasilien Citibank N.A., Brazilian Branch Citibank Distribuidora de Titulos e Valores Mobiliaros S.A
(,.DTVM")

Bulgarien Citibank Europe plc, Bulgaria Branch

Chile Citibank N.A. Banco de Chile

China B Share

The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited

HSBC Bank (China) Company Limited

Clearstream

Clearstream Banking S.A.,

Costa Rica

Banco Nacional de Costa Rica

Danemark

Nordea Bank Abp

Deutschland

The Northern Trust Company

Elfenbeinkiste

Standard Chartered Bank (Mauritius) Limited

Standard Chartered Bank Cote d'lvoire SA

Estland

Swedbank AS

Eswatini (vormals Swasiland)

Standard Bank Eswatini Limited

Finnland Nordea Bank Abp
Frankreich The Northern Trust Company
Ghana Standard Chartered Bank Ghana Limited

Griechenland

Citibank Europe PLC

Hong Kong (Stock and Bond Connect)

The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited

Hongkong The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Indien Citibank N.A.

Indonesien Standard Chartered Bank

Irland Euroclear Bank S.A./N.V.

Island Landsbankinn hf

Israel Bank Leumi Le-Israel B.M.

Italien Citibank Europe plc

Japan The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
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ANHANG V - Globales Markt- und Unterverwahrstellennetz

Fortsetzung

1.Land 2. Unterverwahrstelle 3. Beauftragte der Unterverwahrstelle
Jordanien Standard Chartered Bank
Kanada The Northern Trust Company, Canada
Kanada* Royal Bank of Canada
Kasachstan Citibank Kazakhstan JSC
Katar The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited HSBC Bank Middle East Limited
Kenia Standard Chartered Bank Kenya Limited
Kolumbien Cititrust Columbia S.A. Sociedad Fiduciaria
Kroatien UniCredit Bank Austria AG Zagrebacka Banka d.d.
Kuwait The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited HSBC Bank Middle East Limited
Lettland Swedbank AS
Litauen AB SEB bankas
Luxemburg Euroclear Bank S.A./N.V.
Malaysia The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited HSBC Bank Malaysia Berhad
Marokko Société Générale Marocaine de Banques
Mauritius The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Mexiko Banco Nacional de Mexico S.A. integrante del Grupo Financiero
Banamex
Namibia Standard Bank Namibia Ltd
Neuseeland The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Niederlande The Northern Trust Company
Nigeria Stanbic IBTC Bank Plc
Norwegen Nordea Bank Abp
Oman The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited HSBC Bank Oman S.A.0.G
Osterreich UniCredit Bank Austria AG
Pakistan Citibank N.A., Karachi Branch
Panama Citibank N.A., Panama Branch
Peru Citibank del Peru S.A.
Philippinen The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Polen Bank Polska Kasa Opieki Spotka Akcyjna,
Portugal BNP Paribas Securities Services
Rumaénien Citibank Europe PLC
Russland AO Citibank
Sambia Standard Chartered Bank Zambia PLC

Saudi-Arabien

The Northern Trust Company of Saudi Arabia
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ANHANG V - Globales Markt- und Unterverwahrstellennetz

Fortsetzung
1.Land 2. Unterverwahrstelle 3. Beauftragte der Unterverwahrstelle
Schweden Nordea Bank Abp
Schweiz Credit Suisse (Switzerland) Ltd
Senegal Standard Chartered Bank (Mauritius) Limited Standard Chartered Bank Cote d'lvoire SA
Serbien UniCredit Bank Austria A.G. UniCredit Bank Serbia JSC
Singapur DBS Bank Ltd
Slowakei Citibank Europe PLC
Slowenien UniCredit Banka Slovenija d.d.
Spanien Deutsche Bank SAE
Sri Lanka Standard Chartered Bank
Siidafrika The Standard Bank of South Africa Limited
Stidkorea The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Taiwan The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited HSBC Bank (Taiwan) Limited
Tansania Standard Chartered Bank (Mauritius) Limited Standard Chartered Bank Tanzania Limited
Thailand Citibank N.A., Bangkok Branch

Tschechische Republik

UniCredit Bank Czech Republic and Slovenia, a.s.

Tunesien Union Internationale De Banques

Turkei Deutsche Bank AG & Deutsche Bank AS
Uganda Standard Chartered Bank Uganda Limited
Ungarn UniCredit Bank Hungary Zrt.

Uruguay Banco Itau Uruguay S.A.

Vereinigte Arabische Emirate

(ADX)

The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited

HSBC Bank Middle East Limited (DIFC) Branch

Vereinigte Arabische Emirate

(DFM)

The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited

HSBC Bank Middle East Limited (DIFC) Branch

Vereinigte Arabische Emirate

(NASDAQ)

The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited

HSBC Bank Middle East Limited (DIFC) Branch

Vereinigte Staaten

The Northern Trust Company

Vereinigtes Konigreich

Euroclear UK and Ireland Limited (Northern Trust
Eigenverwahrung)

Vietnam

The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited

HSBC Bank (Vietnam) Ltd

Zypern

Citibank Europe PLC

*Die Royal Bank of Canada fungiert fiir Northern Trust als Unterverwahrstelle fiir Wertpapiere, die nicht (iber Kanadas lokale

Zentralverwahrer abgewickelt werden konnen.
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ANHANG VI - Nachhaltigkeitsbezogene Finanzierung

Uberlegungen zur ESG-Integration

Der Gesellschaft verfolgt fir die Integration einer
Beriicksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken in ihren
Anlageentscheidungsprozess in Abhangigkeit von der jeweiligen
Strategie ihrer Fonds unterschiedliche Ansatze.

Die Fonds werden passiv verwaltet und bilden synthetisch die
Wertentwicklung des von ihnen verfolgten Referenzindex nach.
Bei OGAW-ETFs muss jeder Referenzindex eine zweckdienliche
VergleichsgroBe fir den Markt darstellen, auf den er sich bezieht,
wobei ein Universum von Indexbestandteilen auf einer fir die
Anleger nachvollziehbaren Basis ausgewahlt wird. Jeder
Referenzindex wird in Ubereinstimmung mit diesem Grundsatz
von einem unabhangigen Indexanbieter erstellt, und da die
Strategie fir die passiv verwalteten Fonds darin besteht, den
Referenzindex zu verfolgen oder nachzubilden, werden
Anderungen an den Portfolios der Fonds durch Anderungen des
Referenzindex in Ubereinstimmung mit seiner verdffentlichten
Methodik und nicht durch eine aktive Titelauswahl durch den
Anlageverwalter bestimmt. Dementsprechend liegt es nicht im
Ermessen des Anlageverwalters, Aktien aktiv auszuwéahlen bzw.
auszusondern.

Soweit ein Fonds ESG-Merkmale fordert oder nachhaltige Anlagen
als Ziel hat, kénnen Nachhaltigkeitsrisiken wie folgt berlicksichtigt
werden:

e Die Methodik des Indexanbieters kann die Beurteilung eines
einzelnen Unternehmens/Emittenten anhand von ESG-
Kriterien beinhalten, was auch die Beriicksichtigung von
Nachhaltigkeitsrisiken einschlieBen kann. Weitere
Informationen zur Art der Einbeziehung von
Nachhaltigkeitsrisiken in die Methodik sowie Informationen
Uber die Methodik des Indexanbieters entnehmen Sie bitte
dem Abschnitt ,Allgemeine Beschreibung des
Referenzindex” im Nachtrag fur den jeweiligen Fonds.

e Die Gegenparteien werden auf der Grundlage einer Reihe von
finanziellen, Risiko-, Reputations- und anderen Kriterien
geman der Leitlinie der Zentralbank ausgewahlt und ESG-
bezogene Risiken werden als Teil dieser Gesamtbeurteilung
beriicksichtigt.

Ein finanzielles ESG-Risiko konnte die Fahigkeit eines
Kontrahenten, seinen finanziellen Verpflichtungen
nachzukommen, wesentlich beeintrachtigen. Ein Reputations-
ESG-Risiko ist ein Risiko, bei dem der Anlageverwalter es fir
ethisch, moralisch oder sozial inakzeptabel halt, den jeweiligen
Kontrahenten weiter zu engagieren, oder wenn staatliche,
aufsichtsrechtliche oder sonstige Sanktionen Auswirkungen auf
das laufende Engagement haben kénnen.

Wenn ein ESG-Risiko identifiziert wird, ob finanziell oder
Reputationsrisiko, kann der Anlageverwalter mit dem
Kontrahenten in Verbindung treten, um das ESG-Risiko des Fonds
zu steuern. Wenn das ESG-Risiko nach Ansicht des
Anlageverwalters nicht gemindert werden kann, kann dies die
Entscheidung des Anlageverwalters, Derivatgeschéfte mit dem
Kontrahenten einzugehen, beeintrachtigen. Die Berlicksichtigung
des  ESG-Risikos ist  jedoch nur ein Teil des
Kontrahentenbeurteilungsprozesses. Wenn die
Gesamteinschatzung der Bonitadt eines Kontrahenten weiterhin
positiv ist, kann der Fonds weiterhin Geschéafte mit diesem
Kontrahenten eingehen, sofern er der Ansicht ist, dass eine
Beschrankung der Verwendung als Kontrahent den Fonds
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UbermaBig belasten und die Fahigkeit des Anlageverwalters zur
Gewahrleistung der bestmoglichen Ausflihrung beeintrachtigen
wirde.

e Der Anlageverwalter kann Regeln in Bezug auf den
Sicherheitenkorb anwenden, um Unternehmen
auszuschlieBen, die an bestimmten Geschaftsaktivitaten und
umweltrelevanten und/oder sozialbezogenen Kontroversen
beteiligt sind, soweit dies flr die Anlagestrategie der Fonds
gilt. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Anhang
des jeweiligen Fondsnachtrags.

Der Einsatz von Derivaten erfolgt im Einklang mit der Anlagepolitik
eines Fonds, wie im Prospekt dargelegt. Im Zusammenhang mit
der Verwendung von Derivaten erfolgt keine besondere
Berlicksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken, sofern nichts
anderes im im Nachtrag fur den jeweiligen Fonds vorgesehen ist.
In Bezug auf Artikel-8- oder Artikel-9-Fonds entscheidet der
Anlageverwalter, in welchem Umfang die physischen
Beteiligungen des Fonds im Einklang mit den ESG-Eigenschaften
des Referenzindex verwaltet werden. Sofern nichts anderes im
Nachtrag fiir den jeweiligen Fonds vorgesehen ist, werden bei der
Auswahl von Kontrahenten keine ESG-Kriterien beriicksichtigt. Die
Auswahl der Kontrahenten erfolgt auf der Grundlage einer
Beurteilung des Kontrahentenrisikos und der Bonitat.

Beim Auflegen neuer ETFs bezieht der
Produktentwicklungsprozess des Anlageverwalters die Vorteile
und Nutzen einer ESG-Benchmark sowie, wenn moglich, eine
Bewertung der Nachhaltigkeitsrisiken ein. Bewertungen von
Nachhaltigkeitsrisiken sind nicht abschlieBend und bedeuten nicht
unbedingt, dass der Anlageverwalter von der Nachbildung einer
Benchmark absehen wird. Nachhaltigkeitsrisiken gehoren
stattdessen zu den Uberlegungen, die der Anlageverwalter fiir die
Analyse der wirtschaftlichen Tragfahigkeit eines neuen Fonds
verwendet.

RICHTLINIE ZUR AUSUBUNG VON STIMMRECHTEN

Die Verwaltungsgesellschaft halt sich an die globale Richtlinie zur
Ausibung von Stimmrechten von Invesco (die ,Richtlinie”).
Invesco betrachtet die Auslibung von Stimmrechten als einen
integralen Bestandteil seiner Anlageverwaltungsaufgaben. Der
Prozess der Ausiibung von Stimmrechten bei Invesco konzentriert
sich auf den Schutz der Rechte der Kunden und die Férderung von
Governance-Strukturen und  -Praktiken, mit denen die
Rechenschaftspflichten der Leitungs- und Kontrollorgane
gegeniber den Anteilinhabern gestarkt werden.

Die Grundsatze der guten Unternehmensfiihrung von Invesco
beschreiben die Ansichten von Invesco zu Best Practices bei der
Unternehmensfiihrung und der langfristigen Anlageverwaltung.
Diese Grundsatze wurden von den globalen Anlageteams von
Invesco in Zusammenarbeit mit dem Global ESG-Team von
Invesco entwickelt. Die allgemeine Philosophie und die
Leitprinzipien bilden die Grundlage fir den Ansatz von Invesco bei
der Anlageverwaltung und der Auslbung von Stimmrechten.
Diese Grundsatze sind nicht als erschopfend oder verordnend zu
betrachten.

Die Fonds stimmen normalerweise in Ubereinstimmung mit den
Inhabern der Mehrheit der von Invesco gehaltenen Active-Equity-
Anteile ab. Invesco bezeichnet diesen Ansatz als
.Mehrheitsabstimmung”. Mit diesem
Mehrheitsabstimmungsprozess wird sichergestellt, dass die Fonds
vom Engagement und dem fundierten Dialog der aktiven Anleger
von Invesco profitieren, die nach Meinung von Invesco Vorteile fur
die Anteilinhaber passiv verwalteter ETF bieten. Sollte es keine
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Uberschneidung zwischen den aktiven und den passiven Inhabern
geben, stimmen die passiven Inhaber gemé&B unserer intern
entwickelten Abstimmungsleitlinien ab. Portfoliomanager und
Analysten fir Konten, die Mehrheitsabstimmungen vorsehen,
behalten das uneingeschrankte Recht, die Mehrheitsabstimmung
zu ignorieren und in einer Form fur die Anteile abzustimmen, die
ihrer Meinung nach im besten Interesse dieser Konten ist, sofern
bestimmte Arten von Interessenkonflikten nicht vorliegen.

TRANSPARENZ BEI DER BEWERBUNG OKOLOGISCHER ODER
SOZIALER MERKMALE UND NACHHALTIGKEITSBEZOGENER
ANLAGEN

Artikel-8- und Artikel-9-Fonds werden als solche im jeweiligen
Fondsnachtrag bezeichnet.

Die Verwaltungsgesellschaft wird die Klassifizierung aller Fonds
bis zur Finalisierung der aufsichtsrechtlichen technischen
Standards Uberprifen. Wenn die Verwaltungsgesellschaft zu
einem spateren Zeitpunkt feststellt, dass eine solche
Klassifizierung eines Fonds nicht mehr angemessen ist, wird der
Prospekt entsprechend der Uberarbeiteten Klassifizierung des
jeweiligen Fonds aktualisiert.

TRANSPARENZ DER NACHTEILIGEN
NACHHALTIGKEITSAUSWIRKUNGEN AUF EBENE DER
FINANZPRODUKTE

Sofern im Nachtrag der Fonds nicht anders angegeben,
berticksichtigen die Fonds keine wesentlichen negativen
Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren.
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	(c) Nichtlieferung von Wertpapieren: Falls ein Antragsteller ein oder mehrere Wertpapiere nicht bis zum vorgegebenen Zeitpunkt an die Verwahrstelle liefert, kann die Gesellschaft den Zeichnungsantrag ablehnen oder den Antragsteller auffordern, eine Si...

	VERFAHREN FÜR DIE RÜCKNAHME VON ANTEILEN GEGEN SACHWERTE
	(a) Rücknahmeanträge: Nach Ermessen des Verwaltungsrates können Anleger Anteile über einen autorisierten Teilnehmer gegen Sachwerte zurückgeben. Anträge für Rücknahmen gegen Sachwerte sind wirksam bei oder vor Orderannahmeschluss an dem Handelstag, an...
	(b) Abrechnungsfrist: Die Standardabrechnungsfrist für Rücknahmen gegen Sachwerte beträgt drei Geschäftstage ab dem Handelstag, an dem der Rücknahmeantrag angenommen wird, kann aber in Abhängigkeit von den Standardabrechnungsfristen an den verschieden...
	(c) Teilweise Barabrechnung: Die Gesellschaft kann nach ihrem alleinigen Ermessen einen Teil des Antrags auf Rücknahme gegen Sachwerte in bar abrechnen, z. B. in Fällen, in denen sie davon ausgeht, dass ein von einem Fonds gehaltenes Wertpapier nicht ...

	ZIELGERICHTETE BARGESCHÄFTE
	FORM DER ANTEILE UND ANTEILSREGISTER
	(a) Registrierte Anteile: Die Anteile können in registrierter Form ausgegeben werden, und das Anteilsregister gilt als schlüssiger Beweis für die Eigentümerschaft an den Anteilen. Sofern im jeweiligen Prospektnachtrag nichts anderes festgelegt ist, kö...
	(b) Durch globale Anteilszertifikate dargestellte registrierte Anteile: Diese globalen Anteilszertifikate werden im Namen der Gesellschaft ausgestellt und bei den Clearingstellen hinterlegt oder alternativ direkt im Namen der betreffenden Clearingstel...

	ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
	ZWANGSWEISE RÜCKNAHME
	UMTAUSCH VON ANTEILEN

	9. Handel mit Anteilen auf dem Sekundärmarkt
	INTRADAY-WERT DES PORTFOLIOS
	PORTFOLIOTRANSPARENZ
	RÜCKNAHMEN ÜBER DEN SEKUNDÄRMARKT

	10. Ausgabe- und Rücknahmepreise / Berechnung des Nettoinventarwerts / Bewertung von Vermögenswerten
	Der Wert von börsengehandelten Futures-Kontrakten, Aktienindex-Futures-Kontrakten und Optionen wird auf Basis des am betreffenden Markt zum Bewertungszeitpunkt ermittelten Abrechnungspreises festgelegt. Ist der Abrechnungspreis nicht zu ermitteln, wir...
	Der Wert eines OTC-Derivatekontrakts wird in Übereinstimmung mit Artikel 11 der Vorschrift (EU) Nr. 648/2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister geändert durch die Vorschrift (EU) 2019/834 („EMIR“) bewertet.
	AUSSETZUNG DER BERECHNUNG DES NETTOINVENTARWERTS
	NOTIERUNG AN EINER BÖRSE

	11. Management & Verwaltung
	VERWALTUNGSRATSMITGLIEDER DER GESELLSCHAFT
	ANLAGEVERWALTER
	VERWAHRSTELLE
	(i)  Die Verwahrstelle verwahrt sämtliche Finanzinstrumente, die auf einem Depot bzw. einem Konto für Finanzinstrumente, das in den Büchern der Verwahrstelle eröffnet wird, verbucht oder gehalten werden können, wobei getrennte Konten bzw. Depots im Na...
	(ii)  Die Verwahrstelle überprüft das Eigentum der Gesellschaft an den Vermögenswerten (abgesehen von den in (i) vorstehend erwähnten) und führt Aufzeichnungen zu denjenigen Vermögenswerten und hält diese auf dem neuesten Stand, bei denen sie sich ver...
	(iii)  Die Verwahrstelle stellt eine effektive und ordnungsgemäße Überwachung der Cashflows der Gesellschaft sicher (diese Aufgabe umfasst auch die Sicherstellung, dass Barmittel der Gesellschaft auf Kassakonten (wie Umbrella-Kassakonten) verbucht wer...
	(iv)  Die Verwahrstelle ist für bestimmte Aufsichtspflichten in Bezug auf die Gesellschaft zuständig – siehe „Zusammenfassung der Aufsichtspflichten“ nachstehend.
	(i) gemäß den Beschränkungen, die die Zentralbank, die Satzung und die Vorschriften den Anlage- und Kreditaufnahmebefugnissen der Gesellschaft auferlegen; und
	(ii) auch sonst in Übereinstimmung mit den Bestimmungen der Vorschriften und der Satzung verwaltet wurde.


	12. Besteuerung in Irland
	Zu einem Steuertatbestand zählt:
	(a) wenn eine Zahlung irgendwelcher Art von der Gesellschaft an Anteilsinhaber für deren Anteile erfolgt;
	(b) jede Übertragung, Annullierung, Einlösung, Rücknahme oder jeder Rückkauf von Anteilen; und
	(c) jede fiktive Veräußerung (eine fiktive Veräußerung tritt bei Ablauf eines maßgeblichen Zeitraums ein) von Anteilen oder die Inbesitznahme oder Einziehung von Anteilen durch die Gesellschaft, um die auf den bei einer Übertragung anfallenden Gewinn ...
	SONSTIGE STEUERN
	(a) zum Zeitpunkt der Verfügung der Übertragende nicht oder nicht gewöhnlich in Irland ansässig ist und der Übertragungsempfänger der Anteile nicht oder nicht gewöhnlich in Irland ansässig ist; und
	(b) die Anteile zum Zeitpunkt der Schenkung oder Vererbung und zum Bewertungsdatum in der Schenkung bzw. dem Erbe enthalten sind.

	ANSÄSSIGKEIT UND GEWÖHNLICHE ANSÄSSIGKEIT IN IRLAND ZU STEUERZWECKEN
	(a) das Unternehmen oder ein verbundenes Unternehmen im Staat ein Gewerbe betreibt und das Unternehmen entweder letztlich durch in EU-Mitgliedstaaten oder in Ländern, mit denen die Republik Irland ein Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen hat, ansä...
	(b) das Unternehmen nach einem Doppelbesteuerungsabkommen zwischen der Republik Irland und einem anderen Land nicht als im Staat ansässig gilt.
	(i) sich im betreffenden Steuerjahr mindestens 183 Tage im Staat aufhält; oder
	(ii) sich unter Berücksichtigung der im betreffenden Steuerjahr im Staat verbrachten Tage und der Anzahl der im Vorjahr im Staat verbrachten Tage insgesamt 280 Tage im Staat aufgehalten hat.
	(i) ein Geschäft betreibt, das unter anderem aus dem Empfang von Zahlungen eines in Irland ansässigen Anlageorganismus im Namen anderer Personen besteht oder
	(ii) im Namen anderer Personen Anteile oder Units an einem Anlageorganismus hält.



	13. Besteuerung im Vereinigten Königreich
	Besteuerung der Gesellschaft
	Besteuerung Anteilinhaber
	Britische Stempelgebühr und Stamp Duty Reserve Tax

	14. Deutsches Investmentsteuergesetz 2018
	15. Gebühren & Kosten
	GEBÜHREN UND KOSTEN
	(a) Die Gesellschaft kann die Gebühren und Kosten jedes Fonds, einschließlich der sonstigen Verwaltungsaufwendungen und Transaktionsgebühren, zahlen, die die Gebühren und Kosten der Verwahrstelle, des Administrators, der Verwaltungsgesellschaft und de...
	(b) Managementgebühren: Gemäß und abhängig von den Bestimmungen des Managementvertrags wird die jährliche Managementgebühr ein an die Verwaltungsgesellschaft zahlbarer Prozentsatz des Nettovermögens jedes Fonds oder jeder Anteilsklasse sein. Managemen...
	(c) Gebühren für den Handel mit Anteilen: Angaben zur Transaktionsgebühr für Einlagen in Sachwerten, zu Übertragungssteuern, Zeichnungsgebühr, Rücknahmegebühr und jeder sonstigen Gebühr einschließlich der (gegebenenfalls) für den Tausch von Anteilen a...
	(d) Vergütung der Verwaltungsratsmitglieder: Die Verwaltungsratsmitglieder, die nicht Verwaltungsratsmitglieder, leitende Mitarbeiter oder Angestellte von Invesco UK Services Limited sind, haben Anspruch auf eine Vergütung ihrer Dienste als Verwaltung...
	(e) Außergewöhnliche Aufwendungen: Die Gesellschaft ist verpflichtet, außergewöhnliche Aufwendungen zu erstatten, einschließlich, jedoch nicht ausschließlich, Aufwendungen im Zusammenhang mit Prozesskosten und allen Steuern, Umlagen, Abgaben oder ähnl...
	(f) Gründungskosten: Die Kosten für die Gründung der Gesellschaft und der Fonds (einschließlich Gebühren im Zusammenhang mit der Eintragung und Zulassung der Gesellschaft, der Notierung der Fonds an den relevanten Börsen und der Eintragung der Fonds f...
	(g) Sonstige Verwaltungsaufwendungen: Die sonstigen Verwaltungsaufwendungen beinhalten insbesondere laufende Kosten für Organisation und Eintragung; an die Inhaber von Lizenzen auf einen Index zahlbare Lizenzgebühren; Aufwendungen für die Rechts- und ...
	(h) Transaktionsgebühren: Transaktionsgebühren sind sämtliche Gebühren und Kosten, die beim Kauf und Verkauf von Wertpapieren oder anderen von einem Fonds gehaltenen Anlagen anfallen, d. h., Maklergebühren und Provisionen und Korrespondenzgebühren für...
	(i) Abgaben und Gebühren: Abgaben und Gebühren in Bezug auf einen Fonds, alle Stempel- und anderen Abgaben, Steuern, staatlichen Gebühren, Makler- und Bankgebühren, Devisenspreads, Zinsen, Verwahrstellen- und Unterverwahrstellengebühren (in Bezug auf ...

	VERRECHNUNGSPROVISIONEN

	16. Ausschüttungspolitik
	17. Allgemeines
	MÖGLICHE INTERESSENKONFLIKTE
	(a) untereinander oder mit der Gesellschaft Verträge schließen und finanzielle, Bank- oder sonstige Transaktionen tätigen oder Vereinbarungen treffen, insbesondere bezüglich Anlagen der Gesellschaft in Wertpapieren oder Anlagen durch verbundene Person...
	(b) in Anteile, Wertpapiere, Vermögenswerte und Immobilien aller Art, die Teil des Gesellschaftsvermögens sind, investieren und damit handeln, jeweils für eigene Rechnung oder für Rechnung Dritter; und
	(c) als Auftraggeber bzw. Mandatsträger beim Kauf oder Verkauf von Wertpapieren und anderen Anlagen von bzw. an die Gesellschaft durch oder mit einer verbundenen Person handeln.
	(i) es wird eine bestätigte Bewertung durch eine von der Verwahrstelle bzw. – bei Transaktionen mit Beteiligung der Verwahrstelle von der Gesellschaft – von der Gesellschaft als unabhängig und kompetent anerkannte Person eingeholt; oder
	(ii) das Geschäft erfolgt zu den bestmöglichen Bedingungen an organisierten Börsen nach deren Regeln; oder
	(iii) die Transaktionen erfolgen zu Bedingungen, die nach Auffassung der Verwahrstelle bzw. – im Falle eines Geschäfts mit Beteiligung der Verwahrstelle – nach Auffassung der Verwaltungsgesellschaft dem Fremdvergleichsgrundsatz entsprechen, und im bes...

	INTERESSENKONFLIKTE
	BETEILIGUNGEN DER VERWALTUNGSRATSMITGLIEDER
	(a) Es bestehen keine Dienstverträge zwischen der Gesellschaft und ihren Verwaltungsratsmitgliedern, noch sind solche Verträge geplant.
	(b) Zum Datum dieses Prospekts hält kein Verwaltungsratsmitglied eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligung an Vermögenswerten, die von der Gesellschaft erworben oder veräußert wurden oder an diese ausgegeben wurden oder für die dies geplant ist, u...
	(c) Zum Datum dieses Prospekts hält weder eines der Verwaltungsratsmitglieder noch eine eng verbundene Person wirtschaftliche Beteiligungen am Anteilskapital der Gesellschaft oder Optionen auf dieses Kapital.
	(d) Feargal Dempsey ist Mitglied des Verwaltungsrats der Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft. Gary Buxton ist Verwaltungsratsmitglied der Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft und von Invesco UK Services Limited. Katy Walton Jones ist ...

	DATENSCHUTZ

	18. Wesentliche Verträge
	(a) Der Managementvertrag vom 22. Dezember 2008 zwischen der Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft. Der Managementvertrag sieht vor, dass die Bestellung der Verwaltungsgesellschaft so lange in Kraft bleibt, bis sie entweder von der Verwaltungsg...
	(b) Der Anlageverwaltungsvertrag vom 22. Dezember 2008 zwischen der Gesellschaft und dem Anlageverwalter. Der Anlageverwaltungsvertrag sieht vor, dass die Bestellung des Anlageverwalters so lange wirksam bleibt, bis der Vertrag von einer der Parteien ...
	(c) Der Verwahrstellenvertrag vom 10. Oktober 2016 zwischen der Gesellschaft und der Northern Trust Fiduciary Services (Ireland) Limited.
	(d) Der Verwaltungsvertrag vom 12. Mai 2014 zwischen der Verwaltungsgesellschaft, der Gesellschaft und dem Administrator. Der Verwaltungsvertrag sieht vor, dass die Bestellung des Administrators so lange wirksam bleibt, bis der Vertrag von einer der P...
	(e) Weitere Verträge: Zusätzlich zu den vorgenannten Verpflichtungen können lokale Gesetze oder Bestimmungen in bestimmten Hoheitsgebieten des EWR vorschreiben, dass der Fonds eine lokale Zahlstelle einrichtet. Zur Aufgabe der Zahlstelle kann u. a. di...

	19. Unternehmensinformationen
	ÜBERTRAGUNG VON ANTEILEN
	BEKANNTGABE VON PREISEN
	KOMMUNIKATION MIT DEN ANTEILINHABERN
	GRÜNDUNG UND GRUNDKAPITAL
	ZUSAMMENFASSUNG DER SATZUNG
	(i) die Bereitstellung einer Sicherheit, Garantie oder Entschädigung an das Verwaltungsratsmitglied hinsichtlich Geldern, die das Verwaltungsratsmitglied der Gesellschaft oder einer ihrer Tochtergesellschaften oder einem mit ihr verbundenen Unternehme...
	(ii) die Bereitstellung einer Sicherheit, Garantie oder Entschädigung gegenüber einem Dritten in Bezug auf eine Schuld oder Verpflichtung der Gesellschaft oder ihrer Tochtergesellschaften oder mit ihr verbundenen Unternehmen, für die das Verwaltungsra...
	(iii) einen Vorschlag, der ein Angebot über Aktien oder Schuldscheine oder andere Wertpapiere von oder durch die Gesellschaft oder eine ihrer Tochtergesellschaften oder ein mit ihr assoziiertes Unternehmen zur Zeichnung, zum Kauf oder Tausch betrifft,...
	(iv) einen Vorschlag, der ein anderes Unternehmen betrifft, an dem das Verwaltungsratsmitglied unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, ob als leitender Angestellter, Anteilsinhaber oder auf irgendeine andere Art und Weise.
	(i) Die Erlöse aus der Zuteilung und Ausgabe von Anteilen jeder Anteilsklasse fließen dem jeweiligen, für diese Anteilsklasse aufgelegten Fonds zu, und die auf diese Anteilsklasse entfallenden Vermögenswerte und Verbindlichkeiten sowie Erträge und Auf...
	(ii) Ein Vermögenswert, der von einem anderen Vermögenswert bzw. anderen Vermögenswerten, der bzw. die Bestandteil eines Fonds ist bzw. sind, abgeleitet wird (gleich ob Barmittel oder nicht), wird in den Büchern und Aufzeichnungen der Gesellschaft dem...
	(iii) In dem Fall, dass es Vermögenswerte der Gesellschaft gibt, die nach Auffassung des Verwaltungsrats nicht einem oder mehreren bestimmten Fonds zugeschrieben werden können, steht es im Ermessen des Verwaltungsrats, vorbehaltlich der Zustimmung der...
	(iv) Es werden keine Anteile zu Bedingungen ausgegeben, die die Anteilsinhaber eines Fonds berechtigen würden, sich abgesehen von den Vermögenswerten (falls vorhanden) des Fonds, die mit diesen Anteilen verbunden sind, an den Vermögenswerten der Gesel...
	(v) Jedem Fonds werden die Verbindlichkeiten, Aufwendungen, Kosten, Belastungen oder Rücklagen der Gesellschaft belastet, die sich auf diesen Fonds beziehen oder diesem zuzuordnen sind; und
	(vi) Falls ein einem Fonds zuzurechnender Vermögenswert für die Erfüllung einer Verbindlichkeit, die nicht diesem Fonds zuzurechnen ist, verwendet wird, gelten die Bestimmungen von Section 1406(6) des Companies Act.
	(A) falls der Nettoinventarwert desjeweiligen Fonds zu irgendeinem Zeitpunkt unter dem vom Verwaltungsrat für diesen Fonds festgelegten und im jeweiligen Prospektnachtrag genannten Mindestfondsvolumen liegt; oder
	(B) falls ein Fonds nicht mehr zugelassen oder anderweitig offiziell genehmigt ist; oder
	(C) falls ein Gesetz verabschiedet wird, durch das die Fortführung des jeweiligen Fonds rechtswidrig oder nach Ansicht des Verwaltungsrats undurchführbar oder nicht ratsam wird; oder
	(D) falls sich das Geschäft oder die wirtschaftliche oder politische Situation in Bezug auf einen Fonds in wesentlicher Hinsicht ändert, was nach Ansicht des Verwaltungsrats zu erheblichen Nachteilen für die Anlagen des jeweiligen Fonds führen würde; ...
	(E) falls der Verwaltungsrat den Beschluss gefasst hat, dass die Fortführung eines Fonds unter Berücksichtigung der aktuellen Marktbedingungen und den besten Interessen der Anteilsinhaber undurchführbar oder nicht ratsam ist.

	(i) Der Verwaltungsrat muss den Anteilsinhabern des jeweiligen Fonds eine Auflösungsmitteilung machen und mit dieser Mitteilung das Datum festlegen, an dem diese Auflösung wirksam wird, wobei dieses Datum nach einem bestimmten Zeitraum nach Zustellung...
	(ii) Mit Wirkung vom und ab dem Datum, zu dem ein Fonds aufgelöst wird oder im Fall des nachstehenden Unterabsatzes (a), von und ab einem anderen, vom Verwaltungsrat gegebenenfalls festgelegten Datum:
	(a) dürfen keine Anteile des jeweiligen Fonds von der Gesellschaft ausgegeben oder verkauft werden;
	(b) wird der Anlageverwalter nach den Weisungen des Verwaltungsrats alle Vermögenswerte veräußern, die sich dann im Bestand des jeweiligen Fonds befinden (wobei diese Veräußerung auf die Art und Weise und innerhalb des Zeitraums nach der Auflösung des...
	(c) wird die Verwahrstelle nach den jeweiligen Weisungen des Verwaltungsrats alle Nettobarerlöse, die aus der Realisierung des jeweiligen Fonds stammen und für den Zweck einer solchen Verteilung zur Verfügung stehen, an die Anteilsinhaber im Verhältni...
	(d) jede dieser oben unter (c) genannten Verteilungen/Ausschüttungen soll auf die Art und Weise erfolgen, die der Verwaltungsrat nach seinem alleinigen und freien Ermessen festlegen kann, soll aber nur gegen Vorlage der Urkunden oder Zertifikate in Be...
	(e) Der Verwaltungsrat ist befugt, eine Umstrukturierung und/oder Verschmelzung der Gesellschaft oder eines oder mehrerer Fonds zu den Bedingungen und Konditionen vorzuschlagen und umzusetzen, die vom Verwaltungsrat vorbehaltlich der folgenden Konditi...
	 dass die vorherige Genehmigung der Zentralbank eingeholt wurde; und
	 dass den Anteilsinhabern des jeweiligen Fonds oder der jeweiligen Fonds die Einzelheiten zum Umstrukturierungs- und/oder Verschmelzungsplan in einer vom Verwaltungsrat genehmigten Form mitgeteilt wurden, und dass ein Sonderbeschluss der Anteilsinhab...

	(i) Falls die Gesellschaft abgewickelt werden soll, verwendet der Liquidator das Vermögen der einzelnen Fonds, vorbehaltlich der Bestimmungen des Companies Act, auf die Weise und in der Reihenfolge, die er für die Befriedigung der sich auf den jeweili...
	(ii) Zunächst wird der einer Anteilsklasse jeweils zuzurechnende verhältnismäßige Anteil des Vermögens eines Fonds an die Inhaber von Anteilen der jeweiligen Anteilsklasse in dem Verhältnis ausgeschüttet, in dem die von jedem Anteilsinhaber gehaltenen...
	(iii) Ein Fonds kann gemäß Section 1406 des Companies Act abgewickelt werden, und in diesem Falle gelten die Bestimmungen für die Abwicklung in der Satzung bezüglich dieses Fonds entsprechend.
	(iv) Falls die Gesellschaft abgewickelt werden soll (gleich, ob die Liquidation freiwillig, unter Aufsicht oder durch das Gericht erfolgt), kann der Liquidator kraft eines Sonderbeschlusses der betreffenden Anteilsinhaber und aller sonstigen Bevollmäc...


	SONSTIGES
	DOKUMENTE ZUR EINSICHT
	VERGÜTUNGSPOLITIK
	ANHANG I - Märkte
	BÖRSEN UND GEREGELTE MÄRKTE
	(i) sich in einem Mitgliedstaat befindet;
	(ii) sich in einem EWR-Mitgliedstaat befindet; oder
	(iii) sich in Australien, Kanada, Hongkong, Japan, Neuseeland, der Schweiz, den Vereinigten Staaten von Amerika, der Türkei oder dem Vereinigten Königreich befindet;
	(i) Der von der International Capital Market Association organisierte Markt;
	(ii) Der (i) von Banken und anderen Institutionen betriebene, durch die britische Finanzaufsichtsbehörde (Financial Services Authority, FSA) geregelte Markt, der den Inter-Professional Conduct-Bestimmungen des Market Conduct Sourcebook der FSA unterli...
	(iii) Der Markt für US-Regierungspapiere, der von Wertpapierhändlern für Staatspapiere (Primary Dealers) betrieben und von der Federal Reserve Bank of New York und der US-Börsenaufsicht (Securities and Exchange Commission) geregelt wird;
	(iv) Der Freiverkehrsmarkt in den Vereinigten Staaten, der von Wertpapierhändlern für Staatspapiere und Sekundärhändlern (Secondary Dealers), die von der US-Börsenaufsicht und der Financial Industry Regulatory Authority reguliert werden, betrieben wir...
	(v) Der Freiverkehrsmarkt für kanadische Regierungsanleihen wie von der Investment Industry Regulatory Organisation of Canada reguliert; und
	(vi) Der französische Markt für Titres de Creance Negotiable (Freiverkehrsmarkt für handelbare Schuldtitel)
	(i) NASDAQ.

	ANHANG II - Für die Fonds gemäß den Vorschriften geltende Anlagebeschränkungen
	(a) zur Risikoreduzierung;
	(b) zur Kostenreduzierung; oder
	(c) zur Generierung von zusätzlichem Kapital oder Erträgen für den jeweiligen Fonds mit einem angemessenen Maß an Risiko und unter Berücksichtigung des Risikoprofils des Fonds, wie im Prospekt und dem Prospektnachtrag sowie den allgemeinen Bestimmunge...

	ANHANG IV - Zusatz zum Prospekt (der „Zusatz“) vom 22. Oktober 2021 Fonds der Gesellschaft
	ANHANG V - Globales Markt- und Unterverwahrstellennetz
	ANHANG VI - Nachhaltigkeitsbezogene Finanzierung


